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A. Problem und Ziel 

Die historisch bedingte Struktur der Rentenversicherung entspricht nicht mehr 
den Anforderungen an eine moderne und effiziente Verwaltung: 

• Nach der Vereinheitlichung des Leistungsrechts ist die organisatorische 
Gliederung in Arbeiter- und Angestelltenversicherung nicht mehr zeitge- 
mäß. 

• Durch den sektoralen Wandel auf dem Arbeitsmarkt ist es im letzten Jahr- 
zehnt zu einer Verschiebung des Anteils der Versicherten von der Arbeiter- 
rentenversicherung zur Angestelltenversicherung gekommen. Eine neue 
Versichertenverteilung wird stabile Rahmenbedingungen für die Rentenver- 
sicherungsträger schaffen. 

• Durch eine effektive Steuerung auf Bundesebene sollen vorhandene Ratio- 
nalisierungs- und Synergiepotentiale ausgeschöpft werden. 

• Der Verwaltungsaufwand der Träger muss gesenkt, die Zahl der Träger re- 
duziert und das Kosten- und Leistungsverhältnis bei den einzelnen Renten- 
versicherungsträgem durch die Weiterentwicklung moderner Steuemngs- 
instmmente wie Controlling und Benchmarking optimiert werden. 

• Die komplizierten Ausgleichsverfahren und Finanzströme in der Rentenver- 
sichemng müssen vereinfacht und das wachsende Ungleichgewicht bei den 
Beitragseinnahmen zwischen Landesversichemngsanstalten und Bundesver- 
sichemngsanstalt für Angestellte ausgeglichen werden. 

Der im Febmar 2003 eingerichtete Arbeitskreis der Staatssekretärinnen und 
Staatssekretäre aus den Sozialressorts des Bundes und der Länder hat ein Ge- 
meinsames Konzept zur Organisationsreform der gesetzlichen Rentenversiche- 
mng erarbeitet, das der Bundeskanzler und die Regiemngschefs der Länder am 
26. Juni 2003 gebilligt haben. Das Bundesministerium für Gesundheit und So- 
ziale Sichemng wurde beauftragt, auf dieser Gmndlage einen Gesetzentwurf zu 
erarbeiten. Mit dem Gesetz zur Organisationsreform in der gesetzlichen Ren- 
tenversichemng werden die Regelungen des Gemeinsamen Konzeptes umge- 
setzt. Ziel ist es, durch eine umfassende Organisationsreform die Wirtschaft- 
lichkeit und Effektivität der Rentenversichemng zu verbessern und für die 
Träger stabile Rahmenbedingungen zu schaffen. Es wird angestrebt, innerhalb 
von fünf Jahren nach Inkrafttreten der Reform den Anteil der Verwaltungs- und 
Verfahrenskosten um 10 % zu senken. Darüber hinaus soll die Versicherten- 
nähe und Serviceorientiemng der Rentenversichemngsträger gestärkt werden. 
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B. Lösung 

• Die Arbeiterrentenversicherung und Angestelltenversicherung werden unter 
dem Namen „Deutsche Rentenversicherung“ zur allgemeinen Rentenversi- 
cherung zusammengefasst. 

• Die Zuordnung der Versicherten erfolgt im Rahmen der Vergabe der Versi- 
cherungsnummer im Verhältnis von 55 % (Regionalträger) zu 40 % (Deut- 
sche Rentenversicherung Bund) und zu 5 % (Deutsche Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See). Dadurch erhalten alle Rentenversicherungsträger 
dauerhaft stabile Rahmenbedingungen. 

• Die Steuerungs- und Koordinierungsfunktion auf Bundesebene wird ge- 
stärkt durch den Zusammenschluss des Verbandes Deutscher Rentenver- 
sicherungsträger e. V. und der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
zur Deutschen Rentenversicherung Bund, bei der die Grundsatz- und Quer- 
schnittsaufgaben für die gesamte Rentenversicherung mit verbindlicher Ent- 
scheidungskompetenz gegenüber den Trägem gebündelt werden. Die Stär- 
kung und Geschlossenheit der Rentenversichemngsträger wird auch nach 
außen durch eine neue Namensgebung dokumentiert. 

• Bei der neuen Deutschen Rentenversichemng Bund wird eine neue Selbst- 
verwaltungsstraktur geschaffen. Die Regionalträger und die Deutsche Ren- 
tenversichemng Knappschaft-Bahn-See sind in die Entscheidungsgremien 
eingebunden, da sie an die verbindlichen Beschlüsse der Deutschen Renten- 
versichemng Bund gebunden werden. 

• Durch eine Neuregelung der Finanzverfassung werden die Zahlungsströme 
zwischen den Rentenversichemngsträgem reduziert. Die finanzielle Eigen- 
ständigkeit der Träger bleibt erhalten. Für die Arbeitgeber entfällt im Rah- 
men des Beitragseinzugs die Differenziemng nach Arbeitern und Angestell- 
ten. 

• Alle Rentenversichemngsträger werden verpflichtet, ein Benchmarking der 
Leistungs- und Qualitätsdaten durchzuführen, das durch die Deutsche Ren- 
tenversichemng Bund koordiniert wird. 

• Die Zahl der Bundesträger wird von vier auf zwei durch Vereinigung von 
Bundesknappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse reduziert. Im 
Bereich der Regionalträger sind ebenfalls Zusammenschlüsse vorgesehen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen 

Durch die Verschlankung der Verwaltungsstmkturen und die Vereinfachung der 
Finanzströme in der gesetzlichen Rentenversichemng ergibt sich eine dauer- 
hafte Entlastung der im Umlageverfahren zu finanzierenden Verwaltungs- und 
Verfahrenskosten und somit langfristig auch der Eohnnebenkosten. Hierzu tra- 
gen insbesondere die Reduziemng der Trägerzahl, die Bündelung von Gmnd- 
satz- und Querschnittsaufgaben auf Bundesebene, der Benchmarkingprozess 
unter den Rentenversichemngsträgem, die Optimiemng der Finanzbeziehungen 
zwischen den Arbeitgebern und den Einzugsstellen sowie die Minimiemng der 
Zahlungsströme bei. 

Insbesondere durch den Benchmarkingprozess trägt die Organisationsreform 
dazu bei, die Rationalisiemngspotentiale auszuschöpfen und transparent zu ma- 
chen. 
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Der Bund wird langfristig infolge der durch Synergieeffekte verbesserten Wirt- 
schaftlichkeit und Effektivität bei den Zahlungen an die allgemeine und knapp- 
schaftliche Rentenversicherung entlastet. Diese Entlastungswirkung tritt ab 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes stetig ein und hat das Ziel in den ersten fünf 
Jahren den Verwaltungs- und Verfahrenskostenanteil um 10 % zu senken. Aus- 
gehend von Verwaltungs- und Verfahrenskosten in Höhe von ca. 3,5 Mrd. Euro 
in der gesetzlichen Rentenversicherung, ist nach längstens 5 Jahren von einem 
konstanten jährlichen Einsparvolumen von 350 Mio. Euro bezogen auf das 
Ausgangsjahr 2005 auszugehen. 


E. Sonstige Kosten 

Der entstehende Vollzugsaufwand für die öffentliche Hand ist nicht quantifi- 
zierbar. 

Durch die mit der Organisationsreform verbundenen Einsparungen wird das 
verfügbare Einkommen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den Jah- 
ren, in denen der Beitragssatz gesenkt werden kann, erhöht. Die Personalkosten 
der Unternehmen sinken im gleichen Umfang. 
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Bundesrepublik Deutschland 
DER Bundeskanzler 


Berlin, den 



August 2004 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Organisationsreform in der 
gesetzlichen Rentenversicherung (RVOrgG) 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung. 

Der Bundesrat hat in seiner 802. Sitzung am 9. Juli 2004 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Organisationsreform in der gesetziichen 
Rentenversicherung (RVOrgG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 


Inhaltsübersicht 

Artikel 1 Änderung des Sechsten Buches Sozial- 
gesetzbuch 9 

Artikel 2 Weitere Änderung des Sechsten Buches 

Sozialgesetzbuch 22 

Artikel 3 Änderung des Ersten Buches Sozial- 
gesetzbuch 23 

Artikel 4 Änderung des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch 24 

Artikel 5 Änderung des Vierten Buches Sozial- 
gesetzbuch 24 

Artikel 6 Änderung des Fünften Buches Sozial- 
gesetzbuch 29 

Artikel 7 Änderung des Siebten Buches Sozial- 
gesetzbuch 30 

Artikel 8 Änderung des Neunten Buches Sozial- 
gesetzbuch 31 

Artikel 9 Änderung des Zehnten Buches Sozial- 
gesetzbuch 31 

Artikel 10 Änderung des Elften Buches Sozial- 
gesetzbuch 31 

Artikel 1 1 Änderung des Zwölften Buches Sozial- 
gesetzbuch 31 

Artikel 12 Änderung des Gesetzes über die Rechts- 
verhältnisse der Mitglieder des Deutschen 
Bundestages 31 

Artikel 13 Änderung der Verordnung zur Durch- 
führung des Bundesdisziplinargesetzes 
bei den bundesunmittelbaren Körper- 
schaften mit Dienstherrnfähigkeit im 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 


für Gesundheit und Soziale Sicherung 32 

Artikel 14 Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes . . 33 

Artikel 1 5 Änderung des Dienstrechtlichen Kriegs- 

folgen-Abschlussgesetzes 34 

Artikel 16 Änderung des Krankenhausfmanzierungs- 

gesetzes 34 

Artikel 17 Änderung der Bundespflegesatzverordnung 34 

Artikel 18 Änderung des Gesetzes zur Förderung eines 

freiwilligen sozialen Jahres 34 

Artikel 19 Änderung des Gesetzes zur Förderung eines 

freiwilligen ökologischen Jahres 34 

Artikel 20 Änderung der Sozialhilfedatenabgleichs- 
verordnung 34 


Artikel 2 1 Änderung des Entschädigungsrenten- 
gesetzes 35 

Artikel 22 Änderung des Mikrozensusgesetzes 35 

Artikel 23 Aufhebung des Gesetzes zur Änderung des 

Sozialgerichtsgesetzes 35 

Artikel 24 Änderung des Gesetzes zur Regelung von 

Härten im Versorgungsausgleich 35 

Artikel 25 Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes . . 35 

Artikel 26 Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes . . 35 

Artikel 27 Änderung der Verordnung zur Durchführung 

von § 5 Abs. 4 des Finanzverwaltungs- 
gesetzes 36 

Artikel 28 Änderung der Abgabenordnung 36 

Artikel 29 Änderung des Berlinförderungsgesetzes 

1990 36 

Artikel 30 Änderung des Einkommensteuergesetzes ... 36 

Artikel 31 Änderung des Körperschaftsteuergesetzes .. 36 

Artikel 32 Änderung des Gewerbesteuergesetzes 36 

Artikel 33 Änderung des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes 36 


Artikel 34 Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Verbindlichkeiten nationalsozialistischer 
Einrichtungen und der Rechtsverhältnisse 


an deren Vermögen 37 

Artikel 35 Änderung des Versicherungsaufsichts- 
gesetzes 37 

Artikel 36 Änderung des Gesetzes zur Neuordnung 

der Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen 
und Straßenbahnen 37 

Artikel 37 Änderung des Arbeitssicherstellungs- 
gesetzes 37 

Artikel 38 Änderung des Lohnfortzahlungsgesetzes ... 37 

Artikel 39 Änderung des Gesetzes zur Verbesserung 

der betrieblichen Altersversorgung 37 

Artikel 40 Aufhebung des Gesetzes über den 

Ausgleich von Aufwendungen für das 
Altersübergangsgeld 37 

Artikel 41 Änderung des Hüttenknappschaftlichen 

Zusatzversicherungs-Gesetzes 37 

Artikel 42 Änderung der Studentenkranken- 

versicherungs-Meldeverordnung 38 

Artikel 43 Änderung des Krankenversicherungs- 

Kostendämpfungsgesetzes 38 

Artikel 44 Änderung der Postrentendienstverordnung 38 

Artikel 45 Änderung des Fremdrentengesetzes 41 
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Artikel 46 Änderung des Gesetzes über die 

Alterssicherung der Landwirte 42 

Artikel 47 Änderung des Gesetzes zur Förderung der 
Einstellung der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit 42 

Artikel 48 Änderung des Künstlersozialversicherungs- 
gesetzes 42 


Artikel 49 Änderung des Gesetzes zu der Vereinbarung 
vom 10. Dezember 1964 zur Durchführung 
des Abkommens vom 20. April 1960 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland über 
Soziale Sicherheit 42 

Artikel 50 Änderung des Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 4. Dezember 1973 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem 
Spanischen Staat über Soziale Sicherheit 
und dem Ergänzungsabkommen vom 


17. Dezember 1975 43 

Artikel 5 1 Änderung des Sozialversicherungs- 

Angleichungsgesetzes-Saar 43 

Artikel 52 Änderung des Beiträge-Rückzahlungs- 

gesetzes 43 

Artikel 53 Änderung des Renten-Überleitungsgesetzes 43 

Artikel 54 Änderung des Anspruchs- und 

Anwartschaftsüberführungsgesetzes 43 

Artikel 55 Änderung der AAÜG-Erstattungs- 

verordnung 44 

Artikel 56 Änderung des Zusatzversorgungssystem- 

Gleichstellungsgesetzes 44 

Artikel 57 Änderung der Wahlordnung für die 

Sozialversicherung 44 

Artikel 58 Weitere Änderung der Wahlordnung für die 

Sozialversicherung 45 

Artikel 59 Änderung der Schiedsamtsverordnung .... 47 

Artikel 60 Änderung des Sozialversicherungs- 

Organisationsgesetzes Saar 47 

Artikel 6 1 Änderung des Achten Gesetzes zur 

Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes . . 47 


Artikel 62 Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 47 
Artikel 63 Änderung der Beitragszahlungsverordnung 47 


Artikel 64 Änderung der Beitragsüberwachungs- 
verordnung 48 

Artikel 65 Änderung der Datenerfassungs- und 

-Übermittlungsverordnung 48 

Artikel 66 Änderung der Beitragseinzugs- und 

Meldevergütungsverordnung 48 

Artikel 67 Änderung der Risikostruktur- 

Ausgleichsverordnung 49 

Artikel 68 Änderung des Gesetzes zur Stabilisierung 
des Mitgliederkreises von Bundesknapp- 
schaft und See-Krankenkasse 49 


Artikel 69 Änderung des Gesetzes zu dem Zweiten 
Zusatzabkommen vom 2. März 1989 zum 
Abkommen vom 25. Februar 1964 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 


über Soziale Sicherheit und der Zusatz- 
vereinbarung vom 2. März 1989 zur 
Vereinbarung vom 25. August 1978 zur 
Durchführung des Abkommens 49 

Artikel 70 Änderung des Krankenhausentgeltgesetzes 50 

Artikel 7 1 Änderung der RV-Pauschalbeitrags- 

verordnung 50 

Artikel 72 Änderung der Versorgungslast-Erstattungs- 
verordnung 50 

Artikel 73 Änderung der Reha-Pauschalerstattungs- 

verordnung 50 

Artikel 74 Änderung der RV-Wehr- und Zivildienst- 
pauschalbeitragsverordnung 51 

Artikel 75 Änderung der Verordnung über die 

Erstattung einigungsbedingter Leistungen 
an die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten 51 

Artikel 76 Änderung der Versicherungsnummem-, 


Kontoführungs- und Versicherungsverlaufs- 
verordnung 52 

Artikel 77 Aufhebung des Gesetzes zur Ausgleichs- 
zahlung durch die Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung an die Krankenkassen 53 

Artikel 78 Änderung der Verordnung über die 
Pauschalierung und Zahlung des 
Ausgleichsbetrags der Bundesagentur 
für Arbeit an die Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung für arbeitsmarkt- 
bedingte Renten wegen voller Erwerbs- 


minderung 53 

Artikel 79 Änderung des Behindertengleichstellungs- 
gesetzes 54 

Artikel 80 Änderung des Gesetzes zur Zusammen- 
führung und Neugliederung der Bundes- 
eisenbahnen 54 

Artikel 8 1 Änderung des Gesetzes über die Gründung 

einer Deutsche Bahn Aktiengesellschaft ... 54 


Artikel 82 Gesetz zur Errichtung der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der 
Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See 54 

Artikel 83 Gesetz zu Übergangsregelungen zur 

Organisationsreform in der gesetzlichen 
Rentenversicherung 55 

Artikel 84 Gesetz zur Abgaben- und Gerichtskosten- 
befreiung im Rahmen der Organisations- 
reform in der gesetzlichen Renten- 


versicherung 59 

Artikel 85 Rückkehr zum einheitlichen 

Verordnungsrang 60 

Artikel 86 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 60 
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Artikel 1 

Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzhuch 

(860-6) 

Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Ren- 
tenversicherung - in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 3384), zuletzt ge- 
ändert durch . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angaben zum Dritten Kapitel, Erster Abschnitt 
werden wie folgt gefasst: 

„Drittes Kapitel 

Organisation, Datenschutz und Datensicherheit 

Erster Abschnitt 

Organisation 

Erster Unterabschnitt 

Deutsche Rentenversicherung 

§ 125 Träger der gesetzlichen Rentenversicherung 

Zweiter Unterabschnitt 

Zuständigkeit in der allgemeinen Rentenversicherung 

§ 126 Zuständigkeit der Träger der Rentenversi- 
cherung 

§ 127 Zuständigkeit für Versicherte und Hinter- 
bliebene 

§ 128 Örtliche Zuständigkeit der Regionalträger 

§ 129 Zuständigkeit der Deutschen Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See für Versi- 
cherte 

§ 130 Sonderzuständigkeit der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See 

§ 131 Auskunfts- und Beratungsstellen 

Dritter Unterabschnitt 

Zuständigkeit in der knappschaftlichen Rentenversi- 
cherung 

§ 132 Versicherungsträger 

§ 133 Zuständigkeit der Deutschen Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See für Be- 
schäftigte 

§ 134 Knappschaftliche Betriebe und Arbeiten 
§ 135 Nachversicherung 

§ 136 Sonderzuständigkeit der Deutschen Renten- 

versicherung Knappschaft-Bahn-See 

§ 137 Besonderheit bei der Durchführung der Ver- 
sicherung und bei den Leistungen 

Vierter Unterabschnitt 

Grundsatz- und Querschnittsaufgaben der Deutschen 
Rentenversicherung, Erweitertes Direktorium 

§ 138 Grundsatz- und Querschnittsaufgaben der 
Deutschen Rentenversicherung 


§ 139 Erweitertes Direktorium 

§ 140 Arbeitsgruppe Personalvertretung der Deut- 
schen Rentenversicherung 

Fünfter Unterabschnitt 

Vereinigung von Regionalträgem 

§ 141 Vereinigung von Regional trägem auf Be- 
schluss ihrer Vertreterversammlungen 

§ 142 Vereinigung von Regionalträgem durch 
Rechtsverordnung“. 

b) Nach der Angabe zu § 212 werden folgende Angaben 
eingefügt: 

„§ 212a Prüfung der Beitragszahlungen und Meldun- 
gen für sonstige Versicherte und Nachversi- 
cherte 

§ 212b Prüfung der Beitragszahlung bei versiche- 
mngspflichtigen Selbständigen“. 

c) Nach der Angabe zu § 214 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

„§214a Liquiditätserfassung“. 

d) Die Angabe zu § 2 1 8 wird wie folgt gefasst: 

„§218 (weggefallen)“. 

e) Die Angabe zu § 219 wird wie folgt gefasst: 

„§219 Finanzverbund in der allgemeinen Renten- 
versichemng“. 

f) Die Angabe zu § 273 wird wie folgt gefasst: 

„§273 Zuständigkeit der Deutschen Rentenversi- 
chemng Knappschaft-Bahn-See“. 

g) Die Angabe zu § 273b wird wie folgt gefasst: 

„§ 273b (weggefallen)“. 

h) Die Angabe zu § 274a wird wie folgt gefasst: 

„§ 274a (weggefallen)“. 

i) Nach der Angabe zu § 274b wird folgende Angabe 
eingefügt: 

„Dritter Titel 

Übergangsvorschriften zur Zuständigkeit der Renten- 
versichemngsträger 

§ 274c Ausgleichsverfahren 

§ 274d Zuständigkeit der Träger der Rentenversi- 
chemng bis zur Errichtung der Deutschen 
Rentenversicherang Bund und der Deut- 
schen Rentenversichemng Knappschaft- 
Bahn-See“. 

2. In § 6 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Angestellte“ durch 

das Wort „Beschäftigte“ ersetzt. 

3. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Sie werden nur auf Gmnd von Richtlinien der Deut- 
schen Rentenversichemng Bund erbracht, die im Be- 
nehmen mit dem Bundesministerium für Gesundheit 
und Soziale Sichemng erlassen werden.“ 
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b) ln Absatz 3 werden die Wörter „im Bereich der 
Träger der Rentenversicherung der Arbeiter sowie 
im Bereich der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte und der Bundesknappschaft“ gestrichen. 

4. ln § 52 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

5. ln § 63 Abs. 7 werden die Wörter „Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Angestellten“ durch die Wörter 
„allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

6. ln § 68 Abs. 1, 3 und 5 werden jeweils die Wörter 
„Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestell- 
ten“ durch die Wörter „allgemeinen Rentenversiche- 
rung“ ersetzt. 

7. ln § 80 werden jeweils die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

8. ln § 83 Abs. 1 Satz 4 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

9. ln § 84 Abs. 2 und 3 werden jeweils die Wörter „Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und der Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ 
ersetzt. 

10. ln § 86 Abs. 2 Satz 1 werden jeweils die Wörter „Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und der Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ 
ersetzt. 

11. ln § 87 Abs. 2 und 3 werden jeweils die Wörter „Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und der Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ 
ersetzt. 

12. ln § 93 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

13. § 109a Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 2 Nr. 2 werden die Wörter „die Landes- 
versicherungsanstalt, die“ durch die Wörter „der 
Regionalträger, der“ ersetzt. 

b) ln den Sätzen 3 und 4 zweiter Halbsatz werden je- 
weils die Wörter „der Verband Deutscher Renten- 
versicherungsträger“ durch die Wörter „die Deut- 
sche Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

14. ln § 115 Abs. 6 Satz 2 werden die Wörter „gemeinsa- 
men Richtlinien der Träger der Rentenversicherung“ 
durch die Wörter „Richtlinien der Deutschen Renten- 
versicherung Bund“ ersetzt. 

15. § 1 1 9 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch 
die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

b) ln Absatz 3 Nr. 2 werden die Wörter „den Verband 
Deutscher Rentenversicherungsträger“ durch die 
Wörter „die Deutsche Rentenversicherung Bund“ 
ersetzt. 


c) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Deutsche Rentenversicherung Bund setzt für 

die Träger der allgemeinen Rentenversicherung die 

Vorschüsse fest.“ 

d) Absatz 6 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Deutsche Rentenversicherung Bund setzt für 

die Träger der allgemeinen Rentenversicherung die 

Vorschüsse fest.“ 

16. ln § 120a Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 werden die Wörter „Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und der Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ 
ersetzt. 

17. Das Dritte Kapitel Erster Abschnitt Erster bis Fünfter 
Unterabschnitt wird wie folgt gefasst: 

„Drittes Kapitel 

Organisation, Datenschutz und Datensicherheit 
Erster Abschnitt 
Organisation 
Erster Unterabschnitt 
Deutsche Rentenversicherung 
§ 125 

Träger der gesetzlichen Rentenversicherung 

(1) Die Aufgaben der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung (allgemeine Rentenversicherung und knapp- 
schaftliche Rentenversicherung) werden von Regional- 
trägem und Bundesträgem wahrgenommen. Der Name 
der Regionalträger der gesetzlichen Rentenversiche- 
mng besteht aus der Bezeichnung „Deutsche Renten- 
versichemng“ und einem Zusatz für ihre jeweilige re- 
gionale Zuständigkeit. 

(2) Bundesträger sind die Deutsche Rentenversiche- 
mng Bund und die Deutsche Rentenversicherang 
Knappschaft-Bahn-See. Die Deutsche Rentenversiche- 
mng Bund nimmt auch die Gmndsatz- und Quer- 
schnittsaufgaben und die gemeinsamen Angelegenhei- 
ten der Träger der Rentenversicherang wahr. 

Zweiter Unterabschnitt 

Zuständigkeit in der allgemeinen Rentenversicherang 
§ 126 

Zuständigkeit der Träger der Rentenversicherung 

Für die Erfüllung der Aufgaben der Rentenversiche- 
rang sind in der allgemeinen Rentenversicherung die 
Regionalträger, die Deutsche Rentenversicherung 
Bund und die Deutsche Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See zuständig. 

§ 127 

Zuständigkeit für Versicherte und Hinterbliebene 

(1) Zuständig für Versicherte ist der Träger der Ren- 
tenversicherung, der durch die Datenstelle der Träger 
der Rentenversicherung bei der Vergabe der Versiche- 
rangsnummer festgelegt worden ist. Ist eine Versiche- 
rangsnummer noch nicht vergeben, ist bis zur Vergabe 
der Versicherungsnummer die Deutsche Rentenversi- 
cherung Bund zuständig. 
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(2) Das Erweiterte Direktorium der Deutschen Ren- 
tenversicherung Bund bestimmt die Zuordnung von 
Versicherten zu einem Träger der Rentenversicherung 
nach folgenden Grundsätzen: 

1. Die Versicherten werden zu 55 vom Hundert den 
Regionalträgern, zu 40 vom Hundert der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und zu 5 vom Hundert 
der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See zugeordnet. 

2. Im ersten Schritt werden Versicherte gemäß §§ 129 
oder 133 der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See unter Anrechnung auf ihre 
Quote nach Nummer 1 zugeordnet. 

3. Im zweiten Schritt werden den Regional trägem so 
viele der verbleibenden Versicherten zugeordnet, 
dass, für jeden örtlichen Zuständigkeitsbereich 
eines Regionalträgers gesondert, jeweils die Quote 
nach Nummer 1 hergestellt wird. 

4. Im dritten Schritt werden die übrigen Versicherten 
zur Herstellung der Quote nach Nummer 1 zwi- 
schen der Deutschen Rentenversicherang Bund 
und, unter Anrechnung der Vorwegzuordnung nach 
Nummer 2, der Deutschen Rentenversichemng 
Knappschaft-Bahn-See verteilt. Dabei werden der 
Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn- 
See Versicherte in Brandenburg, Hamburg, Hessen, 
Nordrhein- Westfalen, Oberbayem, Sachsen und im 
Saarland gleichmäßig zugewiesen. 

(3) Für Personen, die als Hinterbliebene eines ver- 
storbenen Versicherten Ansprüche gegen die Renten- 
versichemng geltend machen, ist der Träger der Ren- 
tenversichemng zuständig, an den zuletzt Beiträge für 
den verstorbenen Versicherten gezahlt worden sind. 
Der so zuständige Träger bleibt auch zuständig, wenn 
nach dem Tod eines weiteren Versicherten ein anderer 
Träger zuständig wäre. Bei gleichzeitigem Tod mehre- 
rer Versicherter ist der Träger der Rentenversichemng 
zuständig, an den der letzte Beitrag gezahlt worden ist. 
Sind zuletzt an mehrere Träger der Rentenversichemng 
Beiträge gezahlt worden, ergibt sich die Zuständigkeit 
nach folgender Reihenfolge: 

1. Deutsche Rentenversichemng Knappschaft-Bahn- 
See, 

2. Deutsche Rentenversichemng Bund, 

3. Regionalträger. 

§128 

Örtliche Zuständigkeit der Regionalträger 

(1) Die örtliche Zuständigkeit der Regionalträger 
richtet sich, soweit nicht nach über- und zwischenstaat- 
lichem Recht etwas anderes bestimmt ist, nach folgen- 
der Reihenfolge: 

1. Wohnsitz, 

2. gewöhnlicher Aufenthalt, 

3. Beschäftigungsort, 

4. Tätigkeitsort 


der Versicherten oder der Hinterbliebenen im Inland. 
Bei Leistungsansprüchen ist für die örtliche Zuständig- 
keit der Zeitpunkt der Antragstellung maßgebend. Bei 
Halbwaisenrenten ist der für den überlebenden Ehegat- 
ten, bei Waisenrenten, bei denen ein überlebender Ehe- 
gatte nicht vorhanden ist, der für die jüngste Waise 
bestimmte Regionalträger zuständig. Wären bei Leis- 
tungsansprüchen von Hinterbliebenen mehrere Regio- 
nalträger zuständig, ist der Regionalträger zuständig, 
bei dem zuerst ein Antrag gestellt worden ist. 

(2) Liegt der nach Absatz 1 maßgebende Ort nicht 
im Inland, ist der Regionalträger zuständig, der zuletzt 
nach Absatz 1 zuständig war. 

(3) Ist nach den Absätzen 1 und 2 die Zuständigkeit 
eines Trägers der Rentenversichemng nicht gegeben, 
ist die Deutsche Rentenversichemng Rheinprovinz zu- 
ständig. 

§ 129 

Zuständigkeit der Deutschen Rentenversichemng 
Knappschaft-Bahn-See für Versicherte 

(1) Die Deutsche Rentenversicherang Knappschaft- 
Bahn-See ist zuständig, wenn die Versicherten 

1 . beim Bundeseisenbahnvermögen, 

2. bei der Deutschen Bahn Aktiengesellschaft oder 
den gemäß § 2 Abs. 1 des Deutsche Bahn Grün- 
dungsgesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I 

S. 2378, 2386) ausgegliederten Aktiengesellschaf- 
ten, 

3. bei Unternehmen, die gemäß § 3 Abs. 3 des ge- 
nannten Gesetzes aus den Aktiengesellschaften aus- 
gegliedert worden sind, von diesen überwiegend 
behemscht werden und unmittelbar und überwie- 
gend Eisenbahnverkehrsleistungen erbringen oder 
eine Eisenbahninfrastmktur betreiben, 

4. bei den Bahn-Versicherangsträgem, der Kranken- 
versorgung der Bundesbahnbeamten und dem 
Bahnsozialwerk, 

5. in der Seefahrt (Seeschifffahrt und Seefischerei) 
oder 

6. bei der Deutschen Rentenversichemng Knapp- 
schaft-Bahn-See 

beschäftigt sind. 

(2) Die Deutsche Rentenversicherang Knappschaft- 
Bahn-See ist auch zuständig für selbständig Tätige, die 
als Seelotse, Küstenschiffer oder Küstenfischer versi- 
chemngspflichtig sind. 

§ 130 

Sonderzuständigkeit der Deutschen Rentenversiche- 
mng Knappschaft-Bahn-See 

Die Deutsche Rentenversichemng Knappschaft- 
Bahn-See ist für Leistungen zuständig, wenn ein Bei- 
trag auf Gmnd einer Beschäftigung oder selbständigen 
Tätigkeit nach § 129 Abs. 1 oder Abs. 2 gezahlt wor- 
den ist. In diesen Fällen führt die Deutsche Rentenver- 
sicherang Knappschaft-Bahn-See auch die Versiche- 
mng durch. 
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§ 131 

Auskunfts- und Beratungsstellen 

Die Regionalträger unterhalten für den Bereich der 
Auskunft und Beratung ein Dienststellennetz für die 
Deutsche Rentenversicherung. 

Dritter Unterabschnitt 

Zuständigkeit in der knappschaftlichen 
Rentenversicherung 

§132 

Versicherungsträger 

Träger der knappschaftlichen Rentenversicherung 
ist die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See. 

§ 133 

Zuständigkeit der Deutschen Rentenversicherung 

Knappschaft-Bahn-See für Beschäftigte 

Die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See ist zuständig, wenn die Versicherten 

1. in einem knappschaftlichen Betrieb beschäftigt 
sind, 

2. ausschließlich oder überwiegend knappschaftliche 
Arbeiten verrichten oder 

3. bei Arbeitnehmerorganisationen oder Arbeitgeber- 
organisationen, die berufsständische Interessen des 
Bergbaus wahmehmen, oder bei den Bergämtem, 
Oberbergämtem oder bergmännischen Prüfstellen, 
Forschungsstellen oder Rettungsstellen beschäftigt 
sind und für sie vor Aufnahme dieser Beschäfti- 
gung fünf Jahre Beiträge zur knappschaftlichen 
Rentenversicherung gezahlt worden sind. 

§ 134 

Knappschaftliche Betriebe und Arbeiten 

(1) Knappschaftliche Betriebe sind Betriebe, in de- 
nen Mineralien oder ähnliche Stoffe bergmännisch ge- 
wonnen werden, Betriebe der Industrie der Steine und 
Erden jedoch nur dann, wenn sie überwiegend unterir- 
disch betrieben werden. 

(2) Als knappschaftliche Betriebe gelten auch Ver- 
suchsgruben des Bergbaus. 

(3) Knappschaftliche Betriebe sind auch Betriebs- 
anstalten oder Gewerbeanlagen, die als Nebenbetriebe 
eines knappschaftlichen Betriebs mit diesem räumlich 
und betrieblich Zusammenhängen. 

(4) Knappschaftliche Arbeiten sind die räumlich und 
betrieblich mit einem Bergwerksbetrieb zusammen- 
hängenden, aber von einem anderen Unternehmer aus- 
geführten Arbeiten. Art und Umfang dieser Arbeiten 
bestimmt das Bundesministerium für Gesundheit und 
Soziale Sicherung durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

§ 135 

Nachversicherung 

Für die Nachversicherung ist die Deutsche Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der 


knappschaftlichen Rentenversicherung nur zuständig, 
soweit diese für die Zeit einer Beschäftigung bei dem 
Träger der knappschaftlichen Rentenversicherung 
durchgeführt wird. Sie ist auch zuständig für die Nach- 
versicherung einer Beschäftigung bei einem Bergamt, 
Oberbergamt oder einer bergmännischen Prüfstelle, 
wenn vor Aufgabe dieser Beschäftigung für fünf Jahre 
Beiträge zur knappschaftlichen Rentenversicherung 
gezahlt worden sind. 

§ 136 

Sonderzuständigkeit der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 

Die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See ist für Leistungen zuständig, wenn ein Bei- 
trag auf Grund einer Beschäftigung zur knappschaftli- 
chen Rentenversicherung gezahlt worden ist. In diesen 
Fällen führt die Deutsche Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See auch die Versicherung durch. 

§137 

Besonderheit bei der Durchführung 
der Versicherung und bei den Leistungen 

Die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See führt die Versicherung für Personen, die we- 
gen 

1 . einer Kindererziehung, 

2. eines Wehrdienstes oder Zivildienstes, 

3. eines Bezuges von Sozialleistungen oder von Vor- 
ruhestandsgeld 

bei ihr versichert sind, in der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung durch, wenn diese im letzten Jahr vor 
Beginn dieser Zeiten zuletzt wegen einer Beschäfti- 
gung in der knappschaftlichen Rentenversicherung 
versichert waren. 

Vierter Unterabschnitt 

Grundsatz- und Querschnittsaufgaben 
der Deutschen Rentenversicherung, 
Erweitertes Direktorium 

§ 138 

Grundsatz- und Querschnittsaufgaben 
der Deutschen Rentenversicherung 

(1) Die Deutsche Rentenversicherung Bund nimmt 
die Grundsatz- und Querschnittsaufgaben der Deut- 
schen Rentenversicherung wahr. Dazu gehören: 

1 . Vertretung der Rentenversicherung in ihrer Gesamt- 
heit gegenüber Politik, Bundes-, Landes-, Europäi- 
schen und sonstigen nationalen und internationalen 
Institutionen sowie Sozialpartnern, Abstimmung 
mit dem verfahrensführenden Träger der Renten- 
versicherung in Verfahren vor dem Europäischen 
Gerichtshof, dem Bundesverfassungsgericht und 
dem Bundessozialgericht, 

2. Öffentlichkeitsarbeit einschließlich der Grundsätze 
für regionale Broschüren, 

3. Statistik, 
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4. Klärung von grundsätzlichen Fach- und Rechts- 
fragen zur Sicherung der einheitlichen Rechtsan- 
wendung aus den Bereichen 

a) Rehabilitation und Teilhabe, 

b) Sozialmedizin, 

c) Versicherung, 

d) Beitrag, 

e) Beitragsüberwachung, 

f) Rente, 

g) Auslandsrecht, Sozialversicherungsabkom- 
men, europäische Wanderarbeitnehmerverord- 
nung, 

5. Organisation des Qualitäts- und Wirtschaftlich- 
keitswettbewerbs zwischen den Trägem, insbe- 
sondere Erlass von Rahmenrichtlinien für Aufbau 
und Durchfühmng eines zielorientierten Bench- 
marking der Leistungs- und Qualitätsdaten, 

6. Gmndsätze für die Aufbau- und Ablauforganisa- 
tion, das Personalwesen und Investitionen unter 
Wahmng der Selbständigkeit der Träger, 

7. Gmndsätze und Steuerang der Finanzausstattung 
und -Verwaltung im Rahmen der Finanzverfas- 
sung für das gesamte System, 

8. Koordiniemng der Planung von Rehabilitations- 
maßnahmen, insbesondere der Bettenbedarfs- und 
Belegungsplanung, 

9. Gmndsätze und Koordiniemng der Datenverar- 
beitung und Servicefunktionen, 

10. Funktion zur Registriemng und Authentifiziemng 
für die elektronischen Serviceangebote der Ren- 
tenversichemng, 

1 1 . Funktion als Signaturstelle, 

12. Gmndsätze für die Aus- und Fortbildung, 

13. Gmndsätze der Organisation und Aufgabenzu- 
weisung der Auskunfts- und Beratungsstellen, 

14. Bereitstellung von Informationen für die Träger 
der Rentenversichemng, 

15. Forschung im Bereich der Alterssicherang und 
der Rehabilitation und 

16. Treuhänderschaft gemäß dem Gesetz zur Rege- 
lung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des Gmndgesetzes fallenden Personen. 

(2) Die Entscheidungen der Deutschen Rentenversi- 
cherang Bund zu Gmndsatz- und Querschnittsaufga- 
ben der Deutschen Rentenversichemng sowie die not- 
wendig werdende Festlegung weiterer Gmndsatz- und 
Querschnittsaufgaben werden durch die Vertreterver- 
sammlung der Deutschen Rentenversichemng Bund 
gemäß § 64 Abs. 4 des Vierten Buches getroffen; für 
die Träger der Rentenversichemng sind die Entschei- 
dungen verbindlich. Die Vertreterversammlung kann 
die Entscheidungsbefugnis gemäß § 64 Abs. 4 des 
Vierten Buches ganz oder teilweise auf den Vorstand 


der Deutschen Rentenversichemng Bund übertragen, 
der gemäß § 64 Abs. 4 des Vierten Buches entscheidet. 
Entscheidungen über die Auslegung von Rechtsfragen 
werden von der Vertreterversammlung und vom Vor- 
stand mit der einfachen Mehrheit aller gewichteten 
Stimmen der satzungsmäßigen Mitgliederzahl getrof- 
fen. 

(3) Der Vorstand kann die Entscheidungsbefugnis 
gemäß § 64 Abs. 4 des Vierten Buches ganz oder teil- 
weise auf einen Ausschuss des Vorstandes übertragen. 
Die Entscheidungen dieses Ausschusses müssen ein- 
stimmig ergehen. Der Ausschuss legt dem Vorstand die 
Entscheidungen vor; der Vorstand kann gemäß § 64 
Abs. 4 des Vierten Buches abweichende Entscheidun- 
gen treffen. 

(4) Die verbindlichen Entscheidungen sowie die 
notwendig werdende Festlegung weiterer Gmndsatz- 
und Querschnittsaufgaben werden vom Erweiterten 
Direktorium vorbereitet und bedürfen der durch Be- 
schluss zu erteilenden Zustimmung durch das Erwei- 
terte Direktorium, bevor diese zur Entscheidung an 
die Vertreterversammlung oder den Vorstand weiter- 
geleitet werden. Hierbei wird das Erweiterte Direkto- 
rium von Fachausschüssen der Deutschen Rentenver- 
sichemng Bund unterstützt. Das Nähere regelt die 
Satzung. 

(5) Die verbindlichen Entscheidungen und die Fest- 
legung weiterer Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben 
werden im Amtlichen Mitteilungsblatt der Deutschen 
Rentenversichemng Bund veröffentlicht. 

§ 139 

Erweitertes Direktorium 

(1) Das Erweiterte Direktorium der Deutschen Ren- 
tenversicherang Bund besteht aus fünf Geschäftsfüh- 
rern aus dem Bereich der Regionalträger, den Mitglie- 
dern des Direktoriums der Deutschen Rentenversiche- 
mng Bund und einem Mitglied der Geschäftsfühmng 
der Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn- 
See. Das Erweiterte Direktorium wählt aus seiner 
Mitte mit der Mehrheit von mindestens zwei Dritteln 
aller gewichteten Stimmen einen Vorsitzenden. Die 
Geschäftsführer aus dem Bereich der Regionalträger 
werden durch die Vertreter der Regionalträger in der 
Vertreterversammlung auf Vorschlag der Vertreter der 
Regionalträger im Vorstand mit der Mehrheit der abge- 
gebenen Stimmen gewählt. Das Nähere zur Beschluss- 
fassung und zur Geschäftsordnung des Erweiterten 
Direktoriums bestimmt die Satzung der Deutschen 
Rentenversichemng Bund. 

(2) Beschlüsse des Erweiterten Direktoriums werden 
mit der Mehrheit von mindestens zwei Dritteln aller 
gewichteten Stimmen getroffen. Die Stimmen der Re- 
gionalträger werden mit insgesamt 55 vom Hundert 
und die der Bundesträger mit insgesamt 45 vom Hun- 
dert gewichtet. Dabei werden die Stimmen der Bun- 
desträger untereinander nach der Anzahl der Versicher- 
ten gewichtet. Das Nähere zur Stimmengewichtung 
nach Satz 2 regelt die Satzung. 
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§ 140 

Arbeitsgruppe Personalvertretung der Deutschen 
Rentenversicherung 

(1) Vor verbindlichen Entscheidungen der Deut- 
schen Rentenversicherung Bund nach § 138 Abs. 1 
über 

1 . Grundsätze für die Aufbau- und Ablauforganisation 
und das Personalwesen, 

2. Grundsätze und Koordinierung der Datenverarbei- 
tung, 

3. Grundsätze für die Aus- und Fortbildung, 

4. Grundsätze der Organisation der Auskunfts- und 
Beratungsstellen sowie 

5. Entscheidungen, deren Umsetzung in gleicher 
Weise wie die Umsetzung von Entscheidungen ge- 
mäß den Nummern 1 bis 4 Einfluss auf die Arbeits- 
bedingungen der Beschäftigten haben können, 

ist die Arbeitsgruppe Personalvertretung der Deut- 
schen Rentenversicherung anzuhören. 

(2) Die Arbeitsgruppe Personalvertretung der Deut- 
schen Rentenversicherung setzt sich wie folgt zusam- 
men: 

1. drei Mitglieder aus der Personalvertretung der 
Deutschen Rentenversicherung Bund und ein Mit- 
glied aus der Personalvertretung der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See; Mit- 
glieder sind jeweils der Vorsitzende des Gesamtper- 
sonalrates oder, falls eine Stufenvertretung besteht, 
der Vorsitzende des Hauptpersonalrates, bei der 
Personalvertretung der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund auch die beiden weiteren Mitglieder des 
Vorstandes sowie 

2. je ein Mitglied aus der Personalvertretung eines je- 
den landesunmittelbaren Trägers der Rentenversi- 
cherung; die Regelungen zur Auswahl dieser Mit- 
glieder und das Verfahren der Entsendung werden 
durch Landesrecht bestimmt. 

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe Personalvertretung 
beteiligen ihre jeweiligen Hauptpersonalvertretungen, 
sind diese nicht eingerichtet, ihre Gesamtpersonalver- 
tretungen. Die Arbeitsgruppe Personalvertretung der 
Deutschen Rentenversicherung beschließt mit der 
Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder eine Ge- 
schäftsordnung, die Regelungen über den Vorsitz, das 
Verfahren zur internen Willensbildung und zur Be- 
schlussfassung enthalten muss. Ergänzend finden die 
Regelungen des Bundespersonalvertretungsgesetzes 
Anwendung. Kostentragende Dienststelle im Sinne 
des § 44 des Bundespersonalvertretungsgesetzes ist 
die Deutsche Rentenversicherung Bund. 

Fünfter Unterabschnitt 
Vereinigung von Regionalträgern 

§ 141 

Vereinigung von Regionalträgem auf Beschluss 
ihrer Vertreterversammlungen 

(1) Regionalträger können sich zur Verbessemng der 
Wirtschaftlichkeit oder Leistungsfähigkeit auf Be- 


schluss ihrer Vertreterversammlungen zu einem Regio- 
nalträger vereinigen, wenn sich durch die Vereinigung 
der Zuständigkeitsbereich des neuen Regionalträgers 
nicht über mehr als drei Länder erstreckt. Der Vereini- 
gungsbeschluss bedarf der Genehmigung der für die 
Sozialversichemng zuständigen obersten Landesbehör- 
den der betroffenen Länder. 

(2) Im Vereinigungsbeschluss müssen insbesondere 
Festlegungen über Name und Sitz des neuen Regional- 
trägers getroffen werden. Auf Verlangen der für die 
Sozialversichemng zuständigen obersten Landesbe- 
hörde mindestens eines betroffenen Landes muss bei 
länderübergreifenden Vereinigungen zusätzlich eine 
Festlegung über die Arbeitsmengenverteilung auf die 
Gebiete der Länder getroffen werden, auf die sich die 
an der Vereinigung beteiligten Regionalträger erstre- 
cken. 

(3) Die beteiligten Regionalträger legen der nach der 
Vereinigung zuständigen Aufsichtsbehörde eine Sat- 
zung, einen Vorschlag zur Bemfung der Mitglieder der 
Organe und eine Vereinbamng über die Rechtsbezie- 
hungen zu Dritten vor. Die Aufsichtsbehörde geneh- 
migt im Einvernehmen mit den Aufsichtsbehörden der 
übrigen Länder, auf deren Gebiete sich der Regional- 
träger erstreckt, die Satzung und die Vereinbamng, be- 
mft die Mitglieder der Organe und bestimmt den Zeit- 
punkt, an dem die Vereinigung wirksam wird. Mit 
diesem Zeitpunkt tritt der neue Regionalträger in die 
Rechte und Pflichten des bisherigen Regionalträgers 
ein. 

(4) Beschlüsse der Vertreterversammlung des neuen 
Regionalträgers, die von der im Vereinigungsbeschluss 
getroffenen Festlegung über den Namen, den Sitz oder 
die Arbeitsmengenverteilung wesentlich abweichen, 
bedürfen der Genehmigung der für die Sozialversiche- 
mng zuständigen obersten Landesbehörden der Län- 
der, auf die sich der neue Regionalträger erstreckt. 

§ 142 

Vereinigung von Regionalträgern durch 
Rechtsverordnung 

(1) Haben in einem Land mehrere Regionalträger 
ihren Sitz, kann die Landesregiemng zur Verbessemng 
der Wirtschaftlichkeit oder der Leistungsfähigkeit zwei 
oder mehrere Regionalträger durch Rechtsverordnung 
vereinigen. Das Nähere regelt die Landesregiemng 
nach Anhömng der beteiligten Regionalträger in der 
Rechtsverordnung nach Satz 1 . 

(2) Die Landesregiemngen von höchstens drei Län- 
dern können zu den in Absatz 1 genannten Zwecken 
durch gleichlautende Rechtsverordnungen sich auf 
ihre Gebiete erstreckende Regionalträger vereinigen. 
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.“ 


a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Der Träger der 
Rentenversichemng“ durch die Wörter „Die 
Datenstelle der Träger der Rentenversiche- 
mng“ ersetzt. 


18. § 147 wird wie folgt geändert: 
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bb) In Satz 2 wird das Wort „er“ durch das Wort 
„sie“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Nummer 1 wie folgt gefasst: 

„1. der Bereichsnummer des zuständigen Trägers 
der Rentenversicherung“. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Jede Person, an die eine Versicherungsnum- 
mer vergeben wird, und der für sie zuständige Trä- 
ger der Rentenversicherung sind unverzüglich über 
die vergebene Versicherungsnummer sowie über 
die Zuordnung nach § 127 zu unterrichten.“ 

19. § 148 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „der Bundes- 
knappschaft/Verwaltungsstelle Cottbus“ durch 
die Wörter „der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-SeeWerwaltungsstelle 
Cottbus“ ersetzt. 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Übermittlung darf auch durch Abruf im 
automatisierten Verfahren erfolgen, ohne dass 
es einer Genehmigung nach § 79 Abs. 1 des 
Zehnten Buches bedarf.“ 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „dem Ver- 
band Deutscher Rentenversicherungsträger“ durch 
die Wörter „der Deutschen Rentenversicherung 
Bund“ ersetzt. 

20. § 150 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „dem Ver- 
band Deutscher Rentenversicherungsträger“ durch 
die Wörter „der Deutschen Rentenversicherung 
Bund“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Nummer 6 wie folgt gefasst: 
„6. Anschrift.“ 

c) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „der Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte“ durch die 
Wörter „der Deutschen Rentenversicherung Bund“ 
ersetzt. 

21. In § 151a Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „Die Träger 
der Rentenversicherung und der Verband Deutscher 
Rentenversicherungsträger erstellen“ durch die Wörter 
„Die Deutsche Rentenversicherung Bund erstellt“ er- 
setzt. 

22. In § 153 Abs. 2 werden die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

23. § 154 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch 
die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

b) In Absatz 3 Nr. 1 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch 
die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 


c) In Absatz 3 Nr. 2 zweiter Halbsatz werden die Wör- 
ter „Rentenversicherung der Arbeiter und der An- 
gestellten“ durch die Wörter „allgemeinen Renten- 
versicherung“ ersetzt. 

24. § 156 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Es werden 

1. vom Vorstand der Deutschen Rentenversicherung 
Bund gemäß § 64 Abs. 4 des Vierten Buches je drei 
Vertreter der allgemeinen Rentenversicherung und 

2. vom Vorstand der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See als Träger der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung je ein Vertreter 

der Versicherten und der Arbeitgeber vorgeschlagen; 
hierbei ist sicherzustellen, dass die Regionalträger und 
die Bundesträger gleichgewichtig im Sozialbeirat ver- 
treten sind.“ 

25. § 158 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden jeweils die Wörter „Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und der Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversiche- 
rung“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

c) In Absatz 4 werden die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

26. In § 159 Satz 1 werden die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

27. In § 163 Abs. 10 Satz 3 werden die Wörter „Renten- 
versicherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch 
die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

28. In § 168 Abs. 3 werden die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Arbeiter oder der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

29. In § 170 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „Rentenver- 
sicherung der Arbeiter oder der Angestellten“ durch 
die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

30. In § 1 76 Abs. 2 werden die Wörter „Träger der Renten- 
versicherung“ durch die Wörter „Deutsche Rentenver- 
sicherung Bund“ ersetzt. 

31. In § 176a werden die Wörter „der Verband Deutscher 
Rentenversicherungsträger“ durch die Wörter „die 
Deutsche Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

32. § 177 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch 
die Wörter „allgemeine Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Die Beitragszahlung des Bundes erfolgt in 
zwölf gleichen Monatsraten. Die Festsetzung und 
Auszahlung der Monatsraten sowie die Abrechnung 
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führt das Bundesversicherungsamt entsprechend 
den haushaltsrechtlichen Vorschriften durch.“ 

33. ln § 178 Abs. 3 werden die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeine Rentenversicherung“ ersetzt. 

34. ln § 187b Abs. 1 werden die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

35. § 196 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Handwerkskammern haben den Regional- 
trägern Anmeldungen, Änderungen und Löschungen in 
der Handwerksrolle oder in dem Verzeichnis nach § 1 9 
der Handwerksordnung, soweit es sich auf zulassungs- 
freie Handwerksbetriebe bezieht, mitzuteilen. Die Mit- 
teilungen sind von den Regionalträgern an den zustän- 
digen Träger der Rentenversicherung weiterzuleiten. 
Das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale 
Sicherung wird ermächtigt, durch allgemeine Verwal- 
tungsvorschrift mit Zustimmung des Bundesrates Art 
und Umfang der Mitteilungen der Handwerkskammern 
zu bestimmen.“ 

36. § 201 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 Satz 1 und 2 werden jeweils die Wörter 
„die Bundesknappschaft“ durch die Wörter „die 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See als Träger der knappschaftlichen Rentenversi- 
cherung“ ersetzt. 

b) ln Absatz 3 werden die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Arbeiter oder der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

37. ln § 212 werden die Sätze 3 und 4 aufgehoben. 

38. Nach § 212 werden folgende §§ 212a und 212b einge- 
fügt: 

„§ 212a 

Prüfung der Beitragszahlungen und Meldungen für 
sonstige Versicherte und Nachversicherte 

(1) Die Träger der Rentenversicherung prüfen bei 
den Stellen, die die Pflichtbeiträge für sonstige Versi- 
cherte sowie für nachversicherte Personen zu zahlen 
haben (Zahlungspflichtige), ob diese ihre Meldepflich- 
ten und ihre sonstigen Pflichten nach diesem Gesetz- 
buch im Zusammenhang mit der Zahlung von Pflicht- 
beiträgen ordnungsgemäß erfüllen. Sie prüfen insbe- 
sondere die Richtigkeit der Beitragszahlungen und der 
Meldungen. Eine Prüfung erfolgt mindestens alle vier 
Jahre; die Prüfung soll in kürzeren Zeitabständen erfol- 
gen, wenn der Zahlungspflichtige dies verlangt. 

(2) Ein Zahlungspflichtiger ist jeweils nur von 
einem Träger der Rentenversicherung zu prüfen. Die 
Träger der Rentenversicherung stimmen sich darüber 
ab, welche Zahlungspflichtigen sie prüfen. Soweit die 
Prüfungen durch die Regionalträger durchgeführt wer- 
den, ist örtlich der Regionalträger zuständig, in dessen 
Bereich der Zahlungspflichtige seinen Sitz oder Wohn- 
sitz hat. Eine Prüfung beim Arbeitgeber nach § 28p des 
Vierten Buches soll zusammen mit einer Prüfung bei 
den Zahlungspflichtigen durchgeführt werden; eine 
entsprechende Kennzeichnung des Arbeitgebers in der 


Datei nach § 28p Abs. 8 Satz 1 des Vierten Buches ist 
zulässig. 

(3) Die Zahlungspflichtigen haben angemessene 
Prüfhilfen zu leisten. Automatisierte Abrechnungsver- 
fahren sind in die Prüfung einzubeziehen. Die Zah- 
lungspflichtigen und die Träger der Rentenversiche- 
rung treffen entsprechende Vereinbarungen. 

(4) Zu prüfen sind auch Rechenzentren und ver- 
gleichbare Stellen, soweit sie im Auftrag der Zahlungs- 
pflichtigen oder einer von ihnen beauftragten Stelle die 
Pflichtbeiträge berechnen, zahlen oder Meldungen er- 
statten. Soweit die Prüfungen durch die Regionalträger 
durchgeführt werden, richtet sich die örtliche Zustän- 
digkeit nach dem Sitz der Stelle. Absatz 3 gilt entspre- 
chend. 

(5) Die Deutsche Rentenversicherung Bund führt für 
die Prüfung bei den Zahlungspflichtigen eine Datei, in 
der folgende Daten gespeichert werden: 

1. der Name, 

2. die Anschrift, 

3. die Betriebsnummer und, soweit erforderlich, ein 
weiteres Identifikationsmerkmai der Zahlungs- 
pflichtigen, 

4. die für die Planung der Prüfung erforderlichen Da- 
ten der Zahlungspflichtigen und 

5. die Ergebnisse der Prüfung. 

Sie darf die in dieser Datei gespeicherten Daten nur für 
die Prüfung bei den Zahlungspflichtigen und bei den 
Arbeitgebern verwenden. 

Die Datenstelle der Träger der Rentenversicherung 
führt für die Prüfung der Zahlungspflichtigen eine Da- 
tei, in der 

1 . die Betriebsnummem und, soweit erforderlich, ein 
weiteres Identifikationsmerkmai der Zahlungs- 
pflichtigen, 

2. die Versicherungsnummern der Versicherten, für 
welche die Zahlungspflichtigen Pflichtbeiträge zu 
zahlen haben und 

3. der Beginn und das Ende der Zahlungspflicht 

gespeichert werden; im Falle des Satzes 4 darf die Da- 
tenstelle die Daten der Stammsatzdatei (§ 150) und der 
Dateien nach § 28p Abs. 8 Satz 1 und 2 des Vierten 
Buches für die Prüfung bei den Zahlungspflichtigen 
verwenden. Die Datenstelle der Träger der Rentenver- 
sicherung ist verpflichtet, auf Anforderung des prüfen- 
den Trägers der Rentenversicherung 

1 . die in den Dateien nach den Sätzen 1 und 3 gespei- 
cherten Daten, 

2. die in den Versicherungskonten der Träger der Ren- 
tenversicherung gespeicherten, auf den Prüfungs- 
zeitraum entfallenden Daten der Versicherten, für 
die von den Zahlungspflichtigen Pflichtbeiträge zu 
zahlen waren oder zu zahlen sind und 

3. die bei den Trägern der Rentenversicherung gespei- 
cherten Daten über die Nachweise der unmittelbar 
an sie zu zahlenden Pflichtbeiträge 
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zu erheben und zu verwenden, soweit dies für die Prü- 
fung nach Absatz 1 erforderlich ist. Die dem prüfenden 
Träger der Rentenversicherung übermittelten Daten 
sind unverzüglich nach Abschluss der Prüfung bei der 
Datenstelle der Träger der Rentenversicherung und 
beim prüfenden Träger der Rentenversicherung zu lö- 
schen. Die Zahlungspflichtigen und die Träger der 
Rentenversicherung sind verpflichtet, der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Datenstehe der Trä- 
ger der Rentenversicherung die für die Prüfung nach 
Absatz 1 erforderlichen Daten zu übermitteln. Die 
Übermittlung darf auch durch Abruf im automatisier- 
ten Verfahren erfolgen, ohne dass es einer Genehmi- 
gung nach § 79 Abs. 1 des Zehnten Buches bedarf. 

(6) Die Bundesregierung kann durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere 
über 

1. die Pflichten der Zahlungspflichtigen und der in 
Absatz 4 genannten Stellen bei automatisierten Ab- 
rechnungsverfahren, 

2. die Durchführung der Prüfung sowie die Behebung 
von Mängeln, die bei der Prüfung festgestellt wor- 
den sind und 

3. den Inhalt der Datei nach Absatz 5 Satz 1 hinsicht- 
lich der für die Planung und für die Speicherung der 
Ergebnisse der Prüfungen bei Zahlungspflichtigen 
erforderlichen Daten sowie über den Aufbau und 
die Aktualisierung dieser Datei 

bestimmen. 

§ 212b 

Prüfung der Beitragszahlung 
bei versicherungspflichtigen Selbständigen 

Die Träger der Rentenversicherung sind berechtigt, 
Prüfungen bei den versicherungspflichtigen Selbstän- 
digen durchzuführen. § 212a Abs. 2 Satz 1 bis 3, 
Abs. 3 Satz 1 und Abs. 6 Nr. 1 und 2 gilt entsprechend. 
§ 212a Abs. 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass 
die Prüfung auch bei von den versicherungspflichtigen 
Selbständigen beauftragten steuerberatenden Stellen 
durchgeführt werden darf § 98 Abs. 1 Satz 2 bis 4, 
Abs. 2, Abs. 4 und Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 des 
Zehnten Buches gilt entsprechend.“ 

39. § 213 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Bundeszuschuss zu den Ausgaben der allge- 
meinen Rentenversicherung ändert sich im jeweils 
folgenden Kalenderjahr in dem Verhältnis, in dem 
die Bruttolohn- und -gehaltssumme je durchschnitt- 
lich beschäftigten Arbeitnehmer im vergangenen 
Kalenderjahr zur entsprechenden Bruttolohn- und 
-gehaltssumme im vorvergangenen Kalenderjahr 
steht.“ 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch 


die Wörter „allgemeine Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

d) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Die Festsetzung und Auszahlung der Mo- 
natsraten sowie die Abrechnung führt das Bundes- 
versicherungsamt durch.“ 

40. In § 214 Abs. 1 werden jeweils die Wörter „Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

41. Nach § 214 wird folgender § 214a eingefügt: 

„§ 214a 

Liquiditätserfassung 

(1) Die Deutsche Rentenversicherung Bund erfasst 
arbeitstäglich die Liquiditätslage der allgemeinen Ren- 
tenversicherung. Die Träger der allgemeinen Renten- 
versicherung melden die hierfür erforderlichen Daten 
an die Deutsche Rentenversicherung Bund. Das Erwei- 
terte Direktorium bei der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund bestimmt die Einzelheiten des Verfahrens. 

(2) Die Deutsche Rentenversicherung Bund legt 
dem Bundesministerium für Gesundheit und Soziale 
Sicherung und dem Bundesversicherungsamt monat- 
lich oder auf Anforderung in einer Schnellmeldung 
Angaben über die Höhe der aktuellen Liquidität vor. 
Das Nähere zur Ausgestaltung dieses Meldeverfahrens 
wird durch eine Vereinbarung zwischen dem Bundes- 
versicherungsamt und der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund geregelt.“ 

42. § 2 1 6 wird wie folgt gefasst: 

„§216 

Schwankungsreserve 

(1) Die Träger der allgemeinen Rentenversicherung 
halten eine gemeinsame Schwankungsreserve (Be- 
triebsmittel und Rücklage), der die Überschüsse der 
Einnahmen über die Ausgaben zugeführt werden und 
aus der Defizite zu decken sind. Das Verwaltungsver- 
mögen gehört nicht zu der Schwankungsreserve. 

(2) Die gemeinsame Schwankungsreserve wird bis 
zum Umfang von 50 vom Hundert der durchschnittli- 
chen Ausgaben zu eigenen Lasten aller Träger der all- 
gemeinen Rentenversicherung für einen Kalendermo- 
nat dauerhaft von der Deutschen Rentenversicherung 
Bund verwaltet. Überschreitet die gemeinsame 
Schwankungsreserve über einen längeren Zeitraum 
diesen Umfang, ist sie insoweit von den Trägem der 
allgemeinen Rentenversichemng zu verwalten. Das 
Nähere hierzu regelt das Erweiterte Direktorium bei 
der Deutschen Rentenversichemng Bund.“ 

43. Nach § 217 Abs. 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 darf die 
Schwankungsreserve ganz oder teilweise längstens bis 
zum nächsten gesetzlich vorgegebenen Zahlungster- 
min festgelegt werden, wenn gemäß der Liquiditätser- 
fassung nach § 214a erkennbar ist, dass der allgemei- 
nen Rentenversichemng die liquiden Mittel der 
Schwankungsreserve nicht ausreichen, die Zahlungs- 
verpflichtungen zu erfüllen.“ 
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44. § 218 wird aufgehoben. 

45. § 219 wird wie folgt gefasst: 

„§219 

Finanzverbund in der allgemeinen Rentenversicherung 

(1) Die Ausgaben für Renten, Beitragserstattungen, 
die von der allgemeinen Rentenversicherung zu tragen- 
den Beiträge zur Krankenversicherung und die sonsti- 
gen Geldleistungen, die nicht Leistungen zur Teilhabe 
oder Aufwendungen für Verwaltungs- und Verfahrens- 
kosten sowie Investitionen sind, werden von den Trä- 
gem der allgemeinen Rentenversichemng nach dem 
Verhältnis ihrer Beitragseinnahmen jeweils für ein Ka- 
lenderjahr gemeinsam getragen. Die Zuschüsse des 
Bundes, die Beitragszahlung des Bundes für Kinder- 
erziehungszeiten und die Erstattungen des Bundes, mit 
Ausnahme der Erstattung für Kinderzuschüsse nach 
§ 270 und der Erstattung durch den Träger der Versor- 
gungslast im Beitrittsgebiet nach § 290a an die Träger 
der allgemeinen Rentenversichemng, werden nach 
dem Verhältnis ihrer Beitragseinnahmen zugeordnet. 
Die gemeinsame Schwankungsreserve einschließlich 
der Erträge hieraus wird den Trägem der allgemeinen 
Rentenversichemng nach dem Verhältnis ihrer Bei- 
tragseinnahmen zugeordnet. 

(2) Die Regionalträger und die Deutsche Rentenver- 
sichemng Knappschaft-Bahn-See als Träger der allge- 
meinen Rentenversichemng überweisen monatlich 
vollständig die von ihnen verwalteten Mittel an den 
Renten Service der Deutschen Post AG oder an die 
Deutsche Rentenversichemng Bund, soweit sie nicht 
unmittelbar für Leistungen zur Teilhabe, Verwaltungs- 
und Verfahrenskosten, Ausgaben für die Schaffung 
oder Erhaltung nicht liquider Teile des Anlagevermö- 
gens benötigt werden oder von ihnen als Schwan- 
kungsreserve zu verwalten sind. Zu den monatlichen 
Zahlungsterminen zählen insbesondere die Termine für 
die Vorschüsse zur Auszahlung der Rentenleistungen 
in das Inland und die Termine für sonstige gemeinsam 
zu finanzierende Ausgaben einschließlich der Ver- 
pflichtungen der Deutschen Rentenversichemng Bund 
aus der Durchfühmng des Zahlungsverkehrs für den 
Risikostmkturausgleich gemäß § 266 des Fünften Bu- 
ches. Das Nähere hierzu regelt das Erweiterte Direkto- 
rium bei der Deutschen Rentenversichemng Bund. 

(3) Die Deutsche Rentenversichemng Bund füllt die 
für die jeweiligen Zahlungsverpflichtungen der allge- 
meinen Rentenversichemng fehlenden Mittel unter Be- 
rücksichtigung der Zahlungen Dritter auf. Reichen die 
verfügbaren Mittel aller Träger der allgemeinen Ren- 
tenversichemng nicht aus, die jeweiligen Zahlungs- 
verpflichtungen zu erfüllen, beantragt sie zusätzliche 
finanzielle Hilfen des Bundes.“ 

46. § 220 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die jährlichen Ausgaben im Bereich der allgemei- 
nen Rentenversichemng und der knappschaftlichen 
Rentenversichemng für Leistungen zur Teilhabe 
werden entsprechend der voraussichtlichen Ent- 
wicklung der Bmttolohn- und -gehaltssumme je 


durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer fest- 
gesetzt.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Träger der allgemeinen Rentenversiche- 
mng stimmen die auf sie entfallenden Anteile an 
dem Gesamtbetrag der Leistungen zur Teilhabe in 
der Deutschen Rentenversichemng Bund ab. Dabei 
ist darauf hinzuwirken, dass die Leistungen zur 
Teilhabe dem Umfang und den Kosten nach ein- 
heitlich erbracht werden. Das Nähere hierzu regelt 
das Erweiterte Direktorium bei der Deutschen Ren- 
tenversichemng Bund.“ 

47. In § 221 Satz 3 werden die Wörter „im Verband Deut- 
scher Rentenversichemngsträger“ durch die Wörter „in 

der Deutschen Rentenversichemng Bund“ ersetzt. 

48. § 223 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Soweit im Leistungsfall die Deutsche Renten- 
versichemng Knappschaft-Bahn-See als Träger 
der knappschaftlichen Rentenversichemng zu- 
ständig ist, erstatten ihr die Träger der allge- 
meinen Rentenversichemng den von ihnen zu 
tragenden Anteil der Leistungen.“ 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Rentenversiche- 
mng der Arbeiter oder der Angestellten“ durch 
die Wörter „allgemeinen Rentenversichemng“ 
ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Soweit im Leistungsfall ein Träger der allgemei- 
nen Rentenversichemng zuständig ist, erstattet ihm 
die Deutsche Rentenversichemng Knappschaft- 
Bahn-See als Träger der knappschaftlichen Renten- 
versichemng den von ihr zu tragenden Anteil der 
Leistungen.“ 

c) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Rentenversiche- 
mng der Arbeiter und der Angestellten“ durch 
die Wörter „allgemeinen Rentenversichemng“ 
und die Wörter „der Bundesknappschaft“ 
durch die Wörter „der Deutschen Rentenver- 
sichemng Knappschaft-Bahn-See als Träger 
der knappschaftlichen Rentenversichemng“ er- 
setzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Rentenversiche- 
mng der Arbeiter und der Angestellten“ durch 
die Wörter „allgemeinen Rentenversichemng“ 
ersetzt. 

49. § 224 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „zum Termin 
der Rentenvorschusszahlung eines jeden Kalender- 
vierteljahres fällig werden“ durch die Wörter „am 
Fälligkeitstag der Rentenvorschüsse in das Inland 
für den letzten Monat eines Kalendervierteljahres 
zu zahlen sind“ ersetzt. 
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b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch 
die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ und 
die Wörter „Rentenversicherung der Arbeiter“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversiche- 
rung“ ersetzt. 

c) In Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch 
die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

50. In § 224a Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 2 werden je- 
weils die Wörter „Rentenversicherung der Arbeiter 
und der Angestellten“ durch die Wörter „allgemeinen 
Rentenversicherung“ ersetzt. 

51. § 227 wird wie folgt gefasst: 

„§ 227 

Abrechnung der Aufwendungen 

(1) Die Deutsche Rentenversicherung Bund verteilt 
die Beträge nach § 219 Abs. 1 und § 223 auf die Träger 
der allgemeinen Rentenversicherung und führt die 
Abrechnung der Träger der allgemeinen Rentenversi- 
cherung mit dem Träger der knappschaftlichen Renten- 
versicherung sowie mit der Deutschen Post AG durch. 
Die Ausgleiche der Zahlungsverpflichtungen zwischen 
den Trägem der allgemeinen Rentenversichemng er- 
folgen ausschließlich buchhalterisch. Die Zahlungs- 
ausgleiche der allgemeinen Rentenversichemng mit 
dem Träger der knappschaftlichen Rentenversiche- 
mng und mit der Deutschen Post AG werden von der 
Deutschen Rentenversichemng Bund innerhalb von 
vier Wochen nach Bekanntgabe der Abrechnung 
durchgeführt. 

(la) Das Bundesversichemngsamt führt die Abrech- 
nung der Zahlungen des Bundes an die gesetzliche 
Rentenversichemng durch. Nachzahlungen des Bundes 
an die allgemeine Rentenversichemng werden zuguns- 
ten der Deutschen Rentenversichemng Bund und 
Nachzahlungen an die knappschaftliche Rentenversi- 
chemng werden an den Träger der knappschaftlichen 
Rentenversichemng innerhalb von vier Wochen nach 
Bekanntgabe der Abrechnung ausgeführt. 

(2) Die Deutsche Post AG teilt der Deutschen Ren- 
tenversichemng Bund und dem Bundesversichemngs- 
amt zum Ablauf eines Kalenderjahres die Beträge mit, 
die auf Anweisung der Träger der allgemeinen Renten- 
versichemng gezahlt worden sind. 

(3) Im Übrigen obliegt dem Erweiterten Direktorium 
bei der Deutschen Rentenversichemng Bund die Auf- 
stellung von Gmndsätzen zur und die Steuemng der 
Finanzausstattung und der Finanzverwaltung im Rah- 
men des geltenden Rechts für das gesamte System der 
Deutschen Rentenversichemng.“ 

52. § 248 Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Zeiten der Versichemngspflicht von selbständig Täti- 
gen im Beitrittsgebiet werden der allgemeinen Renten- 
versichemng zugeordnet.“ 


53. § 255e wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden jeweils die Wörter „Rentenver- 
sichemng der Arbeiter und der Angestellten“ durch 
die Wörter „allgemeinen Rentenversichemng“ er- 
setzt. 

b) In Absatz 2 werden jeweils die Wörter „Rentenver- 
sichemng der Arbeiter und der Angestellten“ durch 
die Wörter „allgemeinen Rentenversichemng“ er- 
setzt. 

c) In Absatz 4 werden jeweils die Wörter „Rentenver- 
sichemng der Arbeiter und der Angestellten“ durch 
die Wörter „allgemeinen Rentenversichemng“ er- 
setzt. 

54. In § 269 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „Rentenver- 
sichemng der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 

Wörter „allgemeinen Rentenversichemng“ ersetzt. 

55. § 273 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „der Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „der Deutschen 
Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See“ er- 
setzt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Für Beschäftigte ist die Deutsche Rentenver- 
sichemng Knappschaft-Bahn-See als Träger der 
knappschaftlichen Rentenversichemng auch zu- 
ständig, wenn die Versicherten auf Gmnd der 
Beschäftigung in einem nichtknappschaftlichen Be- 
trieb bereits vor dem 1. Januar 1992 bei der Bun- 
desknappschaft versichert waren, solange diese Be- 
schäftigung andauert. Werden Beschäftigte in 
einem Betrieb oder Betriebsteil, für dessen Be- 
schäftigte die Bundesknappschaft bereits vor dem 
1. Januar 1992 zuständig war, infolge einer Ver- 
schmelzung, Umwandlung oder einer sonstigen 
Maßnahme innerhalb von 18 Kalendermonaten 
nach dieser Maßnahme in einem anderen Betrieb 
oder Betriebsteil des Unternehmens tätig, bleibt die 
Deutsche Rentenversichemng Knappschaft-Bahn- 
See als Träger der knappschaftlichen Rentenversi- 
chemng für die Dauer dieser Beschäftigung zustän- 
dig.“ 

c) In Absatz 2 werden die Wörter „die Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „die Deutsche Rentenver- 
sichemng Knappschaft-Bahn-See als Träger der 
knappschaftlichen Rentenversichemng“ ersetzt. 

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „nach § 140“ durch 
die Angabe „nach § 130 und § 136“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „3 1 . Dezember 
2001“ durch die Angabe „31. Dezember 2004“ 
ersetzt. 

e) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Beschäftigte, die bei der Bundesknappschaft 
beschäftigt sind, sind bis zum 30. September 2005 
in der knappschaftlichen Rentenversichemng versi- 
chert. Für Versicherte, die am 30. September 2005 
bei der Bundesknappschaft beschäftigt und in der 
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knappschaftlichen Rentenversicherung versichert 
sind, bleibt die Deutsche Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See als Träger der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung für die Dauer dieser Be- 
schäftigung zuständig. Dies gilt auch für Beschäf- 
tigte der Deutschen Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See, deren Beschäftigung unmittelbar 
an ein am 30. September 2005 bei der Bundes- 
knappschaft bestehendes Ausbildungsverhältnis an- 
schließt. 

f) Nach dem neuen Absatz 4 wird folgender Absatz 5 
angefügt: 

(5) Für Beschäftigte, die am 31. Dezember 1993 
nach § 3 der Satzung der damaligen Bundesbahn- 
Versicherungsanstalt bei diesem Versicherungsträ- 
ger versichert waren und nicht zu dem Personen- 
kreis gehören, für den die Deutsche Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See nach § 129 Abs. 1 
zuständig ist, bleibt die Deutsche Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See zuständig.“ 

56. ln § 273a werden die Wörter „der Bundesknappschaft“ 
durch die Wörter „der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See als Träger der knappschaftli- 
chen Rentenversicherung“ ersetzt. 

57. § 273b wird aufgehoben. 

58. ln § 274 werden die Wörter „Die Bundesknappschaft“ 
durch die Wörter „Die Deutsche Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See als Träger der knappschaftli- 
chen Rentenversicherung“ ersetzt. 

59. § 274a wird aufgehoben. 

60. Im Fünften Kapitel Erster Abschnitt Zehnter Unterab- 
schnitt wird nach dem Zweiten Titel folgender Dritter 
Titel angefügt: 

„Dritter Titel 

Übergangsvorschriften zur Zuständigkeit 
der Rentenversicherungsträger 

§ 274c 

Ausgleichsverfahren 

(1) Versicherte, die vor dem 1. Januar 2005 eine 
Versicherungsnummer erhalten haben (Bestandsversi- 
cherte), bleiben dem am 31. Dezember 2004 zuständi- 
gen Träger zugeordnet. Ausgenommen sind Zuständig- 
keitswechsel 

1 . zwischen den Regionalträgem, 

2. in die Zuständigkeit der Deutschen Rentenversiche- 
mng Knappschaft-Bahn-See und 

3. auf Gmnd des Ausgleichsverfahrens nach Absatz 2 
bis 6. 

(2) Das Erweiterte Direktorium der Deutschen Ren- 
tenversichemng Bund beschließt ein Ausgleichsver- 
fahren, das die Zuständigkeit für Bestandsversicherte 
so festlegt, dass in einem Zeitraum von 15 Jahren eine 
Verteilung von 45 zu 55 vom Hundert zwischen den 
Bundesträgem und den Regionalträgem hergestellt 
wird. Für das Ausgleichsverfahren wird jährlich für je- 
den Versichertenjahrgang und jeden örtlichen Zustän- 
digkeitsbereich eines Regionalträges gesondert die 


Differenz zwischen der Ist- Verteilung und der Soll- 
Verteilung zwischen den Bundes- und den Regionalträ- 
gem ermittelt und jeweils ein der Restlaufzeit entspre- 
chender Anteil der auszugleichenden Versichertenzahl 
neu zugeordnet. Erfasst werden erstmalig im Jahr 2005 
Bestandsversicherte der Geburtsjahrgänge ab 1945 und 
jünger, ln den Folgejahren ist der Geburtsjahrgang, ab 
dem Bestandsversicherte in das Ausgleichsverfahren 
einbezogen werden, jeweils um eins zu erhöhen. 

(3) Ausgenommen von dem Ausgleichsverfahren 
sind Bestandsversicherte, 

1. für die die Deutsche Rentenversicherang Knapp- 
schaft-Bahn-See zuständig ist, 

2. die bereits einmal von einem Zuständigkeitswech- 
sel nach Absatz 2 betroffen waren, 

3. die bereits Leistungen beziehen oder bei denen ein 
Leistungsverfahren anhängig ist, oder 

4. solange deren Anwartschaften oder Rentenansprü- 
che ganz oder teilweise im Sinne der §§53 und 54 
des Ersten Buches übertragen, verpfändet oder ge- 
pfändet sind. 

(4) Bestandsversicherte, für die zwischen- oder 
überstaatliches Recht zur Anwendung kommt, sind 
ebenfalls entsprechend der Quote zwischen Bundes- 
und Landesebene unter Berücksichtigung der Aufga- 
benentwicklung der Verbindungsstellen auszugleichen. 

(5) Die Ausfühmng des Ausgleichsverfahrens er- 
folgt durch die Datenstelle der Träger der Rentenversi- 
chemng; der zur Abwicklung verwendete Stammda- 
tensatz ist entsprechend den Erfordernissen für die 
Dauer des Ausgleichsverfahrens zu erweitern. Über 
Zuständigkeitswechsel sind die betroffenen Versicher- 
ten und deren Rentenversichemngsträger unverzüglich 
zu unterrichten. 

(6) Bis zum Abschluss des Ausgleichsverfahrens 
veröffentlicht die Deutsche Rentenversicherang Bund 
jährlich, erstmals im Jahr 2006, einen Bericht über die 
tatsächliche Arbeitsmengenverteilung zwischen den 
Bundes- und den Regionalträgern im Berichtsjahr so- 
wie eine Prognose über die künftige Entwicklung auf 
beiden Ebenen. Auf dieser Grundlage entscheidet das 
Erweiterte Direktorium, ob weiterer Bedarf zur Stabili- 
sierung der Arbeitsmengen zwischen den Trägem der 
Rentenversicherang besteht und beschließt die erfor- 
derlichen Maßnahmen. 

§ 274d 

Zuständigkeit der Träger der Rentenversicherang 
bis zur Errichtung der Deutschen Rentenversicherang 
Bund und der Deutschen Rentenversicherang 
Knappschaft-Bahn-See 

(1) Bis zum 30. September 2005 tritt an die Stelle 
der Deutschen Rentenversicherang Bund in § 125 
Abs. 1 und 2 Satz 1, §§ 126 sowie 127 Abs. 2 Nr. 1 
und 4 und Abs. 3 Nr. 2 die Bundesversicherangsanstalt 
für Angestellte. 

(2) Bis zum 30. September 2005 wird das Zuord- 
nungsverfahren nach § 127 Abs. 2 vom Vorstand des 
Verbandes Deutscher Rentenversicherangsträger mit 
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einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln aller 
Stimmen der satzungsmäßigen Mitgliederzahl festge- 
legt. 

(3) Bis zum 30. September 2005 treten an die Stelle 
der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See 

1. die Bundesknappschaft in § 127 Abs. 2 Nr. 4, § 129 
Abs. 1 Nr. 6 und in den Vorschriften des Dritten 
Kapitels Erster Abschnitt Dritter Unterabschnitt, 

2. die Bundesknappschaft, die Bahnversicherungsan- 
stalt und die Seekasse in §§ 125, 126, 127 Abs. 2 
Nr. 1 und 2 und, in der angegebenen Reihenfolge, 
in Absatz 3 Nr. 1 sowie in § 274c Abs. 1 Nr. 2 und 
Abs. 3 Nr. 1, 

3. die Bahnversicherungsanstalt in § 129 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4 und 6 sowie in § 130, 

4. die Seekasse in § 129 Abs. 1 Nr. 5 und 6, Abs. 2 
sowie in § 130.“ 

61. In § 275a Satz 1 werden die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

62. In § 277a Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz werden die 
Wörter „Rentenversicherung der Arbeiter und der An- 
gestellten“ durch die Wörter „allgemeinen Rentenver- 
sicherung“ ersetzt. 

63. § 287d Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Das Bundesversicherungsamt verteilt die Be- 
träge nach Absatz 1 auf die allgemeine und die knapp- 
schaftliche Rentenversicherung, setzt die Vorschüsse 
fest und führt die Abrechnung durch. Für die Träger 
der allgemeinen Rentenversicherung ist § 219 Abs. 1 
entsprechend anzuwenden.“ 

64. § 287e Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Der Zuschuss des Bundes zu den Ausgaben der 
allgemeinen Rentenversicherung, soweit sie für das 
Beitrittsgebiet zuständig ist (Bundeszuschuss-Beitritts- 
gebiet), wird jeweils für ein Kalenderjahr in der Höhe 
geleistet, die sich ergibt, wenn die Rentenausgaben für 
dieses Kalenderjahr einschließlich der Aufwendungen 
für Kindererziehungsleistungen für Mütter der Geburts- 
jahrgänge vor 1927 und abzüglich erstatteter Aufwen- 
dungen für Renten und Rententeile mit dem Verhältnis 
vervielfältigt werden, in dem der Bundeszuschuss in der 
Bundesrepublik Deutschland ohne das Beitrittsgebiet 
zu den Rentenausgaben desselben Kalenderjahres ein- 
schließlich der Aufwendungen aus der Erbringung von 
Kindererziehungsleistungen für Mütter der Geburts- 
jahrgänge vor 1921 stehen. Der Bundeszuschuss-Bei- 
trittsgebiet ist auf die Träger der allgemeinen Ren- 
tenversicherung im Beitrittsgebiet entsprechend ihrem 
jeweiligen Verhältnis an den Beitragseinnahmen buch- 
halterisch aufzuteilen.“ 

65. In § 287f wird die Angabe „nach § 219 Abs. 1 und 2“ 
durch die Angabe „nach § 227 Abs. 1 und la“ ersetzt. 

66. § 289 Abs. 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„(1) Hat ein Träger der allgemeinen Rentenversiche- 
rung eine Gesamtleistung mit einem knappschaftlichen 


Leistungsanteil festgestellt, so erstattet die Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger 
der knappschaftlichen Rentenversicherung den auf sie 
entfallenden Leistungsanteil ohne Kinderzuschuss an 
die Träger der allgemeinen Rentenversicherung. 

(2) Hat die Deutsche Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See als Träger der knappschaftlichen 
Rentenversicherung eine Gesamtleistung mit einem 
Leistungsanteil der allgemeinen Rentenversicherung 
festgestellt, erstatten ihr die Träger der allgemeinen 
Rentenversicherung den von ihnen zu tragenden Leis- 
tungsanteil und den Kinderzuschuss.“ 

67. § 289a wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „Träger der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter“ durch die Wörter „Regio- 
nalträger“ und die Wörter „der Bundesknappschaft“ 
durch die Wörter „der Deutschen Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See als Träger der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung“ ersetzt. 

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„§ 227 ist entsprechend anzuwenden.“ 

68. In § 291b werden die Wörter „Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten“ durch die Wörter „all- 
gemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

69. In § 291c werden die Wörter „Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten“ durch die Wörter „all- 
gemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

70. § 292a Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Das Bundesversicherungsamt führt die Abrechnung 
mit den Trägem der gesetzlichen Rentenversicherang 
durch.“ 

71. § 293 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und 2 werden jeweils die Wörter 
„der Bundesknappschaft“ durch die Wörter „der 
Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn- 
See als Träger der knappschaftlichen Rentenversi- 
chemng“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Rentenversiche- 
mng der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversichemng“ ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Bundesversiche- 
mngsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutschen Rentenversichemng Bund“ ersetzt. 

bb) In Satz 5 werden die Wörter „der Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „der Deutschen 
Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See als 
Träger der knappschaftlichen Rentenversiche- 
mng“ ersetzt. 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Die Deutsche Rentenversichemng Bund und 
die Deutsche Rentenversichemng Knappschaft- 
Bahn-See als Träger der knappschaftlichen Renten- 
versichemng sind verpflichtet, das Bundesministe- 
rium für Gesundheit und Soziale Sichemng über die 
Erfüllung der Verpflichtungen nach Absatz 3 um- 



Drucksache 15/3654 


- 22 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


fassend in monatlichem Abstand zu unterrichten. 
Die Erfüllung der Verpflichtungen nach Absatz 3 
ist vorrangig durch die vorgenannten Träger zu be- 
wirken. Im Übrigen ist das Bundesministerium für 
Gesundheit und Soziale Sicherung berechtigt, die 
Deutsche Rentenversicherung Bund sowie die 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See als Träger der knappschaftlichen Renten- 
versicherung im Benehmen mit diesen bei allen 
Rechtsgeschäften zu vertreten, die zur Erfüllung 
der Verpflichtungen nach Absatz 3 vorzunehmen 
sind; insoweit tritt das Bundesministerium für Ge- 
sundheit und Soziale Sicherung an die Stelle des 
jeweiligen Vorstandes. Das Bundesministerium für 
Gesundheit und Soziale Sicherung kann sich dabei 
eines Dritten bedienen. Die Deutsche Rentenver- 
sicherung Bund und die Deutsche Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der 
knappschaftlichen Rentenversicherung haben dem 
Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Si- 
cherung oder dem von diesem beauftragten Dritten 
die für die Vornahme dieser Rechtsgeschäfte erfor- 
derlichen Unterlagen zu übergeben und die hierfür 
benötigten Auskünfte zu erteilen. Rechtsgeschäfte 
über die nach Absatz 3 aufzulösenden Vermögens- 
gegenstände, die von der Deutschen Rentenver- 
sicherung Bund oder von der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der 
knappschaftlichen Rentenversicherung vorgenom- 
men werden, bedürfen der Einwilligung des Bun- 
desministeriums für Gesundheit und Soziale Siche- 
rung.“ 

72. ln § 297 Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutsche Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

73. ln § 307 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

74. Die Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

ln der Tabelle werden in der Überschrift zur zweiten 
Spalte die Wörter „Rentenversicherung der“ durch die 
Wörter „Allgemeine Rentenversicherung“ ersetzt. 

75. Die Anlage 2a wird wie folgt geändert: 

ln der Tabelle werden in der Überschrift zur zweiten 
Spalte die Wörter „Rentenversicherung der Arbeiter 
und Angestellten“ durch die Wörter „Allgemeine Ren- 
tenversicherung“ ersetzt. 

76. Die Anlage 2b wird wie folgt geändert: 

a) ln der Tabelle für den Zeitraum vom 1 . Januar 1935 
bis 31. Dezember 1990 werden in der Überschrift 
zur zweiten Spalte die Wörter „Rentenversicherung 
der“ durch die Wörter „Allgemeine Rentenver- 
sicherung“ ersetzt. 

b) ln der Tabelle für den Zeitraum ab 1.1.1991 werden 
in der Überschrift zur zweiten Spalte die Wörter 
„Rentenversicherung der Arbeiter und Angestell- 
ten“ durch die Wörter „Allgemeine Rentenversi- 
cherung“ ersetzt. 


Artikel 2 

Weitere Änderung des Seehsten Buches 
Sozialgesetzbuch 

(860-6) 

Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Ren- 
tenversicherung - in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 2002 (BGBl. 1 S. 754, 1404, 3384), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 1 dieses Gesetzes, wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . ln der Inhaltsübersicht werden die Angaben zum Dritten 
Kapitel, Erster Abschnitt, Sechster und Siebter Unterab- 
schnitt wie folgt gefasst: 

„Sechster Unterabschnitt 

Beschäftigte der Versicherungsträger 

§ 143 Bundesunmittelbare Versicherungsträger 

§ 144 Landesunmittelbare Versicherungsträger. 

Siebter Unterabschnitt 

Datenstelle der Träger der Rentenversicherung 
§ 145 Datenstelle der Träger der Rentenversicherung“. 

2. Im Dritten Kapitel Erster Abschnitt werden der Sechste 
und der Siebte Unterabschnitt wie folgt gefasst: 

„Sechster Unterabschnitt 
Beschäftigte der Versicherungsträger 
§ 143 

Bundesunmittelbare Versicherungsträger 

(1) Die Deutsche Rentenversicherung Bund, die Deut- 
sche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See und die 
bundesunmittelbaren Regionalträger besitzen Dienst- 
hermfähigkeit im Sinne des § 121 des Beamtenrechts- 
rahmengesetzes. 

(2) Die Mitglieder des Direktoriums der Deutschen 
Rentenversicherung Bund werden von dem Bundesprä- 
sidenten auf Vorschlag der Bundesregierung für die 
Dauer von sechs Jahren zu Beamten auf Zeit ernannt. 
Die beamtenrechtlichen Vorschriften über die Laufbah- 
nen und die Probezeit sind nicht anzuwenden. 

(3) Ist ein Mitglied des Direktoriums der Deutschen 
Rentenversicherung Bund aus einem Beamten- oder 
Richterverhältnis auf Lebenszeit ernannt worden, ruhen 
für die Dauer der Amtszeit die Rechte und Pflichten aus 
dem zuletzt im Beamten- oder Richterverhältnis auf Le- 
benszeit übertragenen Amt mit Ausnahme der Pflicht zur 
Amtsverschwiegenheit und des Verbots der Annahme 
von Belohnungen und Geschenken. § 15a des Beamten- 
versorgungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. 

(4) Ist ein Mitglied des Direktoriums der Deutschen 
Rentenversicherung Bund nicht aus einem Beamten- 
oder Richterverhältnis auf Lebenszeit ernannt worden, 
ist § 66 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass ein Anspruch auf Ruhege- 
halt aus dem Beamtenverhältnis auf Zeit mit Ablauf des 
Monats der Vollendung des 65. Lebensjahres entsteht. 
Die Höhe des Ruhegehalts ist entsprechend § 14 Abs. 1 
und 3 des Beamtenversorgungsgesetzes zu berechnen. 
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(5) Wird ein Geschäftsführer der Deutschen Renten- 
versicherung Bund nach seiner Amtszeit zum Präsiden- 
ten der Deutschen Rentenversicherung Bund ernannt, 
gilt § 66 Abs. 4 Satz 2 des Beamtenversorgungsgesetzes 
entsprechend. 

(6) Die Mitglieder der Geschäftsführungen der Deut- 
schen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See und 
der bundesunmittelbaren Regionalträger werden auf 
Vorschlag der Bundesregierung von dem Bundespräsi- 
denten zu Beamten ernannt. 

(7) Das Bundesministerium für Gesundheit und So- 
ziale Sicherung ernennt die übrigen Beamten der Deut- 
schen Rentenversicherung Bund, der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See und der bundesun- 
mittelbaren Regionalträger auf Vorschlag des jeweiligen 
Vorstandes. Es kann seine Befugnisse auf den Vorstand 
übertragen, dieser für den einfachen, mittleren und geho- 
benen Dienst auf das Direktorium oder die Geschäfts- 
führung. Soweit die Emennungsbefugnis auf den Vor- 
stand oder auf das Direktorium oder die Geschäftsfüh- 
rung übertragen wird, bestimmt die Satzung, durch wen 
die Ernennungsurkunde zu vollziehen ist. 

(8) Oberste Dienstbehörde für die Mitglieder des Di- 
rektoriums der Deutschen Rentenversicherung Bund und 
für die Mitglieder der Geschäftsführungen der Deut- 
schen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See und 
der bundesunmittelbaren Regionalträger ist das Bundes- 
ministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung, für 
die übrigen Beamten der Vorstand. Dieser kann seine 
Befugnisse auf den Präsidenten, das Direktorium, den 
Geschäftsführer oder auf die Geschäftsführung übertra- 
gen. § 187 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes und § 83 
Abs. 1 des Bundesdisziplinargesetzes bleiben unberührt. 

(9) Beschäftigte der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See können Beschäftigte der See-Be- 
rufsgenossenschaft sein. Die Deutsche Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See trägt für diese Beschäftig- 
ten die Verwaltungskosten einschließlich der bereits ent- 
standenen und noch entstehenden Pensionslasten. Das 
Nähere bestimmt die Satzung der Deutschen Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See. 

§144 

Landesunmittelbare Versicherungsträger 

(1) Die landesunmittelbaren Regionalträger besitzen 
im Rahmen des Absatzes 2 Diensthermfähigkeit im 
Sinne des § 121 des Beamtenrechtsrahmengesetzes. 

(2) Die Beamten der landesunmittelbaren Regionalträ- 
ger sind Beamte des Landes, soweit nicht eine landesge- 
setzliche Regelung etwas anderes bestimmt. 

(3) Die landesunmittelbaren Regionalträger tragen die 
Bezüge der Beamten und ihrer Hinterbliebenen. 

Siebter Unterabschnitt 

Datenstelle der Träger der Rentenversicherung 
§ 145 

Datenstelle der Träger der Rentenversicherung 

(1) Die Träger der Rentenversicherung unterhalten 
gemeinsam eine Datenstelle, die von der Deutschen 


Rentenversicherung Bund verwaltet wird. Dabei ist 
sicherzustellen, dass die Datenbestände, die die Deut- 
sche Rentenversicherung Bund als Träger der Ren- 
tenversicherung führt, und die Datenbestände der Da- 
tenstelle der Träger der Rentenversicherung dauerhaft 
getrennt bleiben. Die Träger der Rentenversicherung 
können die Datenstelle als Vermittlungsstelle einschal- 
ten. Sie können durch die Datenstelle auch die Ausstel- 
lung von Sozialversicherungsausweisen veranlassen. 

(2) Die Deutsche Rentenversicherung Bund darf eine 
Datei mit Sozialdaten, die nicht ausschließlich einer Ver- 
sicherungsnummer der bei ihr Versicherten zugeordnet 
ist, nur bei der Datenstelle und nur dann führen, wenn 
die Einrichtung dieser Datei gesetzlich bestimmt ist. 

(3) Die Datenstelle nimmt für die Träger der Renten- 
versicherung die Aufgaben als Bezeichnete Stelle für 
Datenübermittlungen innerhalb der Europäischen Union 
wahr. 

(4) Die Datenstelle untersteht der Aufsicht des Bun- 
desministeriums für Gesundheit und Soziale Sicherung, 
soweit ihr durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes 
Aufgaben zugewiesen worden sind. Für die Aufsicht 
gelten die §§ 87 bis 89 des Vierten Buches entsprechend. 
Das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Si- 
cherung kann die Aufsicht ganz oder teilweise dem Bun- 
desversicherungsamt übertragen.“ 


Artikel 3 

Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 

(860-1) 

Das Erste Buch Sozialgesetzbuch - Allgemeiner Teil - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember 1975, BGBl. I 
S. 3015), zuletzt geändert durch ... vom ... (BGBl. I S. ...), 
wird wie folgt geändert: 

1. In §21 Abs. 2 und § 21b Abs. 2 werden jeweils die 
Wörter „die Bundesknappschaft“ durch die Wörter „die 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See“ 
ersetzt. 

2. § 23 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Zuständig sind 

1 . in der allgemeinen Rentenversicherung die Regional- 
träger, die Deutsche Rentenversicherung Bund und 
die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See, 

2. in der knappschaftlichen Rentenversicherung die 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See, 

3. in der Alterssicherung der Landwirte die landwirt- 
schaftlichen Alterskassen.“ 

3. In § 35 Abs. 1 Satz 4 werden nach den Wörtern „der 
Leistungsträger und ihre Verbände,“ die Wörter „die 
Datenstelle der Träger der Rentenversicherung,“ einge- 
fügt. 
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Artikel 4 

Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 

(860-3) 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsforderung - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. 1 S. 594, 
595), zuletzt geändert durch ... (BGBl. 1 S. ...), wird wie 
folgt geändert: 

1. ln § 336 werden die Wörter „die Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte“ durch die Wörter „die Deutsche 
Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

2. ln § 341 Abs. 4 werden die Wörter „Rentenversicherung 
der Arbeiter und Angestellten“ durch die Wörter „allge- 
meinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

Artikel 5 

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

(860-4) 

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vor- 
schriften für die Sozialversicherung - (Artikel 1 des Geset- 
zes vom 23. Dezember 1976, BGBl. 1 S. 3845), zuletzt 
geändert durch ... vom ... (BGBl. 1 S. ...), wird wie folgt 
geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 71 wird wie folgt gefasst: 

„§ 71 Haushaltspläne der Träger der Rentenversi- 
cherung“. 

b) Die Angabe zu § 116 wird wie folgt gefasst: 

„§ 116 (weggefallen)“. 

c) Die Angabe zu § 117 wird wie folgt gefasst: 

„§ 117 Verwaltungsausgaben der knappschaftlichen 
Krankenversicherung der Rentner“. 

2. § 7a wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 3 und Absatz 6 Satz 1 werden je- 
weils die Wörter „die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte“ durch die Wörter „die Deutsche Renten- 
versicherung Bund“ ersetzt. 

b) ln den Absätzen 2 und 3 Satz 1, Absatz 4 und 5 wer- 
den jeweils die Wörter „Die Bundesversicherungsan- 
stalt für Angestellte“ durch die Wörter „Die Deutsche 
Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

3. ln § 7c Satz 1 werden die Wörter „Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte“ durch die Wörter „Deutschen 
Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

4. ln § 18a Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter und Angestellten“ durch die Wör- 
ter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

5. ln § 18f Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz werden die Wör- 
ter „Bundesversicherungsanstalt für Angestellte“ durch 
die Wörter „Deutsche Rentenversicherung Bund“ er- 
setzt. 

6. ln § 22 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „Rentenversi- 
eherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeine Rentenversicherung“ ersetzt. 


7. ln § 23 Abs. 2 Satz 3 werden die Wörter „der Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „der Deutschen Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der 
knappschaftlichen Rentenversicherung“ ersetzt. 

8. § 25 Abs. 2 Satz 6 wird wie folgt gefasst: 

„Die Sätze 2 bis 5 gelten für Prüfungen der Beitrags- 
zahlung bei sonstigen Versicherten, in Fällen der Nach- 
versicherung und bei versicherungspflichtigen Selb- 
ständigen entsprechend, auch soweit die Prüfungen am 
1. Januar 2005 noch nicht abgeschlossen sind.“ 

9. § 28b in der bis 3 1 . Dezember 2005 geltenden Fassung 
wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „der Verband 
Deutscher Rentenversicherungsträger, die Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte“ durch 
die Wörter „die Deutsehe Rentenversicherung 
Bund“ ersetzt. 

bb) ln Satz 3 werden die Wörter „Datenstelle der 
Rentenversicherungsträger“ durch die Wörter 
„Datenstelle der Träger der Rentenversiche- 
rung“ ersetzt. 

b) Absatz 2a wird aufgehoben. 

c) ln Absatz 3 werden die Wörter „Die Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „Die Deutsche Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

d) ln Absatz 4 werden die Wörter „der Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger, die Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„die Deutsche Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

10. ln § 28b Abs. 2 Satz 1 in der ab 1. Januar 2006 gelten- 
den Fassung werden die Wörter „der Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger, die Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter „die 
Deutsche Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

11. § 28f Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Im Falle des Satzes 1 erhält die beauftragte Stelle 
auch den Gesamtsozialversicherungsbeitrag, den 
sie arbeitstäglich durch Überweisung unmittelbar 
an folgende Stellen weiterzuleiten hat: 

1. die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversiche- 
rung an die zuständigen Einzugsstellen, 

2. die Beiträge zur Rentenversicherung gemäß 
§28k, 

3. die Beiträge zur Arbeitsförderung an die Bun- 
desagentur für Arbeit.“ 

b) Satz 6 wird aufgehoben. 

12. ln § 28h Abs. 3 Satz 2 werden die Wörter „Datenstelle 
der Rentenversicherungsträger“ durch die Wörter „Da- 
tenstelle der Träger der Rentenversicherung“ ersetzt. 

13. ln § 28i Satz 5 werden die Wörter „die Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „die Deutsche Rentenver- 
sieherung Knappschaft-Bahn-SeeWerwaltungsstelle 
Cottbus“ ersetzt. 
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14. § 28k wird wie folgt gefasst: 

„§28k 

Weiterleitung von Beiträgen 

(1) Die Einzugsstelle leitet dem zuständigen Träger 
der Pflegeversicherung, der Rentenversicherung und 
der Bundesagentur für Arbeit die für diese gezahlten 
Beiträge einschließlich der Zinsen auf Beiträge und 
Säumniszuschläge arbeitstäglich weiter. Die Deutsche 
Rentenversicherung Bund teilt den Einzugsstellen die 
zuständigen Träger der Rentenversicherung und deren 
Beitragsanteil spätestens bis zum 31. Oktober eines je- 
den Jahres für das folgende Kalenderjahr mit. Die 
Deutsche Rentenversicherung Bund legt den Vertei- 
lungsschlüssel für die Aufteilung der Beitragseinnah- 
men der allgemeinen Rentenversicherung auf die ein- 
zelnen Träger unter Berücksichtigung der folgenden 
Parameter fest: 

1 . Für die Aufteilung zwischen Deutsche Rentenversi- 
cherung Bund und Regionalträgem: 

a) Für 2005 die prozentuale Aufteilung der gezahl- 
ten Pflichtbeiträge zur Rentenversichemng der 
Arbeiter und der Rentenversichemng der Ange- 
stellten im Jahr 2003, 

b) Fortschreibung dieser Anteile in den folgenden 
Jahren unter Berücksichtigung der Veränderang 
des Anteils der bei den Regionalträgern Pflicht- 
versicherten gegenüber dem jeweiligen vorver- 
gangenen Kalenderjahr. 

2. Für die Aufteilung der Beiträge unter den Regional- 
trägem: 

Das Verhältnis der Pflichtversicherten dieser Träger 
untereinander. 

3. Für die Aufteilung zwischen Deutsche Rentenversi- 
chemng Bund und Deutsche Rentenversichemng 
Knappschaft-Bahn-See: 

Das Verhältnis der in der allgemeinen Rentenver- 
sichemng Pflichtversicherten dieser Träger unter- 
einander. 

(2) Bei geringfügigen Beschäftigungen werden die 
Beiträge zur Krankenversichemng zu Gunsten des Ri- 
sikostmkturausgleichs an die Deutsche Rentenversi- 
chemng Bund, bei Versicherten in der landwirtschaftli- 
chen Krankenversichemng an den Bundesverband der 
landwirtschaftlichen Krankenkassen weitergeleitet. 
Das Nähere zur Bestimmung des Anteils des Bundes- 
verbandes der landwirtschaftlichen Krankenkassen, 
insbesondere über eine pauschale Berechnung und 
Aufteilung, vereinbaren die Spitzenverbände der betei- 
ligten Träger der Sozialversichemng.“ 

15. In § 281 Abs. 2 werden die Wörter „den Trägem der 
Rentenversichemng oder dem Verband Deutscher Ren- 
tenversichemngsträger“ durch die Wörter „der Deut- 
schen Rentenversichemng Bund“ ersetzt. 

16. § 28p wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 und Absatz 6 Satz 2 werden je- 
weils das Wort „Landesversichemngsanstalten“ 
durch das Wort „Regionalträger“ ersetzt. 


b) In Absatz 7 Satz 2 werden der zweite Halbsatz auf- 
gehoben und das Semikolon durch einen Punkt er- 
setzt. 

c) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden jeweils die Wörter „Bundes- 
versichemngsanstalt für Angestellte“ durch die 
Wörter „Deutsche Rentenversichemng Bund“ 
ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Die Datenstelle 
der Rentenversichemngsträger“ durch die 
Wörter „Die Datenstelle der Träger der Ren- 
tenversichemng“ ersetzt. 

cc) In Satz 3 werden die Wörter „der bei ihr ge- 
führten Datei der geringfügig Beschäftigten 
und“ gestrichen und nach dem Wort „Arbeitge- 
bern“ die Wörter „und für Prüfungen nach 
§ 212a des Sechsten Buches“ eingefügt. 

dd) In Satz 4 Nr. 3 werden die Wörter „ , sofern die 
Abstimmungen nach § 28k Abs. 2 nicht durch- 
geführt wurden oder unzulässige Abweichun- 
gen ergeben haben, und das Ergebnis der Ab- 
stimmungen“ gestrichen. 

ee) In Satz 6 werden die Wörter „Bundesversiche- 
mngsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutschen Rentenversichemng Bund“ ersetzt. 

17. § 28q wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Wörter „Bundesversiche- 
mngsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutschen Rentenversichemng Bund“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden die Wörter „Bundesversiche- 
mngsanstalt für Angestellfe“ durch die Wörter 
„Deutsche Rentenversichemng Bund“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Wörter „der Verband 
Deutscher Rentenversichemngsträger, die Bun- 
desversichemngsanstalt für Angesfellte“ durch 
die Wörfer „die Deutsche Rentenversichemng 
Bund“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden die Wörter „Die Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „Die Deutsche 
Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See“ 
ersetzt. 

c) In Absatz 5 Satz 3 werden die Wörter „die Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „die Deutsche Ren- 
tenversichemng Knappschaft-Bahn-SeeWerwal- 
tungsstelle Cottbus“ ersetzt. 

18. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Aufgaben des Geschäftsführers werden bei 
der Deutschen Rentenversichemng Bund durch das 
Direktorium wahrgenommen.“ 
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b) Nach Absatz 3a wird folgender Absatz 3b einge- 
fiigt: 

„(3b) Bei der Deutschen Rentenversicherung 
Bund werden ein Ausschuss der Vertreterversamm- 
lung und ein Ausschuss des Vorstandes gebildet. 
Diese Ausschüsse entscheiden anstelle der Vertre- 
terversammlung und des Vorstandes, soweit nicht 
§ 64 Abs. 4 gilt.“ 

19. § 32 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Organe der See-Krankenkasse sind die Organe 
der See-Berufsgenossenschaft. Die Satzungen der See- 
Berufsgenossenschaft und der See-Krankenkasse kön- 
nen vorsehen, dass für beide Versicherungsträger ein 
gemeinsamer Geschäftsführer und Stellvertreter ge- 
wählt wird, und das Nähere hierzu bestimmen.“ 

20. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Bei der Deutschen Rentenversicherung Bund wird 
der Beschluss über die Satzung gemäß § 64 Abs. 4 
gefasst, soweit die Satzung Regelungen zu Grund- 
satz- und Querschnittsaufgaben der Deutschen Ren- 
tenversicherung oder zu gemeinsamen Angelegen- 
heiten der Träger der Rentenversicherung trifft. Im 
Übrigen entscheidet die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen der durch Wahl der Versicherten und Ar- 
beitgeber der Deutschen Rentenversicherung Bund 
bestimmten Mitglieder.“ 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Soweit das Sozialgesetzbuch Bestimmungen 
über die Vertreterversammlung oder deren Vorsit- 
zenden trifft, gelten diese für den Ausschuss der 
Vertreterversammlung nach § 31 Abs. 3b oder des- 
sen Vorsitzenden entsprechend. Für den Beschluss 
über die Satzung gilt Absatz 1 Satz 3.“ 

21. Dem § 35 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Für den Ausschuss des Vorstandes nach § 31 
Abs. 3b oder dessen Vorsitzenden gelten die Regelun- 
gen des Absatzes 2, des § 38 und die des Zweiten Ti- 
tels entsprechend; zudem obliegt dem Ausschuss die 
Vertretung in Rechtsangelegenheiten. Der Ausschuss 
des Vorstandes nach § 31 Abs. 3b verwaltet den Versi- 
cherungsträger, soweit Gesetz oder sonstiges Recht 
nichts Abweichendes bestimmen.“ 

22. Nach § 36 Abs. 3 werden folgende Absätze 3a und 3b 
eingefügt: 

„(3a) Das Direktorium der Deutschen Rentenversi- 
cherung Bund besteht aus einem Präsidenten als Vor- 
sitzenden und zwei Geschäftsführern. Die Grundsatz- 
und Querschnittsaufgaben und die Außendarstellung 
der Deutschen Rentenversicherung Bund werden 
grundsätzlich vom Präsidenten wahrgenommen. Im 
Übrigen werden die Aufgabenbereiche der Mitglieder 
des Direktoriums durch die Satzung bestimmt. Die 
Vorschriften über den Geschäftsführer und § 36 Abs. 4 
Satz 4 und 5 gelten für das Direktorium entsprechend. 

(3b) Das Direktorium der Deutschen Rentenversi- 
cherung Bund wird auf Vorschlag des Vorstandes von 


der Vertreterversammlung gemäß § 64 Abs. 4 ge- 
wählt. Über den Vorschlag entscheidet der Vorstand 
der Deutschen Rentenversicherung Bund gemäß § 64 
Abs. 4. Die Amtsdauer der Mitglieder beträgt sechs 
Jahre.“ 

23. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „der Arbeiter und 
der Angestellten“ gestrichen. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) ln Absatz 2 Nr. 1 werden die Wörter „der Arbeiter 
und der Angestellten“ gestrichen. 

24. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Die Vertreterversammlungen der Träger der gesetz- 
lichen Rentenversicherung haben jeweils höchstens 
30 Mitglieder; bis zum Ablauf der am 1. Oktober 
2005 laufenden Wahlperiode gilt Satz 2. Für die Ver- 
treterversammlung der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund gilt § 44 Abs. 5.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 2 zweiter Halbsatz wird die Angabe „3“ 
durch die Angabe „5“ ersetzt. 

bb) Nach Satz 2 werden folgende Sätze eingefügt: 

„Bei dem Vorstand der Deutschen Rentenversi- 
cherung Bund sind Stellvertreter die als solche 
gewählten Personen. Bei der Vertreterver- 
sammlung der Deutschen Rentenversicherung 
Bund gilt entsprechendes für die von den Re- 
gionalträgem und der Deutschen Rentenver- 
sichemng Knappschaft-Bahn-See gewählten 
Mitglieder.“ 

25. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 1 wird die Angabe „bis 4“ durch 
die Angabe „und 3“ ersetzt. 

bb) Nummer 3 wird aufgehoben. 

cc) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3. 

b) ln Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „der Bahn- 
Versicherangsanstalt sowie bei“ gestrichen. 

c) Folgende Absätze 5 und 6 werden angefügt: 

„(5) Die Vertreterversammlungen der Regional- 
träger der gesetzlichen Rentenversicherang und der 
Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn- 
See wählen aus ihrer Mitte jeweils zwei Mitglieder 
in die Vertreterversammlung der Deutschen Ren- 
tenversichemng Bund. Die Gewählten müssen je 
zur Hälfte der Gmppe der Versicherten und der 
Gmppe der Arbeitgeber angehören. Die weiteren 
Mitglieder der Vertreterversammlung der Deut- 
schen Rentenversicherang Bund werden von den 
Versicherten und Arbeitgebern der Deutschen Ren- 
tenversicherang Bund gewählt; ihre Anzahl wird 
durch die Satzung festgelegt und darf die Zahl 30 
nicht überschreiten. Bis zum Ablauf der am 1. Ok- 
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tober 2005 laufenden Wahlperiode darf sie die 
Zahl 60 nicht überschreiten. Dem Ausschuss der 
Vertreterversammlung nach §31 Abs. 3b gehören 
die durch Wahl der Versicherten und Arbeitgeber 
der Deutschen Rentenversicherung Bund bestimm- 
ten Mitglieder an. 

(6) Der Vorstand der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund besteht aus 22 Mitgliedern. Zwölf Mit- 
glieder werden auf Vorschlag der Vertreter der Re- 
gionalträger, acht Mitglieder auf Vorschlag der 
nach Absatz 5 Satz 3 gewählten Vertreter der Deut- 
schen Rentenversicherung Bund und zwei Mitglie- 
der auf Vorschlag der Vertreter der Deutschen Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See gewählt. 
Die Gewählten müssen je zur Hälfte der Gruppe der 
Versicherten und der Gruppe der Arbeitgeber ange- 
hören. Dem Ausschuss des Vorstandes nach § 3 1 
Abs. 3b gehören die Mitglieder des Vorstandes der 
Deutschen Rentenversicherung Bund an, die auf 
Vorschlag der nach Absatz 5 Satz 3 gewählten Ver- 
treter der Deutschen Rentenversicherung Bund be- 
stimmt wurden.“ 

26. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 
2 und 3. 

27. § 49 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Für das Stimmrecht des Arbeitgebers bei einem Re- 
gionalträger der gesetzlichen Rentenversicherung ist 
unerheblich, bei welchem Regionalträger der gesetz- 
lichen Rentenversicherung die Versicherten wahlbe- 
rechtigt sind.“ 

28. § 5 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 zweiter Halbsatz werden die 
Wörter „einer hiernach zuständigen Landesversi- 
cherungsanstalt“ durch die Wörter „einem hiernach 
zuständigen Regionalträger der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung“ und die Wörter „bei der Landes- 
versicherungsanstalt, in deren“ durch die Wörter 
„bei dem Regionalträger der gesetzlichen Renten- 
versicherung, in dessen“ ersetzt. 

b) In Absatz 5 werden die Wörter „und der Seekasse“ 
sowie die Wörter „oder der Seekasse“ gestrichen. 

c) In Absatz 6 Nr. 6 Buchstabe b werden die Wörter 
„der Bundesknappschaft“ durch die Wörter „der 
Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See“ ersetzt. 

29. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 46 Abs. 2, 3 und 4“ 
durch die Angabe „§ 46 Abs. 2 und 3“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die Mitglieder des Vorstandes der Deut- 
schen Rentenversicherung Bund werden gemäß 
§ 64 Abs. 4 gewählt.“ 

30. § 54 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben. 


31. § 60 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la eingefügt: 

„(la) Scheiden von den Regionalträgem oder der 
Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn- 
See gewählte Mitglieder oder stellvertretende Mit- 
glieder der Vertreterversammlung der Deutschen 
Rentenversichemng Bund aus, fordert der Vorsit- 
zende des Vorstandes den jeweiligen Regionalträ- 
ger oder die Deutsche Rentenversichemng Knapp- 
schaft-Bahn-See auf, unverzüglich Nachfolger zu 
wählen. Scheiden von den Regionalträgem oder der 
Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn- 
See vorgeschlagene Mitglieder oder stellvertre- 
tende Mitglieder des Vorstandes der Deutschen 
Rentenversichemng Bund aus, fordert der Vorsit- 
zende des Vorstandes die Vorschlagsberechtigten 
auf, unverzüglich Nachfolger zur Wahl vorzuschla- 
gen. Das Nähere regelt die Satzung. Absatz 2, 
Absatz 3 Satz 2, Absatz 4 und 5 gelten entspre- 
chend.“ 

b) In Absatz 5 wird die Angabe „§ 46 Abs. 4“ durch 
die Angabe „§ 46 Abs. 3“ ersetzt. 

32. § 61 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absätze 
1 und 2. 

c) In dem neuen Absatz 1 Satz I werden die Wörter 
„bei den anderen Versichemngsträgem“ gestrichen. 

33. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz I werden die Wörter „und in der 
Knappschaftsversichemng“ gestrichen. 

bb) Satz 3 wird aufgehoben. 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei der Wahl des Vorsitzenden und des stellvertre- 
tenden Vorsitzenden der Vertreterversammlung und 
des Vorstandes der Deutschen Rentenversichemng 
Bund ist abweichend von Satz 1 in den ersten bei- 
den Wahlgängen jeweils eine Mehrheit nach § 64 
Abs. 4 erforderlich.“ 

34. Dem § 64 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Beschlüsse der Vertreterversammlung und des 
Vorstandes der Deutschen Rentenversichemng Bund in 
Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben und in gemein- 
samen Angelegenheiten der Träger der Rentenversi- 
chemng werden mit der Mehrheit von mindestens zwei 
Dritteln aller gewichteten Stimmen der satzungsmäßi- 
gen Mitgliederzahl getroffen. Bei Beschlüssen der Ver- 
treterversammlung und des Vorstandes werden die 
Stimmen der Regional träger mit insgesamt 55 vom 
Hundert und die der Bundesträger mit insgesamt 
45 vom Hundert gewichtet. In der Vertreterversamm- 
lung orientiert sich die Gewichtung innerhalb der Re- 
gionalträger und innerhalb der Bundesträger jeweils an 
der Anzahl der Versicherten der einzelnen Träger. Im 
Vorstand werden die Stimmen der Vertreter der Bun- 
desträger untereinander nach der Anzahl der Versicher- 
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ten gewichtet. Das Nähere zur Stimmengewichtung 
nach Satz 1 bis 4 regelt die Satzung.“ 

35. § 65 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

36. Dem § 69 wird folgender Absatz 5 angefugt: 

„(5) Die Träger der Rentenversicherung führen in 
geeigneten Bereichen ein Benchmarking durch.“ 

37. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 und 4 werden aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 3. 

38. § 71 wird wie folgt gefasst: 

„§71 

Haushaltspläne der Träger der Rentenversicherung 

(1) Die Haushaltspläne der Regionalträger der ge- 
setzlichen Rentenversicherung bedürfen der Genehmi- 
gung durch die Aufsichtsbehörde. Sie sollen so recht- 
zeitig festgestellt werden, dass sie bis zum 1 . Septem- 
ber vor Beginn des Kalenderjahres, für das sie gelten 
sollen, der Aufsichtsbehörde vorgelegt werden können. 
Diese kann die Genehmigung auch für einzelne An- 
sätze versagen, wenn der Haushaltsplan gegen Gesetz 
oder sonstiges für die Regionalträger maßgebendes 
Recht verstößt oder die Leistungsfähigkeit der Regio- 
nalträger zu Erfüllung ihrer Verpflichtungen gefährdet 
oder wenn die Bewertungs- oder Bewirtschaftungs- 
maßstäbe des Aufsicht führenden Landes nicht beach- 
tet sind. Die Besonderheiten der Versicherungsträger 
sind hierbei zu berücksichtigen. 

(2) Für die Deutsche Rentenversicherung Bund gilt 
Absatz 1 und für die Deutsche Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See Absatz 1 Satz 1 bis 3 jeweils 
mit der Maßgabe, dass 

1 . anstelle der Aufsichtsbehörde die Bundesregierung 
zuständig ist; 

2. anstelle der Bewertungs- oder Bewirtschaftungs- 
maßstäbe des Aufsicht führenden Landes die Be- 
wertungs- oder Bewirtschaftungsmaßstäbe des 
Bundes zu beachten sind, 

und bei der Deutschen Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See eine Versagung der Genehmigung 
wegen Nichtbeachtung der Bewertungs- oder Bewirt- 
schaftungsmaßstäbe nur bei Ansätzen der Rentenversi- 
cherung möglich ist. 

(3) Im Haushaltsplan der Deutschen Rentenversi- 
cherung Bund werden die Einnahmen und Ausgaben 
für Grundsatz- und Querschnittsaufgaben und für ge- 
meinsame Angelegenheiten der Träger der Rentenver- 
sicherung in einer gesonderten Anlage zum Haushalt 
ausgewiesen. Die Anlage wird vom Vorstand gemäß 
§ 64 Abs. 4 aufgestellt und von der Vertreterversamm- 
lung der Deutschen Rentenversicherung Bund gemäß 
§ 64 Abs. 4 festgestellt. 

(4) Der Haushaltsplan der Deutschen Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See ist getrennt nach 
knappschaftlicher Krankenversicherung, knappschaft- 


licher Pflegeversicherung, knappschaftlicher Renten- 
versicherung und allgemeiner Rentenversicherung auf- 
zustellen. Hierbei gelten Verwaltungsausgaben der 
knappschaftlichen Krankenversicherung und der allge- 
meinen Rentenversicherung als Verwaltungsausgaben 
der knappschaftlichen Rentenversicherung. Die Ab- 
stimmung nach § 220 Abs. 3 des Sechsten Buches 
bleibt unberührt. 

(5) Die knappschaftliche Krankenversicherung und 
die allgemeine Rentenversicherung haben der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung die nach einem von 
der Aufsichtsbehörde zu genehmigenden Schlüssel auf 
sie entfallenden Verwaltungsausgaben und die Verwal- 
tungsausgaben ihrer Eigeneinrichtungen zu erstatten.“ 

39. § 72 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Der Vorstand hat seinen Beschluss unverzüglich 
der Aufsichtsbehörde zuzuleiten. Bei den Regionalträ- 
gem der gesetzlichen Rentenversichemng bedarf der 
Beschluss der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 
Bei der Deutschen Rentenversichemng Bund und der 
Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See 
bedarf der Beschluss der Genehmigung des Bundesmi- 
nisteriums für Gesundheit und Soziale Sichemng, bei 
der Bundesagentur für Arbeit der Genehmigung des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit; die Ge- 
nehmigung erfolgt jeweils im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen.“ 

40. § 73 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Einwilligung ist unverzüglich der Aufsichts- 
behörde zuzuleiten.“ 

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Bei den Regionalträgem der gesetzlichen Renten- 
versichemng ist die Genehmigung der Aufsichtsbe- 
hörde erforderlich.“ 

c) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und das Wort 
„Bundesknappschaft“ wird durch die Wörter 
„Deutschen Rentenversichemng Bund und der 
Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn- 
See“ ersetzt. 

d) Die bisherigen Sätze 3 bis 6 werden Sätze 4 bis 7. 
4L § 77 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach Satz 2 folgender Satz einge- 
fügt: 

„Über die Entlastung des Vorstands und des Ge- 
schäftsführers wegen der Rechnungsergebnisse für 
die Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben bei der 
Deutschen Rentenversichemng Bund beschließt die 
Vertreterversammlung mit der Mehrheit von min- 
destens zwei Drittel der gewichteten Stimmen der 
satzungsmäßigen Mitgliederzahl.“ 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „der Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „der Deutschen Renten- 
versichemng Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt und 
nach den Wörtern „Pflegeversichemng und die“ die 
Wörter „allgemeine sowie die“ eingefügt. 
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c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Bei der Deutschen Rentenversicherung 
Bund sind die Rechnungsergebnisse für die Grund- 
satz- und Querschnittsaufgaben gesondert nachzu- 
weisen.“ 

42. In § 79 Abs. 1 Satz 5 werden die Wörter „Träger der 
Rentenversicherung der Angestellten“ durch die Wör- 
ter „Träger der allgemeinen Rentenversieherung“ er- 
setzt. 

43. Nach § 90 Abs. 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Die Aufsicht über die Deutsche Rentenversi- 
cherung Bund führt das Bundesversicherungsamt. So- 
weit die Deutsche Rentenversicherung Bund Grund- 
satz- und Querschnittsaufgaben wahmimmt, führt das 
Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Siche- 
rung die Aufsicht; es kann die Aufsicht teilweise dem 
Bundesversicherungsamt übertragen.“ 

44. In § 115 werden die Wörter „Rentenversicherung der 
Arbeiter und Angestellten“ durch die Wörter „allge- 
meinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

45. § 1 1 6 wird aufgehoben. 

46. In der Überschrift zu § 117 wird das Wort „Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „knappschaftliehen 
Krankenversicherung der Rentner“ ersetzt. 


Artikel 6 

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

(860-5) 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Kran- 

kenversieherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezem- 
ber 1988, BGBl. I S. 2477), zuletzt geändert durch ... 

(BGBl. S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. In §4 Abs. 2 werden die Wörter „die Bundesknapp- 
schaft als Träger der knappschaftlichen Krankenversi- 
cherung“ durch die Wörter „die Deutsche Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der knapp- 
schaftlichen Krankenversicherung (Deutsehe Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See)“ ersetzt. 

2. In § 6 Abs. 5 werden die Wörter „der Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „der Deutschen Rentenversi- 
cherung Knappsehaft-Bahn-See“ und die Wörter „die 
Bundesknappschaft“ durch die Wörter „die Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger 
der knappschaftlichen Krankenversicherung“ ersetzt. 

3. In § 39 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „die Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „die Deutsche Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

4. In § 72 Abs. 3 werden die Wörter „die Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „die Deutsche Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

5. In § 78 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „§§ 67 bis 70 
Abs. 1 und 5“ durch die Angabe „§§ 67 bis 70 Abs. 1 
und 3“ ersetzt. 


6. In § 82 Abs. 3 werden die Wörter „der Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „der Deutschen Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

7. In § 83 Satz 3 werden die Wörter „die Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „die Deutsehe Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

8. In § 86 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „die Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „die Deutsehe Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

9. In § 87 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Satz 3 werden jeweils 
die Wörter „der Bundesknappschaft“ durch die Wörter 
„der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See“ ersetzt. 

10. § 89 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „die Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „die Deutsche Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

b) In Absatz 7 Satz 2 werden die Wörter „der Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See“ er- 
setzt. 

11. In § 90 Abs. 3 Satz 4 werden die Wörter „der Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „der Deutschen Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

12. In § 91 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „die Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „die Deutsehe Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

13. § 165 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 165 

See-Krankenkasse“. 

b) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„(1) Die See-Krankenversicherung wird von der 
See-Krankenkasse durchgeführt. Es gelten die Vor- 
schriften der gesetzlichen Krankenversicherung. 

(2) Die Beschäftigten der See-Krankenkasse 
können Beschäftigte der See-Berufsgenossenschaft 
sein. Die Beschäftigungsverhältnisse der Beschäf- 
tigten der See-Krankenkasse richten sich nach den 
für die See-Berufsgenossenschaft maßgeblichen 
Vorschriften.“ 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 

14. In der Überschrift zum Sechsten Titel und in der Über- 
schrift zu § 167 wird jeweils das Wort „Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „Deutsche Rentenversiehe- 
rung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

15. In § 167 Satz 1 werden die Wörter „der Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „der Deutschen Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See unter dem Namen 
Knappschaft“ ersetzt. 
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16. § 174 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden die Wörter „die Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „die Deutsche Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

b) ln Absatz 4 werden die Wörter „der Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „der Deutschen Renten- 
versicherung Knappsehaft-Bahn-See“ ersetzt. 

17. § 177 wird wie folgt gefasst: 

„§ 177 

Zuständigkeit der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See 

(1) Versicherungspflichtige Mitglieder der Deut- 
schen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See sind 
abweichend von § 173 die in den §§ 133 und 273 
Abs. 1 bis 4 des Sechsten Buches genannten Personen, 
für die die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See als Träger der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung zuständig ist. 

(2) Die in § 5 Abs. 1 Nr. 1 1 und 12 genannten Versi- 
cherungspflichtigen und die in § 189 genannten Ren- 
tenantragsteller gehören der Deutschen Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See an, wenn sie zuletzt 
bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See versichert waren oder die Deutsche Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der 
knappschaftlichen Rentenversicherung für die Feststel- 
lung der Rente zuständig ist; § 173 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 
und § 174 Abs. 1 gelten. 

(3) Die in § 5 Abs. 1 Nr. 2 oder Nr. 5 bis 10 genann- 
ten Versicherungspfhchtigen gehören der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See an, wenn 
sie zuletzt bei der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See versichert waren; § 173 gilt.“ 

18. In § 201 Abs. 6 Satz 2 werden die Wörter „dem Ver- 
band Deutscher Rentenversicherungsträger“ durch die 
Wörter „der Deutschen Rentenversicherung Bund“ er- 
setzt. 

19. In § 208 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „§§ 67 bis 70 
Abs. 1 und 5“ durch die Angabe „§§ 67 bis 70 Abs. 1 
und 3“ ersetzt. 

20. § 212 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „Deutsche Rentenversi- 
eherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „die Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „die Deutsche Rentenver- 
sicherung Knappsehaft-Bahn-See“ ersetzt. 

21. § 213 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz I werden die Wörter „die Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „die Deutsche Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „der Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „der Deutschen 


Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See“ er- 
setzt. 

22. § 2I9d Abs. 2 Satz I wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „§§ 67 bis 70 Abs. 1 und 5“ wird durch 
die Angabe „§§ 67 bis 70 Abs. 1 und 3“ ersetzt. 

b) Die Angabe „§ 72 Abs. 1 und 2 Satz 1 Halbsatz 1“ 
wird durch die Angabe „§ 72 Abs. 1 und 2 Satz 1“ 
ersetzt. 

23. In § 226 Abs. 4 Satz 4 werden die Wörter „Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

24. In § 228 Abs. I werden die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und Angestellten“ durch die Wörter 
„allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

25. In § 255 Abs. 1, Abs. 3 Satz 2 und 4 und Abs. 4 Satz 2 
werden jeweils die Wörter „Bundesversicherungsan- 
stalt für Angestellte“ durch die Wörter „Deutsche Ren- 
tenversicherung Bund“ ersetzt. 

26. In § 266 Abs. 6 Satz 6 werden die Wörter „Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutsche Rentenversieherung Bund“ ersetzt. 

27. In § 267 Abs. 7 Nr. 4 werden die Wörter „dem Verband 
Deutscher Rentenversicherungsträger“ durch die Wör- 
ter „der Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

28. § 281 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „§ 70 Abs. 5“ wird durch die Angabe 
„§ 70 Abs. 3“ ersetzt. 

b) Die Angabe „§ 72 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 erster 
Halbsatz“ wird durch die Angabe „§ 72 Abs. 1 und 
2 Satz 1“ ersetzt. 

29. In § 283 Satz 3 werden die Wörter „der Bundesknapp- 
schaft deren Sozialmedizinischer Dienst“ durch die 
Wörter „der knappschaftliehen Krankenversieherung 
der Sozialmedizinische Dienst der Deutschen Renten- 
versicherung Knappsehaft-Bahn-See“ ersetzt. 

30. In § 309 Abs. 1 Nr. 2 werden die Wörter „Rentenversi- 
eherung der Arbeiter und Angestellten“ durch die Wör- 
ter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 


Artikel 7 

Änderung des Siebten Buehes Sozialgesetzbuch 

(860-7) 

In § 143 Abs. 3 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 
- Gesetzliche Unfallversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 7. August 1996, BGBl. I S. 1254), das zuletzt dureh ... 
vom ... (BGBl. I S. ...) geändert worden ist, werden die 
Wörter „die Seekasse“ durch die Wörter „die Deutsche Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See“ und die Wörter 
„der Seekasse“ durch die Wörter „der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 
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Artikel 8 

Änderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 

(860-9) 

In § 64 Abs. 2 Satz 2 des Neunten Buches Sozialgesetz- 
buch - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2001, BGBl. I S. 1046, 
1047), das zuletzt durch . . . vom . . . (BGBl. IS. . . .) geändert 
worden ist, werden die Wörter „des Verbandes Deutscher 
Rentenversicherungsträger“ durch die Wörter „der Deut- 
schen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

Artikel 9 

Änderung des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 

(860-10) 

Das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch - Sozialverwaltungs- 
verfahren und Sozialdatenschutz - in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 18. Januar 2001 (BGBl. I S. 130), zu- 
letzt geändert durch ... vom ... (BGBl. I S. ...), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 67b Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „und deren 
Verbänden“ gestrichen und vor dem Wort „Arbeitsge- 
meinschaften“ das Wort „deren“ eingefiigt. 

2. § 71 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 10 werden die Wörter „Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

b) In Nummer 11 werden die Wörter „der Bundes- 
knappschaftWerwaltungsstelle“ durch die Wörter 
„der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See/Verwaltungsstelle“ ersetzt. 

3. In § 79 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutschen Rentenversicherung Bund“ sowie die Wör- 
ter „der Bundesknappschaft/Verwaltungsstelle“ durch 
die Wörter „der Deutschen Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-SeeA/erwaltungsstelle“ ersetzt. 

4. § 81 Abs. 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die Datenstelle der Träger der Rentenversicherung 
nach § 145 Abs. 1 des Sechsten Buches gilt als öffentli- 
che Stelle des Bundes.“ 

5. In § 101a Abs. 3 Nr. 1 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

Artikel 10 

Änderung des Elften Buehes Sozialgesetzbuch 

(860-11) 

Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch - Soziale Pflegeversi- 
cherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, 
BGBl. I S. 1014, 1015), zuletzt geändert durch ... vom ... 
(BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . § 44 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „141“ durch die 
Angabe „137“ ersetzt. 


b) In Absatz 3 Satz 3 werden die Wörter „dem Verband 
Deutscher Rentenversicherungsträger“ durch die 
Wörter „der Deutschen Rentenversicherung Bund“ 
ersetzt. 

2. § 46 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 wird das Wort „Seekasse“ durch das Wort 
„See-Berufsgenossenschaft“ ersetzt. 

b) In Satz 6 werden die Wörter „Die Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „Die Deutsche Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

3. In § 52 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „die Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „die Deutsche Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

4. § 60 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Deutsche Rentenversicherung Bund leitet alle 
Pflegeversicherungsbeiträge aus Rentenleistungen 
der allgemeinen Rentenversicherung am fünften Ar- 
beitstag des Monats, der dem Monat folgt, in dem die 
Rente fällig war, an den Ausgleichsfonds der Pflege- 
versicherung (§ 65) weiter.“ 

b) In Satz 2 werden die Wörter „Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte“ durch die Wörter „Deutsche 
Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

5. In § 66 Abs. 2 werden die Wörter „Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter „Deut- 
schen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

6. In § 68 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „der Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

Artikel 11 

Änderung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 

(860-12) 

In § 45 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 Satz 2 des Zwölften Bu- 
ches Sozialgesetzbuch - Sozialhilfe - (Artikel 1 des Geset- 
zes vom 27. Dezember 2003, BGBl. I S. 3022, 3023), das 
zuletzt durch ... (BGBl. S. ...) geändert worden ist, werden 
jeweils die Wörter „der Verband Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger“ durch die Wörter „die Deutsehe Rentenversi- 
cherung Bund“ ersetzt. 

Artikel 12 

Änderung des Gesetzes 
über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
des Deutschen Bundestages 

(1101-8) 

In § 23 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über die Rechtsver- 
hältnisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages vom 
18. Februar 1977 (BGBl. I S.291), das zuletzt dureh ... 
(BGBl. I S. ...) geändert worden ist, werden die Wörter 
„Rentenversicherung der Angestellten“ durch die Wörter 
„allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 
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Artikel 13 

Änderung der Verordnung zur Durchführung 
des Bundesdisziplinargesetzes bei den 
bundesunmittelbaren Körperschaften 
mit Dienstherrnfähigkeit im Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums für Gesundheit und 
Soziale Sicherung 
(2031-4-18) 

Die Verordnung zur Durchführung des Bundesdiszi- 
plinargesetzes bei den bundesunmittelbaren Körperschaf- 
ten mit Diensthermfähigkeit im Geschäftsbereich des Bun- 
desministeriums für Gesundheit und Soziale Sicherung 
vom 24. Februar 2003 (BGBl. 1 S. 300) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1 . § 1 wird wie folgt gefasst: 

„§1 

Oberste Dienstbehörde 

(1) Die Befugnisse des Bundesministeriums für Ge- 
sundheit und Soziale Sicherung als oberster Dienstbe- 
hörde im Sinne des Bundesdisziplinargesetzes werden 
für die Beamtinnen und Beamten der Deutschen Renten- 
versicherung Bund auf den Vorstand übertragen, der 
diese Befugnisse auf die Präsidentin oder den Präsiden- 
ten oder das Direktorium der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund übertragen kann. Satz 1 gilt nicht für die 
Präsidentin oder den Präsidenten der Deutschen Ren- 
tenversicherung Bund und die übrigen Mitglieder des 
Direktoriums. 

(2) Die Befugnisse des Bundesministeriums für Ge- 
sundheit und Soziale Sicherung als oberster Dienstbe- 
hörde im Sinne des Bundesdisziplinargesetzes werden 
für die Beamtinnen und Beamten der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See dem Vorstand 
übertragen, der diese Befugnisse auf die Erste Direktorin 
oder den Ersten Direktor der Deutschen Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See oder die Geschäftsführung 
übertragen kann. Satz 1 gilt nicht für die Erste Direktorin 
oder den Ersten Direktor der Deutschen Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See und die übrigen Mitglieder 
der Geschäftsführung. 

(3) Die Befugnisse des Bundesministeriums für Ge- 
sundheit und Soziale Sicherung als oberster Dienstbe- 
hörde im Sinne des Bundesdisziplinargesetzes werden 
für die Beamtinnen und Beamten der Unfallkasse des 
Bundes, mit Ausnahme der Beamtinnen und Beamten 
der Künstlersozialkasse, auf den Vorstand der Unfall- 
kasse des Bundes übertragen, der diese Befugnisse auf 
die Geschäftsführerin oder den Geschäftsführer der Un- 
fallkasse des Bundes weiter übertragen kann. Die Be- 
fugnisse für die Beamtinnen und Beamten der Künstler- 
sozialkasse werden auf die Geschäftsführerin oder den 
Geschäftsführer der Unfallkasse des Bundes übertra- 
gen. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für die Geschäfts- 
führerin oder den Geschäftsführer der Unfallkasse des 
Bundes, ihre oder seine Vertretung sowie für die Vertre- 
tung der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers in 
Angelegenheiten der Künstlersozialkasse.“ 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„ 1 . bei der Deutschen Rentenversicherung Bund 

a) für die Präsidentin oder den Präsidenten und 
die übrigen Mitglieder des Direktoriums die 
Bundesministerin oder der Bundesminister 
für Gesundheit und Soziale Sicherung, 

b) für die Abteilungsleiterinnen und Abteilungs- 
leiter die Präsidentin oder der Präsident der 
Deutschen Rentenversicherung Bund und 

c) für die übrigen Beamtinnen und Beamten die 
Abteilungsleiterin oder der Abteilungsleiter 
Personal der Körperschaft;“. 

b) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 eingefügt: 

„2. bei der Deutschen Rentenversicherung Knapp- 

schaft-Bahn-See 

a) für die Erste Direktorin oder den Ersten Di- 
rektor und die übrigen Mitglieder der Ge- 
schäftsführung die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Gesundheit und Soziale 
Sicherung, 

b) für die Abteilungsleiterinnen und Abteilungs- 
leiter die Geschäftsführung der Körperschaft 
und 

c) für die übrigen Beamtinnen und Beamten die 
Abteilungsleiterin oder der Abteilungsleiter 
Personal der Körperschaft;“. 

c) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„ 1 . bei der Deutschen Rentenversicherung Bund 

a) für die Präsidentin oder den Präsidenten und 
die übrigen Mitglieder des Direktoriums die 
Bundesministerin oder der Bundesminister 
für Gesundheit und Soziale Sicherung, 

b) für die Abteilungsleiterinnen und Abteilungs- 
leiter der Vorstand der Körperschaft und 

c) für die übrigen Beamtinnen und Beamten die 
Präsidentin oder der Präsident der Deutschen 
Rentenversicherung Bund;“. 

b) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 eingefügt: 

„2. bei der Deutschen Rentenversicherung Knapp- 

schaft-Bahn-See 

a) für die Erste Direktorin oder den Ersten Di- 
rektor und die übrigen Mitglieder der Ge- 
schäftsführung die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Gesundheit und Soziale 
Sicherung, 

b) für die Abteilungsleiterinnen und Abteilungs- 
leiter der Vorstand der Körperschaft und 

c) für die übrigen Beamtinnen und Beamten die 
Geschäftsführung der Körperschaft;“. 

c) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3. 
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Artikel 14 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

(2032-1) 

Die Anlage I (Bundesbesoldungsordnungen A und B) 
des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), das zu- 
letzt durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1 . In der Besoldungsgruppe B 2 werden 

a) die Amtsbezeichnung „Direktor bei der Bahnversi- 
cherungsanstalt“ gestrichen, 

b) die Amtsbezeichnung „Direktor bei einer Landesver- 
sicherungsanstalt“ und der Zusatz als stellvertre- 
tender Geschäftsführer oder Mitglied der Geschäfts- 
führung, wenn der Erste Direktor in Besoldungsstufe 
B 3 eingestuft ist durch die Amtsbezeichnung „Di- 
rektor bei einem Regionalträger der gesetzlichen 
Rentenversicherung“ und den Zusatz „- als stellver- 
tretender Geschäftsführer oder Mitglied der Ge- 
schäftsführung, wenn der Erste Direktor in Besol- 
dungsstufe B 3 eingestuft ist -“ ersetzt. 

2. In der Besoldungsgruppe B 3 werden 

a) die Amtsbezeichnung „Abteilungsdirektor bei der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte“ und der 
Zusatz als Leiter einer besonders großen und be- 
sonders bedeutenden Abteilung durch die Amtsbe- 
zeichnung „Abteilungsdirektor bei der Deutschen 
Rentenversicherung Bund“ und den Zusatz als 
Leiter einer besonders großen und besonders bedeu- 
tenden Abteilung ersetzt, 

b) die Amtsbezeichnung „Direktor bei einer Landesver- 
sicherungsanstalt“ und der Zusatz als stellvertre- 
tender Geschäftsführer oder Mitglied der Geschäfts- 
führung, wenn der Erste Direktor in Besoldungsstufe 
B 4 eingestuft ist durch die Amtsbezeichnung „Di- 
rektor bei einem Regionalträger der gesetzlichen 
Rentenversicherung“ und den Zusatz „- als stellver- 
tretender Geschäftsführer oder Mitglied der Ge- 
schäftsführung, wenn der Erste Direktor in Besol- 
dungsstufe B 4 eingestuft ist ersetzt, 

c) die Amtsbezeichnung „Erster Direktor der Bahnver- 
sicherungsanstalt“ gestrichen, 

d) die Amtsbezeichnung „Erster Direktor einer Landes- 
versicherungsanstalt“ und der Zusatz als Geschäfts- 

führer oder Vorsitzender der Geschäftsführung der 
Landesversicherungsanstalt Brandenburg, Braun- 
schweig, Mecklenburg- Vorpommern, Niederbayem- 
Oberpfalz, Oldenburg-Bremen, Saarland, Sachsen- 
Anhalt, Schwaben, Thüringen, Unterfranken durch 
die Amtsbezeichnung „Erster Direktor eines Regio- 
nalträgers der gesetzlichen Rentenversicherung“ und 
den Zusatz „- als Geschäftsführer oder Vorsitzender 
der Geschäftsführung bei höchstens 900 000 Ver- 
sicherten und laufenden Rentenfällen ersetzt. 

3. In der Besoldungsgruppe B 4 werden 

a) die Amtsbezeichnung „Direktor bei einer Landesver- 
sicherungsanstalt“ und der Zusatz als stellvertre- 


tender Geschäftsführer oder Mitglied der Geschäfts- 
führung, wenn der Erste Direktor in Besoldungsstufe 
B 5 eingestuft ist durch die Amtbezeichnung „Di- 
rektor bei einem Regionalträger der gesetzlichen 
Rentenversicherung“ und den Zusatz als stellver- 
tretender Geschäftsführer oder Mitglied der Ge- 
schäftsführung, wenn der Erste Direktor in Besol- 
dungsstufe B 5 eingestuft ist ersetzt, 

b) die Amtsbezeichnung „Erster Direktor einer Landes- 
versicherungsanstalt“ und der Zusatz „- als Ge- 
schäftsführer oder Vorsitzender der Geschäftsführung 
der Landesversicherungsanstalt Berlin, Hamburg, 
Oberbayem, Oberfranken-Mittelfranken, Rheinland- 
Pfalz, Sachsen, Schleswig-Holstein durch die 
Amtsbezeichnung „Erster Direktor eines Regional- 
trägers der gesetzlichen Rentenversicherung“ und 
den Zusatz als Geschäftsführer oder Vorsitzender 
der Geschäftsführung bei mehr als 900 000 und 
höchstens 2,3 Millionen Versicherten und laufenden 
Rentenfällen ersetzt. 

4. In der Besoldungsgruppe B 5 werden 

a) die Amtsbezeichnung „Direktor bei der Bundesknapp- 
schaft“ und der Zusatz „- als stellvertretender Ge- 
schäftsführer oder Mitglied der Geschäftsführung 
durch die Amtsbezeichnung „Direktor bei der Deut- 
schen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See“ 
und den Zusatz als stellvertretender Geschäftsfüh- 
rer oder Mitglied der Geschäftsführung ersetzt, 

b) die Amtsbezeichnung „Direktor bei einer Landesver- 
sicherungsanstalt“ und der Zusatz als stellvertre- 
tender Geschäftsführer oder Mitglied der Geschäfts- 
führung, wenn der Erste Direktor in Besoldungsstufe 
B 6 eingestuft ist durch die Amtbezeichnung „Di- 
rektor bei einem Regionalträger der gesetzlichen 
Rentenversicherung“ und den Zusatz als stellver- 
tretender Geschäftsführer oder Mitglied der Ge- 
schäftsführung, wenn der Erste Direktor in Besol- 
dungsstufe B 6 eingestuft ist ersetzt, 

c) die Amtsbezeichnung „Erster Direktor einer Landes- 
versicherungsanstalt“ und der Zusatz als Ge- 
schäftsführer oder Vorsitzender der Geschäftsführung 
der Landesversicherungsanstalt Hannover, Hessen 
durch die Amtsbezeichnung „Erster Direktor eines 
Regionalträgers der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung“ und den Zusatz als Geschäftsführer oder 
Vorsitzender der Geschäftsführung bei mehr als 
2,3 Millionen und höchstens 3,7 Millionen Versicher- 
ten und laufenden Rentenfällen ersetzt. 

5. In der Besoldungsgruppe B 6 werden 

a) die Amtsbezeichnung „Erster Direktor der Bundes- 
knappschaft“ und der Zusatz „- als Geschäftsführer 
oder Vorsitzender der Geschäftsführung durch die 
Amtsbezeichnung „Erster Direktor der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See“ und den 
Zusatz als Geschäftsführer oder Vorsitzender der 
Geschäftsführung -“ ersetzt, 

b) die Amtsbezeichnung „Erster Direktor einer Landes- 
versicherungsanstalt“ und der Zusatz als Ge- 
schäftsführer oder Vorsitzender der Geschäftsführung 
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der Landesversicherungsanstalt Baden- Württem- 
berg, Rheinprovinz, Westfalen durch die Amts- 
bezeichnung „Erster Direktor eines Regionalträgers 
der gesetzlichen Rentenversicherung“ und den Zu- 
satz als Geschäftsführer oder Vorsitzender der Ge- 
schäftsführung bei mehr als 3,7 Millionen Versicher- 
ten und laufenden Rentenfällen ersetzt. 

6. ln der Besoldungsgruppe B 7 werden die Amtsbezeich- 
nung „Direktor bei der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte“ und der Zusatz „- als stellvertretender Ge- 
schäftsführer oder Mitglied der Geschäftsführung ge- 
strichen. 

7. ln der Besoldungsgruppe B 8 werden die Amtsbezeich- 
nung „Präsident der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte“ und der Zusatz „- als Geschäftsführer oder 
Vorsitzender der Geschäftsführung durch die Amtsbe- 
zeichnung „Direktor bei der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund“ und den Zusatz „- als Mitglied des Direkto- 
riums“ ersetzt. 

8. ln der Besoldungsgruppe BIO wird nach der Amtsbe- 
zeichnung „Ministerialdirektor“ und dem Zusatz „- als 
Stellvertretender Sprecher der Bundesregierung - “ die 
Amtsbezeichnung „Präsident der Deutschen Rentenver- 
sicherung Bund“ eingefügt. 


Artikel 15 

Änderung des Dienstreehtliehen 
Kriegsfolgen-Abschlussgesetzes 

(2038-1) 

§ 2 Abs. 2 Satz 1 des Dienstrechtlichen Kriegsfolgen- 
Abschlussgesetzes vom 20. September 1994 (BGBl. 1 
S. 2452), das zuletzt durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt gefasst: 

„Die Durchführung der Nachversicherung und die Erstat- 
tung regeln sich nach dem bisherigen Recht mit der Maß- 
gabe, dass für Nachversicherungen, die nach dem 31. De- 
zember 2004 erfolgen, diese als in der allgemeinen Renten- 
versicherung durchgeführt gelten.“ 


Artikel 16 

Änderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes 

(2126-9) 

Das Krankenhausfmanzierungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. April 1991 (BGBl. 1 S. 885), zu- 
letzt geändert durch . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . ln § 3 Satz 1 Nr. 4 werden die Wörter „gesetzlichen Ren- 
tenversicherung der Arbeiter oder der Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

2. ln § 27 werden die Wörter „die Bundesknappschaft“ 
durch die Wörter „die Deutsche Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 


Artikel 17 

Änderung der Bundespfiegesatzverordnung 

(2126-9-13-2) 

ln § 27 der Bundespflegesatzverordnung vom 26. Sep- 
tember 1994 (BGBl. 1 S. 2750), die zuletzt durch ... 
(BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, werden die Wörter „die 
Bundesknappschaft“ durch die Wörter „die Deutsche Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

Artikel 18 

Änderung des Gesetzes zur Förderung 
eines freiwilligen sozialen Jahres 

(2160-1) 

ln § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Gesetzes zur Förderung 
eines freiwilligen sozialen Jahres in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Juli 2002 (BGBl. 1 S. 2596), das 
zuletzt durch ... (BGBl. 1 S. ...) geändert worden ist, 
werden die Wörter „Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten“ durch die Wörter „allgemeinen Rentenver- 
sicherung“ ersetzt. 

Artikel 19 

Änderung des Gesetzes zur Förderung 
eines freiwilligen ökologischen Jahres 

(2160-2) 

ln § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Gesetzes zur Förderung 
eines freiwilligen ökologischen Jahres in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Juli 2002 (BGBl. 1 S. 2600), das 
zuletzt durch ... (BGBl. 1 S. ...) geändert worden ist, 
werden die Wörter „Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten“ durch die Wörter „allgemeinen Rentenver- 
sicherung“ ersetzt. 

Artikel 20 
Änderung der 

Sozialhilfedatenahgleichsverordnung 

(2170-1-21) 

Die Sozialhilfedatenabgleichsverordnung vom 21. Januar 
1998 (BGBl. 1 S. 103), zuletzt geändert durch ... (BGBl. 1 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. ln § 4 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „die Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „die Deutsche Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der 
knappschaftlichen Rentenversicherung“ ersetzt. 

2. § 1 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 werden die Wörter „Die Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „Die Deutsche Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der 
knappschaftlichen Rentenversicherung“ ersetzt. 

b) ln Absatz 3 werden die Wörter „Arbeiterrenten- und 
Angestelltenrentenversicherung“ durch die Wörter 
„allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 
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3. In der Anlage 4 wird in der Satzbeschreibung zum Ant- 
wortdatensatz an DSRV/Träger der Sozialhilfe in der 
Spalte Feldinhalt zu Feld 01 das Wort „Knappschaft“ 
durch die Wörter „Deutsche Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See (knappschaftliche Rentenversiche- 
rung)“ ersetzt. 

Artikel 21 

Änderung des Entsehädigungsrentengesetzes 

(251-7-2) 

Das Entschädigungsrentengesetz vom 22. April 1992 
(BGBl. I S. 906), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ...), 
wird wie folgt geändert: 

1 . § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutsche Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

b) In Absatz 5 Satz 2 werden die Wörter „Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutsche Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

3. In § 7 werden die Wörter „Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte“ durch die Wörter „Deutschen Renten- 
versicherung Bund“ ersetzt. 

Artikel 22 

Änderung des Mikrozensusgesetzes 

(29-27) 

In § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c des Mikrozensusgesetzes 
vom 17. Januar 1996 (BGBl. I S. 34), das zuletzt durch ... 
(BGBl. IS....) geändert worden ist, werden das Wort „Ar- 
beiterrentenversicherung“ durch die Wörter „Allgemeine 
Rentenversicherung“ ersetzt und das Wort „ ; Angestellten- 
rentenversicherung“ gestrichen. 

Artikel 23 

Aufhebung des Gesetzes zur Änderung 
des Sozialgeriehtsgesetzes 

(330-2) 

Artikel 4 des Gesetzes zur Änderung des Sozialgerichts- 
gesetzes vom 30. Juli 1974 (BGBl. I S. 1625), das zuletzt 
durch ... vom ... (BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird 
aufgehoben. 


Artikel 24 

Änderung des Gesetzes zur Regelung von Härten 
im Versorgungsausgleieh 

(404-19-3) 

In § 4 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung von Härten im 
Versorgungsausgleich vom 21. Februar 1983 (BGBl. I 
S. 105), das zuletzt durch ... (BGBl. IS. ...) geändert wor- 
den ist, werden die Wörter „Rentenversicherung der Arbei- 
ter und der Angestellten“ durch die Wörter „allgemeinen 
Rentenversicherung“ ersetzt. 


Artikel 25 

Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

(53-2) 

Das Arbeitsplatzschutzgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 14. Februar 2001 (BGBl. I S. 253), zu- 
letzt geändert durch . . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In § 14a Abs. 4 Satz 2 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter oder Angestellten“ durch die Wör- 
ter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

2. In § 14b Abs. 3 werden die Wörter „Rentenversicherung 
der Arbeiter oder Angestellten“ durch die Wörter „allge- 
meinen Rentenversicherung“ ersetzt. 


Artikel 26 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

(600-1) 

Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 30. August 1971 (BGBl. I S. 1426, 
1427), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ...), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 18 Satz 2 werden die Wörter „Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wör- 
ter „Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

b) Nummer 20 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Wörter „der Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „der Deutschen Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See als Trä- 
ger der knappschaftlichen Rentenversicherung“ 
ersetzt. 

bb) In Satz 4 werden die Wörter „Die Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „Die Deutsche Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger 
der knappschaftlichen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

2. In § 21 Abs. 5 werden die Wörter „die Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „die Deutsche Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See als Träger der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung“ ersetzt. 
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Artikel 27 

Änderung der Verordnung zur Durchführung 

von § 5 Abs. 4 des Finanzverwaltungsgesetzes 

(600-1-1-4) 

ln § 2 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung zur Durchführung 
von § 5 Abs. 4 des Finanzverwaltungsgesetzes vom 22. Au- 
gust 2002 (BGBl. 1 S. 3405), die zuletzt durch ... (BGBl. 1 
S. . . .) geändert worden ist, werden die Wörter „Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter „Deut- 
schen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

Artikel 28 

Änderung der Abgabenordnung 

(610-1-3) 

ln § 6 Abs. 2 Nr. 8 der Abgabenordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1 . Oktober 2002 (BGBl. 1 
S. 3866, 2003 1 S. 61), die zuletzt durch ... (BGBl. IS....) 
geändert worden ist, werden die Wörter „die Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „die Deutsche Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

Artikel 29 

Änderung des Berlinförderungsgesetzes 1990 

(610-6-5) 

ln § 6b Abs. 3 Nr. 1,2 und 3 des BerlinfÖrderungsgeset- 
zes 1990 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. Februar 1990 (BGBl. 1 S. 173), das zuletzt durch ... 
(BGBl. 1 S. ...) geändert worden ist, werden jeweils die 
Wörter „gesetzlichen Rentenversicherung der Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

Artikel 30 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

(611-1) 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4210, 
2003 1 S. 179), zuletzt geändert durch ... (BGBl. 1 S. ...), 
wird wie folgt geändert: 

1 . § 3 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 62 Satz 3 werden jeweils die Wörter „ge- 
setzlichen Rentenversicherung der Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ 
ersetzt. 

b) ln Nummer 63 Satz 1 werden die Wörter „Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

2. § 40a Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 werden die Wörter „die Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „die Deutsche Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

b) ln den Sätzen 4 und 6 werden die Wörter „Die Bun- 
desknappschaft“ jeweils durch die Wörter „Die Deut- 


sche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See“ er- 
setzt. 

c) ln Satz 5 werden die Wörter „der Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „der Deutschen Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

3. ln § 81 werden die Wörter „Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte“ durch die Wörter „Deutsche Rentenver- 
sicherung Bund“ ersetzt. 

Artikel 31 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

(611-4-4) 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4144), 
zuletzt geändert durch . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. ln § 5 Abs. 1 Nr. 8 Satz 1 und 2 werden jeweils die Wör- 
ter „Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

2. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) § 5 Abs. 1 Nr. 8 in der Fassung des Arti- 
kels 31 des Gesetzes vom ... 2004 (BGBl. IS. ...) ist 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 2005 anzu- 
wenden.“ 

b) Der bisherige Absatz 3a wird Absatz 3b. 

Artikel 32 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

(611-5) 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4167), zuletzt ge- 
ändert durch . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. ln § 3 Nr. 11 Satz 1 und 2 werden jeweils die Wörter 
„Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

2. ln § 36 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 3a einge- 
fügt: 

„(3a) § 3 Nr. 11 in der Fassung des Artikels 32 des 
Gesetzes vom ... 2004 (BGBl. 1 S. ...) ist erstmals für 
den Erhebungszeitraum 2005 anzuwenden.“ 

Artikel 33 

Änderung des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 

(653-1) 

§ 99 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes in der im 
Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 653-1, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch ... 
(BGBl. IS....) geändert worden ist, wird wie folgt geän- 
dert: 
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1. In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Angestellten“ durch die Wörter „allgemeinen 
Rentenversicherung“ ersetzt. 

2. Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Erfolgt die Nachversicherung nach dem 31. De- 
zember 2004, gilt diese als in der allgemeinen Renten- 
versicherung durchgefuhrt.“ 

Artikel 34 

Änderung des Gesetzes zur Regelung 
der Verbindlichkeiten nationalsozialistischer 
Einrichtungen und der Rechtsverhältnisse 
an deren Vermögen 

(653-2) 

In § 23a Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 des Gesetzes zur Rege- 
lung der Verbindlichkeiten nationalsozialistischer Einrich- 
tungen und der Rechtsverhältnisse an deren Vermögen vom 
17. März 1965 (BGBl. I S. 79), das zuletzt durch ... 
(BGBl. I S. ...) geändert worden ist, werden jeweils die 
Wörter „Rentenversicherung der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

Artikel 35 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

(7631-1) 

In § 156a Abs. 5 des Versicherungsaufsichtsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Dezember 1995 
(BGBl. I S. 2), das zuletzt durch ... (BGBl. I S. ...) geän- 
dert worden ist, werden die Wörter „die Bahnversicherungs- 
anstalt - Abteilung B -“ durch die Wörter „die Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

Artikel 36 

Änderung des Gesetzes zur Neuordnung 
der Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen 
und Straßenbahnen 

(7633-1) 

In § 6 Abs. 4 Satz 1 des Gesetzes zur Neuordnung der 
Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7633-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch ... (BGBl. IS....) geändert worden ist, werden die 
Wörter „gesetzlichen Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten“ durch die Wörter „allgemeinen Rentenversi- 
cherung“ ersetzt. 

Artikel 37 

Änderung des Arbeitssicherstellungsgesetzes 

(800-18) 

In § 22 Abs. 2 Satz 1 des Arbeitssicherstellungsgesetzes 
vom 9. Juli 1968 (BGBl. I S. 787), das zuletzt durch ... 
(BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, werden die Wörter „zu 
den Rentenversicherungen der Arbeiter und Angestellten“ 


durch die Wörter „zur allgemeinen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 


Artikel 38 

Änderung des Lohnfortzahlungsgesetzes 

(800-19-2) 

In § 10 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 2 des Lohnfortzah- 
lungsgesetzes vom 27. Juli 1969 (BGBl. I S. 946), das zu- 
letzt durch ... (BGBl. IS....) geändert worden ist, werden 
jeweils die Wörter „die Bundesknappschaft“ durch die Wör- 
ter „die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See“ ersetzt. 


Artikel 39 

Änderung des Gesetzes zur Verbesserung 
der betrieblichen Altersversorgung 

(800-22-1) 

Das Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersver- 
sorgung vom 19. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3610), zuletzt 
geändert durch . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. In § la Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter und Angestellten“ durch die Wör- 
ter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

2. In § 7 Abs. 5 Satz 3 zweiter Halbsatz werden die Wörter 
„Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

3. In § 18 Abs. 9 zweiter Halbsatz werden die Wörter 
„Bundesversicherungsanstalt für Angestellte“ durch die 
Wörter „Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

Artikel 40 

Aufhebung des Gesetzes über den Ausgleich 
von Aufwendungen für das Altersübergangsgeld 

(810-1-47-2) 

Das Gesetz über den Ausgleich von Aufwendungen für 
das Altersübergangsgeld vom 18. Dezember 1992 (BGBl. I 
S. 2044), zuletzt geändert durch ... vom ... (BGBl. IS. ...) 
wird aufgehoben. 

Artikel 41 

Änderung des Hüttenknappschaftlichen 
Zusatzversicherungs-Gesetzes 

(822-15) 

Das Hüttenknappschaftliche Zusatzversicherungs-Ge- 
setz vom 21. Juni 2002 (BGBl. I S. 2167), zuletzt geändert 
durch . . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 2 Satz 3 zweiter Halbsatz werden die Wörter 
„Rentenversicherung der Arbeiter“ durch die Wörter 
„allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

2. In § 5 Abs. 2 werden die Wörter „Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Angestellten“ durch die Wörter 
„allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 
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3. ln § 26 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeine Rentenversicherung“ ersetzt. 

Artikel 42 

Änderung der Studentenkrankenversicherungs- 
Meldeverordnung 

(8230-31-2) 

ln der Anlage 7 der Studentenkrankenversicherungs- 
Meldeverordnung vom 27. März 1996 (BGBl. 1 S. 568), die 
zuletzt durch ... (BGBl. 1 S. ...) geändert worden ist, wird 
jeweils das Wort „Bundesknappschaft“ durch das Wort 
„Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See“ er- 
setzt. 

Artikel 43 

Änderung des Krankenversieherungs- 
Kostendämpfungsgesetzes 

(8230-33) 

ln Artikel 2 § 1 Abs. 1 des Krankenversicherungs-Kos- 
tendämpfungsgesetzes vom 27. Juni 1977 (BGBl. 1 
S. 1069), das zuletzt durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert wor- 
den ist, werden die Wörter „Rentenversicherung der Arbei- 
ter oder der Rentenversicherung der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

Artikel 44 

Änderung der Postrentendienstverordnung 

(8232-50) 

Die Postrentendienstverordnung vom 28. Juli 1994 
(BGBl. 1 S. 1867), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt 
geändert: 

1 . Die Bezeichnung der Verordnung wird wie folgt gefasst: 

„Verordnung über die Wahrnehmung von Aufgaben der 
Träger der Rentenversicherung und anderer Sozial- 
versicherungsträger durch den Renten Service der 
Deutschen Post AG (Renten Service Verordnung - 
RentS-VO)“. 

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) ln der Angabe zu § 3 wird das Wort „Postrenten- 
dienst“ durch die Wörter „Renten Service“ ersetzt. 

b) ln der Angabe zu § 15 wird das Wort „Postrenten- 
dienst“ durch die Wörter „Renten Service“ ersetzt. 

c) Die Angabe zu § 21 wird wie folgt gefasst: 

„§ 21 Ausstellung von Ausweisen“. 

d) Die Überschrift zu § 30 wird wie folgt gefasst: 

„§ 30 Zahlung der Vorschüsse“. 

e) ln der Angabe zu § 33 wird das Wort „Postrenten- 
dienstes“ durch die Wörter „Renten Service“ ersetzt. 

3. § 1 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Für Aufgaben, die die Deutsche Post AG 


1. nach §119 Abs. 1 Satz 2 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch auf Verlangen der Träger der Ren- 
tenversicherung und 

2. nach § 99 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch auf 
Verlangen der Träger der Unfallversicherung 

wahrzunehmen hat (Pflichtaufgaben auf Antrag), gelten 
die Vorschriften dieser Verordnung, soweit sie nicht un- 
mittelbar anzuwenden sind, mit der Maßgabe entspre- 
chend, dass im Bereich der Unfallversicherung die Trä- 
ger der Unfallversicherung und ihre Spitzenverbände an 
die Stelle der Träger der Rentenversicherung und der 
Deutschen Rentenversicherung Bund treten.“ 

4. ln § 2 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „den Verband 
Deutscher Rentenversicherungsträger“ durch die Wörter 
„die Deutsche Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

5. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 2 wird das Wort „Postrentendienst“ durch 
die Wörter „Renten Service“ ersetzt. 

bb) ln Satz 3 werden die Wörter „dem Verband 
Deutscher Rentenversicherungsträger, der Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte“ durch 
die Wörter „der Deutschen Rentenversicherung 
Bund“ ersetzt sowie nach dem Wort „Sicherung“ 
das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt und 
nach den Wörtern „Bundesministerium der Fi- 
nanzen“ die Wörter „und dem Bundesversiche- 
rungsamt“ eingefügt. 

b) ln Absatz 6 wird das Wort „Postrentendienst“ durch 
die Wörter „Renten Service“ sowie die Wörter „dem 
Verband Deutscher Rentenversicherungsträger“ 
durch die Wörter „der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund“ ersetzt. 

6. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden die Wörter „Der Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger und der Postrenten- 
dienst“ durch die Wörter „Die Deutsche Rentenversi- 
cherung Bund und der Renten Service“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 Nr. 2 wird das Wort „Postrentendienstes“ 
durch die Wörter „Renten Service“ ersetzt. 

c) ln Absatz 3 werden die Sätze 2 und 3 wie folgt ge- 
fasst: 

„Vereinbarungen, die auf Dauer von Bedeutung 
sind, werden vom Renten Service dokumentiert und 
den Trägem der Rentenversichemng und der Deut- 
schen Rentenversichemng Bund sowie den in 
Absatz 2 genannten Aufsichtsbehörden und dem 
Bundesversichemngsamt zur Verfügung gestellt. Der 
Renten Service hat Dritte auf Anfordemng ganz oder 
teilweise über die getroffenen Vereinbamngen zu un- 
terrichten; er kann von dem Dritten eine Erstattung 
seiner Auslagen verlangen.“ 

7. ln § 6 Abs. 4 werden die Wörter „dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherangsträger“ durch die Wörter 
„der Deutschen Rentenversichemng Bund“ ersetzt. 

8. ln § 9 Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „zum Fällig- 
keitstag“ durch die Wörter „am Auszahlungstag“ und 
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am Ende des Satzes der Punkt durch ein Semikolon er- 
setzt und folgender Satzteil angefugt: „bei Zahlung auf 
ein Konto des Zahlungsempfängers bei einem Geld- 
institut im Inland genügt es für die rechtzeitige Aus- 
zahlung, wenn nach dem gewöhnlichen Verlauf die 
Wertstellung des Betrages der laufenden Geldleistung 
unter dem Datum des letzten Bankarbeitstages erfolgen 
kann.“ 

9. In § 10 Abs. 1 Satz 4 werden die Wörter „dem Verband 
Deutscher Rentenversicherungsträger“ durch die Wör- 
ter „der Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

10. In § 15 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „Der Verband 
Deutscher Rentenversicherungsträger“ durch die Wör- 
ter „Die Deutsche Rentenversicherung Bund“ und je- 
weils das Wort „Postrentendienst“ durch die Wörter 
„Renten Service“ ersetzt. 

11. In § 1 8 Abs. 4 werden die Wörter „dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger“ durch die Wörter 
„der Deutschen Rentenversicherung Bund“ und das 
Wort „Postrentendienst“ durch die Wörter „Renten 
Service“ ersetzt. 

12. In § 20 Abs. 2 werden die Wörter „Der Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger“ durch die Wörter 
„Die Deutsche Rentenversicherung Bund“ und das 
Wort „Postrentendienst“ durch die Wörter „Renten 
Service“ ersetzt. 

13. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Rentnerauswei- 
sen“ durch das Wort „Ausweisen“ ersetzt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Renten Service soll den Empfängern der 
Anpassungsmitteilung im Rahmen der Ren- 
tenanpassung einen auf den Namen der Be- 
rechtigten ausgestellten Ausweis zur Verfü- 
gung stellen, mit dem die Rentenberechtigung 
nachgewiesen werden kann.“ 

bb) In Satz 2 werden das Wort „Rentnerausweis“ 
jeweils durch das Wort „Ausweis“ und das 
Wort „Postrentendienst“ durch die Wörter 
„Renten Service“ ersetzt. 

c) Im Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 wird das 
Wort „Rentnerausweis“ jeweils durch das Wort 
„Ausweis“ ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „Der Verband 
Deutscher Rentenversicherungsträger“ durch die 
Wörter „Die Deutsche Rentenversicherung Bund“, 
das Wort „Postrentendienst“ durch die Wörter 
„Renten Service“ und das Wort „Rentnerausweis“ 
durch das Wort „Ausweis“ ersetzt. 

14. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Postrentendienst“ 
durch die Wörter „Renten Service“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Der Verband 
Deutscher Rentenversicherungsträger“ durch 


die Wörter „Die Deutsche Rentenversicherung 
Bund“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „der Verband 
Deutscher Rentenversicherungsträger“ durch die 
Wörter „die Deutsche Rentenversicherung Bund“ 
und jeweils das Wort „Postrentendienst“ durch die 
Wörter „Renten Service“ ersetzt. 

15. § 24 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Renten Service wertet die ihm von den Meldebe- 
hörden mit den Sterbefallmitteilungen übermittelten 
Daten im Rahmen der Zweckbestimmung der Über- 
mittlung aus, um beim Tod des Berechtigten bei lau- 
fenden Inlandszahlungen Überzahlungen zu Lasten der 
Träger der Rentenversicherung zu vermeiden (Ab- 
gleich der Sterbefallmitteilungen) und leitet die Sterbe- 
fallmitteilungen im Rahmen der Zweckbestimmung 
der Übermittlung an die Datenstelle der Träger der 
Rentenversicherung zur Aktualisierung der Stamm- 
satzdatei weiter.“ 

16. § 25 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „Postrentendienst“ durch 
die Wörter „Renten Service“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „Der Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger“ durch die Wörter 
„Die Deutsche Rentenversicherung Bund“ und das 
Wort „Postrentendienst“ durch die Wörter „Renten 
Service“ ersetzt. 

17. In § 26 werden das Wort „Postrentendienst“ durch die 
Wörter „Renten Service“ und die Wörter „den Verband 
Deutscher Rentenversicherungsträger“ durch die Wör- 
ter „die Deutsche Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

18. In § 27 werden die Wörter „Der Verband Deutscher 
Rentenversicherungsträger“ durch die Wörter „Die 
Deutsche Rentenversicherung Bund“ und das Wort 
„Postrentendienst“ durch die Wörter „Renten Service“ 
ersetzt. 

19. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „Postrentendienst“ durch 
die Wörter „Renten Service“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „den Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger, die Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„die Deutsche Rentenversicherung Bund“ und das 
Wort „fernschriftlich“ durch die Wörter „per Tele- 
fax“ ersetzt. 

20. § 29 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Höhe der Vorschüsse wird im Benehmen 
mit dem Renten Service im Voraus für die allgemeine 
Rentenversicherung durch die Deutsche Rentenversi- 
cherung Bund festgesetzt.“ 

21. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Der Renten Service erhält die Vorschüsse 

1. für Zahlungen im Inland am Auszahlungstag 
(§118 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz, § 272a 
Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz Sechstes Buch 
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Sozialgesetzbuch; § 96 Abs. 1 Satz 1 zweiter 
Halbsatz, § 218c Abs. 1 zweiter Halbsatz Sieb- 
tes Buch Sozialgesetzbuch), 

2. für Barzahlungen im Inland einen Bankarbeits- 
tag vor dem Auszahlungstag, soweit das Treu- 
handvermögen keine ausreichende Deckung 
ausweist, 

3. für Zahlungen in das Ausland frühestens sechs 
Bankarbeitstage, jedoch nicht mehr als neun Ka- 
lendertage vor dem Auszahlungstag der laufen- 
den Geldleistungen. 

Durch die Optimierung des grenzüberschreitenden 
Zahlungsverkehrs, insbesondere innerhalb der Euro- 
päischen Union, können weitere Vorschusstermine 
zwischen der Deutschen Rentenversicherung Bund 
und dem Renten Service im Einvernehmen mit dem 
Bundesversicherungsamt vereinbart werden. Fällt 
der in Satz 1 Nr. 3 genannte Kalendertag der Vor- 
schüsse auf einen Samstag, Sonn- oder Feiertag, sind 
die Vorschüsse am vorhergehenden Bankarbeitstag 
fällig; dabei werden regionale Feiertage berücksich- 
tigt. Als Bankarbeitstag gilt jeder Kalendertag, an 
dem die Beschäftigten der Geldinstitute im Allge- 
meinen zur Arbeitsleistung verpflichtet sind.“ 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) ln Absatz 3 werden die Wörter „Der Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger“ durch die Wörter 
„Die Deutsche Rentenversicherung Bund“ und das 
Wort „Postrentendienst“ durch die Wörter „Renten 
Service“ sowie das Wort „Fälligkeitstermine“ durch 
die Wörter „Termine für die Vorschüsse“ ersetzt. 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Das Bundesversicherungsamt setzt die Ter- 
mine für die Vorschüsse im Benehmen mit dem 
Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Si- 
cherung, der Deutschen Rentenversicherung Bund 
und dem Renten Service fest und gibt die Fällig- 
keitstermine rechtzeitig im Voraus bekannt.“ 

e) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt: 

„(4a) Zahlungen an Zahlungsempfänger mit ge- 
wöhnlichem Aufenthalt im Ausland, die auf eine 
inländische Bankverbindung geleistet werden, sind 
den Zahlungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 gleichge- 
stellt. Die Deutsche Post AG stellt jährlich für die 
allgemeine Rentenversicherung den Anteil dieser 
Zahlungen am Gesamtvolumen aller Zahlungen an 
Zahlungsempfänger mit gewöhnlichem Aufenthalt 
im Ausland fest. Der anteilige Betrag der Zahlun- 
gen an Zahlungsempfänger mit gewöhnlichem Auf- 
enthalt im Ausland, die auf eine inländische Bank- 
verbindung geleistet werden, wird gemeinsam mit 
den Vorschüssen für Zahlungen im Inland fällig.“ 

22. § 3 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 wird das Wort „Postrentendienst“ 
durch die Wörter „Renten Service“ ersetzt. 


bb) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Die Monatsübersicht und die Jahresabrech- 
nung sind den Trägem der Rentenversichemng, 
dem Bundesversichemngsamt und der Deut- 
schen Rentenversichemng Bund zuzuleiten, 
die Jahresabrechnung darüber hinaus auch dem 
Bundesministerium für Gesundheit und Soziale 
Sichemng.“ 

cc) ln Satz 5 wird das Wort „Postrentendienst“ 
durch die Wörter „Renten Service“ ersetzt. 

b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Auf Grand der Jahresabrechnung überprüft die 
Deutsche Rentenversichemng Bund die Angaben 
des Renten Service, stellt die Abrechnungsergeb- 
nisse fest und führt den sich hieraus ergebenden 
Ausgleich durch.“ 

23. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Angabe „Absätzen 1 bis 
3“ durch die Angabe „Absätzen 1 und 2“ sowie 
das Wort „Postrentendienstes“ durch die Wör- 
ter „Renten Service“ ersetzt. 

bb) ln Satz 2 werden das Wort „Postrentendiens- 
tes“ und das Wort „Postrentendienst“ jeweils 
durch die Wörter „Renten Service“ ersetzt, der 
Punkt am Ende des Satzes durch ein Semiko- 
lon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„Leistungseinschränkungen auf anderen Ge- 
bieten sind zu verrechnen.“ 

cc) ln Satz 3 werden die Wörter „dem Verband 
Deutscher Rentenversichemngsträger“ durch 
die Wörter „der Deutschen Rentenversichemng 
Bund“ sowie das Wort „Postrentendienst“ 
durch die Wörter „Renten Service“ ersetzt. 

dd) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Für den Bereich der Unfallversichemng gilt 
Satz 3 entsprechend; an die Stelle der Deut- 
schen Rentenversicherung Bund treten die 
Spitzenverbände der Unfallversichemng.“ 

c) ln Absatz 5 wird das Wort „Postrentendienstes“ 
durch die Wörter „Renten Service“ und das Wort 
„Sterbedatenabgleich“ durch die Wörter „Abgleich 
der Sterbefallmitteilungen“ ersetzt. 

24. § 35 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Höhe der Vergütungsvorschüsse wird im Beneh- 
men mit dem Renten Service rechtzeitig im Voraus für 

die allgemeine Rentenversichemng von der Deutschen 

Rentenversichemng Bund festgesetzt.“ 

25. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird jeweils 
das Wort „Postrentendienstes“ durch die Wörter 
„Renten Service“, in Absatz 1 Satz 3 bis 6, 
Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 wird jeweils 
das Wort „Postrentendienst“ durch die Wörter 
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„Renten Service“ und in Absatz 1 Satz 3 werden 
die Wörter „den Verband Deutscher Rentenver- 
sicherungsträger“ durch die Wörter „die Deutsche 
Rentenversicherung Bund“ und in Absatz 1 Satz 4 
und 5 und Absatz 2 Satz 1 werden jeweils die Wör- 
ter „der Verband Deutscher Rentenversicherungs- 
träger“ durch die Wörter „die Deutsche Rentenver- 
sicherung Bund“, in Absatz 3 Satz 1 werden die 
Wörter „Der Verband Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger“ durch die Wörter „Die Deutsche Ren- 
tenversicherung Bund“ und in Absatz 4 Satz 2 
werden die Wörter „des Verbandes Deutscher 
Rentenversicherungsträger“ durch die Wörter „der 
Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

b) In Absatz 1 wird Satz 7 wie folgt gefasst: 

„Die Deutsche Post AG hat dafür Sorge zu tragen, 
dass die Prüfungseinrichtung auch Einblick in alle 
Vorgänge und Verfahrensabläufe aus anderen Ge- 
schäftsbereichen der Deutschen Post AG erhält, die 
sich auf die Erfüllung von Aufgaben des Renten 
Service beziehen oder damit im Zusammenhang 
stehen, soweit die Prüfung dieser Vorgänge oder 
Verfahrensabläufe erforderlich ist, um auszuschlie- 
ßen, dass anderen Geschäftsbereichen der Deut- 
schen Post AG vom Renten Service ungerechtfer- 
tigte Vorteile eingeräumt werden.“ 

26. In § 37 wird das Wort „wird“ durch die Wörter „und 
die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Renten- 
dienst der Deutschen Bundespost vom 18. Juli 1985 
(BAnzNr. 133/85 S. 8169 f) werden“ ersetzt. 

27. In § 2 Abs. 1 und 2, § 3 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1, 2 
und 4, Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 Satz 1, § 4 Abs. 1, § 6 
Abs. 1 und 4, § 7, § 9 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 2, 
§ 10 Abs. 1 Satz 2 und 3 und Abs. 2, § 11 Abs. 1 und 
Abs. 2 Satz 1, § 12 Abs. 1 Satz 1, §§ 13 und 14, § 15 
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, § 16 Abs. 1, § 17 Abs. 1, 
§ 18 Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2 und 5, § 19 Abs. 1, 
§20 Abs. 1, §22 Abs. 2 Satz 2, §23 Abs. 1, §32 
Abs. 1 und 3, § 34 und in den Überschriften zu den 
§§ 3 und 15 wird jeweils das Wort „Postrentendienst“ 
durch die Wörter „Renten Service“ ersetzt. 

28. In § 3 Abs. 1 Satz 2, § 24 Abs. 2, § 32 Abs. 2 in der 
Überschrift zu § 33 und § 33 Abs. 1 wird jeweils das 
Wort „Postrentendienstes“ durch die Wörter „Renten 
Service“ ersetzt. 

29. In § 1, § 2 Abs. 1, § 32 Abs. 2 und § 34 Abs. 1 werden 
jeweils die Wörter „Deutsche Bundespost POST- 
DIENST“ und „Deutschen Bundespost POST- 
DIENST“ durch die Wörter „Deutsche Post AG“ er- 
setzt. 


Artikel 45 

Änderung des Fremdrentengesetzes 

(824-2) 

Das Fremdrentengesetz in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 824-2 veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt 
geändert: 


1 . § 20 wird wie folgt gefasst: 

„§ 20 

(1) Zeiten der in den §§15 und 16 genannten Art wer- 
den der allgemeinen Rentenversicherung zugeordnet, so- 
weit die nachfolgenden Vorschriften nichts Abweichen- 
des bestimmen. 

(2) Die in § 1 5 genannten Beitragszeiten werden, so- 
fern sie auf Grund einer Pflichtversicherung in einer der 
knappschaftlichen Rentenversicherung entsprechenden 
Berufsversicherung zurückgelegt sind, der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung zugeordnet, wenn die ihnen 
zugrunde liegende Beschäftigung im Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland ohne das Beitrittsgebiet zur Versi- 
cherungspflicht in der knappschaftlichen Rentenversi- 
cherung geführt hätte. 

(3) Sind Beitrags- oder Beschäftigungszeiten in einem 
knappschaftlichen Betrieb im Sinne des § 134 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch zurückgelegt, ohne 
dass Beiträge zu einer der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung entsprechenden Berufsversicherung entrichtet 
sind, so werden sie der knappschaftlichen Rentenversi- 
cherung vom 1. Januar 1924 an zugeordnet, wenn die 
Beschäftigung, wäre sie im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland ohne das Beitrittsgebiet verrichtet worden, 
nach den jeweils geltenden reichs- oder bundesrechtli- 
chen Vorschriften der Versicherungspflicht in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung unterlegen hätte. § 16 
Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz findet Anwendung. 

(4) Ist nach dem Ergebnis der Ermittlungen zweifel- 
haft, welchem Versicherungszweig Beitrags- oder Be- 
schäftigungszeiten zuzuordnen sind, so werden sie der 
allgemeinen Rentenversicherung zugeordnet. 

(5) Für die Bewertung der Beitrags- und Beschäfti- 
gungszeiten von Beschäftigten und versicherungspflich- 
tigen Selbständigen nach den Anlagen 1 bis 16 dieses 
Gesetzes erfolgt eine Zuordnung zur Rentenversiche- 
rung der Arbeiter, wenn die Beschäftigung oder Tätig- 
keit überwiegend körperlicher Art, und zur Rentenversi- 
cherung der Angestellten, wenn sie überwiegend geisti- 
ger Art war. Pflichtversicherte Handwerker werden der 
Rentenversicherung der Arbeiter zugeordnet. Ist nach 
dem Ergebnis der Ermittlungen zweifelhaft, welchem 
Versicherungszweig Beitrags- oder Beschäftigungs- 
zeiten zuzuordnen sind, so werden sie der Rentenversi- 
cherung der Arbeiter zugeordnet. 

(6) Die auf Grund einer freiwilligen Versicherung zu- 
rückgelegten Beitragszeiten werden dem Versicherungs- 
zweig zugeordnet, in dem sie zurückgelegt sind. Zeiten, 
für die Beiträge zur freiwilligen Fortsetzung einer 
Pflichtversicherung entrichtet sind, werden dem Versi- 
cherungszweig zugeordnet, dem die Zeiten der Pflicht- 
versicherung, deren Fortsetzung sie dienen, zuzuordnen 
sind. Im Übrigen werden Zeiten einer freiwilligen Versi- 
cherung, die von nicht pflichtversicherten Personen 
während einer Beschäftigung oder Tätigkeit überwie- 
gend körperlicher Art begonnen ist, der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter, Zeiten einer freiwilligen Versiche- 
rung, die von nicht pflichtversicherten Personen wäh- 
rend einer Beschäftigung oder Tätigkeit überwiegend 
geistiger Art begonnen ist, der Rentenversicherung der 



Drucksache 15/3654 


-42- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Angestellten zugeordnet. Die Sätze 1 bis 3 gelten nur für 
die Zuordnung von Zeiten der freiwilligen Versicherung, 
die vor dem 1. März 1957 zurückgelegt wurden.“ 

2. ln § 22b Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

Artikel 46 

Änderung des Gesetzes über die Alterssieherung 
der Landwirte 

(8251-10) 

Das Gesetz über die Altersicherung der Landwirte vom 
29. Juli 1994 (BGBl. 1 S. 1891), zuletzt geändert durch ... 
(BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. ln § 68 Satz 1 werden jeweils die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

2. § 106 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 werden jeweils die 
Wörter „Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Angestellten“ durch die Wörter „allgemeinen Ren- 
tenversicherung“ ersetzt. 

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 Nr. 5 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter und der Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversiche- 
rung“ ersetzt. 

bb) ln Satz 2 Nr. 1 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter und der Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversiche- 
rung“ ersetzt. 

Artikel 47 

Änderung des Gesetzes zur Förderung 
der Einstellung der landwirtsehaftlichen 
Erwerbstätigkeit 

(8252-4) 

ln § 10 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes zur Förderung der Ein- 
stellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit vom 
21. Februar 1989 (BGBl. 1 S. 233), das zuletzt durch ... 
(BGBl. 1 S. ...) geändert worden ist, werden die Wörter 
„Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

Artikel 48 

Änderung des Künstlersozialversieberungs- 
gesetzes 

(8253-1) 

Das Künstlersozialversicherungsgesetz vom 27. Juli 
1981 (BGBl. 1 S. 705), zuletzt geändert durch ... (BGBl. 1 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 


1. ln § 1 werden die Wörter „Rentenversicherung der An- 
gestellten“ durch die Wörter „allgemeinen Rentenversi- 
cherung“ ersetzt. 

2. ln § 4 Nr. 2 werden die Wörter „Rentenversicherung der 
Arbeiter und Angestellten“ durch die Wörter „allgemei- 
nen Rentenversicherung“ ersetzt. 

3. ln § 10 Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Angestellten“ durch die Wörter „allgemei- 
nen Rentenversicherung“ ersetzt. 

4. § 1 1 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 werden nach dem Wort „Rentenversiche- 
rung“ die Wörter „oder der Datenstelle der Träger der 
Rentenversicherung“ eingefügt. 

b) ln Satz 2 werden die Wörter „Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte“ durch die Wörter „Daten- 
stelle der Träger der Rentenversicherung“ ersetzt. 

5. ln § 12 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter und Angestellten“ durch die Wör- 
ter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

6. ln § 26 Abs. 2 Nr. 1 werden die Wörter „Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

7. ln § 37a zweiter Halbsatz werden die Wörter „Renten- 
versicherung der Arbeiter“ durch die Wörter „allgemei- 
nen Rentenversicherung“ ersetzt. 

8. ln 43 Abs. 2 Satz 3 werden die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und Angestellten“ durch die Wörter 
„allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

Artikel 49 

Änderung des Gesetzes zu der Vereinbarung 
vom 10. Dezember 1964 zur Durchführung 
des Abkommens vom 20. April 1960 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Vereinigten 
Königreich Großbritannien und Nordirland 
über Soziale Sicberheit 
(826-2-12) 

Artikel 2 des Gesetzes vom 15. September 1965 zu der 
Vereinbarung vom 10. Dezember 1964 zur Durchführung 
des Abkommens vom 20. April 1960 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland über Soziale Sicherheit 
(BGBl. 11 S. 1273), zuletzt geändert durch ... (BGBl. 1 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. ln Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „der örtlich zu- 
ständigen Knappschaft“ durch die Wörter „der Deut- 
schen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See als 
Träger der knappschaftlichen Krankenversicherung“ er- 
setzt. 

2. ln Absatz 3 werden die Wörter „der Arbeiter“ gestrichen 
und die Wörter „des § 1390 Reichsversicherungsord- 
nung“ durch die Wörter „des § 219 Abs. 1 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch“ ersetzt. 

3. ln Absatz 4 werden die Wörter „einem Träger der 
knappschaftlichen Versicherung“ durch die Wörter „der 
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Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 
als Träger der knappschaftlichen Krankenversicherung“ 
ersetzt und die Wörter „im Sinne des § 132 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes“ gestrichen. 

Artikel 50 

Änderung des Gesetzes zu dem Abkommen vom 

4. Dezember 1973 zwisehen der Bundesrepublik 
Deutsehland und dem Spanisehen Staat über 
Soziale Sicherheit und dem Ergänzungs- 
abkommen vom 17. Dezember 1975 

(826-2-27) 

In Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 29. Juli 1977 zu 
dem Abkommen vom 4. Dezember 1973 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und dem Spanischen Staat über 
Soziale Sicherheit und dem Ergänzungsabkommen vom 
17. Dezember 1975 (BGBl. II S. 685), das zuletzt durch ... 
(BGBl. I S. ...) geändert worden ist, werden die Wörter 
„der Arbeiter“ gestrichen und die Wörter „des § 1390 
Reichsversicherungsordnung“ durch die Wörter „des § 219 
Abs. 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch“ ersetzt. 

Artikel 51 
Änderung des 

Sozialversicherungs-Angleichungsgesetzes-Saar 

(826-19) 

In § 30 Abs. 3 des Sozialversicherungs-Angleichungsge- 
setzes-Saar in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede- 
rungsnummer 826-19, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch ... vom ... (BGBl. IS....) geändert wor- 
den ist, werden die Wörter „der Bundesknappschaft“ durch 
die Wörter „der Deutschen Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See als Träger der knappschaftlichen Renten- 
versicherung“ ersetzt. 

Artikel 52 

Änderung des Beiträge-Rückzahlungsgesetzes 

(826-25) 

Das Beiträge-Rückzahlungsgesetz vom 15. März 1972 
(BGBl. I S. 433), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ...), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „den Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und der Angestellten“ durch 
die Wörter „der allgemeinen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

2. In § 8 werden die Wörter „Die Bundesknappschaft“ 
durch die Wörter „Die Deutsche Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

Artikel 53 

Änderung des Renten-Überleitungsgesetzes 

(826-30-1) 

In Artikel 27 des Renten-Überleitungsgesetzes vom 
25. Juli 1991 (BGBl.I S. 1606), das zuletzt durch ... 


(BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, werden die Wörter „die 
Bundesknappschaft“ durch die Wörter „die Deutsche Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der 
knappschaftlichen Rentenversicherung“ ersetzt. 


Artikel 54 

Änderung des Anspruchs- und 
Anwartschaftsüberführungsgesetzes 

(826-30-2) 

Das Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz 
vom 25. Juli 1991 (BGBl. I S. 1606, 1677), zuletzt geändert 
durch . . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . In § 6 Abs. 8 Satz 2 werden die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Angestellten“ durch die Wörter „allgemeinen 

Rentenversicherung“ ersetzt. 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Nr. 1 werden die Wörter „Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutsche Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 werden die Angabe „§ 126 Abs. 1 
Satz 3 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch“ 
durch die Angabe „§ 126 Abs. 1 Satz 4 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch in der Fas- 
sung des Zweiten Gesetzes für moderne Dienst- 
leistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 
2002 (BGBl. I S. 4621)“ und die Wörter „Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte“ durch 
die Wörter „Deutsche Rentenversicherung 
Bund“ ersetzt. 

bb) In Satz 4 erster Halbsatz werden die Wörter „die 
Bundesknappschaft“ durch die Wörter „die 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See als Träger der knappschaftlichen 
Rentenversicherung“ und die Wörter „die Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte“ durch 
die Wörter „die Deutsche Rentenversicherung 
Bund“ ersetzt. 

cc) In Satz 4 zweiter Halbsatz werden die Wörter 
„Bundesversicherungsanstalt für Angestellte“ 
durch die Wörter „Deutsche Rentenversicherung 
Bund“ ersetzt. 

dd) In Satz 5 werden die Wörter „Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutsche Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

3. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutsche Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 
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bb) ln Satz 3 werden die Wörter „Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

4. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

b) ln Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

5. ln § 18 Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

6. ln der Anlage 3 werden die Wörter „Rentenversicherung 
der Arbeiter und Angestellten“ durch die Wörter „allge- 
meine Rentenversicherung“ ersetzt. 

Artikel 55 

Änderung der AAÜG-Erstattungsverordnung 

(826-30-2-1) 

Die AAÜG-Erstattungsverordnung vom 29. Mai 1992 

(BGBl. 1 S. 999), zuletzt geändert durch ... (BGBl. IS....) 

wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln den Nummern 4 und 4a werden jeweils die Wör- 
ter „Bundesversicherungsanstalt für Angestellte“ 
durch die Wörter „Deutsche Rentenversicherung 
Bund“ ersetzt. 

b) ln Nummer 8 wird das Wort „Rehabilitation“ durch 
das Wort „Teilhabe“ ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 4, Absatz la Satz 2, Absatz 2 Satz 2 
und Absatz 3 Satz 4 werden jeweils die Wörter „Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte“ durch die 
Wörter „Deutschen Rentenversicherung Bund“ er- 
setzt. 

b) ln Absatz 4 Satz 1 wird jeweils das Wort „Rehabilita- 
tion“ durch das Wort „Teilhabe“ ersetzt. 

c) ln Absatz 5 werden die Wörter „Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutsche Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

3. § 3 wird wie folgt gefasst: 

„§3 

Erstattung der Verwaltungskosten 

Der Deutschen Rentenversicherung Bund werden die 
Verwaltungskosten, die zur Durchführung des An- 
spruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetzes erfor- 
derlich sind, im Rahmen einer Abrechnung erstattet. Die 
Deutsche Rentenversicherung Bund weist dem Bundes- 
versicherungsamt spätestens bis zum 28. Februar nach 
Ablauf des Jahres, für das die Erstattung geltend ge- 
macht wird, die für die Durchführung erforderlichen 
Verwaltungskosten nach. Für die Ermittlung der Perso- 
nalkosten gelten die Personalkostensätze des Bundes 
entsprechend.“ 


4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 und 2 werden jeweils die Wörter „Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte“ durch die 
Wörter „Deutschen Rentenversicherung Bund“ er- 
setzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „Die Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wör- 
ter „Die Deutsche Rentenversicherung Bund“ 
und die Wörter „der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte“ durch die Wörter „der Deut- 
schen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

bb) ln Satz 2 wird das Wort „Verwaltungskostenpau- 
schale“ durch das Wort „Verwaltungskostener- 
stattung“ und das Wort „Rehabilitation“ durch 
das Wort „Teilhabe“ ersetzt. 

5. ln § 5 Satz 1 werden die Angabe „Abs. 1“ gestrichen 
und die Wörter „zum Postzahltermin“ durch die Wörter 
„am Auszahlungstag der Rentenleistung in das Inland“ 
ersetzt. 

Artikel 56 

Änderung des Zusatzversorgungssystem- 
Gleichstellungsgesetzes 

(826-30-6-2) 

ln § 8 Abs. 1 des Zusatzversorgungssystem-Gleichstel- 
lungsgesetzes vom 24. Juni 1993 (BGBl. 1 S. 1038, 1047), 
das zuletzt durch ... (BGBl. 1 S. ...) geändert worden ist, 
werden die Wörter „Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte“ durch die Wörter „Deutschen Rentenversicherung 
Bund“ ersetzt. 


Artikel 57 

Änderung der Wahlordnung 
für die Sozialversicherung 

(827-6-3) 

Die Wahlordnung für die Sozialversicherung vom 
28. Juli 1997 (BGBl. 1 S. 1946), zuletzt geändert durch ... 
(BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zum Zweiten Teil wird wie folgt gefasst: 
„Zweiter Teil 

Wahl der Mitglieder der Vertreterversammlungen in 
der allgemeinen Rentenversicherung und der Unfall- 
versicherung, der Mitglieder der Verwaltungsräte in 
der Kranken- und Pflegeversicherung sowie der Ver- 
sichertenältesten der Bundesknappschaft“. 

b) Die Angabe zu § 35 wird wie folgt gefasst: 

„§ 35 Ausstellung der Wahlausweise für Arbeitge- 
ber in der allgemeinen Rentenversicherung“. 

c) Die Angabe zu § 58 wird wie folgt gefasst: 

„§ 58 Ermittlung der Wahlergebnisse durch den 
Wahlausschuss bei den Versicherungsträgern 
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der allgemeinen Rentenversicherung, der Un- 
fall- und Krankenversicherung“. 

d) Die Angabe zum Vierten TMillionen eil, Dritter Ab- 
schnitt wird wie folgt gefasst: 

„Dritter Abschnitt 

Wahl des Vorstandes in der allgemeinen Rentenversi- 
cherung, der Unfallversicherung und der Bundes- 
knappschaft“. 

e) Die Angabe zum Fünften Teil wird wie folgt gefasst: 
„Fünfter Abschnitt 

Wahl von Versichertenältesten in der allgemeinen 
Rentenversicherung, der Unfallversicherung und der 
Kranken- und Pflegeversicherung sowie von Vertrau- 
enspersonen“. 

2. In der Überschrift zum Zweiten Teil werden die Wörter 
„Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

3. § 35 wird wie folgt geändert: 

In der Überschrift werden die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die Wör- 
ter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

4. In § 41 Abs. 5 Satz 2 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeine Rentenversicherung“ ersetzt. 

5. In der Überschrift zu § 58 werden die Wörter „Renten- 
versicherung der Arbeiter und Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

6. In der Überschrift zum Vierten Teil, Dritter Abschnitt 
werden die Wörter „Rentenversicherung der Arbeiter 
und Angestellten“ durch die Wörter „allgemeinen Ren- 
tenversicherung“ ersetzt. 

7. In der Überschrift zum Fünften Teil werden die Wörter 
„Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten“ 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

8. In § 80 Abs. 1 werden die Wörter „Rentenversicherung 
der Arbeiter und Angestellten“ durch die Wörter „allge- 
meinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

Artikel 58 

Weitere Änderung der Wahlordnung 
für die Sozialversicherung 

(827-6-3) 

Die Wahlordnung für die Sozialversicherung vom 
28. Juli 1997 (BGBl. I S. 1946), zuletzt geändert durch 
Artikel 57 dieses Gesetzes, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zum Zweiten Teil wird wie folgt gefasst: 

„Zweiter Teil 

Wahl der Mitglieder der Vertreterversammlungen in 
der Renten- und Unfallversicherung sowie der Mit- 


glieder der Verwaltungsräte in der Kranken- und 
Pflegeversicherung“. 

b) Die Angabe zu § 30 wird wie folgt gefasst: 

„§ 30 (weggefallen)“. 

c) Die Angabe zu § 32 wird wie folgt gefasst: 

„§ 32 (weggefallen)“. 

d) Die Angabe zu § 35 wird wie folgt gefasst: 

„§ 35 Ausstellung der Wahlausweise für Arbeitge- 
ber in der Rentenversicherung“. 

e) Nach der Angabe „Zweiter Abschnitt“ wird die An- 
gabe „Erster Unterabschnitt Briefwahl“ gestrichen. 

f) Nach der Angabe zu § 46 werden die Wörter „Zwei- 
ter Unterabschnitt Wahl der Versichertenältesten der 
Bundesknappschaft durch Stimmabgabe im Wahl- 
raum“ gestrichen. 

g) Die Angabe zu § 47 wird wie folgt gefasst: 

„§ 47 (weggefallen)“. 

h) Die Angabe zu § 48 wird wie folgt gefasst: 

„§ 48 (weggefallen)“. 

i) Die Angabe zu § 49 wird wie folgt gefasst: 

„§ 49 (weggefallen)“. 

j) Die Angabe zu § 50 wird wie folgt gefasst: 

„§ 50 (weggefallen)“. 

k) Die Angabe zu § 5 1 wird wie folgt gefasst: 

„§51 (weggefallen)“. 

l) Die Angabe zu § 52 wird wie folgt gefasst: 

„§ 52 (weggefallen)“. 

m) Die Angabe zu § 53 wird wie folgt gefasst: 

„§ 53 (weggefallen)“. 

n) Die Angabe zu § 54 wird wie folgt gefasst: 

„§ 54 (weggefallen)“. 

o) Die Angabe zu § 55 wird wie folgt gefasst: 

„§ 55 (weggefallen)“. 

p) Die Angabe zu § 58 wird wie folgt gefasst: 

„§ 58 Ermittlung der Wahlergebnisse durch den 
Wahlausschuss“. 

q) Die Angabe zu § 59 wird wie folgt gefasst: 

„§ 59 (weggefallen)“. 

r) Die Angabe zu § 60 wird wie folgt gefasst: 

„§ 60 (weggefallen)“. 

s) Die Angabe zu § 62 wird wie folgt gefasst: 

„§ 62 (weggefallen)“. 

t) Nach § 62 werden die Wörter „Dritter Teil Wahl der 
Mitglieder der Vertreterversammlung der Bundes- 
knappschaft“ gestrichen. 

u) Die Angabe zu § 63 wird wie folgt gefasst: 

„§ 63 (weggefallen)“. 
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v) Die Angabe zu § 64 wird wie folgt gefasst: 

„§ 64 (weggefallen)“. 

w) Die Angabe zu § 65 wird wie folgt gefasst: 

„§ 65 (weggefallen)“. 

x) Die Angabe zu § 66 wird wie folgt gefasst: 

„§ 66 (weggefallen)“. 

y) Die Angabe zu § 67 wird wie folgt gefasst: 

„§ 67 (weggefallen)“. 

z) Die Angabe zu § 68 wird wie folgt gefasst: 

„§ 68 (weggefallen)“. 

aa) Die Angabe zu § 69 wird wie folgt gefasst: 

„§ 69 (weggefallen)“. 

bb) Die Angabe zu § 70 wird wie folgt gefasst: 

„§ 70 (weggefallen)“. 

cc) Die Angabe zu § 7 1 wird wie folgt gefasst: 

„§71 (weggefallen)“. 

dd) Die Angabe zu § 72 wird wie folgt gefasst: 

„§ 72 (weggefallen)“. 

ee) Die Angabe zum Vierten Teil wird wie folgt ge- 
fasst: 

„Dritter Teil 

Wahl der Vorsitzenden der Selbstverwaltungsor- 
gane“. 

ff) Die Angabe zum Vierten Teil, Dritter Abschnitt 
wird wie folgt gefasst: 

„Dritter Abschnitt 

Wahl des Vorstandes in der Renten- und Unfallver- 
sicherung“. 

gg) Die Angabe zum Fünften Teil wird wie folgt ge- 
fasst: 

„Vierter Teil 

Wahl von Versichertenältesten und Vertrauensper- 
sonen“. 

hh) Die Angabe zum Sechsten Teil wird wie folgt ge- 
fasst: 

„Fünfter Teil 
Kosten“. 

ii) Die Angabe zum Siebten Teil wird wie folgt ge- 
fasst: 

„Sechster Teil 
S chlus s Vorschriften“ . 

jj) Die Anlagen 3,7, 11 und 17 werden aufgehoben. 

2. ln § 1 Nr. 4 werden die Wörter „und die Wahlleitungen 
in den Wahlräumen für die Wahl der Versichertenältesten 
bei der Bundesknappschaft“ gestrichen. 


3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 Satz 5 werden nach dem Wort „Vertre- 
terversammlung“ das Komma durch das Wort 
„oder“ ersetzt und die Wörter „oder als Versicher- 
tenältester der Bundesknappschaft“ gestrichen. 

b) ln Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „und der 
Wahl der Versichertenältesten der Bundesknapp- 
schaft“ gestrichen. 

4. § 5 Abs. 8 wird aufgehoben. 

5. Die Überschrift zum Zweiten Teil wird wie folgt ge- 
fasst: 

„Wahl der Mitglieder der Vertreterversammlungen in 
der Renten- und Unfallversicherung sowie der Mitglie- 
der der Verwaltungsräte in der Kranken- und Pflege- 
versicherung“. 

6. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

7. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden die Wörter „und für die Wahl 
der Versichertenältesten der Bundesknappschaft 
(§ 39 Abs. 1 Satz 2 des Vierten Buches Sozialge- 
setzbuch)“ gestrichen. 

b) ln Absatz 2 Nr. 1 werden nach dem Wort „Unfall- 
versicherung“ das Komma durch das Wort „und“ 
ersetzt und die Wörter „und der Bundesknapp- 
schaft“ gestrichen. 

c) ln Absatz 3 Nr. 16 wird die Angabe „Abs. 3“ durch 
die Angabe „Abs. 2“ ersetzt. 

d) Absatz 4 wird aufgehoben. 

8. ln § 15 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Wörtern „der 
Anlage 1“ das Komma durch das Wort „und“ ersetzt 
und die Wörter „und für die Wahlen der Versicherten- 
ältesten der Bundesknappschaft auf Vordrucken nach 
dem Muster der Anlage 3“ gestrichen. 

9. § 18 Abs. 3 Satz 4 wird aufgehoben. 

10. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „oder 4“ gestri- 
chen. 

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 2 wird das abschließende Komma 
durch das Wort „oder“ ersetzt. 

bb) Nummer 3 wird aufgehoben. 

cc) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3. 

11. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 Satz 2 erster Halbsatz wird die Angabe 
„oder § 62“ gestrichen. 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 

12. § 30 wird aufgehoben. 

13. § 32 wird aufgehoben. 

14. ln der Überschrift zu § 35 wird das Wort „allgemei- 
nen“ gestrichen. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-47- 


Drucksache 15/3654 


15. § 41 Abs. 5 Satz 3 wird aufgehoben. 

16. Vor §43 wird die Überschrift „Erster Unterabschnitt 
Briefwahl“ gestrichen. 

17. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden die Absätze 
2 bis 4. 

c) Im neuen Absatz 4 wird die Angabe „und § 59 
Abs. 4 und 5“ gestrichen. 

1 8. Nach § 46 wird der Zweite Unterabschnitt aufgehoben. 

19. Die Überschrift zu § 58 wird wie folgt gefasst: 

„Ermittlung des Wahlergebnisses durch den Wahlaus- 
schuss“. 

20. Die §§ 59 und 60 werden aufgehoben. 

21. § 62 wird aufgehoben. 

22. Der Dritte Teil wird aufgehoben. 

23. Der bisherige Vierte Teil wird neuer Dritter Teil. 

24. In § 73 Abs. 1 werden die Wörter „ , bei der Bundes- 
knappschaft zwei Monate,“ gestrichen. 

25. Vor § 77 wird die Überschrift zum Dritten Abschnitt 
wie folgt gefasst: 

„Wahl des Vorstandes in der Renten- und Unfallversi- 
cherung“. 

26. In § 79 Abs. 4 werden die Wörter „der Bahn- Versiche- 
rungsanstalt sowie bei“ gestrichen. 

27. Der bisherige Fünfte Teil wird neuer Vierter Teil. 

28. Vor § 80 wird die Überschrift zum neuen Vierten Teil 
wie folgt gefasst: 

„Wahl von Versichertenältesten und Vertrauensperso- 
nen“. 

29. In § 80 Abs. 1 wird das Wort „allgemeinen“ gestrichen. 

30. Der bisherige Sechste Teil wird neuer Fünfter Teil. 

31. Der bisherige Siebte Teil wird neuer Sechster Teil. 

32. In der Anlage 1 werden in Nummer 9 der Anmerkun- 
gen die Sätze 3 und 4 gestrichen. 

33. Die Anlagen 3, 7, 11 und 17 werden aufgehoben. 

Artikel 59 

Änderung der Sehiedsamtsverordnung 

(827-10) 

Die Sehiedsamtsverordnung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 827-10, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S. ...), 
wird wie folgt geändert: 

1 . In § 1 Abs. 3 Satz 4 werden die Wörter „der Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

2. In § 1 1 Satz 3 erster Halbsatz werden die Wörter „der 
Bundesknappschaft“ durch die Wörter „der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 


Artikel 60 

Änderung des Sozialversicherungs- 
Organisationsgesetzes Saar 

(827-11) 

Das Sozialversicherungs-Organisationsgesetz Saar in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 827-11, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
. . . vom . . . (BGBl. I. S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . In § 5 Abs. 2 Satz 2 zweiter Halbsatz wird die Angabe 
„(§ 27)“ gestrichen. 

2. Die §§ 27 und 30 werden aufgehoben. 

Artikel 61 

Änderung des Achten Gesetzes zur Änderung 
des Selhstverwaltungsgesetzes 

(827-12) 

Artikel 3 § 5 Abs. 1 Satz 8 des Achten Gesetzes zur Än- 
derung des Selbstverwaltungsgesetzes vom 7. August 1973 
(BGBl. I S. 957), das zuletzt durch ... (BGBl. I S. ... ) ge- 
ändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„Das an Lebensjahren älteste Mitglied leitet die erste Sit- 
zung der Vertreterversammlung der Holz-Berufsgenossen- 
schaft bis zur Wahl des Vorsitzenden.“ 

Artikel 62 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

(830-2) 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBl. I S. 21), zuletzt 
geändert durch . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. In § 16a Abs. 3 Satz 2 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter und Angestellten“ durch die Wör- 
ter „allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

2. § 86 Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte“ durch die Wörter „Deutsche 
Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „der Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „der Deutschen Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

Artikel 63 

Änderung der Beitragszahlungsverordnung 

(860-4-1-7) 

§ 6 Abs. 2 Satz 1 der Beitragszahlungsverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juli 1997 (BGBl. I 
S. 1927), die zuletzt durch . . . (BGBl. IS. . . .) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Wörter „Rentenversicherung der Arbeiter“ werden 
durch die Wörter „allgemeinen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 
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2. Die Wörter „der Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte, der Bundesknappschaft“ werden durch die Wör- 
ter „der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See als Träger der knappschaftlichen Rentenversi- 
cherung“ ersetzt. 


Artikel 64 

Änderung der Beitragsüberwaehungsverordnung 

(860-4-1-8) 

Die Beitragsüberwachungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Juli 1997 (BGBl. 1 S. 1930), zu- 
letzt geändert durch . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. ln § 2 Abs. 2 Nr. 6 werden die Wörter „Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter „Deut- 
schen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

2. ln § 10 Abs. 1 werden die Wörter „Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter „Deut- 
schen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 


Artikel 65 

Änderung der Datenerfassungs- und 
-Übermittlungsverordnung 

(860-4-1-12) 

Die Datenerfassungs- und -Übermittlungsverordnung 
vom 10. Februar 1998 (BGBl. 1 S. 343), zuletzt geändert 
durch . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1 . ln § 22 Satz 1 werden die Wörter „dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger, der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter „der 
Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

2. ln § 28 Abs. 1 werden die Wörter „dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger, der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter „der 
Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

3. § 30 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 werden die Wörter „oder die Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte“ gestrichen. 

b) ln Satz 3 werden die Wörter „ , dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger und der Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„und der Deutschen Rentenversicherung Bund“ er- 
setzt. 

4. § 3 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln der Überschrift werden die Wörter „die Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „die Deutsche Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

b) ln Absatz 4 Satz 1 und 2, Absatz 5 und 6 werden je- 
weils das Wort „Bundesknappschaft“ durch die Wör- 
ter „Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See“ ersetzt. 


5. § 34 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Einzugsstelle hat die geprüften Daten inner- 
halb von fünf Arbeitstagen nach Eingang wie folgt wei- 
terzuleiten: 

1 . für Versicherte der Rentenversicherung an die Daten- 
stelle der Träger der Rentenversicherung, 

2. für Versicherte der knappschaftlichen Krankenversi- 
cherung unmittelbar an die Deutsche Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See, wenn diese die knapp- 
schaftliche Rentenversicherung durchführt.“ 

6. § 36 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 4 werden aufgehoben. 

7. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) ln der Überschrift werden die Wörter „der Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „der Deutschen Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

b) ln Satz 1 werden die Wörter „Die Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „Die Deutsche Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

8. ln § 40 Abs. 4 Satz 2 zweiter Halbsatz werden die Wör- 
ter „Bundesversicherungsanstalt für Angestellte“ durch 
die Wörter „Datenstelle der Träger der Rentenversiche- 
rung“ ersetzt. 

Artikel 66 

Änderung der Beitragseinzugs- und 
Meldevergütungsverordnung 

(860-4-1-13) 

Die Beitragseinzugs- und Meldevergütungsverordnung 

vom 12. Mai 1998 (BGBl. 1 S. 915), zuletzt geändert durch 

. . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1 . ln § 1 Satz 2 werden die Wörter „Die Bundesknapp- 
schaft/Verwaltungsstelle“ durch die Wörter „Die Deut- 
sche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See/Ver- 
waltungsstelle“ ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „die Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „die Deutsche Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger 
der knappschaftlichen Rentenversicherung“ ersetzt. 

b) ln Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „die Bundes- 
knappschaft/Verwaltungsstelle“ durch die Wörter 
„die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See/Verwaltungsstelle“ ersetzt. 

3. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 werden die Wörter „die Bundesknapp- 
schaft/Verwaltungsstelle“ durch die Wörter „die 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See als Träger der knappschaftlichen Rentenversi- 
cherungWerwaltungsstelle“ ersetzt. 

b) ln Satz 2 werden die Wörter „die Bundesknapp- 
schaft/Verwaltungsstelle“ durch die Wörter „die 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See als Träger der knappschaftlichen Rentenver- 
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sicherung/Verwaltungsstelle“ und die Wörter „Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte“ durch die 
Wörter „Deutschen Rentenversicherung Bund“ er- 
setzt. 

4. In § 4 Satz 1 werden die Wörter „Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte“ durch die Wörter „Deutschen 
Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

Artikel 67 
Änderung der 

Risikostruktur-Ausgleiehsverordnung 

(860-5-12) 

Die Risikostruktur- Ausgleichsverordnung vom 3. Januar 

1994 (BGBl. I S. 55), zuletzt geändert durch ... (BGBl. I 

5. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 werden die Wörter „die Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „die Deutsche Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der 
knappschaftlichen Krankenversicherung“ ersetzt. 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Träger der gesetzlichen Rentenversicherung 
im Sinne dieser Verordnung sind die Regionalträger, 
die Deutsche Rentenversicherung Bund und die 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See.“ 

2. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 4 
werden jeweils die Wörter „Bundesversicherungsan- 
stalt für Angestellte“ durch die Wörter „Deutsche 
Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 und Abs. 4 Satz 1 und 3 werden 
jeweils die Wörter „Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte“ durch die Wörter „Deutschen Renten- 
versicherung Bund“ ersetzt. 

3. In § 15 Satz 1 werden die Wörter „Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter „Deut- 
sche Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

4. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2, Abs. 3a Satz 1 und 4, Abs. 5 Satz 1 
und 4 und Abs. 6 Satz 1 und 2 werden jeweils die 
Wörter „Bundesversicherungsanstalt für Angestellte“ 
durch die Wörter „Deutschen Rentenversicherung 
Bund“ ersetzt. 

b) In Absatz 3, Abs. 4 Satz 1 und 2, Abs. 5 Satz 3 und 
Abs. 6 Satz 3 werden jeweils die Wörter „Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte“ durch die Wörter 
„Deutsche Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

5. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „der Bundesknapp- 
schaft“ durch die Wörter „der Deutschen Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

b) In Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe f, Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 
Satz 2 und Abs. 4 Satz 1 werden jeweils die Wörter 


„Bundesversicherungsanstalt für Angestellte“ durch 
die Wörter „Deutschen Rentenversicherung Bund“ 
ersetzt. 

Artikel 68 

Änderung des Gesetzes zur Stabilisierung 
des Mitgliederkreises von Bundesknappschaft 
und See-Krankenkasse 

(860-5-19) 

§ 1 des Gesetzes zur Stabilisierung des Mitgliederkreises 
von Bundesknappschaft und See-Krankenkasse vom 19. Fe- 
bruar 2000 (BGBl. I S. 571), das zuletzt durch ... (BGBl. I 
S. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„§ 1 

Abweichend von § 176 Abs. 1 und § 177 Abs.l des Fünf- 
ten Buches Sozialgesetzbuch können Versicherungspflich- 
tige und Versicherungsberechtigte bis zum Inkrafttreten 
einer Neuregelung des Organisationsrechts der Kranken- 
kassen 

1. die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See wählen, wenn die Deutsche Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See als Träger der knappschaftli- 
chen Rentenversicherung in der Rentenversicherung für 
die Leistungsgewährung zuständig ist, 

2. die See-Krankenkasse wählen, wenn die Deutsche Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See in der Renten- 
versicherung für die Leistungsgewährung zuständig ist 
und ein Beitrag zur Rentenversicherung auf Grund einer 
in der Seefahrt ausgeübten Beschäftigung oder selbstän- 
digen Tätigkeit gezahlt worden ist. 

Für die Ausübung des Wahlrechts gilt § 175 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch entsprechend.“ 

Artikel 69 

Änderung des Gesetzes zu dem Zweiten 
Zusatzabkommen vom 2. März 1989 
zum Abkommen vom 25. Februar 1964 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über Soziale Sicherheit und 
der Zusatzvereinbarung vom 2. März 1989 
zur Vereinbarung vom 25. August 1978 
zur Durchführung des Abkommens 

(860-5-2) 

In Artikel 2a Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zu dem Zweiten 
Zusatzabkommen vom 2. März 1989 zum Abkommen vom 
25. Februar 1964 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über So- 
ziale Sicherheit und der Zusatzvereinbarung vom 2. März 
1989 zur Vereinbarung vom 25. August 1978 zur Durchfüh- 
rung des Abkommens vom 21. November 1989 (BGBl. II 
S. 890), das zuletzt durch ... (BGBl. IS. ...) geändert wor- 
den ist, werden die Wörter „Rentenversicherung der Arbei- 
ter und Angestellten“ durch die Wörter „allgemeinen Ren- 
tenversicherung“ ersetzt. 
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Artikel 70 

Änderung des Krankenhausentgeltgesetzes 

(860-5-24) 

ln § 20 des Krankenhausentgeltgesetzes vom 23. April 
2002 (BGBl. 1 S. 1422), das zuletzt durch ... (BGBl. 1 
S. . . .) geändert worden ist, werden die Wörter „die Bundes- 
knappschaft“ durch die Wörter „die Deutsche Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See“ ersetzt. 

Artikel 71 

Änderung der RV-Pauschalbeitragsverordnung 

(860-6-3) 

Die RV-Pauschalbeitragsverordnung vom 30. Oktober 
1991 (BGBl. 1 S. 2055), zuletzt geändert durch ... vom ... 
(BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Berechnungen werden getrennt für die Träger der 
allgemeinen Rentenversicherung und die Deutsche Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der 
knappschaftlichen Rentenversicherung vorgenommen.“ 

2. ln § 3 Abs. 3 werden die Wörter „Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Angestellten“ durch die Wörter 
„allgemeine Rentenversicherung“ ersetzt. 

3. ln § 4 Satz 1 werden die Wörter „Rentenversicherung 
der Arbeiter, der Angestellten und die knappschaftliche“ 
durch die Wörter „Träger der allgemeinen Rentenversi- 
cherung und der knappschaftlichen“ ersetzt. 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter, der Angestellten“ durch die 
Wörter der „allgemeinen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

b) ln Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Arbeiterrentenver- 
sicherung“ durch die Wörter „allgemeinen Renten- 
versicherung“ ersetzt. 

5. § 6 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Beiträge sind von der Grenzschutzverwaltung 
Mitte für das vergangene Kalenderjahr an 

1) die Träger der allgemeinen Rentenversicherung, 

2) die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See als Träger der knappschaftlichen Renten- 
versicherung 

zu zahlen.“ 


Artikel 72 
Änderung der 

Versorgungslast-Erstattungsverordnung 

(860-6-5) 

Die Versorgungslast-Erstattungsverordnung vom 19. De- 
zember 1991 (BGBl. 1 S. 2346), zuletzt geändert durch ... 
(BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 


1 . § 4 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden die Wörter „zu den Postzahlter- 
minen“ durch die Wörter „an den Auszahlungstagen 
der Rentenleistungen in das Inland“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Das Bundesversicherungsamt zahlt den auf 
die allgemeine Rentenversicherung entfallenden Er- 
stattungsbetrag an die Deutsche Rentenversicherung 
Bund und den auf die knappschaftliche Rentenversi- 
cherung entfallenden Anteil an die Deutsche Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger der 
knappschaftlichen Rentenversicherung aus.“ 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Danach entfallen auf die Träger der allgemeinen 
Rentenversicherung 94,72 vom Hundert und auf den 
Träger der knappschaftlichen Rentenversicherung 
5,28 vom Hundert des Erstattungsbetrages.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Der auf die allgemeine Rentenversicherung 
entfallende Erstattungsbetrag wird buchhalterisch auf 
die Träger der allgemeinen Rentenversicherung ent- 
sprechend ihrem Anteil an den Beitragseinnahmen 
aufgeteilt. Diese Aufteilung führt die Deutsche Ren- 
tenversicherung Bund durch.“ 

Artikel 73 
Änderung der 

Reha-Pauschalerstattungsverordnung 

(860-6-7) 

Die Reha-Pauschalerstattungsverordnung vom 3. De- 
zember 1992 (BGBl. 1 S. 1997), zuletzt geändert durch ... 

(BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 wird wie folgt gefasst: 

„§ 1 

Grundsatz 

(1) Soweit für Leistungen zur Teilhabe die Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger 
der knappschaftlichen Rentenversicherung zuständig ist, 
erstatten ihr die Träger der allgemeinen Rentenversiche- 
rung den von ihnen nach § 223 Abs. 1 Satz 2 des Sechs- 
ten Buches Sozialgesetzbuch zu tragenden Anteil an den 
Ausgaben. 

(2) Soweit für Leistungen zur Teilhabe die Träger der 
allgemeinen Rentenversicherung zuständig sind, erstat- 
tet die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See als Träger der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung ihnen den von ihr nach § 223 Abs. 2 Satz 2 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch zu tragenden Anteil 
an den Ausgaben. 

(3) Die Erstattung erfolgt in einem pauschalen Verfah- 
ren. Die Deutsche Rentenversicherung Bund führt die 
Schlussabrechnung durch. Die Erstattungsbeträge der 
Träger der allgemeinen Rentenversicherung werden 
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buchhalterisch auf diese entsprechend ihrem Anteil an 
den Beitragseinnahmen verteilt. 

(4) Der Zahlungsausgleich zwischen der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See als Träger 
der knappschaftlichen Rentenversieherung und der all- 
gemeinen Rentenversicherung wird von der Deutschen 
Rentenversicherung Bund durchgefuhrt.“ 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Rehabilitation“ 
durch das Wort „Teilhabe“ ersetzt. 

b) In Absatz 1 werden jeweils die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter und der Angestellten“ durch die 
Wörter „allgemeine Rentenversicherung“ und das 
Wort „Rehabilitation“ durch das Wort „Teilhabe“ er- 
setzt. 

c) Absatz 2 Satz 2 und 3 werden aufgehoben. 

d) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „Rentenversi- 
cherung der Arbeiter“ durch die Wörter „allgemeinen 
Rentenversicherung“ und jeweils das Wort „Rehabi- 
litation“ durch das Wort „Teilhabe“ ersetzt. 

Artikel 74 

Änderung der RV-Wehr- und 
Zivildienstpausehalbeitragsverordnung 

(860-6-15) 

Die RV-Wehr- und Zivildienstpauschalbeitragsverord- 
nung vom 21. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3831) wird wie 
folgt geändert: 

1 . § 2 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Berechnungen werden getrennt für die jeweiligen 
Träger der allgemeinen Rentenversicherung und die 
Deutsche Rentenversieherung Knappschaft-Bahn-See 
als Träger der knappschaftlichen Rentenversicherung 
vorgenommen.“ 

2. In § 3 Abs. 3 werden die Wörter „Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Angestellten“ durch die Wörter 
„allgemeine Rentenversicherung“ ersetzt. 

3. In § 5 Abs. 2 Satz 3 werden die Wörter „Rentenversiche- 
rung der Arbeiter“ durch die Wörter „allgemeinen Ren- 
tenversicherung“ ersetzt. 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Beiträge sind vom Bundesamt für Wehrverwal- 
tung und vom Bundesamt für den Zivildienst für das 
vergangene Kalenderjahr für die allgemeine Renten- 
versicherung an 

1 . die Träger der allgemeinen Rentenversicherung, 

2. die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See als Träger der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung 

zu zahlen.“ 


b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „Träger der 
Rentenversicherung der Arbeiter“ durch die Wörter 
„allgemeinen Rentenversicherung“ ersetzt. 

5. § 7 wird aufgehoben. 

Artikel 75 

Änderung der Verordnung über die Erstattung 
einigungsbedingter Leistungen 
an die Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Angestellten 

(860-6-17) 

Die Verordnung über die Erstattung einigungsbedingter 
Leistungen an die Träger der Rentenversicherung der Arbei- 
ter und der Angestellten vom 17. März 2000 (BGBl. I 
S. 233), zuletzt geändert durch ... vom ... (BGBl. I S. ...), 
wird wie folgt geändert: 

1 . Die Bezeichnung der Verordnung wird wie folgt gefasst: 

„Verordnung über die Erstattung einigungsbedingter 
Leistungen an die Träger der allgemeinen Rentenversi- 
cherung.“ 

2. In § 1 Abs. 2 werden die Wörter „der Rehabilitation“ 
durch die Wörter „zur Teilhabe“ ersetzt. 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Wörter „des Verbandes Deut- 
scher Rentenversicherungsträger“ durch die Wörter 
„der Deutschen Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Für die Berechnung des zu erstattenden Bei- 
trages zur Krankenversicherung der Rentner ist der 
halbe vom Bundesministerium für Gesundheit und 
Soziale Sicherung festgestellte jahresdurchschnittli- 
che allgemeine Beitragssatz in der Krankenversiche- 
rung auf die zu erstattende Leistung anzuwenden, so- 
weit der Erstattungsbetrag nicht genau bestimmbar 
ist. Der Beitrag zur Pflegeversicherung der Rentner 
wird bis zum 3 1 . März 2004 erstattet. Soweit der Er- 
stattungsbetrag für die Pflegeversicherung der Rent- 
ner nicht genau bestimmbar ist, wird er berechnet, in- 
dem die zu erstattende Leistung mit dem halben Bei- 
tragssatz in der Pflegeversicherung nach § 55 Abs.l 
Satz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch und mit 
dem Faktor 3/12 vervielfältigt wird. Für Leistungen 
zur Teilhabe werden die nachgewiesenen Aufwen- 
dungen erstattet.“ 

c) In Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „Die Bun- 
desknappschaft“ durch die Wörter „Die Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See als Trä- 
ger der knappschaftlichen Rentenversicherung“ er- 
setzt. 

4. In § 3 wird das Wort „zum Postzahltermin“ durch die 
Wörter „am Auszahlungstag der Rentenleistungen in das 
Inland“ ersetzt. 

5. § 4 Abs. 2 Satz 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

„Den Zahlungsausgleich zwischen dem Bund und der 
allgemeinen Rentenversicherung auf Grund der Schluss- 
abrechnung führt das Bundesversicherungsamt mit der 
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Deutschen Rentenversicherung Bund durch. Die Er- 
stattungsbeträge mit Ausnahme der Erstattungen für 
Leistungen zur Teilhabe werden buchhalterisch auf die 
Träger der allgemeinen Rentenversicherung nach dem 
Verhältnis ihrer Beitragseinnahmen verteilt. Bei Er- 
stattungsbeträgen für Leistungen zur Teilhabe erfolgt die 
buchhalterische Verteilung auf die Träger der allgemei- 
nen Rentenversicherung in Höhe der ihnen entstandenen 
Aufwendungen.“ 


Artikel 76 

Änderung der Versieherungsnummern-, Konto- 
führungs- und Versieherungsverlaufsverordnung 

(860-6-18) 

Die Versieherungsnummern-, Kontoführungs- und Versi- 
cherungsverlaufsverordnung vom 30. März 2001 (BGBl. 1 
S. 475), zuletzt geändert durch ... vom ... (BGBl. 1 S. ...), 
wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 wird wie folgt gefasst: 

„§ 1 

Vergabe und Zuordnung der Versicherungsnummer 

Die Datenstelle der Träger der Rentenversicherung 
vergibt für Versicherte, an die noch keine inländische 
Versicherungsnummer vergeben wurde, gemäß § 147 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch eine Versiche- 
rungsnummer. Für andere Personen kann eine Versiche- 
rungsnummer vergeben werden, soweit dies zur Aufga- 
benerfüllung der Rentenversicherung erforderlich ist. 
Gleichzeitig ordnet die Datenstelle gemäß § 127 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch jeden Versicherten 
einem Rentenversicherungsträger zu.“ 

2. ln § 2 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 5 Satz 4 werden jeweils 
die Wörter „der Verband Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger, die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte“ durch die Wörter „die Deutsche Rentenversiche- 
rung Bund“ ersetzt. 

3. § 4 wird wie folgt gefasst: 

4 

Zuständigkeit für die Kontoführung 

Zuständig für die Kontoführung ist der Träger der 
Rentenversicherung, der nach den Bestimmungen des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch für die Erfüllung der 
Aufgaben der Rentenversicherung zuständig ist.“ 

4. ln § 5 werden die Wörter „über vergebene Versiche- 
rungsnummem und“ gestrichen. 

5. § 6 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Stellt die Datenstelle der Träger der Rentenversi- 
cherung bei der Annahme von Meldungen fest, dass die 
Voraussetzungen für einen Wechsel der Kontoführung 
vorliegen, ist der neu zuständige Rentenversicherungs- 
träger zur Übernahme des Versicherungskontos aufzu- 
fordem.“ 


6. Die Anlage wird wie folgt gefasst: 

„Anlage (zu § 2 Abs. 2) Bereichsnummern 


Rentenversicherungsträger 

Bereichsnummer 

Regionalträger nach Gebiet: 


- Mecklenburg- Vorpommern 

02 

- Thüringen 

03 

- Brandenburg 

04 

- Sachsen-Anhalt 

08 

- Sachsen 

09 

- Hannover 

10 

- Westfalen 

11 

- Hessen 

12 

- Rheinprovinz 

13 

- Oberbayern 

14 

- Niederbayem-Oberpfalz 

15 

- Rheinland-Pfalz 

16 

- für das Saarland 

17 

- Oberfranken und 
Mittelfranken 

18 

- Freie und Hansestadt 
Hamburg 

19 

- Unterfranken 

20 

- Schwaben 

21 

- Württemberg 

23 

- Baden 

24 

- Berlin 

25 

- Schleswig-Holstein 

26 

- Oldenburg-Bremen 

28 

- Braunschweig 

29 

Zentrale Zulagenstelle 
für Altersvermögen 

Zulagenummer nach 
§ 90 Abs. 1 Satz 2 EStG 

40 

Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte 

Die Bereichsnum- 
mer wird durch Ad- 
dition der Zahl 40 
mit der Bereichsnum- 
mer des Gebietes - 
wenn ein Regional- 
träger zuständig 
wäre - gebildet. 

Bahnversicherungsanstalt 

bei Beschäftigung im Wirt- 
schaftsbereich Bahn 

38 

Seekasse 

bei Beschäftigung im Wirt- 
schaftsbereich Seefahrt 

39 
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Rentenversicherungsträger 

Bereichsnummer 

Bundesknappschaft für das 

Gebiet 


- Berlin, Bremen, Hamburg, 
Niedersachsen, Westfalen, 
Schleswig-Holstein 

80 

- Hessen, Rheinprovinz 

81 

- Baden, Württemberg, 

Bayern, Rheinland-Pfalz, 
Saarland 

82 

- Brandenburg, Mecklenburg- 
Vorpommern, Sachsen- 
Anhalt, Sachsen, Thüringen 

89“ 


7. Die Anlage wird wie folgt gefasst: 

„Anlage (zu § 2 Abs. 2) Bereichsnummem 


Rentenversicherungsträger 

Bereichsnummer 

Regionalträger nach Gebiet: 


- Mecklenburg- Vorpommern 

02 

- Thüringen 

03 

- Brandenburg 

04 

- Sachsen-Anhalt 

08 

- Sachsen 

09 

- Hannover 

10 

- Westfalen 

11 

- Hessen 

12 

- Rheinprovinz 

13 

- Oberbayem 

14 

- Niederbayem-Oberpfalz 

15 

- Rheinland-Pfalz 

16 

- für das Saarland 

17 

- Oberfranken und 
Mittelfranken 

18 

- Freie und Hansestadt 
Hamburg 

19 

- Unterfranken 

20 

- Schwaben 

21 

- Württemberg 

23 

- Baden 

24 

- Berlin 

25 

- Schleswig-Holstein 

26 

- Oldenburg-Bremen 

28 

- Braunschweig 

29 

Zentrale Zulagenstelle für Al- 
tersvermögen 

Zulagenummer nach 
§ 90 Abs. 1 Satz 2 EStG 

40 


Rentenversicherungsträger 

Bereichsnummer 

Deutsche 

Rentenversicherung Bund 

Die Bereichsnum- 
mer wird durch Ad- 
dition der Zahl 40 
mit der Bereichsnum- 
mer des Gebietes - 
wenn ein Regional- 
träger zuständig 
wäre - gebildet. 

Deutsche Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See 


Beschäftigung im Wirtschafts- 
bereich Bahn 

38 

Beschäftigung im Wirtschafts- 
bereich Seefahrt 

39 

Sonstige Zuständigkeit der 
Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See für das 
Gebiet 


- Berlin, Bremen, Hamburg, 
Niedersachsen, Westfalen, 
Schleswig-Holstein 

80 

- Hessen, Rheinprovinz 

81 

- Baden, Württemberg, 

Bayern, Rheinland-Pfalz, 
Saarland 

82 

- Brandenburg, Mecklenburg- 
Vorpommern, Sachsen- 
Anhalt, Sachsen, Thüringen 

89“ 


Artikel 77 

Aufhebung des Gesetzes zur Ausgleichszahlung 
durch die Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung an die Krankenkassen 

(860-6-22) 

Das Gesetz zur Ausgleichszahlung durch die Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung an die Krankenkassen 
vom 26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1310, 1341), zuletzt geändert 
durch . . . (BGBl. IS. . . .), wird aufgehoben. 

Artikel 78 

Änderung der Verordnung über die 
Pauschalierung und Zahlung des 
Ausgleichsbetrags der Bundesagentur für Arbeit 
an die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung 
für arbeitsmarktbedingte Renten wegen voller 
Erwerbsminderung 

(860-6-24) 

Die Verordnung über die Pauschalierung und Zahlung 
des Ausgleichsbetrags der Bundesagentur für Arbeit an die 
Träger der gesetzlichen Rentenversicherung für arbeits- 
marktbedingte Renten wegen voller Erwerbsminderung 
vom 27. September 2002 (BGBl. I S. 3961), zuletzt geän- 
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dert durch ... vom ... (BGBl. 1 S. ...), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. ln § 1 Abs. 3 werden die Wörter „Der Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger“ durch die Wörter „Die 
Deutsche Rentenversicherung Bund“ ersetzt. 

2. § 4 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Der auf die knappschaftliche Rentenversicherung 
entfallende Anteil des Ausgleichbetrags wird vom Bun- 
desversicherungsamt vorab nach § 224 Abs. 4 Satz 2 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch ermittelt. Die Auftei- 
lung des verbleibenden Ausgleichbetrages auf die Träger 
der allgemeinen Rentenversicherung erfolgt im Verhält- 
nis ihrer Beitragseinnahmen entsprechend § 219 Abs. 1 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch. Die buchhalteri- 
sche Aufteilung nach Satz 2 führt die Deutsche Renten- 
versicherung Bund durch.“ 

Artikel 79 

Änderung des Behindertengleichstellungsgesetzes 

(860-9-2) 

ln § 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Behindertengleichstel- 
lungsgesetzes vom 27. April 2002 (BGBl. 1 S. 1467), das 
zuletzt durch ... (BGBl. 1 S. ...) geändert worden ist, wird 
die Angabe „§ 54 Satz 2 der Wahlordnung für die Sozialver- 
sicherung,“ gestrichen. 


Artikel 80 

Änderung des Gesetzes zur Zusammenführung 
und Neugliederung der Bundeseisenbahnen 

(931-4) 

Das Gesetz zur Zusammenführung und Neugliederung 
der Bundeseisenbahnen vom 27. Dezember 1993 (BGBl. 1 
S. 2378), zuletzt geändert durch ... (BGBl. 1 S. ...), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) ln Absatz 4 werden die Wörter „der Bahnversiche- 
rungsanstalt Abteilung A,“ gestrichen. 

2. Dem § 15 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Ab 1. Oktober 2005 wird die Zusatzversicherung 
der Bahnversicherungsanstalt Abteilung B von der Deut- 
schen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See wei- 
tergeführt.“ 


Artikel 81 

Änderung des Gesetzes über die Gründung einer 
Deutsche Bahn Aktiengesellschaft 

(931-5) 

Das Gesetz über die Gründung einer Deutsche Bahn Ak- 
tiengesellschaft vom 27. Dezember 1993 (BGBl. 1 S. 2378, 
2386), zuletzt geändert durch ... (BGBl. 1 S. ...), wird wie 
folgt geändert: 


1. ln § 14 Abs. 2 Satz 2 werden nach den Wörtern „der 
Bahnversicherungsanstalt Abteilung B“ die Wörter „, ab 
1. Oktober 2005 Deutsche Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See,“ eingefugt. 

2. ln § 21 Abs. 4 werden nach den Wörtern „in der Bahn- 
versicherungsanstalt Abteilung B“ die Wörter „, ab 
1. Oktober 2005 Deutsche Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See,“ eingefugt. 


Artikel 82 

Gesetz zur Errichtung der Deutschen 

Rentenversicherung Bund und der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 

Abschnitt 1 

Errichtung der Deutschen Rentenversicherung Bund 

§ 1 

Fortführung der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte (BfA) 

Die durch das Gesetz über die Errichtung der Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte vom 7. August 1953 
(BGBl. 1 S. 857) errichtete Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte wird unter dem Namen „Deutsche Rentenversi- 
cherung Bund“ fortgeführt. Sitz der Deutschen Rentenversi- 
cherung Bund ist Berlin mit Verwaltungsstellen in Gera, 
Stralsund und Brandenburg/Havel. 

§2 

Eingliederung des Verbandes Deutscher 
Rentenversicherungsträger e. V. (VDR) 

(1) Der Verband Deutscher Rentenversicherungsträger 
e. V. wird am 1 . Oktober 2005 in die Deutsche Rentenversi- 
cherung Bund eingegliedert. 

(2) Das Vermögen sowie Rechte und Pflichten des Ver- 
bandes Deutscher Rentenversicherungsträger e. V. gehen als 
Ganzes auf die Deutsche Rentenversicherung Bund über. 
Die §§ 47 bis 53 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden keine 
Anwendung. Der Verband Deutscher Rentenversicherungs- 
träger ist aufgelöst. 

§3 

Genehmigung der Satzung 

Die Satzung der Deutschen Rentenversicherung Bund 
wird vom Bundesministerium für Gesundheit und Soziale 
Sicherung genehmigt. 

Abschnitt 2 

Errichtung der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See 

§4 

Fortführung der Bundesknappschaft 

Die durch das Gesetz zur Errichtung der Bundesknapp- 
schaft vom 28. Juli 1969 (BGBl. 1 S. 974) errichtete Bun- 
desknappschaft wird unter dem Namen „Deutsche Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See“ fortgeführt. Sitz der 
Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See ist 
Bochum. 
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Eingliederung der Bahnversicherungsanstalt 
und der Seekasse 


(1) Die Bahnversicherungsanstalt und die Seekasse wer- 
den aufgelöst und gehen in der Deutschen Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See auf. 

(2) Das Vermögen sowie Rechte und Pflichten der Bahn- 
versicherungsanstalt und der Seekasse gehen als Ganzes auf 
die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 
über. 


Artikel 83 

Gesetz zu Übergangsregelungen 
zur Organisationsreform 
in der gesetzliehen Rentenversichernng 

Abschnitt 1 

Dienstrechtliche Übergangsregelungen 

§1 

Deutsche Rentenversicherung Bund 

(1) Die Deutsche Rentenversicherung Bund tritt mit Auf- 
lösung des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger 
in die Dienstverhältnisse ein, die zu diesem Zeitpunkt zwi- 
schen dem Verband Deutscher Rentenversicherungsträger 
und den dort beschäftigten Dienstordnungsangestellten be- 
stehen. Die §§ 128 bis 131 und 133 des Beamtenrechtsrah- 
mengesetzes sind sinngemäß anzuwenden. 

(2) Die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs- 
empfänger des Verbandes Deutscher Rentenversicherungs- 
träger treten mit Auflösung des Verbandes Deutscher Ren- 
tenversicherungsträger in entsprechender Anwendung des 
§132 Abs. 1 des Beamtenrechtsrahmengesetzes zur Deut- 
schen Rentenversicherung Bund über. 

(3) Die Deutsche Rentenversicherung Bund tritt mit Auf- 
lösung des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger 
in die Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse ein, die zu die- 
sem Zeitpunkt zwischen dem Verband Deutscher Renten- 
versicherungsträger und den dort beschäftigten Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmern und Auszubildenden beste- 
hen. 

(4) Die in einem Beschäftigungsverhältnis zum Verband 
Deutscher Rentenversicherungsträger verbrachten Zeiten 
gelten bei der Anwendung beamtenrechtlicher einschließ- 
lich besoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften, 
personalvertretungsrechtlicher Vorschriften und tarifver- 
traglicher Regelungen bei der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund als bei ihr verbrachte Zeiten. Den ehemaligen 
Beschäftigten des Verbandes Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger wird die Verbandszulage weitergezahlt. Sie ver- 
ringert sich jeweils bei Besoldungsanpassungen und Tarifer- 
höhungen um ein Drittel der Anpassungs- und Erhöhungs- 
beträge. Die Deutsche Rentenversicherung Bund tritt mit 
Auflösung des Verbandes Deutscher Rentenversicherungs- 
träger in dessen Pflichten nach dem aus Anlass seines Um- 
zuges nach Berlin aufgestellten Sozialplan ein. 

(5) Die vom Verband Deutscher Rentenversicherungsträ- 
ger gebildete Versorgungsrücklage wird mit dessen Auflö- 


sung der Versorgungsrücklage des Bundes zu Gunsten der 
Deutschen Rentenversicherung Bund zugefiihrt. 

§2 

Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 

(1) Die Beamtinnen, Beamten, Versorgungsempfängerin- 
nen und Versorgungsempfänger der Bahnversicherungsan- 
stalt treten mit Ablauf des 30. September 2005 nach den 
§§ 128 bis 133 des Beamtenrechtsrahmengesetzes zur Deut- 
schen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See über. 

(2) Die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See tritt mit Ablauf des 3 1 . Dezember 2005 in die 
Dienstverhältnisse ein, die zu dem genannten Zeitpunkt 
zwischen der See-Berufsgenossenschaft und den mit Aufga- 
ben der Seekasse und der Seemannskasse betrauten Dienst- 
ordnungsangestellten bestehen. Die §§ 128 bis 131 und 133 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes sind sinngemäß anzu- 
wenden. Satz 1 gilt nicht, sofern die Beschäftigten nach 
§143 Abs. 7 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch in der 
ab 1 . Oktober 2005 geltenden Fassung Beschäftigte der See- 
Berufsgenossenschaft bleiben. 

(3) Die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs- 
empfänger der See-Berufsgenossenschaft, die mit Aufgaben 
der Seekasse und der Seemannskasse betraut waren, treten 
mit Ablauf des 3 1 . Dezember 2005 in entsprechender An- 
wendung des § 132 Abs. 1 des Beamtenrechtsrahmengeset- 
zes zur Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See über. Das Nähere regelt eine Verwaltungsvereinbarung 
zwischen der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See und der See-Berufsgenossenschaft. Satz 1 gilt 
nicht, sofern die Beschäftigten nach § 143 Abs. 9 des Sechs- 
ten Buches Sozialgesetzbuch in der ab 1 . Oktober 2005 gel- 
tenden Fassung Beschäftigte der See-Berufsgenossenschaft 
bleiben. 

(4) Die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See tritt mit Ablauf des 30. September 2005 in die Ar- 
beits- und Ausbildungsverhältnisse der Arbeitnehmerinnen, 
Arbeitnehmern und Auszubildenden ein, die zu dem ge- 
nannten Zeitpunkt bei der Bahnversicherungsanstalt be- 
schäftigt sind. 

(5) Die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See tritt mit Ablauf des 3 1 . Dezember 2005 in die Ar- 
beits- und Ausbildungsverhältnisse ein, die zu dem genann- 
ten Zeitpunkt zwischen der See-Berufsgenossenschaft und 
den mit Aufgaben der Seekasse und der Seemannskasse be- 
trauten Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmern und Auszubil- 
denden bestehen. Satz 1 gilt nicht, sofern die Beschäftigten 
nach § 143 Abs. 9 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch in 
der am 1. Oktober 2005 geltenden Fassung Beschäftigte der 
See-Berufsgenossenschaft bleiben. 

(6) Die in einem Beschäftigungsverhältnis zur Bahnver- 
sicherungsanstalt und zur See-Berufsgenossenschaft ver- 
brachten Zeiten gelten bei der Anwendung beamtenrechtli- 
cher einschließlich besoldungs- und versorgungsrechtlicher 
Vorschriften, personalvertretungsrechtlicher Vorschriften 
und tarifvertraglicher Regelungen bei der Deutschen Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See als bei ihr ver- 
brachte Zeiten. 
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§3 

Beschäftigte der Auskunfts- und Beratungsstellen 

(1) Beamtinnen und Beamte der Bundesversicherungsan- 
stalt für Angestellte in den Auskunfts- und Beratungsstel- 
len, die zuletzt Aufgaben im Auskunfts- und Beratungs- 
dienst wahrgenommen haben und gemäß Absatz 4 bestimmt 
werden, treten nach den §§ 128 bis 131 und 133 des Be- 
amtenrechtsrahmengesetzes in den Dienst des für die jewei- 
lige Auskunfts- und Beratungsstelle zuständigen Regional- 
trägers der gesetzlichen Rentenversicherung über. 

(2) Der jeweils für die Auskunfts- und Beratungsstellen 
zuständige Regionalträger der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung tritt in die Arbeitsverhältnisse ein, die zwischen der 
Deutschen Rentenversicherung Bund und in ihrem Zustän- 
digkeitsbereich bei den Auskunfts- und Beratungsstellen be- 
schäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die zu- 
letzt Aufgaben im Auskunfts- und Beratungsdienst wahrge- 
nommen haben und gemäß Absatz 4 bestimmt werden, be- 
stehen. 

(3) Die in einem Beschäftigungsverhältnis zur Deutschen 
Rentenversicherung Bund verbrachten Zeiten gelten bei der 
Anwendung beamtenrechtlicher einschließlich besoldungs- 
und versorgungsrechtlicher Vorschriften und tarifvertragli- 
cher Regelungen bei dem jeweiligen Regionalträger als bei 
ihm verbrachte Zeiten. 

(4) Die Deutsche Rentenversicherung Bund verabschie- 
det bis zum 30. Juni 2006 ein verbindliches Rahmenkonzept 
zur Umsetzung des Personalübergangs und der weiteren or- 
ganisatorischen Fragen, die mit dem Übergang des Aus- 
kunfts- und Beratungsdienstes verbunden sind, mit der 
Maßgabe, dass der Übergang bis zum Ablauf der ersten 
Wahlperiode der Selbstverwaltung der Deutschen Renten- 
versicherung Bund abgeschlossen ist. 

§4.. 

Sonstige dienstrechtliche Übergangsregelungen 

(1) Für die nach § 1 Abs. 1 und § 2 Abs. 2 übergetretenen 
Dienstordnungsangestellten gelten die Regelungen der bis- 
herigen Dienstordnung nach dem Übertritt weiter. Die über- 
getretenen Dienstordnungsangestellten sind innerhalb eines 
Jahres nach dem Übertritt in das Beamtenverhältnis zu beru- 
fen, wenn sie die dafür erforderlichen beamtenrechtlichen 
Voraussetzungen erfüllen. Sie sind unmittelbar in das Be- 
amtenverhältnis auf Lebenszeit unter Verleihung des Amtes 
zu berufen, das ihrer besoldungsrechtlichen Stellung nach 
dem Dienstvertrag am Tag vor der Berufung in das Beam- 
tenverhältnis entspricht, sofern sie die dafür erforderlichen 
beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfüllen. 

(2) Tritt die Deutsche Rentenversicherung Bund, die 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See oder 
ein Regionalträger der gesetzlichen Rentenversicherung 
nach § 1 Abs. 3, § 2 Abs. 4 und 5 und § 3 Abs. 2 in ein be- 
stehendes Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis ein, sind mit 
dem Zeitpunkt des Übertritts die bei dem neuen Arbeitgeber 
geltenden tarifvertraglichen Regelungen anzuwenden. Die 
Regelungen zur betrieblichen Altersversorgung bei der 
Bahnversicherungsanstalt und der Seekasse sowie aus tarif- 
rechtlichen Besitzstandsregelungen, die über die bei dem 
neuen Arbeitgeber geltenden Regelungen hinausgehen, gel- 
ten für die übergetretenen Beschäftigten weiter. 


(3) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die auf Grund 
der Maßnahmen der Organisationsreform nicht auf einem 
Arbeitsplatz verwendet werden können, der mindestens 
dem bisherigen Arbeitsplatz entsprechend zu bewerten ist, 
erhalten eine Ausgleichszulage in Höhe der Differenz zwi- 
schen der Vergütung oder dem Lohn nach ihrer bisherigen 
Vergütungs- oder Lohngruppe und der Vergütungs- oder 
Lohngruppe, die ihnen auf ihrem neuen Arbeitsplatz zu- 
steht. Bei jeder Tariferhöhung vermindert sich die Aus- 
gleichszulage um ein Drittel des Erhöhungsbetrages, soweit 
sie für Stellenzulagen gezahlt wird. Auf Beamtinnen, Be- 
amte und Dienstordnungsangestellte ist § 13 Abs. 1 Nr. 1 
des Bundesbesoldungsgesetzes anzuwenden. Die am 
30. September 2005 amtierende Erste Direktorin oder der 
am 30. September 2005 amtierende Erste Direktor der 
Bahnversicherungsanstalt führt nach dem Übertritt zu der 
Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See un- 
ter Beibehaltung der bisherigen Besoldungsgruppe die 
Amtsbezeichnung „Abteilungsdirektorin bei der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See“ oder „Abtei- 
lungsdirektor bei der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See“. 

(4) Die Interessenvertretungen bei der Deutschen Ren- 
tenversicherung Bund und der Deutschen Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See sowie in den ehemaligen Be- 
trieben des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger 
e. V. und in den ehemaligen Dienststellen der Bahn- Versi- 
cherungsanstalt und der Seekasse, die nicht in eine Dienst- 
stelle der Deutschen Rentenversicherung Bund oder der 
Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See ein- 
gegliedert werden, bleiben bis zu den nächsten Personalrats- 
wahlen im Amt; die bisherigen Betriebsräte nehmen die 
Aufgaben eines örtlichen Personalrats mit dessen Rechten 
und Pflichten wahr. Die Mitglieder der Betriebs- und Perso- 
nalräte der in Dienststellen der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund und der Deutschen Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See eingegliederten Einrichtungen nehmen zu- 
sammen und gleichberechtigt mit den Mitgliedern der je- 
weiligen Personalvertretung die Beteiligungsrechte und 
sonstigen personalvertretungsrechtlichen Belange der Be- 
schäftigten der Deutschen Rentenversicherung Bund und 
der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 
wahr; für sie gelten die Bestimmungen des Bundespersonal- 
vertretungsgesetzes. § 21b des Betriebsverfassungsgesetzes 
findet für die ehemaligen Betriebsräte des Verbandes Deut- 
scher Rentenversicherungsträger e. V. Anwendung. Die Per- 
sonalvertretungen der in die Deutsche Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See eingegliederten Einrichtungen blei- 
ben ebenfalls so lange im Amt, wie dies zur Wahrnehmung 
der mit der Eingliederung im Zusammenhang stehenden 
Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte erforderlich ist. 

(5) Auf bis zu der Eingliederung des Verbandes Deut- 
scher Rentenversicherungsträger e. V. mit Ablauf des 
30. September 2005 in die Deutsche Rentenversicherung 
Bund förmlich eingeleiteten Beteiligungsverfahren sind bis 
zu deren Abschluss die Bestimmungen des Betriebsver- 
fassungsgesetzes sinngemäß anzuwenden, soweit nicht der 
Gegenstand des Verfahrens bereits in der den Betrieb auf- 
nehmenden Dienststelle geregelt ist. Dies gilt auch für Ver- 
fahren vor der Einigungsstelle und den Arbeitsgerichten. 
Die bei dem Verband Deutscher Rentenversicherungsträger 
e. V. am 30. September 2005 bestehenden Betriebsvereinba- 
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rungen gelten als Dienstvereinbarungen bei der Deutschen 
Rentenversicherung Bund, es sei denn, ein Betrieb des 
Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger e. V. wird 
in eine Dienststelle der Deutschen Rentenversicherung 
Bund eingegliedert, in der eine Dienstvereinbarung über 
den gleichen Regelungsgegenstand besteht. Entsprechen- 
des gilt für die Dienstvereinbarungen der in die Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See eingeglieder- 
ten Einrichtungen. 

(6) Auf die Jugend- und Auszubildendenvertretungen 
und die Schwerbehindertenvertretungen ist Absatz 4 Satz 1 
und 2 entsprechend anzuwenden. 

(7) Die Gleichstellungsbeauftragten, deren Stellvertrete- 
rinnen sowie die Vertrauensfrauen der ehemaligen Dienst- 
stellen der Bahnversicherungsanstalt und der Seekasse, die 
nicht in eine Dienststelle der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See eingegliedert werden, bleiben bis 
zum Ende der Amtzeit, für die sie in der ehemaligen Dienst- 
stelle bestellt wurden, im Amt. 

(8) Die Länder haben die nach § 140 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch erforderlichen Rege- 
lungen über das Verfahren der Entsendung von Vertreterin- 
nen und Vertretern in die Arbeitsgruppe Personalvertretung 
der Deutschen Rentenversicherung innerhalb von zwölf 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu treffen. Bis 
zum Inkrafttreten landesrechtlicher Regelungen ist die Vor- 
schrift des § 140 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch für die landesunmittelbaren Träger ent- 
sprechend anzuwenden. 

Abschnitt 2 

Übergangsregelungen zum Selbstverwaltungsrecht 

§5 

Übergangsregelungen zu den Selbstverwaltungsorganen 
und der Geschäftsführung der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 

Bis zum Ablauf der am 1 . Oktober 2005 laufenden Wahl- 
periode richtet sich die Bildung der Selbstverwaltungsor- 
gane und der Geschäftsführung sowie die Beschlussfassung 
in den Selbstverwaltungsorganen der Deutschen Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See abweichend von den Vor- 
schriften des Vierten Abschnitts des Vierten Buches Sozial- 
gesetzbuch nach den §§ 6 bis 10. 

§6 

Zusammensetzung der Vertreterversammlung 
der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 

(1) Die Vertreterversammlung der Deutschen Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See besteht aus 69 Mitglie- 
dern. 

(2) Die Mitglieder der Vertreterversammlung werden von 
den Vertreterversammlungen der Bundesknappschaft, der 
Bahnversicherungsanstalt und der Seekasse aus ihrer Mitte 
bestimmt, und zwar von der Vertreterversammlung 

a) der Bundesknappschaft 32 Vertreterinnen und Vertreter 

der Versicherten und 16 Vertreterinnen und Vertreter der 

Arbeitgeber, 

b) der Bahnversicherungsanstalt zwölf Vertreterinnen und 

Vertreter der Versicherten und eine Vertreterin oder ein 

Vertreter der Arbeitgeber und 


c) der Seekasse vier Vertreterinnen und Vertreter der Versi- 
cherten und vier Vertreterinnen und Vertreter der Arbeit- 
geber. 

Bei der Wahl der Vertreterinnen und Vertreter der Versicher- 
ten gilt § 46 Abs. 2 Satz 2 des Vierten Buches Sozialgesetz- 
buch nicht. 

(3) Die von der Vertreterversammlung der Bahnversiche- 
rungsanstalt bestimmte Arbeitgebervertreterin oder der von 
der Vertreterversammlung der Bahnversicherungsanstalt be- 
stimmte Arbeitgebervertreter hat dieselbe Zahl der Stimmen 
wie die von der Vertreterversammlung der Bahnversiche- 
rungsanstalt gewählten Versichertenvertreterinnen und Ver- 
sichertenvertreter; bei einer Abstimmung kann sie oder er 
jedoch nicht mehr Stimmen abgeben als den anwesenden 
Versichertenvertreterinnen und Versichertenvertretem zu- 
stehen. 

(4) Die Wahl der Vertreterversammlung der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See nach Absatz 2 
hat spätestens am 30. September 2005 zu erfolgen. 

(5) Die Vertreterversammlung der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See tritt spätestens am 
3 1 . Oktober 2005 erstmals zusammen. Für die erste Sitzung 
der Vertreterversammlung gelten die Vorschriften der §§73 
und 74 der Wahlordnung für die Sozialversicherung ent- 
sprechend mit der Maßgabe, dass die oder der Vorsitzende 
des Vorstandes der Bundesknappschaft die Aufgaben der 
oder des Vorsitzenden des Wahlausschusses wahmimmt. 

§7 

Zusammensetzung des Vorstandes der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See 

(1) Der Vorstand der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See setzt sich entsprechend der Stim- 
menverteilung in der Vertreterversammlung nach § 6 Abs. 2 
und 3 zusammen. Die Zahl der Mitglieder wird durch die 
Vertreterversammlung festgelegt. § 77 der Wahlordnung für 
die Sozialversicherung gilt entsprechend. 

(2) Der am 30. September 2005 amtierende Vorstand der 
Bundesknappschaft nimmt die Aufgaben und Befugnisse 
des Vorstandes der Deutschen Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See wahr, bis dieser zu seiner ersten Sitzung 
Zusammentritt. 

§8 

Selbstverwaltungsorgane der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 

(1) Die Selbstverwaltungsorgane der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See wählen aus ihrer Mitte 
eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie eine erste 
stellvertretende Vorsitzende oder einen ersten stellvertreten- 
den Vorsitzenden und eine zweite stellvertretende Vorsit- 
zende oder einen zweiten stellvertretenden Vorsitzenden. 
Die Vorsitzende oder der Vorsitzende und die erste stellver- 
tretende Vorsitzende oder der erste stellvertretende Vorsit- 
zende müssen verschiedenen Gruppen angehören. 

(2) In den Selbstverwaltungsorganen der Deutschen Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See ist zur Beschluss- 
fassung eine Mehrheit in den Gruppen der Versicherten und 
der Arbeitgeber erforderlich für 
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1. die Wahl der Mitglieder der Geschäftsführung und die 
Wahl der oder des Vorsitzenden der Geschäftsführung, 

2. die personelle Besetzung von Ausschüssen, 

3. die Einstellung von Bewerberinnen und Bewerbern für 
die Laufbahn des höheren Dienstes sowie die Anstel- 
lung, die Beförderung und die Entlassung, 

4. die Einstellung, Höhergruppierung und Entlassung von 
Angestellten, mit Ausnahme der Assistenzärztinnen und 
Assistenzärzte, in Vergütungsgruppen, deren Tätigkeit 
nach den Tätigkeitsmerkmalen mindestens den Tätigkei- 
ten im Eingangsamt der Laufbahn des höheren Dienstes 
vergleichbar ist, 

5. die Festsetzung von Beiträgen zur Krankenversicherung 
über elf vom Hundert der beitragspflichtigen Einnah- 
men. 

(3) Die Satzung bestimmt in Angelegenheiten der knapp- 
schaftlichen Krankenversicherung und in Angelegenheiten 
der ehemaligen Bahnversicherungsanstalt Abteilung B Re- 
gelungen zur Beschlussfassung. 

§9 

Amtsdauer 

(1) Die Amtsdauer der Mitglieder der Selbstverwaltungs- 
organe der Bundesknappschaft, der Bahnversicherungsan- 
stalt und der Seekasse endet mit dem erstmaligen Zusam- 
mentritt der Vertreterversammlung der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See. 

(2) Die Versichertenältesten der Bundesknappschaft sind 
ab 1 . Oktober 2005 Versichertenälteste der Deutschen Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See. Die Satzung kann 
bestimmen, dass die Vertreterversammlung weitere Versi- 
chertenälteste für die bisherigen Bereiche der Bahnversiche- 
rungsanstalt und der Seekasse wählt. 

§ 10 

Geschäftsführung der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See 

Die am 30. September 2005 amtierenden Mitglieder der 
Geschäftsführung der Bundesknappschaft nehmen die Auf- 
gaben der Mitglieder der Geschäftsführung der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See bis zu deren Er- 
nennung nach § 143 Abs. 6 des Sechsten Buches Sozialge- 
setzbuch in der ab 1 . Oktober 2005 geltenden Fassung wahr. 

§ 11 

Übergangsregelungen zu den Selbstverwaltungsorganen 
und der Geschäftsführung der Deutschen 
Rentenversicherung Bund 

Bis zum Ablauf der am 1 . Oktober 2005 laufenden Wahl- 
periode richtet sich die Bildung der Selbstverwaltungsor- 
gane und der Geschäftsführung der Deutschen Rentenversi- 
cherung Bund abweichend von den Vorschriften des Vierten 
Abschnitts des Vierten Buches Sozialgesetzbuch nach den 
§§ 12 bis 14. 

§ 12 

Vertreterversammlung der Deutschen Renten- 
versicherung Bund 

(1) Die Mitglieder der Vertreterversammlung der Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte werden Mitglieder 
der Vertreterversammlung der Deutschen Rentenversiche- 


rung Bund. § 44 Abs. 5 Satz 1 des Vierten Buches Sozialge- 
setzbuch bleibt unberührt. 

(2) Die Vertreterversammlung der Deutschen Rentenver- 
sicherung Bund tritt spätestens am 31. Oktober 2005 erst- 
mals zusammen. Für die erste Sitzung der Vertreterver- 
sammlung gelten die Vorschriften der §§73 und 74 der 
Wahlordnung für die Sozialversicherung entsprechend mit 
der Maßgabe, dass die oder der Vorsitzende des Vorstandes 
der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte die Aufga- 
ben der oder des Vorsitzenden des Wahlausschusses wahr- 
nimmt. 

(3) Die Amtsdauer der Mitglieder der Vertreterversamm- 
lung der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte endet 
mit dem erstmaligen Zusammentritt der Vertreterversamm- 
lung der Deutschen Rentenversicherung Bund. 

§ 13 

Vorstand der Deutschen Rentenversicherung Bund 

Die oder der am 30. September 2005 amtierende Vorsit- 
zende und stellvertretende Vorsitzende des Vorstandes der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte und die oder der 
am 30. September 2005 amtierende Vorsitzende und stell- 
vertretende Vorsitzende des Vorstandes des Verbandes 
Deutscher Rentenversicherungsträger nehmen die Aufgaben 
des Vorstandes der Deutschen Rentenversicherung Bund bis 
zur Wahl des Vorstandes der Deutschen Rentenversicherung 
Bund nach § 44 Abs. 6 des Vierten Buches Sozialgesetz- 
buch wahr. 

§ 14 

Geschäftsführung der Deutschen Rentenversicherung Bund 

Die am 30. September 2005 amtierenden Mitglieder der 
Geschäftsführung der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte sowie die Geschäftsführerin oder der Geschäfts- 
führer und die stellvertretende Geschäftsführerin oder der 
stellvertretende Geschäftsführer des Verbandes Deutscher 
Rentenversicherungsträger, die am 30. September 2005 am- 
tieren, nehmen die Aufgaben der Geschäftsführung der 
Deutschen Rentenversicherung Bund bis zur Ernennung der 
Mitglieder des Direktoriums der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund nach § 143 Abs. 2 des Sechsten Buches Sozial- 
gesetzbuch in der ab 1. Oktober 2005 geltenden Fassung 
wahr. 

§ 15 

Erweitertes Direktorium 

Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer und die 
stellvertretende Geschäftsführerin oder der stellvertretende 
Geschäftsführer des Verbandes Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger, die am 30. September 2005 amtieren, nehmen 
bis zur Errichtung des Erweiterten Direktoriums bei der 
Deutschen Rentenversicherung Bund dessen Aufgaben 
wahr. 

Abschnitt 3 

Überleitung des Satzungsrechts der Bahnversicherungs- 
anstalt und sonstige Übergangsregelungen 

§ 16 

Überleitung des Satzungsrechts 
der Bahnversicherungsanstalt 

(1) Soweit die Bahnversicherungsanstalt Leistungen auf 
Grund satzungsrechtlicher Regelungen erbringt, werden 
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diese ab dem 1 . Oktober 2005 durch die Deutsche Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See in dem jeweils durch 
Satzung bestimmten Umfang erbracht. 

(2) Die auf Grund dieser Leistung notwendigen Verwal- 
tungsausgaben sind aus den Einnahmen für die Leistungen 
zu finanzieren. 

(3) Die entsprechenden Einnahmen, Leistungsaufwen- 
dungen und Verwaltungsausgaben werden in einem Sonder- 
vermögen getrennt von dem sonstigen Vermögen der Deut- 
schen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See verwal- 
tet. Der Nachweis der Einnahmen und Ausgaben ist in einer 
Anlage zum Haushaltsplan der Deutschen Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See zu führen, die nicht des Ver- 
fahrens nach § 71 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, 
sondern der Genehmigung des Bundesministeriums für Ver- 
kehr, Bau- und Wohnungswesen bedarf 

§ 17 

Vorlagefrist für die Haushaltspläne 2006 

In Abänderung der Fristen nach § 71 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch sind die Haushaltspläne der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Deutschen Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See für das Jahr 2006 dem Bun- 
desministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung spä- 
testens zum 30. November 2005 zur Genehmigung vorzule- 
gen. 

§ 18 

Finanzierung der Träger der Rentenversicherung 
im Kalenderjahr 2005 

(1) Für das Kalenderjahr 2005 erfolgt die Finanzierung 
der Träger der Rentenversicherung weiterhin nach der am 
31. Dezember 2004 geltenden Finanzverfassung. Das gilt 
insbesondere für die Finanzbeziehungen der Träger unter- 
einander, mit dem Bund und mit Dritten nach den bis zum 
31. Dezember 2005 in Kraft bleibenden Vorschriften. Der 
Übergang von der Rentenversicherung der Arbeiter und An- 
gestellten zur allgemeinen Rentenversicherung bewirkt erst 
ab dem 1 . Januar 2006 durch die dann nach Artikel 86 
Abs. 5 in Kraft tretenden Vorschriften eine neue Finanzver- 
fassung für diese Träger. 

(2) Wird in den bis zum 31. Dezember 2005 weitergel- 
tenden Vorschriften von Trägem der Rentenversichemng 
der Arbeiter gesprochen, gelten als solche bis zum 30. Sep- 
tember 2005 die Landesversicherangsanstalten, die Bahn- 
versichemngsanstalt und die Seekasse als Träger der allge- 
meinen Rentenversichemng. Wird in diesem Zeitraum vom 
Träger der Rentenversichemng der Angestellten gespro- 
chen, gilt als solche die Bundesversichemngsanstalt für An- 
gestellte als Träger der allgemeinen Rentenversichemng. 
Vom 1 . Oktober 2005 bis 31. Dezember 2005 gelten Satz 1 
und 2 entsprechend für die Rechtsnachfolger der genannten 
Träger. 

(3) Als Rentenversichemng der Arbeiter gilt im Kalen- 
derjahr 2005 die allgemeine Rentenversichemng, soweit sie 
von den Landesversichemngsanstalten, der Bahnversiche- 
mngsanstalt oder der Seekasse beziehungsweise deren 
Rechtsnachfolgern wahrgenommen wird. Als Rentenversi- 
chemng der Angestellten gilt im Kalenderjahr 2005 die all- 
gemeine Rentenversichemng, soweit sie von der Bundes- 


versichemngsanstalt für Angestellte oder deren Rechtsnach- 
folger wahrgenommen wird. 

§ 19 

Weiterleitung von Beiträgen im Jahr 2005 

Für das Kalenderjahr 2005 teilt der Verband Deutscher 
Rentenversichemngsträger den Einzugsstellen die nach 
§ 28k Abs. 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch in der ab 
dem 1. Januar 2005 geltenden Fassung zuständigen Träger 
der Rentenversichemng und deren Beitragsanteil unverzüg- 
lich nach Inkrafttreten dieses Gesetzes mit. 

§ 20 

Zuständigkeit der Träger der Rentenversichemng bis zur 
Errichtung der Deutschen Rentenversichemng Bund und 
der Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See 

(1) Bis zum 30. September 2005 tritt in Vorschriften, die 
durch das Gesetz zur Organisationsreform in der gesetz- 
lichen Rentenversichemng zum 1. Januar 2005 geändert 
worden sind, an die Stelle der Deutschen Rentenversiche- 
mng Bund die Bundesversichemngsanstalt für Angestellte. 

(2) Bis zum 30. September 2005 tritt in Vorschriften, die 
durch das Gesetz zur Organisationsreform in der gesetzli- 
chen Rentenversichemng zum 1. Januar 2005 geändert wor- 
den sind, an die Stelle der Deutschen Rentenversichemng 
Knappschaft-Bahn-See die Bundesknappschaft. 

§21 

Information über die Organisationsreform 

Der Verband Deutscher Rentenversichemngsträger infor- 
miert gemeinsam mit den Trägem der Rentenversichemng 
die Versicherten sowie die Rentnerinnen und Rentner zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes über die wesentlichen mit der 
Organisationsreform der gesetzlichen Rentenversichemng 
verbundenen Neuregelungen, insbesondere über die neue 
Versichertenzuordnung. 

Artikel 84 

Gesetz zur Abgaben- und Gerichtskostenbefreiung 
im Rahmen der Organisationsreform 
in der gesetzlichen Rentenversicherung 

§1 

Kosten bei Errichtung der Deutschen Rentenversichemng 
Bund und der Deutschen Rentenversichemng 
Knappschaft-Bahn-See 

(1) Für die aus Anlass der Umbenennung der Bundesver- 
sichemngsanstalt für Angestellte und der Eingliedemng des 
Verbandes Deutscher Rentenversichemngsträger in die 
Deutsche Rentenversichemng Bund sowie der Umbenen- 
nung der Bundesknappschaft und der Eingliedemng der 
Bahnversichemngsanstalt und der Seekasse in die Deutsche 
Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See erforderlichen 
Rechts- und Amtshandlungen werden Abgaben und Ge- 
richtskosten nach dem Ersten Teil der Kostenordnung nicht 
erhoben. 

(2) Die Abgaben- und Gerichtskostenfreiheit ist von der 
zuständigen Stelle ohne Nachprüfung anzuerkennen, wenn 
die Deutsche Rentenversichemng Bund oder die Deutsche 
Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See bestätigt, dass 
die Maßnahme der Durchfühmng dieses Gesetzes dient. 
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. .§2 

Kosten bei der Vereinigung von Regionalträgem 


§ 1 gilt entsprechend für die Vereinigung von Regional- 
trägem gemäß den §§ 141 und 142 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch. Die Abgaben- und Gerichtskostenfreiheit 
ist von der zuständigen Stelle ohne Nachprüfung anzuerken- 
nen, wenn der neue Regionalträger bestätigt, dass die Maß- 
nahme der Vereinigung dient. 


Artikel 85 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 13, 17, 20, 27, 42, 44, 55, 57 bis 59, 
63 bis 67, 71 bis 76 und 78 bemhenden Teile der dort geän- 
derten Rechtsverordnungen können auf Gmnd der jeweils 
einschlägigen Ermächtigung durch Rechtsverordnung geän- 
dert werden. 


Artikel 86 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft, soweit 
in den folgenden Absätzen nichts Abweichendes bestimmt 
ist. 

(2) Artikel 75 Nr. 3 Buchstabe b tritt mit Wirkung vom 
1 . Januar 2004 in Kraft. 

(3) Artikel 83 § 19 und § 21 treten am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 

(4) Artikel 1 Nr. 1 in Buchstabe a die Angaben zu den 
§§ 131, 138 bis 140 Buchstabe f und g und in Buchstabe i 
die Angabe zu § 274c Nr. 3 Buchstabe a, Nr. 13, Nr. 14, 
Nr. 15 Buchstabe b, Nr. 16, in Nr. 17 die §§ 131, 138, 139 
und 140, Nr. 19 bis Nr. 21, Nr. 24, Nr. 31, Nr. 47, Nr. 55 


Buchstabe a bis c und f, Nr. 56 bis Nr. 58, in Nr. 60 der 
§ 274c, Nr. 71 Buchstabe a, c und d und Nr. 72, Artikel 2, 
Artikel 3 Nr. 1, Artikel 4 Nr. 1, Artikel 5 Nr. 1 Buchstabe a, 
Nr. 2, Nr. 3, Nr. 5, Nr. 7, Nr. 9, Nr. 13, Nr. 15, Nr. 17 bis 
Nr. 22, Nr. 23 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb, Nr. 24 bis 
Nr. 36, Nr. 39 bis Nr. 40, Nr. 41 Buchstabe b und Nr. 43, 
Artikel 6 Nr. 1 bis Nr. 4, Nr. 6 bis Nr. 16, Nr. 18, Nr. 20, 
Nr. 21, Nr. 22 Buchstabe b, Nr. 25 bis Nr. 27, Nr. 28 
Buchstabe b und Nr. 29, Artikel 7, Artikel 8, Artikel 9 Nr. 1 
bis Nr. 4, Artikel 10 Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 2 bis Nr. 6, 
Artikel 11, Artikel 13, Artikel 14, Artikel 16 Nr. 2, 
Artikel 17, Artikel 20 Nr. 1, Nr. 2 Buchstabe a und Nr. 3, 
Artikel 21, Artikel 26, Artikel 27, Artikel 28, Artikel 30 
Nr. 2 und Nr. 3, Artikel 35, Artikel 38, Artikel 39 Nr. 3, 
Artikel 42, Artikel 44 Nr. 1 bis Nr. 19, Nr. 21, Nr. 22 
Buchstabe a, Nr. 23 und Nr. 25 bis Nr. 29, Artikel 48 Nr. 4 
und Nr. 6, Artikel 49, Artikel 51, Artikel 52 Nr. 2, 
Artikel 53, Artikel 54 Nr. 2 bis Nr. 5, Artikel 55, Artikel 56, 
Artikel 58, Artikel 59, Artikel 60, Artikel 61, Artikel 62 
Nr. 2, Artikel 63 Nr. 2, Artikel 64, Artikel 65 Nr. 1, Nr. 2, 
Nr. 3 Buchstabe b, Nr. 4, Nr. 7 und Nr. 8, Artikel 66, 
Artikel 67, Artikel 68, Artikel 70, Artikel 75 Nr. 3 Buch- 
stabe a und c, Artikel 76 Nr. 2 und Nr. 7, Artikel 78 Nr. 1, 
Artikel 79, Artikel 80, Artikel 81, Artikel 82 und Artikel 84 
treten am 1 . Oktober 2005 in Kraft. 

(5) Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe c bis e, Nr. 15 Buchstabe c 
und d, Nr. 41 bis Nr. 46, Nr. 51, Nr. 63 bis Nr. 65, Nr. 67 
und Nr. 70, Artikel 5 Nr. 10, Artikel 44 Nr. 20, Nr. 22 
Buchstabe b und Nr. 24, Artikel 72, Artikel 73, Artikel 75 
Nr. 5 und Artikel 78 Nr. 2 treten am 1. Januar 2006 in 
Kraft. 

(6) Das Gesetz zur Abgaben- und Gerichtskostenbefrei- 
ung im Rahmen der Organisationsreform in der gesetzlichen 
Rentenversichemng tritt am 31. Dezember 2010 außer 
Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Seit Anfang des letzten Jahrhunderts ist die gesetzliche Ren- 
tenversicherung organisatorisch zweigeteilt. Die Angestell- 
tenversicherung wird von der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte (BfA), die Arbeiterrentenversicherung von 
derzeit 22 Landesversicherungsanstalten (LVAen) durchge- 
führt. Daneben gibt es auf Bundesebene die Bundesknapp- 
schaft, die Bahnversieherungsanstalt und die Seekasse als 
Sonderanstalten für die Versicherten bestimmter Branchen. 
Die Größe der einzelnen Rentenversicherungsträger 
schwankt ganz erheblich. Die vier bundesunmittelbaren 
Rentenversicherungsträger beschäftigen fast genauso viel 
Verwaltungspersonal wie alle 22 Landesversicherungs- 
anstalten zusammen. Die BfA hat rund 70-mal so viele Be- 
schäftigte wie die kleinste LVA. 

Die Spitzenverbandsfunktion in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung nimmt der Verband Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger (VDR) wahr. Als freiwilliger Zusammenschluss 
der Rentenversicherungsträger in der Rechtsform eines pri- 
vatrechtlichen Vereins wurden ihm von den Mitgliedern 
Koordinierungs- und Serviceaufgaben übertragen. Darüber 
hinaus verwaltet er kraft Gesetzes die Datenstelle der Ren- 
tenversicherung in Würzburg. 

Diese Organisationsstruktur entspricht nicht mehr den ver- 
änderten gesellschaftliehen und ökonomischen Rahmen- 
bedingungen. Mit dem Gesetzentwurf zur Organisations- 
reform in der gesetzlichen Rentenversicherung wird die 
Organisation der Rentenversicherung an die veränderte Ver- 
sichertenstruktur und die Erfordernisse einer bürgemahen 
modernen und effizienten Verwaltung angepasst. 

Reformbedarf besteht im Wesentlichen unter folgenden 
Gesichtspunkten: 

• Nach der Vereinheitlichung des Leistungsrechts in der 
gesetzlichen Rentenversicherung muss an Stelle der 
überholten Unterscheidung zwischen Arbeitern und An- 
gestellten auch organisatorisch ein einheitlicher Ver- 
sichertenbegriff eingeführt werden. 

• Durch den sektoralen Wandel des Arbeitsmarktes ist es 
im vergangenen Jahrzehnt zu einer Verschiebung des 
Anteils der Versicherten von der Arbeiterrentenversiche- 
rung zur Angestelltenversicherung gekommen. Ziel der 
Organisationsreform ist es, diesen Trend zu stoppen und 
durch eine neue Verteilung der Versicherten und Arbeits- 
mengen langfristig stabile Rahmenbedingungen für alle 
Rentenversicherungsträger zu schaffen. 

• Um die interne Steuerung und Koordinierung innerhalb 
der Rentenversicherung zu verbessern, wird eine starke 
Spitzenorganisation geschaffen und die Geschlossenheit 
der Rentenversicherung gestärkt. Der VDR, der diese 
Aufgabe zurzeit wahmimmt, verfügt zwar über hervor- 
ragende Fachkompetenz. Als freiwilliger Zusammen- 
schluss der Rentenversicherungsträger fehlt ihm aber die 
notwendige Schlagkraft, um vorhandene Rationalisie- 
rungs- und Synergiepotentiale effektiv durchzusetzen. 
Obwohl alle Träger die gleiehen Gesetze vollziehen, sto- 
ßen wirtschaftlich sinnvolle Kooperations- und Konzen- 


trationsprozesse zum Beispiel im Rehabilhations- und 
IT-Bereich oft an die Grenzen regionaler Interessen. 
Darüber hinaus besteht faktisch eine Konkurrenz zwi- 
schen VDR und BfA um die Funktion der Spitzenorgani- 
sation. 

• Durch den demografischen Wandel und die wirtschaft- 
liche Gesamtsituation steht die Rentenversicherung vor 
großen finanziellen Herausforderungen. Die Rentenver- 
sicherung erhält in hohem Umfang Leistungen aus dem 
Bundeshaushalt. Im Jahr 2003 beliefen sich die Leistun- 
gen aus dem Bundeshaushalt an die Rentenversicherung 
auf insgesamt 77,3 Mrd. Euro. Das entspricht einem An- 
teil von 31,4 % an den Gesamtausgaben der Rentenver- 
sicherung und von 31,1 % am Bundeshaushalt. Bund 
und Länder haben auch von daher ein Interesse daran, 
dass der Verwaltungsaufwand der Träger reduziert wird. 

• Die Finanzströme innerhalb der Rentenversicherung 
müssen vereinfacht und das wachsende Ungleichgewicht 
bei den Beitragseinnahmen zwischen Landesversiche- 
rungsanstalten und BfA ausgeglichen werden. Durch die 
Überalterung der Gesellschaft steigt die Zahl der Ren- 
tenbezieher und die Dauer des Rentenbezugs, während 
die Zahl der Beitragszahler sinkt. Wegen ihres größeren 
Rentneranteils sind die LVAen von dieser Entwicklung 
stärker betroffen als die BfA. Die gegenwärtige Finanz- 
struktur der Rentenversicherung ist durch komplizierte 
Ausgleichsverfahren zwischen der Arbeiterrenten- und 
der Angestelltenversicherung sowie innerhalb der Arbei- 
terrentenversicherung und durch eine Vielzahl von Fi- 
nanzströmen geprägt. 

• Die Zahl der Rentenversicherungsträger muss wirt- 
schaftlichen Geboten folgen, um die Verwaltungskosten 
zu senken und den Koordinierungsaufwand zwischen 
den Trägem zu minimieren. 

• Die internen Organisationsstrukturen und Geschäftspro- 
zesse der Rentenversichemngsträger müssen durch Wei- 
terentwicklung moderner Steuemngsinstmmente wie 
Controlling und Benchmarking effizienter und bürger- 
freundlicher ausgestaltet werden. Die Träger haben be- 
reits wichtige Schritte in Richtung moderner Dienstleis- 
ter unternommen. Dieser Prozess muss fortentwickelt 
und das Kosten- und Leistungsverhältnis bei den einzel- 
nen Rentenversichemngsträgem optimiert werden. 

In den betroffenen Fachkreisen wird bereits seit Jahren über 
geeignete Lösungsansätze diskutiert. Bereits das von der 
Selbstverwaltung der Rentenversicherang im Jahr 1994 in 
Auftrag gegebene und erstellte Organisationsgutachten be- 
inhaltete eine Vielzahl von Vorschlägen für eine künftige 
Organisationsstraktur der gesetzlichen Rentenversicherang. 
Darauf aufbauend hatte die Vorstandskommission „Organi- 
sationsstruktur“ beim VDR 1996 um die Grandsatzpositio- 
nen dezentrale und zentrale Ausrichtung zwei alternative 
Modelle bis hin zur Aufgabenverteilung entwickelt. Der 
Bundesrechnungshof sowie der Haushaltsausschuss des 
Deutschen Bundestages und sein Rechnungsprüfungsaus- 
schuss griffen das Thema Ende 1998 auf. Zu diesem Zeit- 
punkt standen sich eine Vielzahl unterschiedlicher Organi- 
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sationsmodelle gegenüber, die im Wesentlichen durch den 
Gegensatz zwischen dezentralen oder zentralen Grundposi- 
tionen gekennzeichnet waren: Die Länder und die Landes- 
versicherungsanstalten forderten die Wiederherstellung des 
Gleichgewichts in der gesetzlichen Rentenversicherung und 
zur Stärkung des Wettbewerbs der Träger untereinander die 
Wahrung der Selbständigkeit der Landesversicherungs- 
anstalten und ihres finanziellen Spielraums sowie den Erhalt 
des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger als 
neutrale Spitzenorganisation. Die Bundesregierung trat 
demgegenüber zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und 
Effektivität der Rentenversicherung für eine stärkere Steue- 
rung und Koordinierung durch eine schlagkräftige Spitzen- 
organisation mit gleichzeitiger Trägerfunktion ein. 

Auf Initiative des Rechnungsprüfungsausschusses wurde 
Mitte 1999 unter Federführung des damaligen Bundesmi- 
nisteriums für Arbeit und Sozialordnung eine Arbeitsgruppe 
aus Vertretern von Bund, Ländern und Rentenversicherung 
eingerichtet, die ein konsensfähiges Organisationskonzept 
erarbeiten sollte. 

Zur Grundlage der Beratungen in dieser Arbeitsgruppe 
wurde die von den Sozialpartnern kurz zuvor vorgestehte 
Diskussionsgrundlage zur Organisationsreform der Deut- 
schen Rentenversicherung gemacht, da sie von den Beteilig- 
ten als am ehesten konsensfähige Beratungsbasis angesehen 
wurde. Kemelemente waren eine Rentenversicherung aus 
einem Guss, die Stärkung der Bundesebene bei gleichzeiti- 
ger Ausweitung des föderalen Einflusses, die Etablierung 
einer Spitzeninstitution auf Bundesebene, die aus VDR und 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte hervorgehen 
sollte und in der verbindliche Beschlüsse für alle Träger der 
Rentenversicherung gefasst werden sollten, ln der Arbeits- 
gruppe konnte bis zum Ende der 14. Legislaturperiode zwar 
keine endgültige Einigung zwischen Bund und Ländern 
über ein konkretes Organisationsmodell erzielt werden. Es 
wurden jedoch wichtige Vorarbeiten geleistet, auf die in der 
15. Legislaturperiode zurückgegriffen werden konnte, ins- 
besondere wurde der von der Arbeitsgruppe erarbeitete Ka- 
talog von Grundsatz- und Querschnittsaufgaben in wichti- 
gen Punkten in den Gesetzentwurf übernommen. 

Nachdem die Koalitionsfraktionen die Organisationsreform 
der gesetzlichen Rentenversicherung im Koalitionsvertrag 
für die 15. Legislaturperiode verankert und auch die Länder 
neue Verhandlungsbereitschaft signalisiert hatten, wurden 
im Dezember 2002 auf Staatsekretärsebene die Weichen für 
das weitere Vorgehen gestellt und im Februar 2003 ein 
Arbeitskreis der Staatssekretärinnen und Staatssekretäre aus 
den Sozialressorts des Bundes und der Länder konstituiert. 
Dieser verständigte sich im Juni 2003 auf ein Gemeinsames 
Konzept, das der Bundeskanzler und die Regierungschefs 
der Länder am 26. Juni 2003 gemeinsam billigten. Entschei- 
dend für den erzielten Konsens ist, dass das Gemeinsame 
Konzept einen Mittelweg zwischen zentralen und dezentra- 
len Lösungsansätzen verfolgt. Es greift dabei in wichtigen 
Punkten zurück auf das von der Selbstverwaltung der Ren- 
tenversicherung entwickelte Organisationsmodell für die 
Deutsche Rentenversicherung, das seinerseits von der Dis- 
kussionsgrundlage der Sozialpartner ausgeht. Dieses Orga- 
nisationsmodell wurde im Februar 2003 auf einer Bespre- 
chung der Selbstverwaltung der Rentenversicherung inten- 
siv beraten und mit einer entsprechenden Empfehlung vom 


Vorstand des VDR an die politischen Entscheidungsträger 
weitergeleitet. 

Das Gemeinsame Konzept bildet die Grundlage für den 
Gesetzentwurf. Er bezieht auch die Ergebnisse der beiden 
Expertenarbeitsgruppen zur Finanzverfassung und Ver- 
sichertenverteilung ein, die der VDR entsprechend der Bitte 
des Bundeskanzlers und der Regierungschefs der Länder 
unter Mitwirkung des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Soziale Sicherung, Ländersozialressorts und Trägem 
der Rentenversicherang eingerichtet hatte. 

Durch eine umfassende Organisationsreform der gesetzli- 
chen Rentenversicherung wird dem aufgezeigten Reformbe- 
darf Rechnung getragen. Hauptziel des Gesetzentwurfs ist 
die Verbessemng der Wirtschaftlichkeit und Effektivität in 
der gesetzlichen Rentenversichemng sowie eine Modemi- 
siemng der Verwaltungsstrakturen. In den ersten fünf Jah- 
ren nach Inkrafttreten der Organisationsreform soll der Ver- 
waltungs- und Verfahrenskostenanteil in der gesetzlichen 
Rentenversichemng um ca. 10 %, d. h. ca. 350 Mio. Euro 
gesenkt werden. Darüber hinaus wird die Versichertennähe 
und Serviceorientiemng der Rentenversicherangsträger ge- 
stärkt. Durch eine neue Versichertenverteilung werden lang- 
fristig stabile organisatorische Rahmenbedingungen für die 
Rentenversichemng geschaffen. 

Zu diesem Zweck werden in Form eines Gesamtregelungs- 
paketes alle wesentlichen organisatorischen Bereiche neu 
gestaltet: Die Versicherten- und Aufgabenzuordnung, Auf- 
bau und Kompetenzen der Spitzenorganisation, Zusammen- 
schlüsse von Rentenversichemngsträgem, das Auskunfts- 
und Beratungsstellennetz, die Finanzverfassung der Renten- 
versicherang und die Weiterentwicklung moderner Steue- 
rangsinstmmente. 

Im Einzelnen sieht der Gesetzentwurf folgende Maßnahmen 
vor: 

• Ein Kemelement der Organisationsreform ist die Verbes- 
semng der Steuemng und Koordiniemng zwischen den 
Trägem und die Stärkung der Geschlossenheit in der 
gesetzlichen Rentenversicherang. Dies wird auch nach 
außen durch eine neue Namensgebung deutlich. Die 
Namen der Rentenversicherangsträger setzen sich künf- 
tig aus der Bezeichnung „Deutsche Rentenversicherang“ 
sowie einer angefügten Regionalbezeichnung zusammen 
(z. B. Deutsche Rentenversicherang Bund, Deutsche 
Rentenversicherung Baden-Württemberg bis Deutsche 
Rentenversicherung Westfalen). Eine Ausnahme bildet 
wegen des branchenbezogenen Versicherten- und Rent- 
nerzuschnitts lediglich die „Deutsche Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See“. 

• Ein weiteres Kernelement ist die Organisation eines 
internen Wettbewerbs selbständiger Träger um die effi- 
zienteste Aufgabenerfüllung („Wettbewerbsmodell“). 

• Bei der aus dem Zusammenschluss von BfA und VDR 
hervorgegangenen neuen Deutschen Rentenversicherang 
Bund werden wichtige Grundsatz- und Querschnittsauf- 
gaben mit verbindlicher Entscheidungskompetenz ge- 
genüber den Trägem gebündelt (§138 SGB VI). Zu den 
Steuerungs- und Koordinierangsaufgaben gehören u. a. 
die Vertretung der Rentenversicherung in ihrer Gesamt- 
heit nach außen, Öffentlichkeitsarbeit, Klärung grund- 
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sätzlicher Fach- und Rechtsfragen, Aufstellung von 
Grundsätzen für Organisation, Personalwesen, Investi- 
tionen, Finanzsteuerung, Datenverarbeitung, Aus- und 
Fortbildung und für die Auskunfts- und Beratungsstellen 
sowie der Erlass von Rahmenrichtlinien für Aufbau und 
Durchführung des Benchmarking und die Koordinierung 
der Planung von Rehabilitationsmaßnahmen. Die Ent- 
scheidungen, die die Deutsche Rentenversicherung 
Bund nach Maßgabe der Satzung in diesen Bereichen 
trifft, sind nach § 138 Abs. 2 SGB VI für die Träger ver- 
bindlich. Damit werden die Kompetenzen der Spitzenor- 
ganisation im Vergleich zum heutigen VDR wesentlich 
gestärkt. Gleichzeitig entfällt durch die Zusammenfüh- 
rung des größten Bundesträgers mit der Funktion des 
Spitzenverbandes die bisherige Konkurrenz zwischen 
BfA und VDR. 

• Entsprechend der dargestellten besonderen Aufgaben- 
stellung der Deutschen Rentenversicherung Bund, die 
nicht mit anderen Sozialversicherungsträgem vergleich- 
bar ist, erhält dieser Träger eine besondere Stmktur der 
Selbstverwaltung. Der Aufbau entspricht gmndsätzlich 
der im SGB IV vorgesehenen Struktur: Vertreterver- 
sammlung, Vorstand und Geschäftsfühmng (die Ge- 
schäftsfühmng wird vom Direktorium der Deutschen 
Rentenversichemng Bund wahrgenommen). Bei der Zu- 
sammensetzung der Selbstverwaltungsorgane und Ent- 
scheidungsstmktur sind jedoch Abweichungen erforder- 
lich. 

• Durch die Ausgestaltung der Beschlussverfahren wird 
sichergestellt, dass sowohl die bundesunmittelbaren Ren- 
tenversichemngsträger als auch die Regionalträger einen 
ihrer Versichertenquote entsprechenden Einfluss auf die 
Entscheidungen der Deutschen Rentenversichemng 
Bund erhalten. Unter dem Begriff „Regionalträger“ wer- 
den - dem Gemeinsamen Konzept folgend - im Gesetz 
die Landesversichemngsanstalten zusammengefasst. 

• In der Vertreterversammlung der Deutschen Rentenver- 
sichemng Bund erhalten die Bundesträger einen Stimm- 
anteil von 45 % und die Regionalträger von 55 %. Dabei 
werden die Vertreter der Deutschen Rentenversichemng 
Bund unmittelbar durch die Sozialwahlen von den Ver- 
sicherten und Arbeitgebern gewählt. Die Regionalträger 
und die Deutsche Rentenversichemng Knappschaft- 
Bahn-See entsenden Vertreter. Die Selbstverwaltung 
wird paritätisch je zur Hälfte aus Versicherten- und 
Arbeitgebervertretem gebildet. Entscheidungen über die 
eigenen Trägeraufgaben werden in einem dafür gebilde- 
ten Ausschuss mit der Mehrheit der Stimmen der durch 
Wahl der Versicherten und Arbeitgeber der Deutschen 
Rentenversichemng Bund hervorgegangenen Mitglieder 
der Vertreterversammlung gefasst. 

• Die Geschäftsfühmng besteht aus einem dreiköpfigen 
Direktorium mit einer Präsidentin oder einem Präsiden- 
ten an der Spitze, das für die laufenden Geschäfte der 
Deutschen Rentenversichemng Bund zuständig ist und 
die Verwaltung leitet. Daneben besteht ein Erweitertes 
Direktorium (§ 139 SGB VI), das sich aus den Ge- 
schäftsführern der Deutschen Rentenversichemng Bund, 
fünf Geschäftsführern aus den jeweiligen Regionen und 
einem Mitglied der Geschäftsfühmng der Deutschen 
Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See zusammen- 


setzt. Dem Erweiterten Direktorium kommen insbeson- 
dere Kompetenzen bei der Ausgestaltung des Verfahrens 
zur Versicherten- und Arbeitsmengenverteilung sowie 
bei den verbindlichen Beschlüssen der Deutschen Ren- 
tenversichemng Bund zu. Es trifft diese Entscheidungen 
jeweils mit V 3 -Mehrheit der gewichteten Stimmen. 

• Als bundesunmittelbare Körperschaft des öffentlichen 
Rechts mit Selbstverwaltung untersteht die Deutsche 
Rentenversichemng Bund der staatlichen Rechtsauf- 
sicht. Diese wird für die von der Deutschen Rentenver- 
sichemng Bund wahrzunehmenden eigenen Trägerauf- 
gaben vom Bundesversichemngsamt, für die Gmndsatz- 
und Querschnittsaufgaben vom Bundesministerium für 
Gesundheit und Soziale Sichemng wahrgenommen 
(§ 90 SGB IV). 

• Die Beteiligung der Mitarbeiter der Rentenversiche- 
mngsträger an den verbindlichen Entscheidungen der 
Deutschen Rentenversichemng Bund, die für ihre inner- 
dienstlichen, sozialen und persönlichen Angelegenheiten 
Wirkung entfalten, wird durch § 140 SGB VI sicherge- 
stellt. Hierzu wird eine Personalvertretung eigener Art 
mit Anhömngsrecht bei entsprechenden verbindlichen 
Beschlüssen der Deutschen Rentenversichemng Bund 
eingerichtet. 

• Im völlig umgestalteten Ersten Abschnitt des Dritten Ka- 
pitels des SGB VI wird die Unterscheidung zwischen 
Arbeiterrentenversichemng und Angestelltenversiche- 
mng aufgegeben und durch einen einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff im Rahmen der „allgemeinen Renten- 
versichemng“ ersetzt. Daneben bleibt die knappschaft- 
liche Rentenversichemng mit ihren materiellrechtlichen 
Besonderheiten bestehen; ihre Durchfühmng ist organi- 
satorisch der Deutschen Rentenversichemng Knapp- 
schaft-Bahn-See zugeordnet. 

• Gemäß den §§126 ff SGB VI wird die bisherige Zu- 
ständigkeitsabgrenzung nach Arbeitern und Angestellten 
durch eine neue Versichertenverteilung im Zuge der zen- 
tralen Vergabe der Versichemngsnummer im Verhältnis 
45 % für die bundesunmittelbaren Rentenversichemngs- 
träger und 55 % für die Regional träger ersetzt. Damit 
wird die Versichertenverschiebung von der Arbeiterren- 
tenversichemng zur Angestelltenversichemng gestoppt 
und ein einheitlicher Versichertenbegriff auch bei der 
Zuständigkeitsregelung eingeführt. Die künftige Deut- 
sche Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See erhält 
die bisher nach Branchen zugeordneten Versicherten der 
Bundesknappschaft, der Bahnversichemngsanstalt und 
der Seekasse sowie ein bestimmtes Kontingent aus der 
Quote der Bundesträger. Hierdurch wird auch der Aus- 
zehmngsprozess bei den drei kleineren Bundesträgem 
gestoppt und für alle Rentenversichemngsträger werden 
stabile Rahmenbedingungen geschaffen. Zur Stabilisie- 
mng der Arbeitsmengen ist darüber hinaus ein Aus- 
gleichsverfahren zur Anpassung der Verteilungsquote 
für den vorhandenen Versichertenbestand vorgesehen. 

• Weiterer Bestandteil der Reform ist die Reduziemng der 
Zahl der Rentenversichemngsträger: 

Die Zahl der bundesunmittelbaren Rentenversichemngs- 
träger wird durch den vorliegenden Gesetzentwurf von 
vier auf zwei halbiert, daneben gibt es auch keine orga- 
nisatorisch und rechtlich verselbständigte Spitzenorgani- 
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sation mehr. Nach Artikel 82 werden in einem „Gesetz 
zur Errichtung der Deutschen Rentenversicherung Bund 
und der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See“ gemäß den §§ 1 und 2 die BfA und der VDR 
zur Deutschen Rentenversicherung Bund zusammenge- 
schlossen. Gemäß den §§ 4 und 5 werden Bundesknapp- 
schaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse zur 
Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 
vereinigt. Aufgrund dieses Zusammenschlusses und der 
Zuweisung neuer Versicherter an die Deutsche Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See ist deren Struktur 
nicht mehr mit der bisherigen Bundesknappschaft ver- 
gleichbar. Zahlreiche Sonderregelungen zur Selbstver- 
waltung, z. B. zur disparitätischen Besetzung der Selbst- 
verwaltungsorgane, können daher aufgehoben werden. 
Auch die Anzahl von derzeit 22 Landesversicherungs- 
anstalten muss reduziert werden, wenn dies unter Be- 
rücksichtigung der Ergebnisse des Wettbewerbs zur Er- 
höhung der Wirtschaftlichkeit und Stabilität der Träger 
erforderlich ist. Darauf haben sich Bund und Länder im 
Gemeinsamen Konzept vom 26. Juni 2003 verständigt. 
Aus den Selbstverwaltungen vieler Landesversiche- 
rungsanstalten liegen bereits Beschlüsse und Planungen 
zu Zusammenschlüssen und Kooperationen vor: Ver- 
einigung der Landesversicherungsanstalten Berlin und 
Brandenburg, Fusion Nord der Landesversicherungs- 
anstalten Freie und Hansestadt Hamburg, Mecklenburg 
Vorpommern und Schleswig-Holstein, bereits durch 
Landesgesetz geregelte Vereinigung der Landesversiche- 
rungsanstalten Hannover und Braunschweig, Vereini- 
gung der Landesversicherungsanstalten Sachsen, Sach- 
sen-Anhalt und Thüringen zu einer LVA Mitteldeutsch- 
land, Kooperationen der bayerischen Landesversiche- 
rungsanstalten sowie der Landesversicherungsanstalten 
Rheinland-Pfalz und für das Saarland. 

Mit dem Vierten Gesetz zur Änderung des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch wurde bereits eine Rechts- 
grundlage für Vereinigungen von Landesversicherungs- 
anstalten entweder auf Initiative der Selbstverwaltungen 
der beteiligten Landesversicherungsanstalten oder durch 
übereinstimmende Rechtsverordnungen der beteiligten 
Landesregierungen geschaffen, die den Landesversiche- 
rungsanstalten die nötige Rechts- und Planungssicher- 
heit gibt. Bund und Länder erwarten, dass auf dieser 
Grundlage die geplanten Fusionen zügig auf den Weg 
gebracht werden. 

Vereinigungen und Kooperationen der Landesversiche- 
rungsanstalten und der Bundesträger lassen - nach ein- 
führungsbedingten Mehrkosten in der Anfangsphase - 
vor allem in den Grundsatz-, Stabs- und Querschnittsbe- 
reichen Einsparungen bei den Verwaltungskosten erwar- 
ten. Darüber hinaus sind mittelfristig Synergieeffekte zu 
erwarten, z. B. durch eine verbesserte landesweite bzw. 
länderübergreifende Koordinierung und Steuerung im 
Rehabilitations-Bereich und bei den Auskunfts- und Be- 
ratungsstellen und eine Vereinfachung des Abstim- 
mungsaufwandes zwischen den Trägem. 

• Für sämtliche Auskunfts- und Beratungsstellen, die zur- 
zeit parallel von den Landesversicherangsanstalten und 
der BfA bundesweit vor Ort betrieben werden, sollen 
künftig allein die Regionalträger zuständig sein. Die 
Deutsche Rentenversichemng Bund erhält die Kompe- 


tenz, Grandsätze für die Organisation und Aufgabenzu- 
weisung der Auskunfts- und Beratungsstellen zu ent- 
wickeln. Aufbauend auf den bestehenden Kooperationen 
zwischen den Rentenversicherangsträgem auf dem Ge- 
biet der Auskunft und Beratung wird - unter Berück- 
sichtigung regionaler Besonderheiten - ein gemeinsames 
Auskunfts- und Beratungsstellennetz mit klaren Struktu- 
ren geschaffen. 

• Mit dem Benchmarking (§ 69 Abs. 5 SGB IV) wird für 
den Bereich der Rentenversicherung aufbauend auf der 
Kosten- und Leistungsrechnung ein betriebswirtschaft- 
liches Instrument weiterentwickelt, das einen kontinuier- 
lichen und systematischen Vergleich der Prozesse er- 
möglicht, um im Sinne eines verstärkten internen Wett- 
bewerbs zwischen den Rentenversicherungsträgem 
Strukturen und Prozesse zu verbessern. Die bereits be- 
stehenden Betriebs- und Personalvergleiche der Renten- 
versicherungsträger sollen zu einem zielorientierten 
Benchmarking der Leistungs- und Qualitätsdaten ausge- 
baut werden. Hierzu gehört u. a. der Vergleich der Fall- 
kosten, der internen Prozesse und der Kundenzufrieden- 
heit zwischen den Rentenversicherangsträgem. 

• Durch die neue Finanzordnung gemäß den §§ 213 ff. 
SGB VI werden die Zahlungsströme in der gesetzlichen 
Rentenversicherung optimiert. Die finanzielle Eigen- 
ständigkeit der Träger bleibt erhalten. Die Regional- 
träger und die Bundesträger tragen ihre Aufwendungen 
selbst und verwalten die monatlichen Beitragsmittel. Der 
Deutschen Rentenversicherung Bund wird die Steue- 
rangsfunktion hinsichtlich der Finanzausstattung und der 
Finanzverwaltung innerhalb der bestehenden Finanzord- 
nung zugewiesen. Sie steuert die Erfüllung der Ver- 
pflichtungen der Deutschen Rentenversicherung mit 
Ausnahme der knappschaftlichen Rentenversicherung. 
Hierzu werden ihr bzw. dem Renten Service der Deut- 
schen Post AG monatlich die gesamten von den anderen 
Trägem angelegten Beitragsmittel der allgemeinen Ren- 
tenversicherung überwiesen, solange die Schwankungs- 
reserve 50 vom Hundert der durchschnittlichen Ausga- 
ben zu eigenen Lasten aller Träger der allgemeinen Ren- 
tenversicherung für einen Kalendermonat über einen 
längeren Zeitraum nicht überschreitet. Ausgenommen 
sind die Mittel, welche unmittelbar für Aufwendungen 
zur Rehabilitation, Verwaltung, Verfahren und Investi- 
tionen benötigt werden. Auch die Zahlungen des Bundes 
oder Dritter werden in gleicher Weise verwaltet. Zah- 
lungsausgleiche innerhalb der allgemeinen Rentenver- 
sicherung entfallen künftig beziehungsweise erfolgen 
ausschließlich buchhalterisch in Bezug auf die jährlichen 
Haushalte der Träger. Die Schwankungsreserve wird bis 
zur Höhe von 50 vom Hundert der genannten durch- 
schnittlichen Ausgaben von der Deutschen Rentenver- 
sicherung Bund für die allgemeine Rentenversicherung 
verwaltet, darüber hinaus von allen Trägern selbst. Das 
Nähere regelt das Erweiterte Direktorium der Deutschen 
Rentenversicherung Bund. Die Deutsche Rentenversi- 
cherung Bund übernimmt neben den genannten buchhal- 
terischen Abrechnungen mit den Trägem der allgemei- 
nen Rentenversichemng auch die Abrechnung mit dem 
Träger der knappschaftlichen Rentenversichemng. Das 
Bundesversichemngsamt führt die Abrechnung der Zah- 
lungen des Bundes an die Deutsche Rentenversichemng 
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durch. Die Finanzausstattung und Steuerung der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung bleibt unverändert. 

• Zwischen Arbeitgebern, Einzugsstellen und Trägern der 
gesetzlichen Rentenversicherung werden die Zahlungs- 
ströme neu geordnet und klare Strukturen geschaffen. 
Die Arbeitgeber werden durch Zahlung eines einheit- 
lichen Rentenversicherungsbeitrages ohne Kennzeich- 
nung entlastet. Die historisch bedingte Differenzierung 
nach Rentenversicherungsbeiträgen aus einer Arbeiter- 
oder Angestelltentätigkeit entfällt. Die Einzugsstellen 
verteilen diese Beiträge nach einem von der Deutschen 
Rentenversicherung Bund jährlich bekanntzugebenden 
Schlüssel an die Rentenversicherungsträger. Hierdurch 
bleibt einerseits die finanzielle Eigenständigkeit der 
Träger gewahrt. Andererseits müssen auch die Einzugs- 
stellen keinen laufenden Zuordnungsaufwand beispiels- 
weise bei wechselnden Arbeitsverhältnissen leisten. In 
der Summe wird das Verfahren durch die prozentuale 
Schlüsselung erheblich entbürokratisiert. 

• Durch die in Artikel 83 enthaltenen Übergangsregelun- 
gen wird die Funktionsfähigkeit der Rentenversiche- 
rung, insbesondere bei den Vereinigungen von BfA und 
VDR sowie von Bundesknappschaft, Bahnversiche- 
rungsanstalt und Seekasse und bei der Regionalisierung 
der Auskunfts- und Beratungsstellen sichergestellt. Die 
Übergangsregelungen gewährleisten außerdem, dass die 
organisatorischen Änderungen sozialverträglich vollzo- 
gen werden. Darüber hinaus geht die Bundesregierung 
davon aus, dass im Zusammenhang mit den geplanten 
Zusammenschlüssen von Rentenversicherungsträgem 
Fusionstarifverträge abgeschlossen werden, um die Be- 
lange der Beschäftigten einzubringen. 

Die dargestellten Regelungen leisten einen wichtigen Bei- 
trag zu mehr Bürgemähe, Wirtschaftlichkeit und Effektivität 
in der Rentenversichemng sowie zum Bürokratieabbau. Mit 
dem Gesetzentwurf wird die historische Chance einer um- 
fassenden organisatorischen Neugestaltung nach jahrelan- 
gen schwierigen Verhandlungen zwischen Bund und Län- 
dern ergriffen. 

Soweit der Bund nicht die ausschließliche Gesetzgebungs- 
kompetenz besitzt, besteht für die in dem Gesetzentwurf 
vorgesehenen Regelungen eine konkurrierende Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes gemäß Artikel 74 Abs. 1 
Nr. 12 GG (Sozialversichemng). Hiervon werden insbeson- 
dere die Vorschriften zur neuen Finanzordnung (Artikel 1 
Nr. 39 ff.) und zum Beitragseinzug (Artikel 5 Nr. 1 bis 15) 
erfasst. Das Erfordernis einer bundesgesetzlichen Regelung 
im Sinne des Artikels 72 Abs. 2 GG ist gegeben. Die Vor- 
schriften sind zur Wahmng der Rechtseinheit im gesamt- 
staatlichen Interesse durch Bundesgesetz zu regeln. Durch 
eine Gesetzesvielfalt auf Länderebene kann eine einheit- 
liche und abgestimmte Ausgestaltung des Beitragseinzugs 
und der Finanzströme einschließlich der Ausgleichsverfah- 
ren innerhalb der Rentenversichemng nicht erreicht werden. 
Dies ist aber für ein stabiles Finanzsystem mit einem Aus- 
gabenvolumen von (bezogen auf das Jahr 2002) 227,71 
Mrd. Euro unverzichtbar. 

Frauen und Männer sind von dem Gesetzentwurf weder un- 
mittelbar noch mittelbar unterschiedlich betroffen. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Sechstes Buch Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Redaktionelle Folgeändemng zu Ändemngen im SGB VI. 
Zu Nummer 2 (§ 6) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 3 (§31) 

Zu Buehstabe a 

Mit der Ändemng wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversichemng Bund zukünftig 
Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Rentenver- 
sichemngsträger wahmehmen soll. 

Zu Buchstabe b 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 4 (§ 52) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 5 (§ 63) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 6 (§ 68) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 7 (§ 80) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 8 (§ 83) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 9 (§ 84) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 
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Zu Nummer 10 (§ 86) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 11 (§ 87) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 12 (§ 93) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 13 (§ 109a) 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Buchstabe b 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Rentenver- 
sicherungsträger wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 14 (§115) 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Rentenver- 
sicherungsträger wahmehmen soll. 

Zu Nummer 15 (§119) 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderang, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherang und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. Die Deutsche Rentenversichemng 
Knappschaft-Bahn-See als Träger der knappschaftlichen 
Rentenversichemng nutzt wie bisher die Bundesknapp- 
schaft das eigene Rentenzahlverfahren. 

Zu Buchstabe b 

Mit der Ändemng wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversichemng Bund zukünftig 
Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Rentenver- 
sichemngsträger wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversichemngsträger zugewiesen waren. 

Zu Buchstabe c 

Im Zusammenhang mit dem Wegfall der Unterscheidung 
zwischen Arbeiter- und Angestelltenrentenversichemng und 
der Bündelung von Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben 
bei der Deutschen Rentenversichemng Bund wird zukünftig 


von dieser - so wie bislang schon durch die Bundesver- 
sichemngsanstalt für Angestellte nur für den bisherigen 
Bereich der Angestelltenversichemng (§ 29 Abs. 2 Nr. 2 
Postrentendienstverordnung) - auch die Höhe der Vor- 
schüsse für die Auszahlung von Geldleistungen an die 
Deutsche Post AG festgesetzt. Die bisherige Zuständigkeit 
des Bundesversichemngsamtes für die Festsetzung von Vor- 
schüssen für die Träger der Rentenversichemng der Ar- 
beiter wird infolge der Neuorganisation der gesetzlichen 
Rentenversichemng aufgehoben. Die Deutsche Rentenver- 
sichemng Bund setzt erstmals im Dezember 2005 die Vor- 
schüsse für die Träger der allgemeinen Rentenversichemng 
für den Rentenfälligkeitsmonat Januar 2006 fest. 

Zu Buchstabe d 

Im Zusammenhang mit dem Wegfall der Unterscheidung 
zwischen Arbeiter- und Angestelltenrentenversichemng und 
der Bündelung von Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben 
bei der Deutschen Rentenversichemng Bund wird zukünftig 
von dieser - so wie bislang schon durch die Bundesver- 
sichemngsanstalt für Angestellte für den bisherigen Bereich 
der Angestelltenversichemng (§ 35 Abs. 2 Nr. 2 Postrenten- 
dienstverordnung) - auch die Höhe der Vergütungsvor- 
schüsse für die Auszahlung von Geldleistungen festgesetzt. 
Die bisherige Zuständigkeit des Bundesversichemngsamtes 
für die Festsetzung von Vorschüssen für die Träger der Ren- 
tenversichemng der Arbeiter wird infolge der Neuorganisa- 
tion der gesetzlichen Rentenversichemng aufgehoben. Die 
Deutsche Rentenversichemng Bund setzt erstmals im De- 
zember 2005 die Vorschüsse für die Träger der allgemeinen 
Rentenversichemng für den Rentenfälligkeitsmonat Januar 
2006 fest. 

Zu Nummer 16 (§ 120a) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 17 (Drittes Kapitel Erster Abschnitt) 

Zu § 125 

Nach Absatz 1 werden die Aufgaben der gesetzlichen Ren- 
tenversichemng von den Regionalträgem und den Bundes- 
trägem wahrgenommen. Wegen der vielfältigen knapp- 
schaftlichen Besonderheiten im Beitrags- und Leistungs- 
recht ist es erforderlich, weiterhin zwischen der knapp- 
schaftlichen Rentenversichemng und der allgemeinen 
Rentenversichemng zu unterscheiden. 

Nach dem Gemeinsamen Konzept treten alle Träger als 
„Deutsche Rentenversichemng“ auf Das Ziel, mit der Or- 
ganisationsreform auch nach außen hin eine neue Stmktur 
zu schaffen, die deutlicher als bisher die Gemeinsamkeit der 
Organisation und Aufgabe „Deutsche Rentenversichemng“ 
in den Vordergmnd stellt, soll durch eine neue Namens- 
gebung zum Ausdmck kommen. Die Namen der Rentenver- 
sichemngsträger setzen sich künftig aus der Bezeichnung 
„Deutsche Rentenversichemng“ sowie einer angefügten 
Regionalbezeichnung, die den jeweiligen Zuständigkeits- 
bereich beschreibt, zusammen (z. B. Deutsche Rentenver- 
sichemng Baden-Württemberg bis Deutsche Rentenver- 
sichemng Westfalen für die Regionalträger, Deutsche Ren- 
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tenversicherung Bund für den Bundesträger mit integrier- 
tem Dachverband). Eine Ausnahme bildet wegen des 
branchenbezogenen Versicherten- und Rentnerzuschnitts 
lediglich die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See. 

Absatz 2 bezeichnet die Bundesträger Deutsche Rentenver- 
sicherung Bund und Deutsche Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See. Im Übrigen wird klargestellt, dass der 
Deutschen Rentenversicherung Bund eine Doppelfunktion 
zukommt. Die Deutsche Rentenversicherung Bund, die aus 
dem Zusammenschluss der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte mit dem Verband Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger hervorgeht, nimmt daher nicht nur Trägeraufga- 
ben, sondern gemäß § 138 auch Grundsatz- und Quer- 
schnittsaufgaben der Deutschen Rentenversicherung wahr. 
Dabei wird davon ausgegangen, dass dieser Aufgabenbe- 
reich bei der Deutschen Rentenversicherung Bund organisa- 
torisch sinnvoll gebündelt wird. Die Deutsche Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See ist durch den Zusammen- 
schluss der Bundesknappschaft, der Bahnversicherungsan- 
stalt und der Seekasse entstanden. 

Zu § 126 

Die Aufgaben der allgemeinen Rentenversicherung werden 
sowohl von den Regionalträgern als auch von den Bundes- 
trägem wahrgenommen. Bundesträger sind hierbei die 
Deutsche Rentenversichemng Bund und die Deutsche Ren- 
tenversicherang Knappschaft-Bahn-See. Damit ist die Deut- 
sche Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See neben der 
knappschaftlichen Rentenversichemng auch für die allge- 
meine Rentenversichemng zuständig. 

Zu § 127 

Für Versicherte, die ab dem 1. Januar 2005 eine Versiche- 
mngsnummer erhalten, wird die überholte Unterscheidung 
zwischen Angestellten und Arbeitern, die nach geltendem 
Recht für die Zuordnung zu einem Rentenversichemngs- 
träger maßgeblich ist, aufgegeben und durch eine einheit- 
liche Versichertenzuordnung nach einem prozentualen Ver- 
teilungsschlüssel ersetzt. Damit wird auch organisatorisch 
in der allgemeinen Rentenversichemng ein einheitlicher 
Versichertenbegriff zugmnde gelegt. Eine Ausnahme bildet 
nur die Deutsche Rentenversichemng Knappschaft-Bahn- 
See, die ergänzend auch branchenbezogen für die knapp- 
schaftliche Rentenversichemng (bisheriger Zuständigkeits- 
bereich der Bundesknappschaft) sowie für die Versicherten 
zuständig ist, die bisher der Bahnversichemngsanstalt und 
der Seekasse zugeordnet werden. 

Da das bisherige gesetzliche Zuordnungskriterium „Arbei- 
ter/Angestellte“ ersatzlos entfällt, muss in einem gesonder- 
ten Verteilungsverfahren jeder Neuversicherte einem zu- 
ständigen Versichemngsträger verbindlich zugeordnet wer- 
den. Absatz 1 Satz 1 bestimmt deshalb, dass Neuversicherte 
bei der Vergabe der Versichemngsnummer durch die Daten- 
stelle der Träger der Rentenversichemng einem Versiche- 
mngsträger zugeordnet werden. Da die Datenstelle der Trä- 
ger der Rentenversichemng bei der Deutschen Rentenver- 
sichemng Bund gemäß § 147 für die Vergabe der Versiche- 
mngsnummer zuständig ist, führt diese auch die Zuordnung 
der Versicherten zu dem zuständigen Rentenversichemngs- 
träger durch. Satz 2 beinhaltet eine Auffangvorschrift ana- 


log dem früheren § 126 Abs. 3. Die Regelung ist ins- 
besondere für Nachversichemngsfälle unentbehrlich sowie 
beispielsweise angezeigt für versichemngspflichtige Selb- 
ständige. Sie gilt vorbehaltlich der Regelungen über die Zu- 
ständigkeit der Deutschen Rentenversichemng Knapp- 
schaft-Bahn-See. 

Das Erweiterte Direktorium legt nach Absatz 2 das Zuord- 
nungsverfahren fest. Dabei hat es folgende Gmndsätze zu 
beachten: 

- Gemäß Nummer 1 erfolgt die Verteilung zwischen den 
Regionalträgern und den beiden Bundesträgem zusam- 
men im Verhältnis 45:55. Innerhalb der Bundesebene be- 
trägt die Quote 40 (Deutsche Rentenversichemng Bund) 
zu 5 (Deutsche Rentenversichemng Knappschaft-Bahn- 
See). Damit wird die Versichertenverteilung in etwa auf 
dem Stand von 2001 festgeschrieben und die durch den 
Wandel von der Produktions- zur Dienstleistungsgesell- 
schaft hervorgemfene kontinuierliche Verschiebung der 
Versicherten von den Landesversichemngsanstalten so- 
wie den drei kleineren Bundesträgem zu der Bundesver- 
sichemngsanstalt für Angestellte gestoppt. 

- Für die Neuversicherten, die nach geltendem Recht bei 
der Bundesknappschaft, der Bahnversichemngsanstalt 
oder der Seekasse versichert wären, bleibt es bei der bran- 
chenbezogenen Zuständigkeit der aus den drei Trägern 
hervorgehenden Deutschen Rentenversichemng Knapp- 
schaft-Bahn-See nach Maßgabe der §§ 129 und 133. 
Diese Neuversicherten werden gemäß Nummer 2 vorab 
der Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn- 
See zugewiesen. Sie werden auf die Gesamtquote der 
Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See 
in Höhe von 5 % aller Neuversicherten angerechnet. 

- Nach Nummer 3 werden die verbleibenden Neuver- 
sicherten im Verhältnis 55:45 vom Hundert den Regio- 
nalträgem (endgültig) und der Deutschen Rentenversi- 
chemng Bund (vorläufig) so zugeordnet, dass bezogen 
auf die Gesamtzahl der Versicherten die Quote von 
55:45 gemäß Nummer 1 hergestellt wird. Die der Deut- 
schen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See ge- 
mäß Nummer 2 vorweg zugeordneten Neuversicherten 
werden auf die 45 %-Quote der Deutschen Rentenversi- 
chemng Bund angerechnet. 

- Nummer 4 regelt schließlich die Versichertenverteilung 
unter den beiden Bundesträgem. Aus dem Kontingent, 
das den Bundesträgem gemäß Nummer 3 vorläufig zu- 
gewiesen wurde, erhält die Deutsche Rentenversiche- 
mng Knappschaft-Bahn-See so viele Neuversicherte, 
dass nach Anrechnung der Versicherten aus Nummer 2 
ein Gesamtanteil von 5 % aller Neuversicherten erreicht 
wird. Dabei werden der Deutschen Rentenversichemng 
Knappschaft-Bahn-See Versicherte in den Regionen 
gleichmäßig zugewiesen, in denen die Bundesknapp- 
schaft, die Bahnversichemngsanstalt und die Seekasse 
bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes Verwaltungsstellen 
unterhalten hatten: Brandenburg, Hamburg, Hessen, 
Nordrhein- Westfalen, Oberbayem, Sachsen und Saar- 
land. Die Versicherten werden in diesen Regionen so zu- 
gewiesen, dass jeweils ein gleicher Anteil an Versicher- 
ten der Deutschen Rentenversichemng Knappschaft- 
Bahn-See an allen Versicherten erreicht wird. 
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Ziel ist es, langfristig eine stabile Arbeitsmengenverteilung 
zwischen den Rentenversicherungsträgem herzustellen und 
damit eine verlässliche Planungsgmndlage für die mit der 
Organisationsreform bezweckte Optimierang der Aufbau- 
und Ablauforganisation bei den Rentenversichemngsträgem 
zu schaffen. 

Absatz 3 entspricht im Wesentlichen dem früheren § 126 
Abs. 2 mit der Maßgabe, dass, sofern zuletzt Beiträge an 
mehrere Träger der Rentenversichemng gezahlt worden 
sind, die aus Bundesknappschaft, Bahnversichemngsanstalt 
und Seekasse fusionierte Deutsche Rentenversichemng 
Knappschaft-Bahn-See vor der Deutschen Rentenversiche- 
mng Bund und diese vor den Regionalträgem zuständig ist. 

Zu § 128 

§ 128 regelt die örtliche Zuständigkeit der Regionalträger. 
Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 130 und wurde 
an die Neuorganisation der gesetzlichen Rentenversiche- 
mng angepasst. 

Zu § 129 

Die Vorschrift bestimmt im Absatz 1 die Zuständigkeit der 
Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See als 
Träger der allgemeinen Rentenversichemng für Versicherte, 
die bei den in Nummer 1 bis 6 genannten Arbeitgebern und 
Einrichtungen bzw. im Bereich der Seefahrt in einem Be- 
schäftigungsverhältnis stehen. Die Vorschrift umfasst den 
Personenkreis, für den bisher die Zuständigkeit der Bahn- 
versichemngsanstalt nach § 128 Satz 1 Nr. 2 bzw. der See- 
kasse nach § 128 Satz 1 Nr. 3 gegeben war, wobei für Ange- 
stellte das bisherige Auftragsverfahren (§ 135) durch eine 
eigene Zuständigkeit abgelöst wird. Wegen des einheitli- 
chen Versichertenbegriffs konnte die bisherige Zuständig- 
keitsregelung, die für Arbeiter und Angestellte unterschied- 
lich gestaltet war, aufgegeben werden. Für (Neu-)Beschäf- 
tigte der Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn- 
See (Nummer 6) besteht die Zuständigkeit der allgemeinen 
Rentenversichemng. 

Absatz 2 bestimmt entsprechend der bisherigen Regelung 
des § 129 Abs. 2 und des § 135 Abs. 1 für selbständig 
Tätige, die als Seelotse, Küstenschiffer oder Küstenfischer 
versichemngspflichtig sind, einheitlich die Zuständigkeit 
der Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See. 

Zu § 130 

Die Vorschrift regelt in Satz 1, dass einheitlich für alle Be- 
schäftigungen oder selbständige Tätigkeiten (§ 129 Abs. 1 
oder Abs. 2) bereits ein geleisteter Beitrag die Zuständigkeit 
der Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See 
für Leistungen begründet. Differenziemngen wie sie bei- 
spielsweise im früheren Recht im Bereich der Seekasse zwi- 
schen Arbeitern (fünf Jahre Beitragszeiten) bzw. bei Ange- 
stellten und selbständig Tätigen (ein Beitrag) vorzufmden 
waren, werden damit künftig entfallen. Satz 2 stellt klar, 
dass mit der Zahlung eines Beitrags nicht nur die Zuständig- 
keit der Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn- 
See für Leistungen, sondern auch die Zuständigkeit für die 
Durchfühmng der Versichemng begründet wird. 


Zu § 131 

Die Gewährleistung der flächendeckenden Auskunft und 
Beratung der Versicherten und Rentner ist eine gemeinsame 
Aufgabe der Rentenversichemngsträger. Das hierzu erfor- 
derliche Dienststellennetz unterhalten die Regionalträger 
für die Deutsche Rentenversichemng. 

Auf der Gmndlage des von dem VDR beschlossenen 
„Rahmenkonzepts für eine optimale Dienststellenstmktur in 
der gesetzlichen Rentenversichemng“ vom 14. Mai 1996 
haben die Versichemngsträger bilaterale Kooperationsver- 
einbamngen abgeschlossen. Ein Ziel war die Reduziemng 
der Dienststellenanzahl und die damit verbundene Nutzung 
von Synergieeffekten. Das Rahmenkonzept sieht vor, dass 
die Rentenversichemng nach Abschluss der Umstmkturie- 
mngen in jedem Kreis/jeder kreisfreien Stadt einmal vertre- 
ten sein soll, wobei regionale Besonderheiten (Versicherten- 
älteste, Versichemngsämter, Bevölkemngsdichte, Einzugs- 
bereich der Dienststellen) eine abweichende Verteilung er- 
forderlich machen können. Dabei sollen die einzelnen 
Dienststellen mindestens 250 000 Versicherte betreuen, um 
eine wirtschaftliche Auslastung sicherzustellen. Das Dienst- 
leistungsangebot soll durch die Beratungstätigkeit der Ver- 
sichertenältesten und in dünner besiedelten Regionen durch 
die Einrichtung von Sprechtagsorten vervollständigt wer- 
den. 

Die Vorschrift des § 131 knüpft an das Rahmenkonzept an 
und soll die Fortentwicklung der Kooperationsbestrebungen 
festschreiben. Entsprechend dem Gemeinsamen Konzept 
für die Organisationsreform in der gesetzlichen Rentenver- 
sichemng wird der Bereich Auskunft und Beratung in der 
allgemeinen Rentenversichemng den Regionalträgern zuge- 
wiesen. Die Weiterentwicklung des gemeinsamen A+B- 
Stellennetzes bleibt der Selbstkoordiniemng der Träger Vor- 
behalten, wobei jeder Regionalträger die in seiner Region 
vorhandenen Auskunfts- und Beratungsstellen in eigener 
Zuständigkeit betreibt. Einer detaillierten gesetzlichen Aus- 
gestaltung des Dienststellennetzes bedarf es nicht. Diese ge- 
hört zu den eigenverantwortlich von der Rentenversiche- 
mng wahrzunehmenden Aufgaben. Auch das bestehende 
Dienststellensystem ist gesetzlich nicht geregelt. Die bishe- 
rigen Bemühungen zur Umsetzung des Rahmenkonzepts 
sind erfolgreich und sollen fortgesetzt werden. Um ein effi- 
zientes Dienststellennetz zu schaffen, kann die Deutsche 
Rentenversichemng Bund nach § 138 Abs. 1 Satz 2 Nr. 13 
Gmndsätze der Organisation und Aufgabenzuweisung der 
Auskunfts- und Beratungsstellen entwickeln. 

Unabhängig von diesen Regelungen können die Bundesträ- 
ger an ihren jeweiligen Standorten die ihnen obliegenden 
Auskunfts- und Beratungspflichten nach den §§ 13 bis 16 
SGB 1 erfüllen. Dies ist auch bei der wirtschaftlichen Aus- 
gestaltung des regionalen Dienststellennetzes zu berück- 
sichtigen. 

Der Übergang von Aufgaben und Personal richtet sich nach 
Artikel 83 § 3. 

Zu § 132 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 136 und be- 
stimmt, dass die Deutsche Rentenversichemng Knapp- 
schaft-Bahn-See für die knappschaftliche Rentenversiche- 
mng zuständig ist. 
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Zu § 133 

Die Vorschrift legt die Zuständigkeit der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See für Beschäftigte im 
Bereich der knappschaftlichen Rentenversicherung fest. Sie 
entspricht dem früheren § 137. Anders als nach früherem 
Recht, entfällt allerdings die Besonderheit, dass auch für 
Beschäftigte der Deutschen Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See selbst das knappschaftliche Rentenver- 
sicherungsrecht mit seinen Besonderheiten gelten soll, bei 
allen Neueinstellungen. Für Versicherte, die bei der bisheri- 
gen Bundesknappschaft beschäftigt waren, soll dagegen 
weiterhin die Zuständigkeit des Trägers der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung erhalten bleiben (§ 273 Abs. 4). 

Zu § 134 

Die Vorschrift entspricht dem Regelungsinhalt des bisheri- 
gen § 138. 

Zu § 135 

Die Vorschrift entspricht - angepasst um redaktionelle 
Änderungen - dem bisherigen § 139. Hiernach ist der Trä- 
ger der knappschaftlichen Rentenversicherung (Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See) unbeschränkt 
zuständig, soweit es sich um Zeiten einer Beschäftigung bei 
ihm selbst handelt. Darüber hinaus ist er für eine Nachver- 
sicherung von Beschäftigungszeiten bei einem Bergamt, 
Oberbergamt oder einer bergmännischen Prüfstelle zustän- 
dig, wenn vor Aufgabe dieser Beschäftigung für fünf Jahre 
Beiträge zur knappschaftlichen Rentenversicherung entrich- 
tet worden sind. 

Zu § 136 

Die Regelung entspricht dem bisherigen § 140. Wie schon 
nach bisherigem Recht wird die Zuständigkeit der Deut- 
schen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See im Leis- 
tungsfall für alle Versicherten begründet, die (irgendwann) 
einen Monat Beitragszeit in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung zurückgelegt haben. In Satz 2 wird zudem 
klargestellt, dass die erweiterte Zuständigkeit nicht nur für 
Leistungen, sondern auch - wie bisher schon nach Auffas- 
sung der Rentenversicherungsträger - für die Durchführung 
der Versicherung gilt. 

Zu § 137 

Die Vorschrift entspricht dem Regelungsinhalt des bisheri- 
gen § 141. Im Gegensatz zur bisherigen Formulierung wird 
nunmehr im Wege einer Positivliste festgelegt, dass für be- 
stimmte Personengruppen, die bei der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See versichert sind, die 
Versicherung in der knappschaftlichen Rentenversicherung 
durchzuführen ist. 

Zu § 138 

Grundlage der Regelung ist der im Gemeinsamen Konzept 
vom 26. Juni 2003 zwischen der Bundesregierung und den 
Ländern vereinbarte Aufgabenkatalog. Durch die Bünde- 
lung von Grundsatz- und Querschnittsaufgaben, die die 
Rentenversicherung in ihrer Gesamtheit betreffen, auf der 
Bundesebene und die verbindliche Entscheidungskompe- 
tenz der Deutschen Rentenversicherung Bund gegenüber 
den Rentenversicherungsträgem in diesem Bereich wird die 


Steuemngs- und Koordiniemngsfunktion im Vergleich zum 
heutigen VDR gestärkt. Damit wird die Effizienz der Ren- 
tenversicherang erhöht, insbesondere durch Vermeidung 
von Mehrfacharbeit bei den einzelnen Trägem, Verringe- 
mng des Koordiniemngsaufwandes zwischen den Trägem 
und die Erschließung von Synergien. Durch die Regelung 
wird nicht ausgeschlossen, dass die einzelnen Träger weiter- 
hin, wenn auch in deutlich reduziertem Umfang, Gmndsatz- 
und Querschnittsaufgaben wahrnehmen. 

Absatz 1 Satz 1 legt die Zuständigkeit der Deutschen Ren- 
tenversichemng Bund für die Gmndsatz- und Querschnitts- 
aufgaben der Deutschen Rentenversichemng fest. Diese 
werden in Satz 2 Nr. 1 bis 16 abschließend aufgezählt. Not- 
wendig werdende weitere Gmndsatz- und Querschnittsauf- 
gaben werden in dem Verfahren nach den Absätzen 2 bis 4 
festgelegt. 

Gemäß Nummer 1 wird die Deutsche Rentenversichemng 
in ihrer Gesamtheit in allen staatlichen und gesellschaft- 
lichen Bereichen durch die Deutsche Rentenversichemng 
Bund vertreten. Damit wird ein geschlossenes Auftreten 
nach Außen gewährleistet, das der Stimme der Deutschen 
Rentenversichemng vor dem Hintergmnd zunehmender Be- 
deutung privater Altersvorsorgeanbieter und der fortschrei- 
tenden europäischen Entwicklung des Sozialrechts mehr 
Gewicht verleiht. Jeder Träger ist unverändert berechtigt, 
trägerspezifische Belange gegenüber diesen Institutionen 
selbst wahrzunehmen. 

Die Deutsche Rentenversichemng Bund ist gemäß den 
Nummern 2 und 3 für Öffentlichkeitsarbeit und Statistik zu- 
ständig. Sie beschließt auch Gmndsätze für regionale Bro- 
schüren (z. B. über das Erscheinungsbild). Die Regional- 
träger behalten eigene Aufgaben in diesen Bereichen und 
regionale Besonderheiten finden ihren Platz. 

Zu den wichtigsten Aufgaben der Deutschen Rentenver- 
sichemng Bund gehört die Klämng gmndsätzlicher Fach- 
und Rechtsfragen zur Sichemng der einheitlichen Rechts- 
anwendung in allen wesentlichen Bereichen der Rentenver- 
sichemng gemäß Nummer 4. Im Bereich Rehabilitation und 
Teilhabe gehört zu den Aufgaben unter anderem der Erlass 
von Rehabilitationsrichtlinien, die verbindliche Ausgaben- 
steuemng sowie die Rehabilitationsforschung und -entwick- 
lung. 

Nummer 5 enthält die Kemvorschrift für das mit der Orga- 
nisationsreform verfolgte Wettbewerbsmodell im Sinne 
eines internen Wettbewerbs der Träger um die beste Auf- 
gabenerfüllung. Die Deutsche Rentenversichemng Bund 
organisiert den Qualitäts- und Wirtschaftlichkeitswett- 
bewerb zwischen den Trägem der Rentenversichemng, ins- 
besondere erlässt sie Rahmenrichtlinien für den Aufbau und 
die Durchfühmng eines zielorientierten Benchmarking der 
Leistungs- und Qualitätsdaten. Die Regelung steht im Zu- 
sammenhang mit der Neufassung des § 69 SGB IV, in dem 
die Einfühmng eines Benchmarking verbindlich für die 
Rentenversichemng vorgeschrieben wird. 

Eine weitere Aufgabe mit dem Ziel einer Optimiemng der 
Verwaltungsstrukturen ist gemäß Nummer 6 der Erlass von 
Gmndsätzen für die Aufbau- und Ablauforganisation, das 
Personalwesen und Investitionen unter Wahmng der Selb- 
ständigkeit der Träger. Dabei kann die Deutsche Rentenver- 
sichemng Bund an die Ergebnisse des Benchmarkingpro- 
zesses anknüpfen. 
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Die in Nummer 7 festgelegte Aufgabe - Grundsätze und 
Steuerung der Finanzausstattung und -Verwaltung im Rah- 
men einer Finanzverfassung für das gesamte System - wird 
in der neu gestalteten Finanzverfassung näher konkretisiert. 

Zur wirtschaftlichen Mittelverwendung gehört eine effek- 
tive Koordinierung der Planung von Rehabilitationsmaß- 
nahmen, insbesondere die Koordinierung der Bettenbe- 
darfs- und Belegungsplanung. Diese Koordinierungsfunk- 
tion, die eine wirtschaftliche Auslastung der Kliniken und 
eine indikationsgerechte Zuordnung der Leistungsempfän- 
ger sicherzustellen hat, wird in Nummer 8 der Deutschen 
Rentenversicherung Bund übertragen. 

Die IT-Struktur der Träger der Rentenversicherung befindet 
sich bereits in einem Konzentrationsprozess. Um diesen 
Prozess zu steuern und bei Bedarf weiterzuentwickeln erhält 
die Deutsche Rentenversicherung Bund gemäß Nummer 9 
die Zuständigkeit für den Erlass von Grundsätzen und für 
die Koordinierung der Datenverarbeitung. Hierzu gehören 
unter anderem die Programmierkreise, Datenstellen, Netze 
und E-Mail. Außerdem nimmt die Deutsche Rentenversi- 
cherung Bund - nach Maßgabe der Satzung - Servicefünk- 
tionen wahr, die zentral wirtschaftlicher und in diesem Be- 
reich effektiver erledigt werden können. 

Die Deutsche Rentenversicherung Bund nimmt gemäß 
Nummer 10 die Funktion zur Registrierung und Authentifi- 
zierung für die elektronischen Serviceangebote der Renten- 
versicherung und gemäß Nummer 11 als Signaturstelle 
wahr. 

Gemäß Nummer 12 erlässt die Deutsche Rentenversiche- 
rung Bund Grundsätze für die Aus- und Fortbildung. Die 
Aus- und Fortbildungseinrichtungen der Länder bleiben da- 
von ebenso unberührt wie die FH Bund Fachbereich Sozial- 
versicherung bei der Deutschen Rentenversicherung Bund 
und der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See an ihren bisherigen Standorten. 

Die Zuständigkeit für die Auskunfts- und Beratungsstellen 
vor Ort sind gemäß § 131 einheitlich den Regionalträgem 
zugeordnet. Grandsätze der Organisation und Aufgabenzu- 
weisung der Auskunfts- und Beratungsstellen obliegen ge- 
mäß Nummer 1 3 der Deutschen Rentenversicherung Bund. 
Mit dieser klaren Zuständigkeitsverteilung wird die Voraus- 
setzung für die Weiterentwicklung zu einem einheitlichen 
Auskunfts- und Beratungsstellennetz mit noch versicherten- 
freundlicheren und effizienteren Strukturen geschaffen. Im 
Rahmen der Wahrnehmung der Grundsätze der Organisa- 
tion und Aufgabenzuweisung der Auskunfts- und Bera- 
tungsstellen ist darauf zu achten, dass - entsprechend den 
bisherigen Vereinbarungen unter den Rentenversicherangs- 
trägem - den datenschutzrechtlichen Erfordernissen Ge- 
nüge getan wird. Hierzu gehört u. a., dass eine Auskunft 
und Beratung nur nach entsprechender Legitimation erfol- 
gen darf. 

Der Deutschen Rentenversicherung Bund obliegt zudem ge- 
mäß Nummer 14 die Bereitstellung von Informationen für 
die Träger. Ein Beispiel ist das Informationssystem der Ren- 
tenversicherung (ISRV). 

Weitere Aufgaben der Deutschen Rentenversicherung Bund 
sind gemäß Nummer 15 die Forschung im Bereich der 
Alterssicherang und der Rehabilitation sowie gemäß Num- 
mer 1 6 die Treuhänderschaft nach dem Gesetz zur Regelung 


der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen (G 131). 

Zur Führung der Arbeitgeberdatei (Prüfplanungs- und Prüf- 
ergebnisdatei) wird die Deutsche Rentenversicherung Bund 
bereits durch die angepasste Vorschrift des § 28p Abs. 8 
Satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch ermächtigt. 

Gemäß Absatz 2 wird der Deutschen Rentenversicherung 
Bund das Recht eingeräumt, in Grundsatz- und Quer- 
schnittsaufgaben Entscheidungen zu treffen, die die Renten- 
versicherangsträger binden, und weitere Grundsatz - und 
Querschnittsaufgaben festzulegen. Dieses Recht steht der 
Selbstverwaltung der Deutschen Rentenversicherung Bund 
zu, wobei am Zustandekommen der Entscheidungen alle 
Rentenversicherangsträger gemäß § 64 Abs. 4 des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch mit einem Stimmanteil von 
55 vom Hundert für die Regionalträger und von 45 vom 
Hundert für die Bundesträger beteiligt sind. Die Vertreter- 
versammlung trifft die Entscheidungen mit einer Mehrheit 
von wenigstens zwei Dritteln aller gewichteten Stimmen. 
Maßgebend ist die in der Satzung der Deutschen Rentenver- 
sicherung Bund festgelegte Mitgliederzahl (Vertreter der 
Regionalträger, Vertreter der Deutschen Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See und der durch Wahl der Ver- 
sicherten und Arbeitgeber der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund gewählten Mitglieder). Sie kann die Entschei- 
dungsbefugnis auf den Vorstand übertragen. Dieser ent- 
scheidet mit einer Mehrheit von wenigstens zwei Dritteln 
aller gewichteten Stimmen. Bei Entscheidungen über die 
Auslegung von Rechtsfragen durch die Vertreterversamm- 
lung und den Vorstand genügt jeweils, gemäß der Verein- 
barung im Gemeinsamen Konzept, die einfache Mehrheit 
aller gewichteten Stimmen der satzungsmäßigen Mitglie- 
derzahl. 

Weil die nach Maßgabe des § 138 getroffenen Entscheidun- 
gen die Träger der Rentenversicherung binden, kommt 
ihnen die Qualität untergesetzlicher Normen eigener Art zu. 
Bei der Ausformung der gesetzlichen Regelung müssen des- 
halb besonders die Anforderungen berücksichtigt werden, 
die sich aus dem Demokratiegebot des Artikels 20 Abs. 2 
GG ergeben. Das Bundesverfassungsgericht hat die verfas- 
sungsrechtlichen Legitimationserfordemisse für verbindli- 
ches Handeln im Bereich funktionaler Selbstverwaltung in 
seinem Beschluss vom 5. Dezember 2002 (2 BvL 5/98 und 
2 BvL 6/98) konkretisiert. Der Beschluss des Bundesverfas- 
sungsgerichts bezieht sich inhaltlich auf das Lippeverbands- 
gesetz und auf das Emschergenossenschaftsgesetz, beide 
aus dem Jahre 1990, durch die für bestimmte Regionen 
Wasserverbände eingerichtet wurden. 

Dem Beschluss zufolge ist das Demokratiegebot des 
Artikels 20 Abs. 2 GG außerhalb der unmittelbaren Staats- 
verwaltung und der gemeindlichen Selbstverwaltung offen 
für Formen der Organisation und Ausübung von Staats- 
gewalt, die vom Erfordernis lückenloser personeller demo- 
kratischer Legitimation aller Entscheidungsbefugten ab- 
weichen. Es erlaubt - so das Gericht -, für abgegrenzte Be- 
reiche der Erledigung öffentlicher Aufgaben durch Gesetz 
besondere Organisationsformen der Selbstverwaltung zu 
schaffen. Allerdings sei den Organen von Trägem funktio- 
naler Selbstverwaltung verbindliches Handeln mit Entschei- 
dungscharakter aus verfassungsrechtlicher Sicht nur gestat- 
tet, weil und soweit das Volk auch insoweit sein Selbst- 
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bestimmungsrecht wahre. Dies erfordere, dass die Aufgaben 
und Handlungsbefugnisse der Organe in einem von der 
Volksvertretung beschlossenen Gesetz ausreichend vorher- 
bestimmt seien. Die gesetzliche Regelung müsse die Auf- 
gaben der Selbstverwaltungseinheiten sowie Kreation und 
Handlungsbefugnisse der Organe detailliert vorherbestim- 
men. Außerdem müsse die Wahrnehmung der Aufgaben der 
Aufsicht personell demokratisch legitimierter Amtswalter 
obliegen. 

Diese Anforderungen sind durch § 138 gewahrt. Die gesetz- 
liche Regelung bestimmt durch den Aufgabenkatalog des 
Absatzes 1, durch die Zuweisung von Kompetenzen und 
durch die Festlegung der Mehrheitserfordemisse in den Ab- 
sätzen 2 und 3 detailliert, welche Handlungsbefugnisse den 
Organen der Deutschen Rentenversicherung Bund im Ein- 
zelnen zukommen und wie diese Aufgaben wahrzunehmen 
sind. Mit § 90 Abs. 2a Satz 2 SGB IV ist gewährleistet, dass 
die Entscheidungen der Deutschen Rentenversicherung 
Bund in Grundsatz- und Querschnittsaufgaben der Aufsicht 
durch das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale 
Sicherung unterliegen. Hinzu kommt, dass sich aufgrund 
der Wahlakte, die sich - wenn auch über mehrere Stufen - 
letztlich auf die von den Entscheidungen betroffenen Ver- 
sicherten und Arbeitgeber rückführen lassen, auch eine per- 
sonelle Legitimation der Entscheidungsträger ergibt, so dass 
dem Demokratiegebot des Artikels 20 Abs. 2 GG dadurch 
ergänzend Rechnung getragen wird. Insgesamt stellt die ge- 
setzliche Regelung eine angemessene und ausgewogene Be- 
rücksichtigung der betroffenen Interessen dar. Was Ver- 
sicherte und Arbeitgeber angeht, ist dies durch die paritäti- 
sche Besetzung der Organe sichergestellt. Den Interessen 
der durch die Entscheidung unmittelbar gebundenen Ren- 
tenversicherungsträger wird durch ihre Mitwirkung in den 
Organen Rechnung getragen. 

Gemäß Absatz 3 kann der Vorstand die Entscheidungs- 
befugnis über die Grundsatz- und Querschnittsaufgaben der 
Deutschen Rentenversicherung auf einen Ausschuss des 
Vorstandes übertragen. Der Vorstand kann die Entscheidun- 
gen des Ausschusses beraten und abweichende Entschei- 
dungen treffen. 

Nach Absatz 4 obliegt dem Erweiterten Direktorium die 
Vorbereitung der verbindlichen Entscheidungen sowie die 
Festlegung weiterer Grundsatz- und Querschnittsaufgaben. 
Die verbindlichen Entscheidungen und die notwendige 
Festlegung zusätzlicher Grundsatz- und Querschnittsauf- 
gaben bedürfen der Zustimmung durch das Erweiterte 
Direktorium. Die Vertreterversammlung oder der Vorstand 
entscheiden über diese Angelegenheiten. Das Erweiterte 
Direktorium wird von Fachausschüssen der Deutschen Ren- 
tenversicherung Bund unterstützt. 

Gemäß Absatz 5 werden die verbindlichen Entscheidungen 
und die weiteren Grundsatz- und Querschnittsaufgaben, die 
von der Vertreterversammlung oder vom Vorstand fest- 
gelegt worden sind, im Amtlichen Mitteilungsblatt der 
Deutschen Rentenversicherung Bund veröffentlicht. 

Zu § 139 

Wie im Gemeinsamen Konzept für die Organisationsreform 
der gesetzlichen Rentenversicherung vorgesehen, wird bei 
der Deutschen Rentenversicherung Bund ein Erweitertes 


Direktorium gebildet, dem entsprechend der Zusammen- 
setzung der Vertreterversammlung Geschäftsführer der 
Bundesträger und der Regionalträger angehören. Das Er- 
weiterte Direktorium ist ein Organ der Deutschen Renten- 
versicherung Bund. Durch die in der Vorschrift vorgesehene 
Zusammensetzung des Erweiterten Direktoriums ist das 
Stimmenverhältnis 55:45 gewährleistet. Innerhalb der Bun- 
desträger (Deutsche Rentenversicherung Bund und Deut- 
sche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See) ist aber 
eine Stimmengewichtung erforderlich, da sich ansonsten die 
Anzahl der jeweils Versicherten in diesem Verhältnis nicht 
widerspiegelt. Das Erweiterte Direktorium wählt aus seiner 
Mitte mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln aller 
gewichteten Stimmen den Vorsitzenden. Die Vertreter der 
Regionalträger werden von den Mitgliedern der Regional- 
träger in der Vertreterversammlung gewählt. Vorgeschlagen 
werden sie von den Mitgliedern des Vorstandes, die ihrer- 
seits auf Vorschlag der Regionalträger gewählt worden sind. 
Das Verfahren zur Beschlussfassung und zur Geschäfts- 
ordnung des Erweiterten Direktoriums soll der Selbstver- 
waltung überlassen bleiben, die dies durch eine Satzungs- 
regelung festlegt. Dadurch ist sichergestellt, dass auf die be- 
sondere Aufgabenstellung des Erweiterten Direktoriums be- 
zogene Regelungen getroffen werden. 

Die Aufgaben des Erweiterten Direktoriums ergeben sich 
aus den jeweiligen Vorschriften im SGB VI (z. B. § 127 
Abs. 2). 

Zu § 140 

Bei den verbindlichen Beschlüssen der Deutschen Renten- 
versicherung Bund handelt es sich um Normen eigener 
Art. Soweit diese für die innerdienstlichen, sozialen und 
persönlichen Angelegenheiten der Beschäftigten der bun- 
des- und landesunmittelbaren Träger der Deutschen Renten- 
versicherung Wirkung entfalten, ergibt sich die Notwendig- 
keit einer bundes- und länderübergreifenden personalver- 
tretungsrechtlichen Beteiligung. Dazu wird in § 140 eine 
Arbeitsgruppe Personalvertretung der Deutschen Renten- 
versicherung bei der Deutschen Rentenversicherung Bund 
eingerichtet. Angesichts des Normencharakters der Be- 
schlüsse ist die Beteiligung als Anhörungsrecht ausgestaltet. 
Beteiligungsrechte der Personalvertretungen im Hinblick 
auf Maßnahmen zur Umsetzung der verbindlichen Be- 
schlüsse bei den einzelnen Rentenversicherungsträgem 
nach Landes- oder Bundesrecht werden hierdurch nicht ver- 
braucht. Für den landesunmittelbaren Bereich werden die 
Regelungen zur Auswahl der Mitglieder und das Verfahren 
der Entsendung durch Landesgesetz bestimmt. Bis zum Er- 
lass landesrechtlicher Regelungen kommt eine Übergangs- 
regelung zur Anwendung. Die Arbeitsgmppe gibt sich eine 
Geschäftsordnung mit Regelungen über den Vorsitz, das 
Verfahren zur internen Willensbildung und zur Beschluss- 
fassung. Dabei sollen auch geeignete Maßnahmen getroffen 
werden zur Einbeziehung der Vertretungen der Beschäftig- 
ten auf dem Gebiet der Gleichstellung und für Belange be- 
hinderter Menschen. 

Zu § 141 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 127a und wurde 
redaktionell an die neuen Begrifflichkeiten angepasst. 
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Zu § 142 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 127b und wurde 
redaktionell an die neuen Begrifflichkeiten angepasst. 

Zu Nummer 18 (§ 147) 

Die Änderung ist eine Folge der neuen Zuständigkeitsver- 
teilung gemäß den §§126 ff. Da der zuständige Versiche- 
rungsträger künftig erst bei Vergabe der Versicherungsnum- 
mer festgelegt wird, kann die Versicherungsnummer nicht 
wie bislang von dem zuständigen Rentenversicherungsträ- 
ger vergeben werden. Diese wird nunmehr gemäß Absatz 1 
von der Datenstelle der Träger der Rentenversicherung 
vergeben. Absatz 2 enthält eine sprachliche Anpassung. 
Absatz 3 regelt die Unterrichtungspflicht der Datenstelle 
über die vergebene Versicherungsnummer und die Zuord- 
nung des zuständigen Trägers nach § 127. Die Information 
der Versicherten bei Neuvergabe einer Versicherungsnum- 
mer oder bei einem Kontoführungswechsel hat in Abstim- 
mung mit und im Namen des zuständigen Trägers der Ren- 
tenversicherung zu erfolgen. 

Zu Nummer 19 (§ 148) 

Zu Buchstabe a 
Zu Doppelbuchstabe aa 

Folgeänderung aufgrund der Tatsache, dass durch die Neu- 
organisation der gesetzlichen Rentenversicherung die Auf- 
gaben der bisherigen Bundesknappschaft nunmehr von der 
neuen Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See wahrgenommen werden. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Datenübermittlung innerhalb der Rentenversicherung 
im Dialog ist ein kostengünstiges und zeitsparendes Verfah- 
ren, in dem die Informationen bei Beratung, bei Zuständig- 
keitsprüfung nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch 
oder bei Verständigung des Partnerkontos dem zuständigen 
Mitarbeiter beim Rentenversicherungsträger sofort zur Ver- 
fügung gestellt werden und das die bisherigen „batch- Ver- 
fahren“ ablöst. Da ein technisch veraltetes, aber bislang in 
seiner Notwendigkeit nicht bestrittenes Verfahren durch ein 
moderneres Verfahren, das zudem eine gezielte Begrenzung 
auf die unbedingt benötigten Informationen ermöglicht, er- 
setzt werden soll, kann auf die sonst erforderliche Einzel- 
fallgenehmigung ausnahmsweise verzichtet werden. 

Zu Buchstabe b 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 20 (§ 150) 

Zu Buchstabe a 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund Grundsatz- 
und Querschnittsaufgaben für die gesamte Deutsche Ren- 


tenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherangsträger zugewiesen waren. 

Zu Buchstabe b 

Beim Eingang der Anmeldung einer Beschäftigung im 
Rahmen des Meldeverfahrens nach der Datenerfassungs- 
und -Übermittlungsverordnung von den Arbeitgebern über 
die Krankenkasse bzw. die Minijobzentrale prüft die Daten- 
stelle, ob die dem Beschäftigten zugeordnete Versiche- 
rangsnummer korrekt ist. Besteht der Verdacht, dass für 
eine Person mehrere Versichemngsnummem vergeben bzw. 
für zwei Personen dieselbe Versichemngsnummer zugeord- 
net wurde, schaltet die Datenstelle den zuständigen Renten- 
versichemngsträger zur Überprüfung des Sachverhaltes ein. 

Die Regelung sieht vor, dass die bei der Datenstelle geführte 
Stammsatzdatei die Anschrift nunmehr in unverschlüsselter 
Form enthält. Dadurch kann die Anzahl der aus den Anmel- 
dungen maschinell ermittelten Prüffälle, bei denen der Ver- 
dacht einer Mehrfachvergabe (für das Jahr 2002: ca. 50 000 
Fälle, im Jahr 2003: ca. 70 000 Fälle mit steigender Ten- 
denz) bzw. Doppelvergabe (für das Jahr 2002: ca. 8 000 
Fälle, im Jahr 2003: ca. 11 500 Fälle mit steigender Ten- 
denz) vorliegt und bei denen jeweils die Sachbearbeitung 
der Träger der Rentenversichemng einzuschalten wäre, er- 
heblich reduziert und damit erhebliche Verwaltungskosten 
eingespart werden. 

Die vollständige Anschrift im Stammsatz führt außerdem in 
weiteren Verfahren zu Vermeidung von unverhältnismäßi- 
gem Verwaltungsaufwand bzw. ermöglicht dort qualitative 
Verfahrensverbesserungen. Zu nennen sind hier zum einen 
der Sozialhilfedatenabgleich nach § 1 1 7 Bundessozialhilfe- 
gesetz: Derzeit erfolgt die vierteljährliche maschinelle Zu- 
ordnung der Versicherungsnummer über Name, Vorname, 
Geburtsname und Gemeindeschlüssel. Gegenüber der Bun- 
desagentur für Arbeit werden allerdings nur eindeutig zu- 
zuordnende Anfragen weitergeleitet. Mit der vollständigen 
Anschrift kann die Quote der zuzuordnenden Anfragen von 
derzeit ca. 50 % weiter erhöht werden. Zum anderen erge- 
ben sich durch die vollständige Anschrift Verfahrensverbes- 
serungen auch in Auskunftsersuchen nach dem Zehnten 
Buch Sozialgesetzbuch: Zurzeit bearbeitet die Datenstelle 
der Träger der Rentenversicherung jährlich ca. 150 000 
Auskunftsersuchen (2004 = 152 809 - mit steigender Ten- 
denz) in der Weise, dass sie das Auskunftsersuchen ur- 
schriftlich an den aktuell zuständigen Träger der Rentenver- 
sicherung weiterleitet. In einer Vielzahl von Ersuchen wird 
lediglich die aktuelle Anschrift des Versicherten benötigt. 
Diese Auskunftsersuchen können unter Verwendung der 
vollständigen Anschrift künftig abschließend von der Da- 
tenstelle der Träger der Rentenversicherung bearbeitet wer- 
den. Die Bearbeitungsdauer wird dadurch deutlich ver- 
ringert und der Verwaltungsaufwand halbiert, weil die je- 
weiligen Träger der Rentenversicherung nicht mehr ein- 
geschaltet werden müssen. 

Zu Buchstabe c 

Folgeänderung bedingt dadurch, dass die Deutsche Renten- 
versicherung Bund zukünftig die Funktion der ehemaligen 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte als zentrale 
Stelle wahmimmt. 
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Zu Nummer 21 (§ 151a) 

Redaktionelle Anpassung an die neue Organisationsstruktur 
in der gesetzlichen Rentenversicherung. Bei der Erstellung 
des Sicherheitskonzeptes handelt es sich um eine in die Zu- 
ständigkeit der Deutschen Rentenversicherung Bund fal- 
lende Querschnittsaufgabe. 

Zu Nummer 22 (§ 153) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 23 (§ 154) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 24 (§ 156) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung ergibt. Das Vorschlagsrecht wird 
an die geänderte Organisationsstruktur angepasst. Bei der 
Auswahl der zu wählenden Vertreter ist sicherzustehen, 
dass die Regionalebene und die Bundesebene gleichgewich- 
tig im Sozialbeirat vertreten sind. 

Zu Nummer 25 (§ 158) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 26 (§ 159) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 27 (§ 163) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 28 (§ 168) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 29 (§ 170) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 30 (§176) 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Rentenver- 
sicherungsträger wahmehmen soll. 


Zu Nummer 31 (§ 176a) 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherangsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 32 (§177) 

Zu Buchstabe a 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherang und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Buchstabe b 

Es gelten weiter die haushaltsrechtlich bisher nur für den 
Bundeszuschuss verankerten Regelungen auch für die Bei- 
tragszahlung für Kindererziehungszeiten, soweit im Haus- 
haltsrecht keine eigenständige Regelung getroffen wird. Die 
verfahrensrechtliche Steuemng obliegt dem Bundesversi- 
chemngsamt. 

Zu Nummer 33 (§178) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 34 (§ 187b) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 35 (§196) 

Die Vorschrift stellt sicher, dass - wie nach bisherigem 
Recht - die Mitteilungen der Handwerkskammern zunächst 
an den örtlichen Regionalträger erfolgen. Dadurch wird zu- 
sätzlicher Verwaltungsaufwand bei den Handwerkskam- 
mern, die ansonsten zunächst den zuständigen Rentenver- 
sichemngsträger ermitteln müssten, vermieden. Im Übrigen 
handelt es sich um Folgeändemngen zur Aufgabe der Unter- 
scheidung zwischen der Rentenversichemng der Arbeiter 
und der Angestellten 

Zu Nummer 36 (§201) 

Zu Buchstabe a 

Folgeändemng aufgmnd der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse. 

Zu Buchstabe b 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 37 (§212) 

Redaktionelle Folgeändemng. Der Regelungsgehalt des 
Satzes 3 wird in § 212b übernommen, die Regelung des 
Satzes 4 wird in § 212a Abs. 2 eingestellt. 
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Zu Nummer 38 (§§ 212a und 212b) 

Die Neuregelung verpflichtet die Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung in den Fällen, in denen die Zahlung von 
Pflichtbeiträgen für sonstige Versicherte i. S. d. § 3 sowie 
für nachversicherte Personen i. S. d. § 8 unmittelbar an die 
Rentenversicherung zu leisten ist, die ordnungsgemäße Er- 
füllung der Meldepflichten sowie der sonstigen Pflichten 
nach dem SGB VI (z. B. Beitragszahlungspfhcht, Einhal- 
tung der Berechnungsgrundsätze) zu prüfen. 

Die Zahlung von Pflichtbeiträgen für sonstige Versicherte 
sowie für nachversicherte Personen erfolgt nach Absatz 1 
durch folgende Stellen (Zahlungspflichtige): 

- im Zusammenhang mit Lohnersatzleistungen durch die 
Bundesanstalt für Arbeit, die Krankenkassen, die Träger 
der Unfallversicherung, die Versorgungsämter und die 
Integrationsämter (§§ 173, 176 i. V. m. § 170), 

- im Zusammenhang mit der Pflegeversicherung durch die 
sozialen oder privaten Pflegekassen sowie durch die 
Festsetzungsstellen für Beihilfe (§§ 173, 176a i. V. m. 
§ 170 Abs. INr. 6), 

- im Zusammenhang mit den Beiträgen für Wehrpflichtige 
durch das Bundesamt für Wehrverwaltung (§ 173 
i. V. m. § 170 Abs. INr. 1), 

- im Zusammenhang mit den Beiträgen für Zivildienstleis- 
tende durch das Bundesamt für Zivildienst (§173 
i. V. m. § 170 Abs. 1 Nr. 1) und 

- im Zusammenhang mit der Nachversicherung durch die 
nach § 185 zuständigen Stellen. 

All diese Stellen zahlen Beiträge unmittelbar - also nicht 
über die Krankenkassen als Einzugsstellen - an die Renten- 
versicherungsträger (sog. unmittelbare Beitragszahler). 

Die von § 212a erfassten unmittelbaren Beitragszahler sind 
in der Regel zugleich Arbeitgeber im Sinne des § 28p 
Abs. 1 des Vierten Buches. So zahlt beispielsweise eine 
Krankenkasse nicht nur Beiträge für ihre Krankengeld- 
bezieher, sondern als Arbeitgeber auch Gesamtsozialver- 
sicherungsbeiträge für ihre Beschäftigten. Entsprechendes 
gilt z. B. für einen Arbeitgeber mit Dienstherreneigenschaft 
(z. B. eine Kommune). Dieser zahlt Gesamtsozialversiche- 
rungsbeiträge für seine Arbeiter und Angestellten an die 
Krankenkasse. Als Dienstherr führt er auch Nachversiche- 
rungen für seine ausgeschiedenen Beamten durch und zahlt 
in diesem Zusammenhang unmittelbar Beiträge an den Ren- 
tenversicherungsträger. Die gleiche Kommune ist zugleich 
Festsetzungsstelle für die Beihilfe und zahlt in dieser Funk- 
tion Rentenversicherungsbeiträge für Pflegepersonen. Vor 
diesem Hintergrund stellt Absatz 2 im Sinne einer wirt- 
schaftlichen Aufgabenerledigung sicher, dass nur ein Regio- 
nalträger prüft und dies möglichst zusammen mit der 
Arbehgeberprüfung nach § 28p des Vierten Buches. Daher 
ist es zulässig, den Arbeitgeber in der Datei nach Absatz 3 
entsprechend zu kennzeichnen. 

Die Absätze 3 und 4 sollen eine zügige und umfassende 
Prüfung wie bei § 28p SGB IV ermöglichen. Die Prüfungen 
sollen durch automatisierte Verfahren unterstützt werden. 


Die notwendigen Dateien sind wie bei der Arbeitgeberprü- 
fung geregelt (Absatz 5). In der Datei nach Absatz 5 Satz 2 
geht es vor allem um die den Meldungen nach der Daten- 
erfassungs- und -Übermittlungsverordnung (DEÜV) ent- 
nommenen und für den Aufbau und die Aktualisierung der 
Datei maßgebenden Daten sowohl des Sozialleistungs- 
trägers als auch der Sozialleistungsempfänger, also der Ver- 
sicherten. Dazu folgendes Beispiel: 

Unter dem Identifikationsmerkmal der AOK Rheinland sind 
alle Krankengeldbezieher dieser AOK mit ihrer Versiche- 
rungsnummer der Rentenversicherung, dem Zeitraum des 
Sozialleistungsbezuges und weiteren in den Meldungen der 
AOK Rheinland nach § 38 DEÜV enthaltenen Daten ge- 
speichert. 

Auf diese Weise ist es möglich, eine nach § 212a bevorste- 
hende Prüfung der AOK Rheinland durch die Rentenver- 
sicherung unter Einsatz der EDV optimal vorzubereiten. Bei 
diesem Verfahren der Speicherung der Meldungen, z. B. für 
Entgehersatzleistungen, kann in Kauf genommen werden, 
dass die Meldungen erst nach Ablauf der Entgehersatz- 
leistung erstattet werden. Zusätzliche Meldungen, z. B. bei 
Beginn einer Sozialleistung, sind nicht vorgesehen; 
Absatz 5 Satz 5 bietet hierfür keine Rechtsgrundlage. 

Absatz 6 enthält die Verordnungsermächtigung, insbeson- 
dere zur Festlegung der in der Datei nach Absatz 5 Satz 1 
gespeicherten Daten, soweit sie für die Planung und für die 
Speicherung der Ergebnisse der Prüfungen notwendig sind. 

§ 212b beinhaltet die bisher in § 212 bestimmte Berechti- 
gung der Rentenversicherungsträger, in Ausnahmefällen 
auch vor Ort Prüfungen bei den versicherungspfhchtigen 
Selbständigen oder von diesen mit der Beitragszahlung oder 
Erstattung von Meldungen beauftragten Stellen vornehmen 
zu können. Durch die Neuregelung wird auch weiterhin 
sichergestellt, dass der Rentenversicherungsträger Kenntnis 
über alle Tatsachen zur Feststellung der Versicherungs- und 
Beitragspfhcht erlangen kann. In Fällen, in denen der ver- 
sicherungspfhchtige Selbständige seinen gesetzlichen Mit- 
wirkungspfhchten (§§ 190a, 196 ) nicht nachkommt oder 
berechtigte Zweifel an den von ihm gemachten Angaben be- 
stehen, muss es dem Träger der Rentenversicherung mög- 
lich sein, eine konkrete Prüfung der tatsächlichen Gegeben- 
heiten vor Ort vornehmen zu können. Darüber hinaus wer- 
den nunmehr durch den Verweis auf einzelne Regelungen 
des § 212a verfahrenstechnische Konkretisierungen für die 
Durchführung der Prüfung vorgegeben. 

Zu Nummer 39 (§213) 

Folgeänderungen, die sich aus der Neuorganisation der ge- 
setzlichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergeben. 

Unveränderte Bezugnahme auf die bisher haushaltsrechtlich 
verankerten Regelungen zu den Zahlungsmodalitäten des 
Bundeszuschusses. Die Durchführung des Verfahrens ob- 
liegt weiterhin dem Bundesversicherungsamt. 

Zu Nummer 40 (§214) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 
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Zu Nummer 41 (§214a) 

Um jederzeit bei Bedarf Überblick über die Liquiditätslage 
der allgemeinen Rentenversicherung zu haben, erfasst die 
Deutsche Rentenversicherung Bund arbeitstäglich den Li- 
quiditätsstand. Die Träger der allgemeinen Rentenversiche- 
rung stellen die erforderlichen Daten möglichst in einer ge- 
meinsamen Datenbank bereit. Das Erweiterte Direktorium 
bei der Deutschen Rentenversicherung Bund hat die Einzel- 
heiten des Verfahrens abzustimmen, und muss dieses der 
Bedarfssituation und den technischen Möglichkeiten ent- 
sprechend gestalten. 

Zu Nummer 42 (§ 216) 

Die Neufassung bringt stärker zum Ausdruck, dass es sich 
um eine gemeinsame Schwankungsreserve für die Träger 
der allgemeinen Rentenversicherung handelt. Die Regelun- 
gen zur Verwaltung der Schwankungsreserve berücksichti- 
gen, dass einerseits der Deutschen Rentenversicherung 
Bund die wesentlichen Steuerungsaufgaben gemäß den 
§§ 219, 227 zukommen, andererseits alle Träger die einge- 
henden Beitragsmittel selbst verwalten sollen. Um flexibel 
auf künftige Anforderungen an die Verfügbarkeit der 
Schwankungsreserve reagieren zu können, wird den Trä- 
gem die Möglichkeit eingeräumt, sich im Erweiterten Di- 
rektorium bei der Deutschen Rentenversichemng Bund über 
das nähere Verfahren zur Umsetzung des Absatzes 2 Satz 2 
zu verständigen. Die Steuemngsaufgaben sind gemeinsame 
Angelegenheiten der Träger der Rentenversichemng im 
Sinne von § 125 Abs. 2 Satz 2. 

Zu Nummer 43 (§ 217) 

Die Ergänzung bezweckt die Verhindemng von Liquiditäts- 
engpässen in Zusammenhang mit der Anlage der Schwan- 
kungsreserve. 

Zu Nummer 44 (§218) 

Folgeändemng zur Neuordnung der Finanzströme in § 219 
und der Verwaltung der Schwankungsreserve in § 214. 

Zu Nummer 45 (§ 219) 

Die Träger der allgemeinen Rentenversichemng bilden 
einen Finanzverbund. Sie tragen die Aufwendungen der all- 
gemeinen Rentenversichemng mit Ausnahme der Aufwen- 
dungen für Leistungen zur Teilhabe, für Verwaltungs- und 
Verfahrenskosten sowie Investitionen gemeinsam nach dem 
Verhältnis der Beitragseinnahmen. Die Zahlungen des Bun- 
des an die allgemeine Rentenversichemng - mit Ausnahme 
der Erstattung der Kinderzuschüsse nach § 270 und der 
Erstattungen nach § 290a - sowie die gemeinsame Schwan- 
kungsreserve einschließlich der Erträge hieraus sind im 
selben Verhältnis aufzuteilen. Die Aufteilungen erfolgen 
buchhalterisch gemäß § 227. Die Bundeserstattung für Kin- 
derzuschüsse nach § 270 wird auf die Träger der allgemei- 
nen Rentenversichemng im Bundesgebiet ohne das Bei- 
trittsgebiet nach dem Verhältnis der Beitragseinnahmen 
buchhalterisch aufgeteilt. Die Bundeserstattung nach § 290a 
wird auf die Träger der allgemeinen Rentenversichemng im 
Beitrittsgebiet nach dem Verhältnis der Beitragseinnahmen 
buchhalterisch aufgeteilt. 


Die bei den Trägem der allgemeinen Rentenversichemng 
eingehenden Mittel werden von diesen ausschließlich auf 
die gesetzlich vorgegebenen monatlichen Zahlungstermine 
angelegt und nach Bedarf, spätestens aber zum letzten mo- 
natlichen Zahlungstermin vollständig an den Rentenservice 
der Deutschen Post oder an die Deutsche Rentenversiche- 
mng Bund überwiesen. Letztere ist ebenfalls Zahlungsemp- 
fänger beispielsweise zum Ausgleich von Zahlungsver- 
pflichtungen gegenüber dem Bund, Dritten oder zur Anlage 
des dort verwalteten Teils der Schwankungsreserve. Als 
Zahlungstermin gilt auch der Fälligkeitstag für Verpflich- 
tungen der Deutschen Rentenversichemng im Rahmen der 
Durchfühmng des Risikostmkturausgleichs (RSA). Vor- 
stehendes gilt nicht, soweit Mittel unmittelbar für Aufwen- 
dungen für Leistungen zur Teilhabe, Verwaltung, Verfahren 
sowie Investitionen benötigt werden oder bei hinreichender 
Liquidität gemäß § 216 Abs. 2 Satz 2 von den Trägem als 
Schwankungsreserve verwaltet werden. 

Die tatsächlichen Zahlungsströme in der gesetzlichen Ren- 
tenversichemng werden durch die Optimiemng des Zahl- 
verfahrens auf ein Minimum reduziert. Das Erweiterte 
Direktorium bei der Deutschen Rentenversichemng Bund 
kann aufgmnd gesetzlicher Verpflichtungen der Träger der 
allgemeinen Rentenversichemng beispielsweise weitere 
Zahlungstermine und Zahlungsempfänger festlegen. Diese 
Ermächtigung bemht auf dessen Funktion als Finanzsteue- 
mngsgremium und ermöglicht eine ausreichende Flexibili- 
tät auch im Hinblick auf künftige Rechtsändemngen. 

Sofern die vorhandenen Mittel aller Träger der allgemeinen 
Rentenversichemng auch nach Verwendung der gesamten 
Schwankungsreserve nicht ausreichen, beantragt die Deut- 
sche Rentenversichemng Bund als Steuemngsgremium für 
die allgemeine Rentenversichemng finanzielle Hilfen des 
Bundes. 

Zu Nummer 46 (§ 220) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. Mit der Ändemng des Absatzes 2 
Satz 1 wird der Tatsache Rechnung getragen, dass die Deut- 
sche Rentenversichemng Bund zukünftig Gmndsatz- und 
Querschnittsaufgaben für alle Träger der Rentenversiche- 
mng wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr nunmehr auch 
die Aufgaben, die bisher dem Verband Deutscher Renten- 
versichemngsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 47 (§221) 

Mit der Ändemng wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversichemng Bund zukünftig 
Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversichemng wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversichemngsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 48 (§ 223) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. Die Ausgleichsverfahren zwischen 
der allgemeinen und der knappschaftlichen Rentenversiche- 
mng bleiben bestehen. Die Anteile der Träger der allgemei- 
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nen Rentenversicherung werden einem gemeinsamen Konto 
zugeordnet. 

Zu Nummer 49 (§ 224) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. Die Zuständigkeit des Bundesver- 
sicherungsamtes für das Verfahren gemäß Absatz 3 bleibt 
erhalten. 

Zu Nummer 50 (§ 224a) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 51 (§ 227) 

Die Grundsätze und die Steuerung der Finanzausstattung 
und Finanzverwaltung obliegen der Deutschen Rentenver- 
sicherung Bund. Die Abrechnungsverfahren der Träger der 
Rentenversicherung untereinander und mit der Deutschen 
Post AG führt künftig die Deutsche Rentenversicherung 
Bund durch. Sie hat dabei im Rahmen der wirtschaftlichen 
und sparsamen Mittelverwaltung für eine Minimierung von 
Zahlungsströmen und Abrechnungsverfahren zu sorgen. 
Die Ausgleiche der Zahlungsströme der Träger der allge- 
meinen Rentenversicherung untereinander finden nur noch 
buchhalterisch für die Aufstellung der Haushalte und die 
Rechnungsabschlüsse statt. Bei Beteiligung des Bundes an 
Zahlungsströmen verbleibt es bei der Zuständigkeit des 
Bundesversicherungsamtes; auch hier sollen die Aufteilun- 
gen auf die Träger der allgemeinen Rentenversicherung 
weitgehend buchhalterisch erfolgen. 

Die Abrechnung für das Kalenderjahr 2005, die im Jahr 
2006 durchgeführt wird, nimmt das Bundesversicherungs- 
amt vor, da hierbei die bis zum 3 1 . Dezember 2005 maß- 
gebenden Abrechnungsbestimmungen zu beachten sind. 
Der sich aufgrund der Abrechnung 2005 ergebende Zah- 
lungsausgleich zwischen den Trägem der allgemeinen Ren- 
tenversicherang, der im Jahr 2006 zu vollziehen ist, wird 
nur buchhalterisch durchgeführt. 

Zu Nummer 52 (§ 248) 

Folgeänderang, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherang und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 53 (§ 255e) 

Folgeänderang, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 54 (§ 269) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 


Zu Nummer 55 (§ 273) 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. Die 
Regelung entspricht inhaltlich dem bisherigen Recht. 

Zu Buchstabe c 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Buchstabe d 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Die Änderung stellt einerseits sicher, dass - wie nach bis- 
herigem Recht - für Personen, die im Zeitpunkt des Zustän- 
digkeitswechsels nach § 140 a. F. (jetzt § 136) bereits eine 
Rente bezogen haben, der bisher zuständige Rentenver- 
sicherungsträger für die Dauer des Bezuges dieser Rente 
weiterhin zuständig bleibt. Da nach § 130 einheitlich für 
alle Beschäftigungen oder selbständige Tätigkeiten bereits 
ein geleisteter Beitrag die Zuständigkeit der Deutschen Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See für Leistungen be- 
gründet, wird zum anderen bestimmt, dass für Personen, für 
die nach bisherigem Recht die Sonderzuständigkeit der 
Bahnversicherungsanstalt bzw. der Seekasse nicht gegeben 
war und die im Zeitpunkt des Zuständigkeitswechsels be- 
reits eine Rente beziehen, ebenfalls der bisher zuständige 
Rentenversicherungsträger für die Dauer des Bezuges dieser 
Rente zuständig bleibt. Sofern am 31. Dezember 2004 bei 
dem bisher zuständigen Rentenversicherungsträger ein Ge- 
schäftsvorfall in Bearbeitung ist, schließt dieser Träger den 
Geschäftsvorfall ab. 

Zu Buchstabe e 

Nach dem bisherigen Recht (§ 137) wurden die Beschäftig- 
ten der Bundesknappschaft in der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung versichert. Im Hinblick auf die Vereinigung 
der Bundesknappschaft mit der Bahnversicherungsanstalt 
und der Seekasse kann diese Regelung nicht mehr beibehal- 
ten werden. Zukünftig ist die Deutsche Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See zwar weiterhin zuständig für die 
eigenen Beschäftigten, die Versicherung wird jedoch in der 
allgemeinen Rentenversicherung durchgeführt. Zusätzlich 
besteht die Möglichkeit einer Zusatzversorgung. Wegen der 
sog. Bifunktionalität der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung war bisher für die Beschäftigten der Bundesknapp- 
schaft keine Zusatzversorgung vorgesehen. 

Zur Vermeidung negativer Auswirkungen auf die Altersver- 
sorgung der bisherigen Beschäftigten der Bundesknapp- 
schaft ist eine entsprechende Besitzstandsregelung erforder- 
lich. Absatz 4 bestimmt daher, dass Versicherte, die am Tag 
vor dem Inkrafttreten der Vereinigung bei der bisherigen 
Bundesknappschaft beschäftigt und knappschaftlich ver- 
sichert waren, für die Dauer dieser Beschäftigung weiterhin 
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in der knappschaftlichen Rentenversicherung zu versichern 
sind. 

Zu Buchstabe f 

Absatz 5 entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung des 
§ 273b und berücksichtigt die Folgeänderung aufgrund der 
Vereinigung von Bundesknappschaft, Bahnversicherungs- 
anstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 56 (§ 273a) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 57 (§ 273b) 

Im Hinblick auf die Vereinigung der Sonderanstalten kann 
die Vorschrift gestrichen werden. Der in der bisherigen Vor- 
schrift geregelte Sachverhalt findet sich nunmehr in § 273 
Abs. 5 wieder. 

Zu Nummer 58 (§ 274) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 59 (§ 274a) 

Da zukünftig im Hinblick auf den einheitlichen Versicher- 
tenbegriff nicht mehr zwischen Arbeitern und Angestellten 
unterschieden wird, ist die bisherige Regelung nicht mehr 
erforderlich. 

Zu Nummer 60 
Zu § 274c 

Absatz 1 stellt klar, dass es zur Stabilisierung der Arbeits- 
mengen zwischen den Trägem nur noch zu Zuständigkeits- 
wechseln zwischen den Regionalträgem (Nummer 1), in die 
Zuständigkeit der Deutschen Rentenversicherang Knapp- 
schaft-Bahn-See (Nummer 2) und aufgmnd des Ausgleichs- 
verfahrens (Nummer 3) kommt. 

Um die Versichertenquote im Sinne des § 127 zwischen den 
Bundes- und den Regionalträgem auch für die Versicherten 
herzustellen, denen bereits vor Inkrafttreten der neuen Ver- 
sichertenzuordnung eine Versichemngsnummer zugeteilt 
wurde (Bestandsversicherte), wird das Erweiterte Direkto- 
rium bei der Deutschen Rentenversicherang Bund in 
Absatz 2 ermächtigt, ein Ausgleichverfahren zu beschlie- 
ßen, das von der Datenstelle der Träger der Rentenversiche- 
mng durchgeführt wird und dessen Gmndzüge in den Ab- 
sätzen 2 bis 5 wie folgt festgelegt sind: 

Der Ausgleichszeitraum beträgt gemäß Absatz 2 15 Jahre. 
Für jeden Versichertenjahrgang und jeden örtlichen Zustän- 
digkeitsbereich eines Regionalträgers gesondert wird jähr- 
lich die Differenz zwischen der Ist- Verteilung der Versicher- 
ten und der Soll- Verteilung ermittelt. Die Sohverteilung ent- 
spricht dem Verhältnis von 45:55 zwischen Bundes- und 
Regionalträgem. Als Ergebnis erhält man für jeden Ver- 
sichertenjahrgang die Zahl von Versicherten, die einem 
neuen Träger zuzuweisen sind. Von dieser Ausgleichszahl 
wird jährlich ein der Restlaufzeit entsprechender Anteil an 
Versicherten neu zugeordnet. Einbezogen werden jeweils 
Versicherte, die 60 Jahre oder jünger sind. 


Absatz 3 enthält eine abschließende Aufzählung der Be- 
standsversicherten, die zwar zu den einzubeziehenden Jahr- 
gängen nach Absatz 2 gehören, aber dennoch von dem Aus- 
gleichsverfahren ausgenommen werden. Hierzu gehören 
nach Nummer 1 die Bestandsversicherten der Deutschen 
Rentenversicherang Knappschaft-Bahn-See, um ihre aus- 
schließliche branchenbezogene Zuständigkeit für bestimmte 
Versichertengrappen zu erhalten. Mit Nummer 2 wird fest- 
gelegt, dass es für jede Bestandsversicherte bzw. jeden Be- 
standsversicherten höchstens einmal zu einem Trägerwech- 
sel aufgrund des Ausgleichsverfahrens kommen kann. Nach 
Nummer 3 werden Bestandsversicherte, die bereits Leistun- 
gen beziehen oder bei denen ein Leistungsverfahren anhän- 
gig ist, von der Umverteilung ausgenommen. Damit wird si- 
chergestellt, dass der Trägerwechsel ohne nennenswerten 
Verwaltungsaufwand und ohne Belastungen für die betrof- 
fenen Versicherten durchgeführt werden kann. Nummer 4 
vermeidet einen Drittschuldnerwechsel und dient damit dem 
Gläubigerschutz. 

Absatz 4 enthält eine spezielle Regelung für die Bestands- 
versicherten, für die über- oder zwischenstaatliches Recht 
zur Anwendung kommt, also für Fähe mit Auslandsberüh- 
rung. Auch hier ist die Quote 45:55 zwischen Bundes- und 
Regionalträgem herzustellen. Da bei einigen Regional- 
trägem die Verbindungsstellenfunktion einen besonders 
hohen Anteil an der Sachbearbeitung ausmacht, hat das 
Ausgleichsverfahren die Aufgabenentwicklung der Verbin- 
dungsstellen zu berücksichtigen. Das Erweiterte Direkto- 
rium muss ein Verfahren entwickeln, das der speziellen 
Situation jedes dieser Regionalträger Rechnung trägt und 
eine Stabilität der Arbeitsmengen gewährleistet. 

Die Ausführung des Ausgleichsverfahrens erfolgt gemäß 
Absatz 5 Satz 1 durch die Datenstelle der Träger der Ren- 
tenversicherung. Da deren Stammdatensatz bislang nicht 
alle zur Durchführung des Ausgleichsverfahrens erforder- 
lichen Merkmale erfasst, ist eine Erweiterung des Daten- 
bestandes erforderlich (Absatz 5 Satz 1 zweiter Halbsatz). 

Die betroffenen Versicherten und Rentenversicherungsträ- 
ger sind gemäß Absatz 5 Satz 2 über den Zuständigkeits- 
wechsel unverzüglich zu unterrichten. 

Um das Ziel einer stabilen Arbeitsmengenverteilung zwi- 
schen den Rentenversicherungsträgem dauerhaft zu errei- 
chen, bedarf es einer regelmäßigen Überprüfung der tat- 
sächlichen Entwicklung. Absatz 6 sieht daher vor, dass die 
Deutsche Rentenversicherung Bund beginnend ab 2006 
jährlich einen Bericht veröffentlicht, der die tatsächliche Ar- 
beitsmengenverteilung zwischen den Rentenversicherungs- 
trägern der Bundes- und Regionalebene sowie eine Pro- 
gnose für die künftige Entwicklung enthält. Hierbei handelt 
es sich um eine gemeinsame Angelegenheit der Träger der 
Rentenversicherung im Sinne von § 125 Abs. 2 Satz 2. Das 
Erweiterte Direktorium wird ermächtigt, bei etwaigem wei- 
teren Stabilisierungsbedarf die erforderlichen Maßnahmen 
zu beschließen. 

Zu § 274d 

Die Vorschrift legt fest, welcher Träger der Rentenversiche- 
rung bis zur Errichtung der Deutschen Rentenversicherung 
Bund und der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See deren Aufgaben wahraimmt. 
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Zu Nummer 61 (§ 275a) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 62 (§ 277a) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 63 (§ 287d) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 64 (§ 287e) 

Folgeänderung in Absatz 2 Satz 1, die sich aus der Neu- 
organisation der gesetzlichen Rentenversicherung und dem 
einheitlichen Versichertenbegriff ergibt. Die Änderung in 
Absatz 2 Satz 2 ist eine Folgeänderung zur Neuordnung der 
Finanzströme und des Abrechnungsverfahrens in den 
§§219 und 227. 

Zu Nummer 65 (§ 287f) 

Folgeänderung zur Neuordnung der Finanzströme und des 
Abrechnungsverfahrens in den §§ 219, 227. 

Zu Nummer 66 (§ 289) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. Die Anteile der Träger der allgemei- 
nen Rentenversicherung werden einem gemeinsamen Konto 
zugeordnet. 

Zu Nummer 67 (§ 289a) 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung zu § 227. 

Zu Nummer 68 (§291b) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 69 (§ 291c) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 70 (§ 292a) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung ergibt. 


Zu Nummer 71 (§ 293) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 72 (§ 297) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 73 (§ 307) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 74 (Anlage 2) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 75 (Anlage 2a) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 76 (Anlage 2b) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 2 (Weitere Änderung Sechstes Buch 
Sozialgesetzbuch) 

Die weitere Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetz- 
buch ist wegen unterschiedlicher Inkrafttretensregelungen 
im Dritten Kapitel Erster Abschnitt erforderlich. Die Auf- 
gabe der Unterscheidung zwischen Arbeiterrentenversiche- 
rung und Angestelltenversicherung sowie die neue Ver- 
sichertenzuordnung zu den Trägem der Rentenversichemng 
im Rahmen der Vergabe der Versichemngsnummer tritt 
schon zum 1. Januar 2005 in Kraft. Die neuen Bundesträger 
(Deutsche Rentenversichemng Bund und Deutsche Renten- 
versichemng Knappschaft-Bahn-See) werden dagegen erst 
zum 1 . Oktober 2005 errichtet; bis zu diesem Zeitpunkt be- 
steht auch der Verband Deutscher Rentenversichemngsträ- 
ger fort. Für die Zeit vom 1. Januar 2005 bis 30. September 
2005 müssen daher im Dritten Kapitel Erster Abschnitt des 
SGB VI die Vorschriften fortgelten, die die bis dahin weiter 
bestehenden Rentenversichemngsträger und den VDR be- 
treffen. Mit Artikel 2 werden die Ändemngen ergänzt, die 
ab 1 . Oktober 2005 nach Errichtung der neuen Bundesträger 
und Auflösung des VDR gelten. 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Redaktionelle Folgeändemng zu den weiteren Ändemngen 
im SGB VI. 
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Zu Nummer 2 
Zu § 143 

Das Direktorium der Deutschen Rentenversicherung Bund 
nimmt die Aufgaben der Geschäftsführung wahr (vgl. § 3 1 
Abs. 1 SGB IV). Absatz 2 stellt zunächst klar, dass die 
Funktion eines Mitgliedes des Direktoriums der Deutschen 
Rentenversicherung Bund in einem Beamtenverhältnis auf 
Zeit wahrgenommen werden soll. Nach Ablauf des Be- 
amtenverhältnisses auf Zeit ist eine erneute Ernennung auf 
Zeit bei Wiederwahl (vgl. § 36 Abs. 3b SGB IV) möglich. 

Das Direktorium wird künftig neben seinen Trägeraufgaben 
auch für Grundsatz- und Querschnittsaufgaben der gesam- 
ten Deutschen Rentenversicherung zuständig sein. Das Be- 
amtenverhältnis auf Zeit entspricht den besonderen Anfor- 
derungen an derart herausragende Führungspositionen in 
der Deutsche Rentenversicherung. Da die beamtenrecht- 
lichen Vorschriften für die Laufbahnen und Probezeiten 
keine Anwendung finden, steht dieses Beamtenverhältnis 
auch Personen offen, die bislang als Arbeitnehmer und/oder 
in Berufsfeldem außerhalb des öffentlichen Dienstes tätig 
waren. 

Nach den Absätzen 3 bis 5 orientiert sich die versorgungs- 
rechtliche Ausgestaltung des Zeitbeamtenverhältnisses in 
Fällen, bei denen ein Beamten- oder Richterverhältnis auf 
Lebenszeit vorausgeht, an den Regelungen des § 15a des 
Beamtenversorgungsgesetzes und in Fällen, bei denen 
„Quereinsteiger“ berufen werden, an den Regelungen des 
§ 66 des Beamtenversorgungsgesetzes. 

Absatz 3 bestimmt in versorgungsrechtlicher Hinsicht die 
Anwendung des § 15a des Beamtenversorgungsgesetzes für 
Mitglieder des Direktoriums, die nach Ablauf ihrer Amts- 
zeit wieder in ihr vorheriges Amt im Beamten- oder Rich- 
terverhältnis auf Lebenszeit eintreten. 

Absatz 4 befasst sich mit der Ruhegehaltsberechnung für 
„Quereinsteiger“. Über die Anwendung des § 66 Abs. 1 des 
Beamtenversorgungsgesetzes werden als Grundlage die gel- 
tenden Vorschriften für die Versorgung der Beamten auf Le- 
benszeit bestimmt. Die Höhe des Ruhegehaltes bestimmt 
sich nach § 14 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes; bei 
Eintritt in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit zusätz- 
lich nach Absatz 3 der Norm. Die Absätze 4 bis 6 des § 14 
des Beamtenversorgungsgesetzes finden keine Anwendung. 
Die Bestimmung des Ruhegehaltes über § 66 Abs. 1 des Be- 
amtenversorgungsgesetzes schließt die Anwendung der An- 
rechnungsvorschriften der §§ 53 bis 56 des Beamtenversor- 
gungsgesetzes ein. 

Absatz 5 bestimmt die versorgungsrechtliche Regelung bei 
einer erneuten Berufung in ein anderes Amt im Direktorium 
der Deutschen Rentenversicherung Bund. Die gesamte als 
Mitglied des Direktoriums verbrachte Zeit gilt versorgungs- 
rechtlich als eine nicht unterbrochene Amtszeit (§ 66 Abs. 4 
Satz 2 des Beamtenversorgungsgesetzes). Im Falle der Hö- 
herbewertung ist das Ruhegehalt aus dem höheren Amt zu 
berechnen. Auch im Falle der erneuten Berufung in ein mit 
geringeren Dienstbezügen verbundenes Amt als Mitglied 
des Direktoriums ist das Ruhegehalt für die gesamte Dienst- 
zeit aus dem höheren Amt zu berechnen (§ 5 Abs. 5 des Be- 
amtenversorgungsgesetzes) . 


Die in Absatz 7 vorgesehene Delegationsmöglichkeit für 
den einfachen, mittleren und gehobenen Dienst auf das 
Direktorium bzw. die Geschäftsführung soll für den Vor- 
stand bzw. dessen Personalausschuss die Möglichkeit schaf- 
fen, sich von Routineaufgaben zu entlasten. 

Im Übrigen entspricht die Vorschrift der Regelung des bis- 
herigen § 143 und wurde redaktionell an die Neuorganisa- 
tion der gesetzlichen Rentenversicherung angepasst. 

Absatz 9 eröffnet die Möglichkeit, dass sich die Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See zur Wahrneh- 
mung der Aufgaben der ehemaligen Seekasse des Personals 
der See-Berufsgenossenschaft bedient, das bereits bisher 
diese Aufgaben erfüllt hat. 

Zu § 144 

Die Regelung entspricht der Regelung des bisherigen § 145 
und wurde redaktionell angepasst. 

Zu § 145 

Die Regelung in Absatz 1 übernimmt die Bestimmungen 
zur Datenstelle aus dem früheren § 146 Abs. 2 mit der Maß- 
gabe, dass die Verwaltung der Datenstelle nunmehr der 
Deutschen Rentenversicherung Bund obliegt. Hierbei han- 
delt es sich um eine gemeinsame Angelegenheit der Träger 
der Rentenversicherung im Sinne von § 125 Abs. 2 Satz 2. 
Die Vorschrift stellt zudem klar, dass die Datenstelle wie 
nach bisherigem Recht, ihre Eigenständigkeit behält, mithin 
trotz der notwendigen engen verwaltungstechnischen und 
organisatorischen Verbundenheit zwischen der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Datenstelle, die Daten- 
stelle keine Unterorganisation der Deutschen Rentenver- 
sicherung Bund ist, sondern lediglich von dieser verwaltet 
wird. Hierzu gehört auch, dass - wie nunmehr Satz 2 aus- 
drücklich vorsieht - sicherzustellen ist, dass die Daten- 
bestände, die die Deutsche Rentenversicherung Bund als 
Rentenversicherungsträger besitzt, von den Datenbestän- 
den, die bei der Datenstelle geführt werden, dauerhaft ge- 
trennt bleiben. 

Die Vorschrift in Absatz 2 lässt - entsprechend dem bisheri- 
gen Recht des § 146 Abs. 3 - die Einrichtung von Dateien 
mit Sozialdaten, die nicht ausschließlich einer Versiche- 
rungsnummer der der Deutschen Rentenversicherung Bund 
zugewiesenen Versicherten zugeordnet sind, durch die 
Deutsche Rentenversicherung Bund nur unter der Voraus- 
setzung zu, dass die Einrichtung der betreffenden Datei 
gesetzlich vorgeschrieben ist und zudem die Datei aus- 
schließlich bei der Datenstelle geführt wird. Erfasst sind 
hiervon damit insbesondere die Stammsatzdatei (§ 150) 
sowie die Arbeitgeberdatei (§ 28p Abs. 8 Satz 1 Viertes 
Buch Sozialgesetzbuch). 

Absatz 3 regelt unter Berücksichtigung der bereits gängigen 
Praxis, dass die Datenstelle der Träger der Rentenversiche- 
rung für den Bereich der Rentenversicherung Aufgaben des 
Datenaustausches innerhalb der Europäischen Union wahr- 
nimmt. In Umsetzung des Beschlusses 117 und 118 zu 
Artikel 50 Abs. 1 Buchstabe a der VO 574/72 gehört hierzu 
der Austausch von Versicherungsnummem und anderen ren- 
tenversicherungsrechtlichen Identifikationsmerkmaien mit 
dem zuständigen Versicherungsträger bei Aufnahme einer 
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Beschäftigung durch einen Angehörigen eines EG-Mitglied- 
staates in einem anderen EG-Mitgliedstaat. 

Absatz 4 bestimmt wie schon nach bisherigem Recht, dass 
das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Siche- 
rung die Aufsicht über die Datenstelle der Träger der Ren- 
tenversicherung führt, mit der Möglichkeit, die Aufsicht 
ganz oder teilweise auf das Bundesversicherungsamt zu 
übertragen. 

Zu Artikel 3 (Erstes Buch Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 (§§21 und 21b) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 2 (§ 23) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 3 (§ 35) 

Die Vorschrift stellt klar, dass die Datenstelle der Träger der 
Rentenversicherung zu den von § 35 erfassten Stellen ge- 
hört. 

Zu Artikel 4 (Drittes Buch Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 (§ 336) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 2 (§341) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 5 (Viertes Buch Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Redaktionelle Folgeänderung zu Änderungen im SGB IV. 

Zu Nummer 2 (§ 7a) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 3 (§ 7c) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 4 (§ 18a) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 


Zu Nummer 5 (§ 18f) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 6 (§ 22) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 7 (§ 23) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 8 (§ 25) 

Die Hemmung der Verjährung wird auf die Prüfung der 
rechtzeitigen und vollständigen Beitragszahlung bei sonsti- 
gen Versicherten, in Fällen der Nachversicherung und auf 
Prüfungen von versicherungspflichtigen Selbständigen aus- 
geweitet. 

Zu Nummer 9 (§ 28b in der bis 3 1 . Dezember 2005 
geltenden Fassung) 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte und des Verbandes Deutscher Rentenver- 
sicherungsträger werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe b 

Die Vorschrift ist durch Zeitablauf überholt. 

Zu Buchstabe c 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Buchstabe d 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Renfenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 10 (§ 28b in der ab 1. Januar 2006 geltenden 
Fassung) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte und des Verbandes Deutscher Rentenver- 
sicherungsträger werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 
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Zu Nummer 11 (§ 28f) 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung aufgrund der Neufassung von § 28k. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung zur Aufhebung des § 28k Abs. 2 durch das 
Gesetz vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I S. 4621). 

Zu Nummer 12 (§ 28h) 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nummer 13 (§ 28i) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 14 (§ 28k) 

Zu Absatz 1 

Eine versichertengenaue Beitragsabführung verursacht zu- 
sätzliche Melde- und Erfassungsvorgänge bei den Arbeitge- 
bern. Daher soll dem Arbeitgeber die Trennung der Beiträge 
nach den jeweils aktuell zuständigen Rentenversicherungs- 
trägem erspart bleiben. Die Beitragsaufteilung erfolgt statt- 
dessen von den Krankenkassen pauschal nach jährlich von 
der Rentenversicherung vorzugebenden Schlüsselzahlen, 
die einerseits die Verteilung der Pflichtversicherten in der 
allgemeinen Rentenversicherung zwischen der Bundes- und 
der Regionalebene, andererseits jeweils zwischen den 
Trägem der Bundes- und der Regionalebene untereinander 
berücksichtigen. 

Der Anteil der Bundesträger ergibt sich im Jahr des Inkraft- 
tretens aus dem Vorjahresanteil der Rentenversichemng der 
Angestellten und verändert sich dann jährlich entsprechend 
dem Anteil an den Versicherten, bis der durch die Organisa- 
tionsreform angestrebte Anteil von 45 % erreicht ist. 

Das Weiterleitungsverfahren führt zu einer erheblichen Ver- 
einfachung auf Seiten der Arbeitgeber und mit der Orientie- 
mng an der Zahl der Pflichtversicherten zu einer sachge- 
rechten Verteilung der Beiträge auf der regionalen Ebene. 

Zu Absatz 2 

Im Hinblick auf die Beiträge zur Krankenversichemng bei 
geringfügig Beschäftigten wird der Tatsache Rechnung ge- 
tragen, dass die Deutsche Rentenversichemng Bund zu- 
künftig Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Ren- 
tenversichemngsträger wahrnehmen soll. 

Zu Nummer 15 (§ 281) 

Mit der Ändemng wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversichemng Bund zukünftig 
Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversichemng wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversichemngsträger zugewiesen waren. 


Zu Nummer 16 (§ 28p) 

Zu Buchstabe a 

Anpassung an die Neuorganisation der gesetzlichen Renten- 
versichemng. Die Verwendung des Begriffs „Regionalträ- 
ger“ zur Bezeichnung aller Landesversichemngsanstalten 
entspricht dem Gemeinsamen Konzept. Dies wird auch 
nach außen durch eine neue Namensgebung deutlich. Die 
Namen der Rentenversichemngsträger setzen sich künftig 
aus der Bezeichnung „Deutsche Rentenversichemng“ sowie 
einer angefügten Regionalbezeichnung zusammen (z. B. 
Deutsche Rentenversichemng Bund, Deutsche Rentenver- 
sichemng Baden-Württemberg bis Deutsche Rentenver- 
sichemng Westfalen). 

Zu Buchstabe b 

Die Vorschrift ist durch Zeitablauf überholt. 

Zu Buchstabe c 
Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversichemngsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versichemng Bund wahrgenommen. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Redaktionelle Folgeändemng. 

Zu Doppelbuchstabe ec 

Die Datei der geringfügig Beschäftigten ist zum 2. Januar 
2004 gelöscht worden (§ 116). 

Nach §212a Abs. 5 Satz 2 des Sechsten Buches darf die 
Datenstelle der Träger der Rentenversichemng die Daten 
aus den Dateien nach § 28p Abs. 1 Satz 1 und 2 im Zusam- 
menhang mit der Prüfung der Beitragszahlung bei sonstigen 
Versicherten und in Fällen der Nachversichemng verarbei- 
ten und nutzen. Vor dem Hintergmnd, dass Prüfungen nach 
§ 28p und nach § 212a des Sechsten Buches möglichst im 
zeitlichen Zusammenhang durchgeführt werden sollen, er- 
möglicht die weitere Ändemng in Satz 3, dass auch im Rah- 
men des § 28p eine Verarbeitung und Nutzung der Daten 
der Dateien nach § 212a Abs. 5 des Sechsten Buches er- 
folgen kann. 

Zu Doppelbuchstabe dd 

§ 28k Abs. 2 wurde durch das Zweite Gesetz für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2003 
aufgehoben, so dass der Hinweis auf diese Vorschrift ent- 
fallen kann. 

Zu Doppelbuchstabe ee 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversichemngsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versichemng Bund wahrgenommen. 
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Zu Nummer 17 (§ 28q) 

Zu Buchstabe a 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Buchstabe b 
Zu Doppelbuchstabe aa 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahrnehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger zugewiesen waren. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Buchstabe c 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 18 (§31) 

Zu Buchstabe a 

Nach dem Gemeinsamen Konzept wird die Geschäftsfüh- 
rung der Deutschen Rentenversicherung Bund durch das Di- 
rektorium wahrgenommen. Die Zusammensetzung des Di- 
rektoriums und die Aufgabenverteilung innerhalb dieses 
Gremiums regelt § 36 Abs. 3a. Im Übrigen gehen die Vor- 
schriften des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, die für den 
Geschäftsführer gehen, auch für das Direktorium. 

Zu Buchstabe b 

ln allen Angelegenheiten, die nicht Grundsatz- und Quer- 
schnittsaufgaben und gemeinsame Angelegenheiten der 
Träger der Rentenversicherung sind, entscheidet ein Aus- 
schuss anstelle der Vertreterversammlung und ein Aus- 
schuss anstelle des Vorstandes. Dieses sind alle Aufgaben, 
die auch jeder andere Rentenversicherungsträger wahrzu- 
nehmen hat, z. B. Personalangelegenheiten. Die Beschlüsse 
in den genannten Angelegenheiten werden nur von den 
durch Wahl der Versicherten und Arbeitgeber der Deutschen 
Rentenversicherung Bund bestimmten Mitglieder getroffen. 

Zu Nummer 19 (§ 32) 

Es handelt sich um eine Folgeregelung zur Änderung in 
§165 des Fünften Buches, wonach die See-Krankenkasse 
künftig als eigenständige Krankenkasse geführt wird. Durch 
Übertragung der Verwaltung der See-Krankenkasse auf die 
Organe der See-Berufsgenossenschaft wird erreicht, dass 
die Vorteile und Synergien der Verwaltungsgemeinschaft 
der einzelnen Zweige der See-Sozialversicherung beibehal- 
ten werden. 


Zu Nummer 20 (§ 33) 

Zu Buchstabe a 

Der Regelungsbereich der Satzung der Deutschen Renten- 
versicherung Bund betrifft sowohl Trägeraufgaben als auch 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben und gemeinsame An- 
gelegenheiten der Träger der Rentenversicherung. Für die 
Beschlussfassung ist gemäß § 64 Abs. 4 eine Mehrheit von 
zwei Dritteln aller Stimmen erforderlich, soweit Regelun- 
gen zu Grundsatz- und Querschnittsaufgaben der Deutschen 
Rentenversicherung und zu gemeinsamen Angelegenheiten 
der Träger der Rentenversicherung getroffen werden, da 
von diesen Regelungen auch die Regionalträger und die 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See be- 
troffen werden. Bei Regelungen zu Trägeraufgaben bedarf 
der Beschluss der Mehrheit der abgegebenen Stimmen der 
durch Wahl der Versicherten und Arbeitgeber der Deutschen 
Rentenversicherung Bund bestimmten Mitglieder. 

Zu Buchstabe b 

Die Regelung ist eine Folgeänderung zur Einführung des 
Ausschusses der Vertreterversammlung in § 31 Abs. 3b. Die 
Vorschriften des Sozialgesetzbuches über die Vertreterver- 
sammlung gehen für den Ausschuss der Vertreterversamm- 
lung entsprechend. Der Beschluss über die Satzung wird ge- 
mäß Satz 2 abweichend von dem in Satz 1 geregelten 
Grundsatz von den durch Wahl der Versicherten und Arbeit- 
geber der Deutschen Rentenversicherung Bund bestimmten 
Mitglieder der Vertreterversammlung getroffen. 

Zu Nummer 21 (§ 35) 

Die Regelung ist eine Folgeänderung zur Einführung des 
Ausschusses des Vorstandes in § 31 Abs. 3b. § 35 Abs. 2, 
§ 38 und die Regelungen des Zweiten Titels des Vierten Ab- 
schnitts des Vierten Buches Sozialgesetzbuch über den Vor- 
stand gehen entsprechend auch für den Ausschuss des Vor- 
standes. Aus dem Zweiten Titel sind die §§ 43 Abs. 2, 59, 
62, 63, 64 Abs. 1 bis 3 und 66 anwendbar. Darüber hinaus 
obliegt dem Ausschuss die Vertretung in Rechtsangelegen- 
heiten. Anstelle des Vorstandes übernimmt der Ausschuss 
die Verwaltung des Versicherungsträgers. 

Zu Nummer 22 (§ 36) 

Zu Absatz 3a 

Wie im Gemeinsamen Konzept vorgesehen, besteht das 
Direktorium der Deutschen Rentenversicherung Bund aus 
einem Präsidenten an der Spitze und zwei Geschäftsführern. 
Beim Direktorium handelt es sich um ein Kollegialorgan. 
Die Grundsatz- und Querschnittsaufgaben und die Außen- 
darstellung der Deutschen Rentenversicherung Bund nimmt 
grundsätzlich der Präsident wahr. Der Begriff „Grundsatz- 
und Querschnittsaufgaben“ wird in § 138 SGB VI definiert. 
„Trägeraufgaben“ sind alle Aufgaben, die auch jeder andere 
Rentenversicherungsträger wahrzunehmen hat, z. B. Haus- 
halts- und Personalangelegenheiten. 

Durch den Verweis auf die Vorschriften über die Geschäfts- 
führer ist sichergestellt, dass diese Vorschriften auch für das 
Direktorium gehen. 
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Zu Absatz 3b 

Entsprechend dem Gemeinsamen Konzept wird das Direk- 
torium der Deutschen Rentenversicherung Bund gemäß 
§ 64 Abs. 4 mit einer Mehrheit von mindestens zwei Drit- 
teln aller Mitglieder der Vertreterversammlung gewählt. Die 
Amtsdauer beträgt in Anlehnung an die Amtsdauer der 
Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane (vgl. § 58 SGB IV) 
6 Jahre. Die Möglichkeit zur Wiederwahl besteht. 

Zu Nummer 23 (§ 39) 

Nach bisherigem Recht haben bei der Bundesknappschaft 
die Versicherten die Versichertenältesten direkt gewählt, 
während bei den übrigen Trägem der Rentenversichemng 
die Vertreterversammlung die Versichertenältesten wählt. 
Da sich die Stmktur der Deutschen Rentenversichemng 
Knappschaft-Bahn-See zukünftig durch die Zuweisung von 
Versicherten, die nicht der knappschaftlichen Rentenversi- 
chemng angehören, gmndlegend ändern wird, ist es sachge- 
recht, die bisher für die Knappschaftsversichemng gelten- 
den Sonderregelungen hinsichtlich der Selbstverwaltung so 
weit wie möglich an die allgemeinen Vorschriften zur 
Selbstverwaltung anzupassen. Folglich werden künftig bei 
der Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See 
die Versichertenältesten wie bei den übrigen Trägem auch 
von der Vertreterversammlung gewählt. 

Zu Nummer 24 (§ 43) 

Zu Buchstabe a 

Nach den nächsten allgemeinen Wahlen in der Sozialver- 
sichemng im Jahre 2011 beträgt die Mitgliederzahl der Ver- 
treterversammlungen der Regionalträger und der Deutschen 
Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See höchstens 30. 
Durch die Reduziemng der zulässigen Mitgliederzahl für die 
Rentenversichemngsträger von 60 auf 30 wird die Hand- 
lungsfähigkeit der Vertreterversammlungen erhöht. Für die 
Vertreterversammlung der Deutschen Rentenversichemng 
Bund gelten nach Absatz 1 Satz 4 von den allgemeinen Re- 
gelungen abweichende Vorschriften, um der besonderen Auf- 
gabenstellung dieses Trägers gerecht zu werden. Während 
Vertreterversammlungen anderer Versichemngsträger aus- 
schließlich Aufgaben des jeweiligen Trägers wahmehmen, 
nimmt die Deutsche Rentenversichemng Bund darüber hin- 
aus Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Rentenver- 
sichemngsträger wahr. Aus diesem Gmnd ist ein Überschrei- 
ten der Grenze von 60 bzw. 30 Mitgliedern gerechtfertigt. Die 
Zusammensetzung der Vertreterversammlung der Deutschen 
Rentenversichemng Bund ist in § 44 Abs. 5 geregelt. 

Zu Buchstabe b 

Die Ändemngen in Absatz 2 regeln die Stellvertretung bei 
Verhindemng eines Mitglieds des Vorstandes und eines von 
den Regionalträgem und der Deutschen Rentenversichemng 
Knappschaft-Bahn-See in die Vertreterversammlung ge- 
wählten Mitgliedes. Für die von den Versicherten und 
Arbeitgebern der Deutschen Rentenversichemng Bund ge- 
wählten Mitglieder der Vertreterversammlung gelten die all- 
gemeinen Regelungen. 


Zu Nummer 25 (§ 44) 

Zu Buchstabe a 

Nach bisherigem Recht sind bei der Bundesknappschaft die 
Selbstverwaltungsorgane historisch bedingt disparitätisch 
besetzt (2/3 Vertreter der Versicherten, V3 Vertreter der 
Arbeitgeber), während bei allen anderen Trägem die Selbst- 
verwaltungsorgane paritätisch besetzt sind. Da sich die 
Stmktur der Deutschen Rentenversichemng Knappschaft- 
Bahn-See zukünftig durch die Zuweisung von Versicherten, 
die nicht der knappschaftlichen Rentenversichemng ange- 
hören, gmndlegend ändern wird, ist es sachgerecht, die bis- 
her für die Knappschaftsversichemng geltenden Sonder- 
regelungen hinsichtlich der Selbstverwaltung so weit wie 
möglich an die allgemeinen Vorschriften zur Selbstverwal- 
tung anzupassen. Bei der aus der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse ent- 
standenen Deutschen Rentenversichemng Knappschaft- 
Bahn-See lässt sich eine disparitätische Besetzung nicht 
mehr rechtfertigen. 

Da die Sozialversichemngswahlen 2005 noch auf der jetzi- 
gen Gesetzesgmndlage stattfmden, wird durch Übergangs- 
regelungen sichergestellt, dass die Disparität für eine Über- 
gangsphase noch zu berücksichtigen ist. 

Zu Buchstabe b 

Hinsichtlich der bisherigen Sonderregelungen zur Selbstver- 
waltung bei der Bahnversichemngsanstalt gelten die Aus- 
fühmngen zur Knappschaftsversichemng entsprechend. Die 
Selbstverwaltungsvorschriften für die Deutsche Rentenver- 
sichemng Knappschaft-Bahn-See werden an die allgemei- 
nen Vorschriften zur Selbstverwaltung angepasst, so dass zu- 
künftig eine Sonderregelung hinsichtlich der Vertreter der 
Arbeitgeber für den Bereich der früheren Bahnversiche- 
mngsanstalt nicht mehr erforderlich ist. 

Zu Buchstabe c 

Die Vertreterversammlung der Deutschen Rentenversiche- 
mng Bund setzt sich aus Vertretern der Regionalträger, der 
Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See und 
der Deutschen Rentenversichemng Bund zusammen. Ab- 
satz 5 sieht vor, dass die Vertreterversammlungen jedes 
Regionalträgers und der Deutschen Rentenversichemng 
Knappschaft-Bahn-See je zwei Mitglieder aus ihrer Mitte in 
die Vertreterversammlung der Deutschen Rentenversiche- 
mng Bund wählen. Nach der derzeitigen Organisations- 
struktur (22 Landesversichemngsanstalten) werden damit 
44 Vertreter der Regionalträger und zwei Vertreter der Deut- 
schen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See in die 
Vertreterversammlung entsandt. Die der Deutschen Renten- 
versichemng Bund zugeordneten Versicherten und ihre 
Arbeitgeber wählen entsprechend der im Gesetz vorgesehe- 
nen Höchstgrenze maximal 60 Vertreter für die Vertreterver- 
sammlung. Nach Ablauf der am 1 . Oktober 2005 laufenden 
Wahlperiode darf die Anzahl der von den Versicherten und 
Arbeitgebern der Deutschen Rentenversichemng Bund ge- 
wählten Mitglieder in der Vertreterversammlung der Deut- 
schen Rentenversichemng Bund die Zahl 30 nicht über- 
schreiten. Die Regionalträger und die Deutsche Rentenver- 
sichemng Knappschaft-Bahn-See wählen unverändert je- 
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weils zwei Mitglieder in die Vertreterversammlung der 
Deutschen Rentenversicherung Bund. 

Die Überschreitung der nach geltendem Recht vorgesehe- 
nen Höchstgrenze von 60 Mitgliedern bzw. der ab 20 1 1 gel- 
tenden Höchstgrenze von 30 Mitgliedern rechtfertigt sich 
durch die Sonderstellung der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund, ln der übrigen Sozialversicherung gibt es keinen 
Träger mit einer vergleichbaren Aufgabenstellung, der so- 
wohl originäre Trägeraufgaben als auch Grundsatz- und 
Querschnittsaufgaben wahmimmt. 

Dem Ausschuss der Vertreterversammlung nach § 31 
Abs. 3b gehören die durch Wahl der Versicherten und 
Arbeitgeber der Deutschen Rentenversicherung Bund be- 
stimmten Mitglieder an. 

Der Vorstand setzt sich nach Absatz 6 im Verhältnis 55:45 
(entsprechend der Verteilung der Versicherten) aus Ver- 
tretern der Regionalträger sowie Vertretern der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der Deutschen Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See zusammen. Die Vertreter 
werden auf Vorschlag der jeweiligen Träger gewählt. 

Dem Ausschuss des Vorstandes nach § 3 1 Abs. 3b gehören 
die Mitglieder des Vorstandes der Deutschen Rentenver- 
sicherung Bund an, die auf Vorschlag der nach Absatz 5 
Satz 3 gewählten Vertreter der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund bestimmt wurden. 

Vertreterversammlung und Vorstand sind jeweils paritätisch 
zur Hälfte mit Vertretern der Versicherten und Vertretern der 
Arbeitgeber besetzt. 

Zu Nummer 26 (§ 46) 

Zu Buchstabe a 

Nach bisherigem Recht haben bei der Bundesknappschaft 
die Versichertenähesten, die wiederum von den Versicher- 
ten gewählt wurden, die Vertreter der Versicherten in die 
Vertreterversammlung gewählt, wobei bei den übrigen 
Trägem der Rentenversichemng die Versichertenvertreter 
direkt von den Versicherten gewählt werden. Da sich die 
Stmktur der Deutschen Rentenversichemng Knappschaft- 
Bahn-See zukünftig durch die Zuweisung von Versicherten, 
die nicht der knappschaftlichen Rentenversichemng ange- 
hören, gmndlegend ändern wird, ist es sachgerecht, die bis- 
her für die Knappschaftsversichemng gehenden Sonder- 
regelungen hinsichtlich der Selbstverwaltung so weit wie 
möglich an die allgemeinen Vorschriften zur Selbstverwal- 
tung anzupassen. Folglich werden künftig bei der Deut- 
schen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See die Ver- 
sichertenvertreter wie bei den übrigen Trägem auch von den 
Versicherten gewählt. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeändemng. 

Zu Nummer 27 (§ 49) 

Anpassung an die Neuorganisation der gesetzlichen Renten- 
versichemng. Die Verwendung des Begriffs „Regionalträ- 
ger“ zur Bezeichnung aller Landesversichemngsanstalten 
entspricht dem Gemeinsamen Konzept. 


Zu Nummer 28 (§51) 

Zu Buchstabe a 

Anpassung an die Neuorganisation der gesetzlichen Renten- 
versichemng. Die Verwendung des Begriffs „Regionalträ- 
ger“ zur Bezeichnung aller Landesversichemngsanstalten 
entspricht dem Gemeinsamen Konzept. 

Zu Buchstabe b 

Folgeändemng aufgmnd der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse. 

Zu Buchstabe c 

Folgeändemng aufgmnd der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 29 (§ 52) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeändemng aufgmnd der Ändemng des 
§46. 

Zu Buchstabe b 

Bei gmndlegenden Entscheidungen der Deutschen Renten- 
versichemng Bund - wie der Wahl des Vorstandes - ist ge- 
mäß § 64 Abs. 4 eine zwei Drittel Mehrheit erforderlich. 

Zu Nummer 30 (§ 54) 

Auf die Regelung kann verzichtet werden, da die allgemei- 
nen Vorschriften zur Selbstverwaltung zukünftig auch für 
die Deutsche Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See 
gehen sollen. 

Zu Nummer 31 (§ 60) 

Die Vorschrift trifft Regelungen für die Ergänzung der 
Selbstverwaltungsorgane der Deutschen Rentenversiche- 
mng Bund, wenn von den Regionalträgem oder der 
Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See ge- 
wählte Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder früh- 
zeitig ausscheiden. 

Redaktionelle Folgeändemng aufgmnd der Ändemng des 
§46. 

Zu Nummer 32 (§ 61) 

Mit den Ändemngen wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass in Zukunft auch bei der Deutschen Rentenversichemng 
Knappschaft-Bahn-See die Versichertenähesten von der 
Vertreterversammlung gewählt werden. 

Zu Nummer 33 (§ 62) 

Zu Buchstabe a 

Mit den Ändemngen wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass in Zukunft bei der Deutschen Rentenversichemng 
Knappschaft-Bahn-See die Selbstverwaltungsorgane nicht 
mehr wie bisher bei der Bundesknappschaft disparitätisch 
sondern paritätisch besetzt sind. Folglich ist die Wahl eines 
zweiten stellvertretenden Vorsitzenden nicht mehr erforder- 
lich. 
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Zu Buchstabe b 

Die Wahl des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vor- 
sitzenden der Vertreterversammlung und des Vorstandes er- 
fordert in den ersten beiden Wahlgängen jeweils gemäß § 64 
Abs. 4 die Mehrheit von zwei Dritteln aller gewichteten 
Stimmen der satzungsmäßigen Mitgliederzahl. 

Zu Nummer 34 (§ 64) 

Beschlüsse der Vertreterversammlung und des Vorstandes in 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben und in gemeinsamen 
Angelegenheiten der Träger der Rentenversicherung wer- 
den mit der Mehrheit von mindestens zwei Dritteln aller 
gewichteten Stimmen der satzungsmäßigen Mitgliederzahl 
getroffen. Hierzu gehören z. B. bindende Beschlüsse in 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben nach § 138 SGB VI, 
die Entscheidung über die Satzung gemäß § 33 Abs. 1 und 
die Wahl des Vorstandes nach § 52 Abs. 4. Da die Vertreter- 
versammlung und der Vorstand nach § 44 Abs. 5 und 6 
nicht im Verhältnis 55:45 zusammengesetzt sind, werden 
die abgegebenen Stimmen entsprechend gewichtet. In der 
Vertreterversammlung wird innerhalb der Regionalträger 
und innerhalb der Bundesträger und im Vorstand innerhalb 
der Bundesträger die Stimmengewichtung jeweils nach der 
Anzahl der Versicherten vorgenommen. Die Einzelheiten 
hierzu werden jeweils in der Satzung geregelt. 

Zu Nummer 35 (§ 65) 

Im Hinblick auf die bisherige disparitätische Besetzung der 
Selbstverwaltungsorgane bei der Bundesknappschaft wurde 
durch die bisherige Regelung ein Überstimmen der Arbeit- 
geberseite durch die Vertreter der Arbeitnehmer ausge- 
schlossen. Da in Zukunft auch bei der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See die Selbstverwaltungs- 
organe paritätisch besetzt sind, ist die Regelung entbehrlich. 

Zu Nummer 36 (§ 69) 

Mit dem Benchmarking wird für den Bereich der Renten- 
versicherung aufbauend auf der Kosten- und Leistungsrech- 
nung ein weiteres betriebswirtschaftliches Instrument einge- 
führt, das einen kontinuierlichen und systematischen Ver- 
gleich der Prozesse ermöglicht, um im Sinne eines internen 
Wettbewerbs zwischen den Rentenversicherungsträgem 
Stmkturen und Prozesse zu verbessern („Lernen vom Bes- 
ten“). Die bereits bestehenden Betriebs- und Personalver- 
gleiche der Rentenversichemngsträger sollen zu einem ziel- 
orientierten Benchmarking der Leistungs- und Qualitäts- 
daten ausgebaut werden. Hierzu gehört u. a. der Vergleich 
der Fallkosten, der internen Prozesse und der Kundenzufrie- 
denheit zwischen den Rentenversichemngsträgern. Ergebnis 
eines Benchmarking kann zum Beispiel die Einfühmng von 
Vergütungspauschalen sowie die Einfühmng einheitlicher 
Qualitätsstandards sein. 

Einfühmng und Durchfühmng des Benchmarking, die Ana- 
lyse und Bewertung der Daten, die Bestimmung von Best- 
Practice-Lösungen sowie die Ableitung geeigneter Verbes- 
semngsmaßnahmen ist gemäß § 138 Abs. 1 Nr. 5 des Sechs- 
ten Buches Aufgabe der Deutschen Rentenversichemng 
Bund. Dieser obliegt auch die Identifikation geeigneter Ver- 
gleichsbereiche. Auf eine gesetzliche Vorgabe bestimmter 
Vergleichsbereiche wird verzichtet, um den Rentenversiche- 


mngsträgem Gelegenheit zu geben, Erfahmngen mit dem 
Benchmarking zu sammeln. Wie bei der Kosten- und Leis- 
tungsrechnung wird es Bereiche geben, die wegen ihrer ge- 
ringen Größe oder atypischen Stmktur für die Einfühmng 
des Benchmarking nicht geeignet sind. 

Zu Nummer 37 (§ 70) 

Folgeändemng aufgmnd der Einfühmng des Genehmi- 
gungsverfahrens für alle Träger der Rentenversichemng. 

Zu Nummer 38 (§71) 

Für die Haushaltspläne aller Träger der Rentenversichemng 
wird einheitlich das Genehmigungsverfahren festgelegt. Die 
Regelungen basieren auf den bisher in § 71 Abs. 3 enthalte- 
nen allgemeinen Regelungen für den Haushaltsplan der 
Bundesknappschaft. Allerdings ist der Haushalt zum 1 . Sep- 
tember vorzulegen. 

Absatz 2 trägt lediglich den Unterschieden zwischen Regio- 
nalträgern und Bundesträgem Rechnung. 

Absatz 3 enthält eine spezielle Vorschrift für die Deutsche 
Rentenversichemng Bund. Durch diese Regelung soll 
sichergestellt werden, dass Einnahmen und Ausgaben hin- 
sichtlich der Wahrnehmung von Gmndsatzaufgaben und 
Querschnittsfunktionen und für gemeinsame Angelegenhei- 
ten der Träger der Rentenversichemng im Haushalt erkenn- 
bar sind. Durch die Regelung in Satz 2 wird bestimmt, dass 
Vorstand und Vertreterversammlung jeweils in ihrer Ge- 
samtheit, also auch die Vertreter der Regionalträger und der 
Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See über 
die Feststellung dieser Anlage entscheidet. Die Anlage wird 
in Inhalt und Form der derzeitigen Anlage für die Fachhoch- 
schule des Bundes nachgebildet. 

Absatz 4 und 5 enthalten spezielle Vorschriften für die 
Deutsche Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See. Sie 
basieren auf den bisherigen Regelungen des § 71 Abs. 1 
und 2 für die Bundesknappschaft und sind Folgeändemngen 
aufgmnd der Zusammenfühmng der Bundesknappschaft 
mit der Bahnversichemngsanstalt, der Rentenversichemng 
der Seekasse und Teilen der allgemeinen Rentenversiche- 
mng. Um bei der Festlegung des Schlüssels eine möglichst 
sachgerechte Verteilung der Kosten zu erreichen, wird in 
den geeigneten Bereichen auf die Ergebnisse der Kosten- 
Leistungs-Rechnung (KLR) zurückgegrififen. 

Zu Nummer 39 (§ 72) 

Das Verfahren bei der vorläufigen Haushaltsfühmng wird 
für alle Träger der Rentenversichemng einheitlich geregelt. 
Da als einheitliches Verfahren das Genehmigungsverfahren 
vorgesehen ist, ist die davon abweichende Regelung für die 
Bundesversichemngsanstalt für Angestellte aufzuheben und 
sowohl die Regionalträger als auch die Deutsche Rentenver- 
sichemng Bund in die Genehmigungspfiicht einzubeziehen. 

Zu Nummer 40 (§ 73) 

Zu Buchstabe a 

Das Verfahren bei der vorläufigen Haushaltsfühmng wird 
für alle Träger der Rentenversichemng einheitlich geregelt. 
Da als einheitliches Verfahren das Genehmigungsverfahren 
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vorgesehen ist, ist die davon abweichende Regelung für die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte aufzuheben. 

Zu Buchstabe b 

Aufgrund der Vereinheitlichung des Verfahrens zur vorläu- 
figen Haushaltsführung für alle Träger der Rentenversiche- 
rung, sind auch die Regionalträger in die Genehmigungs- 
pfiicht einzubeziehen. 

Zu den Buchstaben c und d 

Aufgrund der Vereinheitlichung des Verfahrens zur vorläu- 
figen Haushaltsführung für alle Träger der Rentenversiche- 
rung, ist auch die Deutsche Rentenversieherung Bund in die 
Genehmigungspflicht einzubeziehen. 

Zu Nummer 41 (§ 77) 

Zu Buchstabe a 

Die Regelung in Absatz 1 Satz 3 lehnt sich an die Vorschrift 
des § 71 an und legt fest, dass die Vertreterversammlung der 
Deutschen Rentenversicherung Bund mit der Mehrheit von 
zwei Dritteln aller gewichteten Stimmen der satzungsmäßi- 
gen Mitgliederzahl über die Entlastung hinsichtlich der 
Rechnungsergebnisse für die Grundsatz- und Querschnitts- 
aufgaben entscheidet. 

Zu Buchstabe b 

Anpassung an die Veränderungen durch diesen Entwurf und 
Ausweitung der Pflicht zur nach Einzelplänen getrennten 
Buchführung, Rechnungslegung und Rechnungsprüfung auf 
die allgemeine Rentenversicherung. 

Zu Buchstabe c 

Verpflichtung für die Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Rechnungsergebnisse getrennt nach Trägeraufgaben und 
Grundsatzaufgaben und Querschnittsfunktionen nachzuwei- 
sen. 

Zu Nummer 42 (§ 79) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 43 (§ 90) 

Die Deutsche Rentenversicherung Bund nimmt sowohl Trä- 
geraufgaben als auch Grundsatz- und Querschnittsaufgaben 
war. Für die Trägeraufgaben führt das Bundesversiche- 
rungsamt die Aufsicht, für die Grundsatz- und Querschnitts- 
aufgaben nach § 138 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch das 
Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung. 
Das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Siche- 
rung kann die Aufsicht teilweise dem Bundesversicherungs- 
amt übertragen. 

Zu Nummer 44 (§115) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 


Zu Nummer 45 (§116) 

Die Vorschrift ist durch Zeitablauf überholt. 

Zu Nummer 46 (§117) 

Folgeänderung aufgrund der Fusion von Bundesknapp- 
schaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 6 (Fünftes Buch Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 (§ 4) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. Die 
Einfügung der Fegaldefmition macht deutlich, dass im Rah- 
men des Fünften Buches Sozialgesetzbuch die Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See jeweils als Trä- 
ger der knappschaftlichen Krankenversicherung gemeint ist. 

Zu Nummer 2 (§ 6) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 3 (§ 39) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 4 (§ 72) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 5 (§ 78) 

Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Änderung des 
§ 70 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. 

Zu Nummer 6 (§ 82) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 7 (§ 83) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 8 (§ 86) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 9 (§ 87) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 10 (§ 89) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 11 (§ 90) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 
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Zu Nummer 12 (§91) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 13 (§ 165) 

Zu Buchstabe a 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Regelung in 
Buchstabe b. 

Zu Buchstabe b 
Zu Absatz 1 

Nach dem bisherigen Recht wurde die See-Krankenver- 
sicherung von der Seekasse (= Träger der Rentenversiche- 
rung) in einer besonderen Abteilung unter dem Namen See- 
Krankenkasse durchgeführt. Diese Regelung kann nicht 
mehr beibehalten werden, da die Seekasse als Rentenver- 
sicherungsträger im Rahmen der Organisationsreform der 
gesetzlichen Rentenversicherung mit der Bundesknapp- 
schaft und der Bahnversicherungsanstalt fusioniert wird. 
Um in angemessener Weise zum Ausdruck zu bringen, dass 
es sich bei der See-Krankenversicherung um einen eigen- 
ständigen Zweig der See-Sozialversicherung handelt, wird 
die See-Krankenkasse künftig als selbständige Kranken- 
kasse geführt, die zugleich die Funktion eines Landes- und 
eines Spitzenverbands hat (vgl. § 207 Abs. 4, § 213 Abs. 1 
SGB V). 

Satz 2 stellt klar, dass die See-Krankenversicherung - ebenso 
wie die knappschaftliche Krankenversicherung (§ 177 Abs. 1 
SGB V) - Teil der gesetzlichen Krankenversicherung ist. 

Zu Absatz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Regelung in 
Absatz 1. Die Regelung eröffnet die Möglichkeit, dass sich 
die See-Krankenkasse zur Erfüllung ihrer Aufgaben des 
Personals der See-Berufsgenossenschaft bedient, das diese 
Aufgaben bisher auch schon erfüllt hat. 

Zu den Buchstaben c und d 

Auf Grund der Verselbständigung der See-Krankenkasse zu 
einer eigenständigen Krankenkasse besteht für den bisheri- 
gen Absatz 3 kein Bedarf mehr. 

Zu Nummer 14 (Überschrift zum Sechsten Titel, 
Überschrift zu § 1 67) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 15 (§ 167) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse sowie 
zur Beibehaltung und Klarstellung der differenzierten Trä- 
gerschaft der knappschaftlichen Krankenversicherung. 

Zu Nummer 16 (§ 174) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 


Zu Nummer 17 (§177) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 18 (§ 201) 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 19 (§ 208) 

Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Änderung des 
§ 70 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. 

Zu Nummer 20 (§212) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 21 (§213) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 22 (§ 219d) 

Redaktionelle Folgeänderungen aufgrund der Änderung der 
§§70 und 72 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. 

Zu Nummer 23 (§ 226) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 24 (§ 228) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 25 (§ 255) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 26 (§ 266) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 27 (§ 267) 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherangsträger zugewiesen waren. 
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Zu Nummer 28 (§281) 

Redaktionelle Folgeänderungen aufgrund der Änderung der 
§§ 70 und 72 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. 

Zu Nummer 29 (§ 283) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 30 (§ 309) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 7 (Siebtes Buch Sozialgesetzbuch) 

Zu § 143 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 8 (Neuntes Buch Sozialgesetzbuch) 

Zu §64 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger zugewiesen waren. 

Zu Artikel 9 (Zehntes Buch Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 (§ 67b) 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass der Verband Deutscher Rentenversicherungsträger in 
die Deutsche Rentenversicherung Bund eingegliedert wird. 

Zu Nummer 2 (§71) 

Zu Buchstabe a 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 3 (§ 79) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. Folgeänderung auf- 
grund der Vereinigung von Bundesknappschaft, Bahnversi- 
cherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 4 (§ 81) 

Die Vorschrift stellt unter Beseitigung der bisherigen Fik- 
tion jetzt ausdrücklich klar, dass die Datenstelle der Träger 


der Rentenversicherung eine öffentliche Stelle des Bundes 
ist. 

Zu Nummer 5 (§ 101a) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 10 (Elftes Buch Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 (§ 44) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung zu § 137 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch. 

Zu Buchstabe b 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherangsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 2 (§ 46) 

Folgeändemng aufgmnd der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 3 (§ 52) 

Folgeändemng aufgmnd der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 4 (§ 60) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 5 (§ 66) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversichemngsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherang Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 6 (§ 68 ) 

Folgeändemng aufgmnd der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 11 (Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch) 

Zu §45 

Mit der Änderang wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversichemng Bund zukünftig 
Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversichemng wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversichemngsträger zugewiesen waren. 
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Zu Artikel 12 (Änderung des Gesetzes über die 
Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
des Deutschen Bundestages) 

Zu §23 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 13 (Änderung der Verordnung zur 

Durchführung des Bundesdisziplinar- 
gesetzes bei den bundesunmittelbaren 
Körperschaften mit Diensthermfähig- 
keit im Geschäftsbereich des Bundes- 
ministeriums für Gesundheit und 
Soziale Sicherung) 

Die Verordnung wird an die neue Organisation der Deut- 
schen Rentenversicherung angepasst. 

Zu Artikel 14 (Änderung des Bundesbesoldungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 
Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung zur Auflösung der Bahnver- 
sicherungsanstalt. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nummer 2 
Zu Buchstabe a 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe c 

Redaktionelle Folgeänderung zur Auflösung der Bahnver- 
sicherungsanstalt. 

Zu Buchstabe d 

Die besoldungsmäßige Einstufung der Ersten Direktoren 
der Regionalträger im Bereich der Deutschen Rentenver- 
sicherung als deren Geschäftsführer entspricht nicht mehr 
den veränderten Gegebenheiten, die seinerzeit für die jewei- 
ligen Einstufungen entscheidend waren. Durch die nament- 
liche Nennung der einzelnen Ämter in der Bundesbesol- 
dungsordnung bei den entsprechenden Besoldungsgruppen 
ist die Einstufung der Ersten Direktoren nicht deren Bedeu- 
tungswandel gefolgt, der sich seit der Festschreibung der 
Einstufungen in vielen Fällen vollzogen hat. Dies macht es 
erforderlich, das Besoldungsgefüge in diesem Bereich neu 
zu gestalten. Durch die Organisationsreform in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung werden sich die einzelnen Trä- 
ger in Zukunft nur noch durch die Anzahl der Versicherten 


und laufenden Rentenfälle voneinander unterscheiden. Das 
macht es möglich, die besoldungsmäßigen Einstufungen 
künftig flexibel an diese Kriterien zu binden. Zu den Ver- 
sicherten zählen die aktiv Versicherten und die Versicherten, 
die gegenwärtig keine Beiträge zahlen, aber in der Vergan- 
genheit durch Pflichtbeiträge oder freiwillige Beiträge Ren- 
tenanwartschaften erworben haben (sog. latent Versicherte). 
Im Übrigen wird die Bezeichnung der Träger redaktionell 
der Namensänderung im Rahmen der Organisationsreform 
angepasst. 

Zu Nummer 3 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe b 

Die Begründung zu Nummer 2 Buchstabe d gilt entspre- 
chend. 

Zu Nummer 4 
Zu Buchstabe a 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe c 

Die Begründung zu Nummer 2 Buchstabe d gilt entspre- 
chend. 

Zu Nummer 5 
Zu Buchstabe a 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Buchstabe b 

Die Begründung zu Nummer 2 Buchstabe d gilt entspre- 
chend. 

Zu Nummer 6 

Folgeänderung aufgrund der Regelung in Nummer 7. 

Zu Nummer 7 

Die Mitglieder des Direktoriums der Deutschen Rentenver- 
sicherung Bund werden nicht nur für die ordnungsgemäße 
Ausführung der von der Deutschen Rentenversicherung 
Bund wahrzunehmenden Trägeraufgaben verantwortlich, 
sondern vor allem auch für den in § 138 Sechstes Buch 
Sozialgesetzbuch beschriebenen Grundsatz- und Quer- 
schnittsbereich der gesamten Deutschen Rentenversiche- 
rung tätig sein und in diesem Zusammenhang Entscheidun- 
gen vorbereiten, die für die gesamte Deutsche Rentenver- 
sicherung von weitreichender Bedeutung sind. Die Deut- 
sche Rentenversicherung betreut 5 1 433 090 Versicherte, 
zahlt 23 696 767 Renten und beschäftigt 74 126 Mitarbeite- 
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rinnen und Mitarbeiter (Stand 2002). Über das Finanz- 
system der Deutschen Rentenversicherung werden Aus- 
gaben i. H. V. ca. 228 Mrd. Euro pro Jahr gesteuert. 

Die Deutsche Rentenversicherung Bund ist hinsichtlich 
ihrer Einbindung in die Struktur der Bundesverwaltung und 
ihrer Finanzierung nicht mit den oberen Verwaltungsbehör- 
den des Bundes vergleichbar. Handlungs- und Entschei- 
dungskompetenz und damit auch die Verantwortung der 
Leitung einer bundesunmittelbaren Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts sind aufgrund der Selbstverwaltungsrechte 
deutlich stärker ausgeprägt und weitergehender als die der 
Leitung einer nachgeordneten Bundesbehörde. Die Renten- 
versicherungsträger werden als selbständige Körperschaften 
des öffentlichen Rechts in erster Linie aus Beitragsmitteln 
der Beschäftigten sowie Arbeitgebern selbst finanziert. 

Darüber hinaus ist die Ausgestaltung der Leitungsämter der 
Deutschen Rentenversicherung Bund nicht vergleichbar mit 
den Leitungsämtem bei Bundesoberbehörden. Das Direkto- 
rium der Deutschen Rentenversicherung Bund wird nur auf 
Zeit ernannt. Seine Mitglieder genießen nicht die Sicherheit, 
die mit der Berufung in ein Beamtenverhältnis auf Lebens- 
zeit und den damit einhergehenden Versorgungsansprüchen 
aus dem letzten Amt verbunden sind. Versorgungsansprü- 
che entstehen vielmehr nur für die Zeit der Amtsausübung 
und erst mit dem Erreichen der Altersgrenze. 

Der Zusammenschluss des Verbandes Deutscher Rentenver- 
sicherungsträger e. V., dessen Geschäftsführer bislang mit 
B 6 und B 9 besoldet werden, sowie der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte mit bislang drei mit B 7 und B 8 
besoldeten Geschäftsführern wird auch auf der Leitungs- 
ebene zu wirtschaftlicheren und effektiveren Strukturen 
führen. Statt fünf Geschäftsführern wird in Zukunft nur 
noch ein dreiköpfiges Direktorium die gesamte Deutsche 
Rentenversicherung steuern. 

Schließlich betreut die Deutsche Rentenversicherung Bund 
als Träger annähernd genau so viele Versicherte und lau- 
fende Rentenfälle wie derzeit 22 Regionalträger, deren Ge- 
schäftsführer bis zu B 6 besoldet werden. Dies muss auch in 
einer entsprechend höheren Besoldung der Mitglieder des 
Direktoriums zum Ausdruck kommen. 

Dem wird die Einstufung der Mitglieder des Direktoriums 
in die Besoldungsgruppe B 8 gerecht. 

Zu Nummer 8 

Aus den zu Nummer 7 für die Einstufung der Mitglieder des 
Direktoriums der Deutschen Rentenversicherung Bund in 
die Besoldungsgruppe B 8 genannten Gründen soll der Prä- 
sident der Deutschen Rentenversicherung Bund in die Be- 
soldungsgruppe B 10 eingestuft werden. Das sonstige Be- 
soldungsgefüge bei der Deutschen Rentenversicherung 
Bund bleibt davon unberührt. Das Gleiche gilt für das Be- 
soldungsgefüge bei der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See. 

Zu Artikel 15 (Änderung des Dienstrechtlichen 
Kriegsfolgen- Abschlussgesetzes) 

Redaktionelle Anpassung aufgrund der Neuorganisation der 
gesetzlichen Rentenversicherung und des damit verbunde- 


nen Wegfalls der Unterscheidung zwischen Arbeiterrenten- 
und Angestelltenrentenversicherung. 

Zu Artikel 16 (Änderung des Krankenhausfinanzie- 
rungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 3) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 2 (§ 27) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 17 (Änderung der Bundespflegesatz- 
verordnung) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 18 (Änderung des Gesetzes zur Förde- 
rung eines freiwilligen sozialen 
Jahres) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 19 (Änderung des Gesetzes zur Förde- 
rung eines freiwilligen ökologischen 
Jahres) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 20 (Änderung der Sozialhilfedaten- 
abgleichsverordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 4) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 2 (§ 11) 

Zu Buehstabe a 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 3 (Anlage 4) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-91 - 


Drucksache 15/3654 


Zu Artikel 21 (Änderung des Entschädigungsrenten- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 5) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 2 (§ 6) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 3 (§ 7) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Artikel 22 (Änderung des Mikrozensusgesetzes) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 23 (Aufhebung des Gesetzes zur Ände- 
rung des Sozialgerichtsgesetzes) 

Für die Ermächtigungsgrundlage besteht kein Bedarf mehr. 

Zu Artikel 24 (Änderung des Gesetzes zur Regelung 
von Härten im Versorgungsausgleich) 

Folgeänderang, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 25 (Änderung des Arbeitsplatzschutz- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 14a) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 2 (§ 14b) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 26 (Änderung des Finanzverwaltungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 5) 

Zu Buchstabe a 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versichemng Bund wahrgenommen. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderungen aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse. 


Zu Nummer 2 (§21) 

Folgeändemng aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 27 (Änderung der Verordnung zur 

Durchführung von § 5 Abs. 4 des 
Finanzverwaltungsgesetzes) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversichemngsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Artikel 28 (Änderung der Abgabenordnung) 

Folgeändemng aufgmnd der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 29 (Änderung des Berlinförderungs- 
gesetzes 1990) 

Folgeändemngen, die sich aus der Neuorganisation der ge- 
setzlichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergeben. 

Zu Artikel 30 (Änderung des Einkommensteuer- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 3) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 2 (§ 40a) 

Folgeändemngen aufgmnd der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 3 (§81) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversichemngsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherang Bund wahrgenommen. 

Zu Artikel 31 (Änderung des Körperschaftsteuer- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 5) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 2 (§ 34) 

§ 34 regelt die zeitliche Anwendung der Ändemng. 

Zu Artikel 32 (Änderung des Gewerbesteuer- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 3) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 
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Zu Nummer 2 (§ 36) 

§ 36 regelt die zeitliche Anwendung der Änderung. 

Zu Artikel 33 (Änderung des Allgemeinen Kriegs- 
folgengesetzes) 

Zu Nummer 1 

Redaktionelle Anpassung aufgrund der Neuorganisation der 
gesetzlichen Rentenversicherung und des damit verbunde- 
nen Wegfalls der Unterscheidung zwischen Arbeiterrenten- 
und Angestelltenrentenversicherung. 

Zu Nummer 2 

Redaktionelle Anpassung aufgrund der Neuorganisation der 
gesetzlichen Rentenversicherung und des damit verbunde- 
nen Wegfalls der Unterscheidung zwischen Arbeiterrenten- 
und Angestelltenrentenversicherung. 

Zu Artikel 34 (Änderung des Gesetzes zur Regelung 
der Verbindlichkeiten national- 
sozialistischer Einrichtungen und 
der Rechtsverhältnisse an deren 
Vermögen) 

Redaktionelle Anpassung aufgrund der Neuorganisation der 
gesetzlichen Rentenversicherung und des damit verbunde- 
nen Wegfalls der Unterscheidung zwischen Arbeiterrenten- 
und Angestehtenrentenversicherung. 

Zu Artikel 35 (Änderung des Versicherungs- 
aufsichtsgesetzes) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 36 (Änderung des Gesetzes zur Neu- 
ordnung der Pensionskasse Deutscher 
Eisenbahnen und Straßenbahnen) 

Folgeänderungen, die sich aus der Neuorganisation der ge- 
setzlichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 37 (Änderung des Arbeitssicher- 
stellungsgesetzes) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 38 (Änderung des Lohnfortzahlungs- 
gesetzes) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 


Zu Artikel 39 (Änderung des Gesetzes zur Verbesse- 
rung der betrieblichen Alters- 
versorgung) 

Zu Nummer 1 (§ la) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 2 (§ 7) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 3 (§ 18) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Artikel 40 (Aufhebung des Gesetzes über den 
Ausgleich von Aufwendungen für 
das Altersübergangsgeld) 

Das Gesetz ist durch Zeitablauf überholt und wird deshalb 
aufgehoben. 

Zu Artikel 41 (Änderung des Hüttenknappschaft- 
lichen Zusatzversicherungs- 
Gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 2) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 2 (§ 5) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 3 (§ 26) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 42 (Änderung der Studentenkranken- 
versicherungs-Meldeverordnung) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 43 (Änderung des Krankenversiche- 
rungs-Kostendämpfungsgesetzes) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 
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Zu Artikel 44 (Änderung der Postrentendienst- 
verordnung) 

Zu den Nummern 1 und 2 (Verordnungsbezeichnung, 

Inhaltsverzeichnis) 

Redaktionelle Anpassungen an den neuen Sprachgebrauch. 

Zu Nummer 3 (§ 1) 

Die Neufassung des § 1 Abs. 2 dient der Umsetzung des 
§100 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch. Danach finden 
die Vorschriften der Verordnung nunmehr weitgehend auch 
auf den Bereich der Unfallversicherung Anwendung. Wäh- 
rend in diesem Bereich bisher nur die Vergütungsvorschrif- 
ten galten, sind künftig insbesondere auch die §§ 6 bis 31 
der Verordnung entsprechend anzuwenden. 

Die Erweiterung des Anwendungsbereichs der Verordnung 
hat zur Folge, dass die Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
zum Rentendienst der Deutschen Bundespost vom 18. Juli 
1985 aufgehoben werden kann (s. Änderung § 37). 

Des Weiteren werden die landwirtschaftlichen Alterskassen 
aus dem Anwendungsbereich der Verordnung ausgenom- 
men. Nach dem Gesetz zur Organisationsreform in der land- 
wirtschaftlichen Sozialversicherung werden die Renten zen- 
tral vom Gesamtverband der landwirtschaftlichen Alters- 
kassen für die jeweiligen Alterskassen ausgezahlt. 

Im Übrigen handelt es sich um eine redaktionelle Folge- 
änderung wonach - bedingt durch die Organisationsreform 
in der gesetzlichen Rentenversicherung - künftig die Deut- 
sche Rentenversicherung Bund Grundsatz- und Quer- 
schnittsaufgaben für alle Träger der Rentenversicherung an- 
stelle des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger 
wahmehmen soll. 

Zu Nummer 4 (§ 2) 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversichemngsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 5 (§ 3) 

Redaktionelle Folgeregelungen zur Postreform und Organi- 
sationsreform in der gesetzlichen Rentenversichemng. Die 
Aufnahme des Bundesversicherangsamtes in § 3 Abs. 3 
Satz 3 erfolgt, weil es die Bundesmittel - u. a. Bundeszu- 
schüsse - bewirtschaftet, die als so genannte Postvorschüsse 
für Inlandsrentenzahlungen bereit gestellt werden. 

Zu Nummer 6 (§ 5) 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeändemngen aufgrand 
der Organisationsreform in der gesetzlichen Rentenver- 
sichemng, die der Tatsache Rechnung tragen, dass die Deut- 
sche Rentenversichemng Bund zukünftig Grandsatz- und 
Querschnittsaufgaben für alle Träger der Rentenversiche- 
mng wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr nunmehr auch 
die Aufgaben, die bisher dem Verband Deutscher Renten- 
versichemngsträger zugewiesen waren. Mit der Ergänzung 
in Absatz 3 Satz 3 wird lediglich klargestellt, dass nicht be- 
liebige Dritte ein Unterrichtungsrecht besitzen. 


Zu Nummer 7 (§ 6 ) 

Mit der Änderang wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversichemng Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversichemng wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversichemngsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 8 (§ 9) 

Folgeändemng aufgrand des Rentenauszahlungsgesetzes 
und zuletzt aufgrand der Ändemngen durch das Dritte Ge- 
setz zur Änderang des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
und anderer Gesetze, wonach für die Auszahlung laufender 
Geldleistungen ein bestimmter Auszahlungstag gesetzlich 
vorgeschrieben ist und es für die Rechtzeitigkeit der Aus- 
zahlung maßgeblich auf die Wertstellung ankommt. 

Zu Nummer 9 (§ 10) 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversichemngsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 10 (§15) 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grandsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversichemngsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 11 (§18) 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grandsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversichemngsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 12 (§ 20) 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversichemngsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 13 (§21) 

Zu den Buchstaben a bis c 

Die Änderungen ermöglichen es der Deutschen Rentenver- 
sicherung Bund und dem Renten Service, für den Rentner- 
ausweis eine geschlechtsneutrale Bezeichnung einzufüh- 
ren, sobald für personengrappenbezogene Ausweise dieser 
Art (vgl. Schülerausweis, Studentenausweis) eine allgemein 
sprachlich überzeugende neutrale Alternative verfügbar ist. 
Im Übrigen handelt es sich um redaktionelle Anpassungen. 
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Zu Buchstabe d 

Mit der Änderung wird der Tatsaehe Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahrnehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 14 (§ 22) 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger zugewiesen waren. 

Im Übrigen handelt es sich um redaktionelle Klarstellungen. 

Zu Nummer 15 (§ 24) 

Die Regelung stellt klar, dass es für einen Abgleich auf den 
Dateninhalt der Sterbefallmitteilungen gemäß § 101a des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) ankommt. Im 
Übrigen wird die im § 101a SGB X verwendete Terminolo- 
gie zur Vereinheitlichung auf die Renten Service Verord- 
nung übertragen. 

Zu Nummer 16 (§ 25) 

Mit der Änderung wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversichemngsträger zugewiesen waren. 

Im Übrigen handelt es sich um redaktionelle Klarstellungen. 

Zu Nummer 17 (§ 26) 

Mit der Ändemng wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversichemng Bund zukünftig 
Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversichemngsträger zugewiesen waren. 

Im Übrigen handelt es sich um eine redaktionelle Klarstel- 
lung. 

Zu Nummer 18 (§ 27) 

Mit der Ändemng wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversichemng Bund zukünftig 
Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversichemng wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversichemngsträger zugewiesen waren. 

Im Übrigen handelt es sich um eine redaktionelle Klarstel- 
lung. 

Zu Nummer 19 (§ 28) 

Mit der Ändemng wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversichemng Bund zukünftig 
Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversichemng wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 


nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversichemngsträger zugewiesen waren. 

Im Übrigen handelt es sich um eine redaktionelle Klarstel- 
lung. 

Zu Nummer 20 (§ 29) 

Im Zusammenhang mit dem Wegfall der Unterscheidung 
zwischen Arbeiter- und Angestelltenrentenversichemng und 
der Bündelung von Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben 
bei der Deutschen Rentenversichemng Bund wird zukünftig 
von dieser - so wie bislang schon durch die Bundesver- 
sichemngsanstalt für Angestellte für den bisherigen Bereich 
der Angestelltenversichemng - auch die Höhe der Vor- 
schüsse für die Auszahlung von Geldleistungen an die Deut- 
sche Post AG festgesetzt. 

Zu Nummer 21 (§ 30) 

Zu Buchstabe a 

Mit den Neuregelungen werden die Termine für die Vor- 
schüsse entsprechend den mit dem Dritten Gesetz zur Ände- 
mng des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und anderer 
Gesetze erfolgten Rechtsändemngen festgelegt. Für eine 
rechtzeitige Auszahlung laufender Geldleistungen im Sinne 
der neuen Rentenauszahlungsbestimmungen ist eine Zur- 
verfügungstellung der für die Rentenzahlung im Inland be- 
nötigten Gelder durch die Rentenversichemngsträger und 
den Bund am Auszahlungstag (für Barzahlungen im Inland 
einen Bankarbeitstag vor dem Auszahlungstag) ausrei- 
chend. Für Auslandszahlungen wird es der Deutschen Ren- 
tenversichemng Bund und dem Renten Service aufgmnd 
der fortschreitenden Optimiemng des grenzüberschreiten- 
den Zahlungsverkehrs ermöglicht, weitere Vorschusster- 
mine im Einvernehmen mit dem Bundesversichemngsamt 
zu vereinbaren. Im Übrigen handelt es sich um redaktionelle 
Ändemngen infolge des Rentenauszahlungsgesetzes. 

Zu Buchstabe b 

Als Folge der Neuregelungen durch das Dritte Gesetz zur 
Ändemng des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und ande- 
rer Gesetze und der technischen Optimiemng des Renten- 
zahlverfahrens ist eine Vorverlegung der Termine der Vor- 
schusszahlungen hinfällig geworden. 

Zu Buchstabe c 

Mit der Ändemng wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversichemng Bund zukünftig 
Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversichemng wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversichemngsträger zugewiesen waren. Im Üb- 
rigen handelt es sich um Folgeändemngen aufgmnd des 
Dritten Gesetzes zur Ändemng des Sechsten Buches Sozial- 
gesetzbuch und anderer Gesetze. 

Zu Buchstabe d 

Die Regelung trifft erstmals eine Bestimmung über die Zu- 
ständigkeit für die Festsetzung der Termine für die Vor- 
schusszahlungen. Im Übrigen wird mit der Ändemng der 
Tatsache Rechnung getragen, dass die Deutsche Rentenver- 
sichemng Bund zukünftig Gmndsatz- und Querschnittsauf- 
gaben für alle Träger der Rentenversichemng wahmehmen 
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soll. Folglich obliegen ihr nunmehr auch die Aufgaben, die 
bisher dem Verband Deutscher Rentenversicherungsträger 
zugewiesen waren. Im Übrigen handelt es sich um Folgeän- 
derungen aufgrund des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze. 

Zu Buchstabe e 

Diese Regelung stellt eine Anpassung an die bereits geübte 
Praxis dar. Im Übrigen berücksichtigt sie bedingt durch die 
Neuorganisation der gesetzlichen Rentenversicherung den 
Wegfall der Unterscheidung zwischen Arbeiter- und Ange- 
stelltenrentenvers icherung . 

Zu Nummer 22 (§31) 

Zu Buchstabe a 

Zu den Doppelbuchstaben aa und ce 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen infolge der 
Postreform. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Änderung dient der Verwaltungsvereinfachung, da das 
Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung 
über die Jahresabrechnung hinaus nicht auch noch der Mo- 
natsübersichten bedarf. Im Übrigen wird der Tatsache Rech- 
nung getragen, dass die Deutsche Rentenversicherung Bund 
zukünftig Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle 
Träger der Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich 
obliegen ihr nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem 
Verband Deutscher Rentenversicherungsträger zugewiesen 
waren. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung trägt der Tatsache Rechnung, dass die bislang 
vom Bundesversicherungsamt wahrgenommenen Aufga- 
ben im Zusammenhang mit der Organisationsreform in der 
gesetzlichen Rentenversicherung künftig von der Deutschen 
Rentenversicherung Bund ausgeführt werden. 

Zu Nummer 23 (§ 33) 

Zu Buchstabe a 

Bedingt durch das Rentenauszahlungsgesetz ist eine Vorver- 
legung der Fähigkeit der Vorschusszahlungen überflüssig 
geworden. 

Zu Buchstabe b 

Zu den Doppelbuchstaben aa und bb 

Redaktionelle Anpassungen. Im Übrigen regelt die Ergän- 
zung in Satz 2, dass eine Verrechnung dann zu erfolgen hat, 
wenn für den Renten Service Leistungseinschränkungen auf 
anderen Gebieten eingetreten sind. 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen infolge der 
Postreform und der Organisationsreform der gesetzlichen 
Rentenversicherung. 

Zu Doppelbuchstabe dd 

Die Änderung berücksichtigt, dass der Bereich der Unfall- 
versicherung verstärkt in den Anwendungsbereich der Ver- 
ordnung einbezogen wird. 


Zu Buchstabe c 

Die Änderungen in Absatz 5 sind eine Folgeregelung zu den 
redaktionellen Änderungen in § 24. 

Zu Nummer 24 (§ 35) 

Im Zusammenhang mit dem Wegfall der Unterscheidung 
zwischen Arbeiter- und Angestelltenrentenversicherung und 
der Bündelung von Grundsatz- und Querschnittsaufgaben 
bei der Deutschen Rentenversicherung Bund wird zukünftig 
von dieser - so wie bislang schon durch die Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte für den bisherigen Bereich 
der Angestelltenversicherung - auch die Höhe der Vergü- 
tungsvorschüsse für die Auszahlung von Geldleistungen 
festgesetzt. Im Übrigen handelt es sich bei der Bezeichnung 
„Renten Service“ um eine redaktionelle Anpassung an den 
neuen Sprachgebrauch. 

Zu Nummer 25 (§ 36) 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen infolge der 
Postreform und der Organisationsreform der gesetzlichen 
Rentenversicherung. 

Zu Nummer 26 (§ 37) 

Redaktionelle Folgeregelung zur Neufassung des § 1 
Abs. 2. 

Zu den Nummern 27 bis 29 (Übergreifende Änderungen) 
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 

Zu Artikel 45 (Änderung des Fremdrenten- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 20) 

In § 20 wird für den FRG-Bereich geregelt, welchem Ver- 
sichemngszweig die Beitrags- und Beschäftigungszeiten zu- 
zuordnen sind. Dabei brauchte bisher die Zuordnung in die 
bisherigen Versicherungszweige Rentenversichemng der 
Arbeiter und Rentenversicherung der Angestellten nicht be- 
sonders definiert zu werden. Diese Definition ergab sich aus 
dem bisherigen § 133 SGB VI für den Bereich der Ange- 
stellten; zu den Arbeitern gehörte, wer nicht Angestellter 
war. Sonderregelungen bestanden für freiwillig Versicherte, 
Selbständige und versichemngspfiichtige Handwerker. Die 
bisherige Unterscheidung zwischen Arbeitern und Ange- 
stellten, die durch den einheitlichen Versichertenbegriff im 
Zuge der Neuorganisation der gesetzlichen Rentenversiche- 
rang entfällt, ist für die Zuordnung der Tabellenwerte der 
Anlagen 1 bis 16 weiterhin bedeutsam. Eine Einstufung in 
dieses Leistungsgrappensystem erfolgt nach § 256b 
SGB VI bzw. § 22 Abs. 1 Satz 1 und 2 FRG sowie in den 
Übergangsfällen des § 259a SGB VI und des Artikels 6 § 4 
Abs. 2, 3 und 4 des FANG längstens für Zeiten vor dem 
1. Januar 1991. Betroffen sind FRG-Zeiten sowie glaubhaft 
gemachte Zeiten im Beitrittsgebiet und in den alten Bundes- 
ländern. Durch die Neukonzeption des Dritten Kapitels des 
SGB VI wird im FRG nunmehr eine eigenständige Defi- 
nition für die Zuordnung als Arbeiter oder Angestellter be- 
nötigt. 
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Absatz 1 legt fest, dass die Beitrags- und Beschäftigungs- 
zeiten grundsätzlich der allgemeinen Rentenversicherung 
zugeordnet werden. 

Absatz 2 entsprieht dem bisherigen Absatz 1 . Der bisherige 
Absatz 3 wird nur bei der Anwendung der Anlagen 1 bis 16 
FRG benötigt und ist durch den neuen Absatz 5 entbehrlich. 

Absatz 3 entspricht unter Beachtung redaktioneller Folge- 
änderungen dem bisherigen Absatz 4. Der bisherige Ab- 
satz 5 regelte die Zuordnung zu den Versicherungszweigen, 
wenn die Zuordnung zwischen den bisherigen Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und der Angestellten und der 
knappschaftlichen Rentenversicherung zweifelhaft war. Zur 
Abgrenzung Arbeiter/ Angestellter ist er nur bei Anwendung 
der Anlagen 1 bis 16 bedeutsam und wurde daher als Satz 3 
in den neuen Absatz 5 aufgenommen. 

Absatz 4 regelt nur noch die Zuordnung zur allgemeinen 
Rentenversicherung, wenn die Zuordnung zur knappschaft- 
lichen Rentenversicherung zweifelhaft ist. 

Absatz 5 definiert die bisherigen Versicherungszweige 
„Rentenversicherung der Arbeiter“ und „Rentenversiche- 
rung der Angestellten“ für die Zuordnung der Tabellenwerte 
der Anlagen 1 bis 16 zum FRG entsprechend dem bisheri- 
gen Recht. Dies gilt auch für versicherungspfhchtige Selb- 
ständige. Versicherungspfhchtige Handwerker sind wie bis- 
her für die Bewertung nach dem Leistungsgruppensystem 
der Rentenversicherung der Arbeiter zuzuordnen. 

Die Regelungen im Absatz 6 sind nur noch für Zeiten vor 
dem 1. März 1957 erforderlich, da die Bewertung nach der 
jeweils niedrigsten Beitragsklasse gemäß § 23 Abs. 2 FRG 
eine Zuordnung zur Arbeiterrenten- oder Angestelltenver- 
sicherung erforderlich macht. 

Zu Nummer 2 (§ 22b) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 46 (Änderung des Gesetzes über die 
Alterssicherung der Landwirte) 

Zu Nummer 1 (§ 68 ) 

Folgeänderungen, die sich aus der Neuorganisation der ge- 
setzlichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergeben. 

Zu Nummer 2 (§ 106) 

Folgeänderungen, die sich aus der Neuorganisation der ge- 
setzlichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergeben. 

Zu Artikel 47 (Änderung des Gesetzes zur Förde- 
rung der Einstellung der landwirt- 
schaftlichen Erwerbstätigkeit) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 


Zu Artikel 48 (Änderung des Künstlersozial- 
versicherungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 2 (§ 4) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 3 (§ 10) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 4 (§ 11) 

Die Versicherungsnummer wird zukünftig von der Daten- 
stelle der Träger der Rentenversicherung (§ 145 des Sechs- 
ten Buches Sozialgesetzbuch) vergeben. 

Zu Nummer 5 (§ 12) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 6 (§ 26) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 7 (§ 37a) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 8 (§ 43) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 49 (Änderung des Gesetzes zu der Ver- 
einbarung vom 10. Dezember 1964 
zur Durchführung des Abkommens 
vom 20. April 1960 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem 
Vereinigten Königreich Großbritan- 
nien und Nordirland über Soziale 
Sicherheit) 

Zu Nummer 1 (Absatz 1) 

Folgeändemng aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 
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Zu Nummer 2 (Absatz 3) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt, und redaktionelle Anpassung an das 
Neunte Buch Sozialgesetzbuch. 

Zu Nummer 3 (Absatz 4) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse und 
redaktionelle Anpassung an das Neunte Buch Sozialgesetz- 
buch. 

Zu Artikel 50 (Änderung des Gesetzes zu dem Ab- 
kommen vom 4. Dezember 1973 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Spanischen Staat über 
Soziale Sicherheit und dem Ergän- 
zungsabkommen vom 17. Dezember 
1975) 

Folgeänderang, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherang und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt und redaktionelle Anpassung an das 
Neunte Buch Sozialgesetzbuch. 

Zu Artikel 51 (Änderung des Sozialversicherungs- 
Angleichungsgesetzes-Saar) 

Folgeänderang aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherangsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 52 (Änderung des Beiträge-Rück- 
zahlungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 3) 

Folgeänderangen, die sich aus der Neuorganisation der ge- 
setzlichen Rentenversicherang und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 2 (§ 8) 

Folgeänderang aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherangsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 53 (Änderung des Renten-Überleitungs- 
gesetzes) 

Folgeänderang aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherangsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 54 (Änderung des Anspruchs- und 

Anwartschaftsüberführungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 6) 

Folgeänderang, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherang und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 


Zu Nummer 2 (§ 8) 

Zu Buchstabe a 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherangsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherang Bund wahrgenommen. 

Zu Buchstabe b 
Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherangsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherang Bund wahrgenommen. 

Im Übrigen handelt es sich um die Korrektur eines redaktio- 
nellen Versehens, da Satz 3 des § 126 Abs. 1 SGB VI be- 
reits durch das Zweite Gesetz für moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt in Satz 4 geändert worden ist. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Folgeänderang aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherangsanstalt und Seekasse. Die 
Aufgaben der bisherigen Bundesversicherangsanstalt für 
Angestellte werden künftig von der Deutschen Rentenversi- 
cherang Bund wahrgenommen. 

Zu den Doppelbuchstaben ec und dd 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherangsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherang Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 3 (§ 9) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherangsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherang Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 4 (§ 15) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherangsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherang Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 5 (§ 18) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherangsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherang Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 6 (Anlage 3) 

Folgeänderang, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherang und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 55 (Änderung der AAÜG-Erstattungs- 
verordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherangsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherang Bund wahrgenommen. Im Übrigen redaktio- 
nelle Anpassung an das Neunte Buch Sozialgesetzbuch. 
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Zu Nummer 2 (§ 2) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. Im Übrigen redaktio- 
nelle Anpassung an das Neunte Buch Sozialgesetzbuch. 

Zu Nummer 3 (§ 3) 

Die bisherigen Absätze 1 und 2 sowie Absatz 3 Satz 2 sind 
durch Zeitablauf überholt. Die Aufgaben der bisherigen 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte werden künftig 
von der Deutschen Rentenversicherung Bund wahrgenom- 
men. 

Zu Nummer 4 (§ 4) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. Redaktionelle Ände- 
rung des durch Zeitablauf überholten Begriffs Verwaltungs- 
kostenpauschale. Im Übrigen redaktionelle Anpassung an 
das Neunte Buch Sozialgesetzbuch. 

Zu Nummer 5 (§ 5) 

Redaktionelle Folgeänderung und Klarstellung. 

Zu Artikel 56 (Änderung des Zusatzversorgungs- 
system-Gleichstellungsgesetzes) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versichemng Bund wahrgenommen. 

Zu Artikel 57 (Änderung der Wahlordnung 
für die Sozialversicherung) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Redaktionelle Folgeändemngen zu Änderungen der Wahl- 
ordnung für die Sozialversicherung. 

Zu Nummer 2 (Überschrift zum Zweiten Teil) 

Folgeänderang, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 3 (§ 35) 

Folgeänderang, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 4 (§ 41) 

Folgeänderang, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 5 (§ 58) 

Folgeänderang, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 


Zu Nummer 6 (Überschrift Vierter Teil, Dritter Abschnitt) 

Folgeänderang, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 7 (Überschrift Fünfter Teil) 

Folgeänderang, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 8 (§ 80) 

Folgeänderang, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 58 (Weitere Änderung der Wahlordnung 
für die Sozialversicherung) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Redaktionelle Folgeändemngen zu Änderungen der Wahl- 
ordnung für die Sozialversicherung. 

Zu Nummer 2 (§ 1) 

Die Änderung trägt der Tatsache Rechnung, dass bei der 
Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See zu- 
künftig - beginnend mit den Sozialversicherangswahlen des 
Jahres 2011 - die Versichertenähesten wie bei den übrigen 
Trägem der Rentenversicherung von der Vertreterversamm- 
lung gewählt werden (§ 39 Abs. 1 Viertes Buch Sozial- 
gesetzbuch) und die Vorschrift des § 54 Abs. 1 Satz 2, nach 
der die Bundesknappschaft für die Wahl der Versicherten- 
ähesten Wahlräume einrichten kann, gestrichen wird. 

Zu Nummer 3 (§ 3) 

Die Änderungen berücksichtigen, dass die Versicherten- 
ähesten der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See wie bei den übrigen Trägem der Rentenversiche- 
rung von der Vertreterversammlung gewählt werden. 

Zu Nummer 4 (§ 5) 

Die Vorschrift ist entbehrlich, da zukünftig die Versicherten- 
ähesten der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See von der Vertreterversammlung gewählt werden 
und die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See keine Wahlräume mehr zur Verfügung stellt. 

Zu Nummer 5 (Überschrift zum Zweiten Teil) 

Die Änderung trägt der Tatsache Rechnung, dass das Selbst- 
verwaltungsrecht bei der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See zukünftig dem Recht der Selbstver- 
waltung bei den übrigen Trägern der Rentenversicherung 
entspricht. 

Zu Nummer 6 (§ 10) 

Die Änderung trägt der Tatsache Rechnung, dass bei der 
Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See zu- 
künftig - beginnend mit den Sozialversicherangswahlen des 
Jahres 2011 - die Versichertenähesten wie bei den übrigen 
Trägem der Rentenversicherung von der Vertreterversamm- 
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lung gewählt werden (§ 39 Abs. 1 Viertes Buch Sozial- 
gesetzbuch) und die Wahl der Vertreterversammlung nach 
den allgemeinen Regularien erfolgt. 

Zu Nummer 7 (§ 14) 

Die Änderung trägt der Tatsache Rechnung, dass das Selbst- 
verwaltungsrecht bei der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See zukünftig dem Recht der Selbstver- 
waltung bei den übrigen Trägem der Rentenversichemng 
entspricht. 

Im Übrigen redaktionelle Folgeändemng zur Ändemng des 
§ 46 Viertes Buch Sozialgesetzbuch. 

Zu Nummer 8 (§ 15) 

Die Ändemng trägt der Tatsache Rechnung, dass bei der 
Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See zu- 
künftig - beginnend mit den Sozialversichemngswahlen des 
Jahres 2011 - die Versichertenältesten wie bei den übrigen 
Trägem der Rentenversichemng von der Vertreterversamm- 
lung gewählt werden (§ 39 Abs. 1 Viertes Buch Sozialge- 
setzbuch). 

Zu Nummer 9 (§ 18) 

Die Vorschrift ist nicht mehr erforderlich, da die Versicher- 
tenältesten der Deutschen Rentenversichemng Knapp- 
schaft-Bahn-See zukünftig von der Vertreterversammlung 
gewählt werden. 

Zu Nummer 10 (§ 22) 

Die Vorschrift nach Absatz 6 Nr. 3 ist nicht mehr erforder- 
lich, da die Versichertenältesten der Deutschen Rentenver- 
sichemng Knappschaft-Bahn-See zukünftig von der Vertre- 
terversammlung gewählt werden. Im Übrigen redaktionelle 
Folgeändemng. 

Zu Nummer 11 (§ 28) 

Die Vorschrift ist nicht mehr erforderlich, da die Versicher- 
tenältesten der Deutschen Rentenversichemng Knapp- 
schaft-Bahn-See zukünftig von der Vertreterversammlung 
gewählt werden. Im Übrigen handelt es sich um eine redak- 
tionelle Folgeändemng. 

Zu Nummer 12 (§ 30) 

Die Vorschrift ist nicht mehr erforderlich, da die Versicher- 
tenältesten der Deutschen Rentenversichemng Knapp- 
schaft-Bahn-See zukünftig von der Vertreterversammlung 
gewählt werden. 

Zu Nummer 13 (§ 32) 

Die Vorschrift ist nicht mehr erforderlich, da die Versicher- 
tenältesten der Deutschen Rentenversichemng Knapp- 
schaft-Bahn-See zukünftig von der Vertreterversammlung 
gewählt werden. 

Zu Nummer 14 (§ 35) 

Die Ändemng trägt der Tatsache Rechnung, dass das Selbst- 
verwaltungsrecht bei der Deutschen Rentenversichemng 
Knappschaft-Bahn-See zukünftig dem Recht der Selbstver- 


waltung bei den übrigen Trägern der Rentenversichemng 
entspricht. 

Zu Nummer 15 (§ 41) 

Die Vorschrift ist nicht mehr erforderlich, da die Versicher- 
tenältesten der Deutschen Rentenversichemng Knapp- 
schaft-Bahn-See zukünftig von der Vertreterversammlung 
gewählt werden. 

Zu Nummer 16 (Überschrift Zweiter Abschnitt, 

Erster Unterabschnitt) 

Folgeändemng zur Aufhebung des Zweiten Unterab- 
schnitts. 

Zu Nummer 17 (§ 45) 

Die Vorschrift ist nicht mehr erforderlich, da die Versicher- 
tenältesten der Deutschen Rentenversichemng Knapp- 
schaft-Bahn-See zukünftig von der Vertreterversammlung 
gewählt werden. Im Übrigen handelt es sich um redaktio- 
nelle Folgeändemngen. 

Zu Nummer 18 (Zweiter Unterabschnitt) 

Die Vorschriften zur Wahl der Versichertenältesten der Bun- 
desknappschaft durch Stimmabgabe im Wahlraum (§§ 47 
bis 55) sind nicht mehr erforderlich, da die Versicherten- 
ältesten der Deutschen Rentenversichemng Knappschaft- 
Bahn-See zukünftig von der Vertreterversammlung gewählt 
werden. Mithin gelten uneingeschränkt die Regelungen, die 
auch für die übrigen Träger der Rentenversichemng Gültig- 
keit haben. 

Zu Nummer 19 (Überschrift zu § 58) 

Die Ändemng trägt der Tatsache Rechnung, dass das Selbst- 
verwaltungsrecht bei der Deutschen Rentenversichemng 
Knappschaft-Bahn-See zukünftig dem Recht der Selbstver- 
waltung bei den übrigen Trägern der Rentenversichemng 
entspricht. 

Zu Nummer 20 (§§ 59, 60) 

Die besonderen Vorschriften zur Ermittlung des Wahlergeb- 
nisses durch die Wahlleitungen der Ältestensprengel (§ 59) 
und zur Ermittlung des Wahlergebnisses durch den Wahl- 
ausschuss der Bundesknappschaft (§ 60) sind nicht mehr er- 
forderlich, da die Versichertenältesten der Deutschen Ren- 
tenversichemng Knappschaft-Bahn-See zukünftig von der 
Vertreterversammlung gewählt werden. Mithin gelten un- 
eingeschränkt die Regelungen, die auch für die übrigen Trä- 
ger der Rentenversichemng Gültigkeit haben. 

Zu Nummer 21 (§ 62) 

Die Vorschrift zur Bekanntmachung des Ergebnisses der 
Wahl der Versichertenältesten der Bundesknappschaft ist 
nicht mehr erforderlich, da die Versichertenältesten der 
Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See zu- 
künftig von der Vertreterversammlung gewählt werden. 
Mithin gelten uneingeschränkt die Regelungen, die auch für 
die übrigen Träger der Rentenversichemng Gültigkeit ha- 
ben. 
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Zu Nummer 22 (Dritter Teil) 

Die eigenständigen Vorschriften zur Wahl der Mitglieder 
der Vertreterversammlung der Bundesknappschaft (§§ 63 
bis 72) sind nicht mehr erforderlich, da für die Wahl der 
Mitglieder der Vertreterversammlung der Deutschen Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See zukünftig - begin- 
nend mit den Sozialwahlen des Jahres 2011 - die allgemei- 
nen Bestimmungen - wie bei den übrigen Trägem der Ren- 
tenversicherang - gelten. 

Zu Nummer 23 (Vierter Teil) 

Redaktionelle Folgeändemng aufgmnd der Aufhebung des 
Dritten Teils. 

Zu Nummer 24 (§ 73) 

Die Änderang trägt der Tatsache Rechnung, dass das Selbst- 
verwaltungsrecht bei der Deutschen Rentenversichemng 
Knappschaft-Bahn-See zukünftig dem Recht der Selbstver- 
waltung bei den übrigen Trägem der Rentenversichemng 
entspricht. 

Zu Nummer 25 (Überschrift Dritter Teil (neu). 

Dritter Abschnitt) 

Redaktionelle Folgeändemng. 

Zu Nummer 26 (§ 79) 

Folgeändemng aufgmnd der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 27 (Vierter Teil (neu)) 

Redaktionelle Folgeändemng. 

Zu Nummer 28 (Überschrift Vierter Teil (neu)) 

Die Änderang trägt der Tatsache Rechnung, dass künftig bei 
allen Versichemngsträgem die Versichertenältesten und die 
Vertrauenspersonen von der Vertreterversammlung gewählt 
werden. Die Sonderregelung für den Träger der Knapp- 
schaftsversicherang, nach der die Versicherten die Ver- 
sichertenältesten gewählt haben, entfällt. 

Zu Nummer 29 (§ 80) 

Die Änderang trägt der Tatsache Rechnung, dass künftig bei 
allen Versichemngsträgem die Versichertenältesten und die 
Vertrauenspersonen von der Vertreterversammlung gewählt 
werden. Die Sonderregelung für den Träger der Knapp- 
schaftsversichemng, nach der die Versicherten die Ver- 
sichertenältesten gewählt haben, entfällt. 

Zu Nummer 30 (Überschrift Fünfter Teil (neu)) 
Redaktionelle Folgeändemng. 

Zu Nummer 31 (Überschrift Sechster Teil (neu)) 
Redaktionelle Folgeändemng. 


Zu Nummer 32 (Anlage 1) 

Die Änderang trägt der Tatsache Rechnung, dass das Selbst- 
verwaltungsrecht bei der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See zukünftig dem Recht der Selbstver- 
waltung bei den übrigen Trägern der Rentenversicherung 
entspricht. 

Zu Nummer 33 (Anlagen 3,7, 11 und 17) 

Auf Grand der Tatsache, dass das Selbstverwaltungsrecht 
bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See zukünftig dem Recht der Selbstverwaltung bei den übri- 
gen Trägem der Rentenversicherung entspricht, können die 
Anlagen 3, 7, 11 und 17 aufgehoben werden. 

Zu Artikel 59 (Änderung der Schiedsamts- 
verordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Folgeändemng aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 2 (§ 11) 

Folgeändemng aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 60 (Änderung des Sozialversicherungs- 
Organisationsgesetzes Saar) 

Zu Nummer 1 (§ 5) 

Redaktionelle Folgeändemng zur Aufhebung von § 27. 

Zu Nummer 2 
Zu §27 

Folgeändemng aufgmnd der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse. 

Zu §30 

Absatz 1 der Vorschrift ist obsolet. 

Da die A- und B-Stellen nach dem Gemeinsamen Konzept 
in die Zuständigkeit der Regionalträger der gesetzlichen 
Rentenversichemng fallen, hat die Vorschrift über die Er- 
richtung einer A- und B-Stelle der Bundesversichemngsan- 
stalt für Angestellte im Saarland keine Bedeutung mehr. 

Zu Artikel 61 (Änderung des Achten Gesetzes 

zur Änderung des Selbstverwaltungs- 
gesetzes) 

Redaktionelle Folgeändemng zu Ändemngen der Wahlord- 
nung für die Sozialversicherang. 

Zu Artikel 62 (Änderung des Bundesversorgungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 16a) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 
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Zu Nummer 2 (§ 86) 

Zu Buchstabe a 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 63 (Änderung der Beitragszahlungs- 
verordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 6) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 2 (§ 6) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 64 (Änderung der Beitragsüber- 
wachungsverordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 2) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 2 (§ 10) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Artikel 65 (Änderung der Datenerfassungs- und 
-Übermittlungsverordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 22) 

Mit der Änderang wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherungsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 2 (§ 28) 

Mit der Änderang wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund zukünftig 
Grundsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversicherung wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherangsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 3 (§ 30) 

Die bisherige Trennung von Meldungen für unständig Be- 
schäftigte entweder an die Datenstelle der Rentenversiche- 


rangsträger oder an die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte beruhte auf der Unterscheidung zwischen der 
Arbeiterrenten- und Angestelltenrentenversicherang. Mit 
der Neuorganisation der gesetzlichen Rentenversicherung 
entfällt diese Unterscheidung, so dass Meldungen für un- 
ständig Beschäftigte künftig zentral an die Datenstelle der 
Träger der Rentenversicherung zu erstatten sind. 

Zu Nummer 4 (§31) 

Folgeänderangen aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 5 (§ 34) 

Anpassung an die Neuorganisation der gesetzlichen Renten- 
versicherung und des Wegfalls der Unterscheidung zwi- 
schen Arbeiterrenten- und Angestelltenrentenversicherang. 
Wie schon nach dem bisherigen Recht für den Bereich der 
Arbeiterrentenversicherang und der Versicherten der Bahn- 
versicherangsanstalt erfolgt zukünftig die Weiterleitung der 
Daten bis auf den Bereich der Versicherten der knappschaft- 
lichen Krankenversicherung zentral an die Datenstelle der 
Träger der Rentenversicherung, die auch bereits die Ver- 
sicherangsnummer für die gesamte Rentenversicherung ver- 
gibt. Für Versicherte der knappschaftlichen Krankenversi- 
cherung ist unter der Voraussetzung, dass die Deutsche Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See die knappschaftli- 
che Rentenversicherung durchführt, wie bisher die direkte 
Weiterleitung der Daten von der Einzugsstelle an die Deut- 
sche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See notwen- 
dig, da auf diesem Wege auch knappschaftsinteme Daten 
(z. B. Ältestennummer) der knappschaftlichen Rentenversi- 
cherung zur Verfügung gestellt werden. 

Zu Nummer 6 (§ 36) 

Der Regelungsgehalt der aufgehobenen Vorschriften ist auf- 
grund der zentralen Vergabe der Versicherungsnummer und 
der Tatsache, dass es zukünftig eine einheitliche Datenan- 
nahmestelle gibt, entbehrlich geworden. 

Zu Nummer 7 (§ 37) 

Folgeänderangen aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 8 (§ 40) 

Nach dem bisherigen Recht ergab sich für Wehr- oder Zivil- 
dienstleistende, für die eine erstmalige Versicherung durch- 
zuführen war, regelmäßig eine Auffangzuständigkeit der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (§ 126 Abs. 3 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch). In diesen Fällen 
hatte die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte unter 
Mitteilung der für die Vergabe der Versicherangsnummem 
notwendigen Daten die Versicherangsnummer zu vergeben. 
Da zukünftig die Versicherungsnummer zentral durch die 
Datenstelle der Träger der Rentenversicherung vergeben 
wird, sind die für die Vergabe der Versicherungsnummer er- 
forderlichen Angaben an diese weiterzuleiten. 
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Zu Artikel 66 (Änderung der Beitragseinzugs- und 
Meldevergütungsverordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 2 (§ 2) 

Folgeänderungen aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 3 (§ 3) 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. Die 
Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte werden künftig von der Deutschen Rentenversi- 
cherung Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 4 (§ 4) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Artikel 67 (Änderung der Risikostruktur- 
Ausgleichsverordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. Im 
Übrigen macht die Änderung deutlich, dass die Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See nur insoweit als 
Krankenkasse im Sinne der Verordnung anzusehen ist, als 
sie Träger der knappschaftlichen Krankenversicherung ist. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 2 (§ 14) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 3 (§15) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 


Zu Nummer 4 (§ 17) 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Nummer 5 (§ 19) 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Buchstabe b 

Die Aufgaben der bisherigen Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte werden künftig von der Deutschen Renten- 
versicherung Bund wahrgenommen. 

Zu Artikel 68 (Änderung des Gesetzes zur Stabili- 
sierung des Mitgliederkreises von 
Bundesknappschaft und See-Kran- 
kenkasse) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse zur 
Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See. Da 
durch die Neuorganisation der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung einer Reform der Organisationsstrukturen der gesetz- 
lichen Krankenversicherung nicht vorgegriffen werden soll, 
soll diese nicht zu Änderungen der Wahlrechte und Zustän- 
digkeiten in der gesetzlichen Krankenversicherung führen. 

Zu Artikel 69 (Änderung des Gesetzes zu dem 
Zweiten Zusatzabkommen vom 
2. März 1989 zum Abkommen vom 
25. Februar 1964 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über Soziale Sicherheit und der Zu- 
satzvereinbarung vom 2. März 1989 
zur Vereinbarung vom 25. August 
1978 zur Durchführung des Abkom- 
mens) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherang und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 70 (Änderung des Krankenhausentgelt- 
gesetzes) 

Folgeändemng aufgmnd der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 71 (Änderung der RV-Pauschalbeitrags- 
verordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 2) 

Folgeändemng, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversichemng und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 
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Zu Nummer 2 (§ 3) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 3 (§ 4) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 4 (§ 5) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 5 (§ 6) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Artikel 72 (Änderung der Versorgungslast- 
Erstattungsverordnung) 

Folgeänderungen, die sich aus der Neuorganisation der ge- 
setzlichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergeben. Die Auszahlung des gesamten auf 
die allgemeine Rentenversicherung entfallenden Erstat- 
tungsbetrages an die Deutsche Rentenversicherung Bund 
vereinfacht das Zahlungsverfahren. 

Zu Artikel 73 (Änderung der Reha-Pauschal- 
erstattungsverordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Folgeänderungen, die sich aus der Neuorganisation der 
gesetzlichen Rentenversicherung und dem einheitlichen 
Versichertenbegriff sowie redaktionelle Anpassung an das 
Neunte Buch Sozialgesetzbuch. 

Zur weiteren Optimierung der Zahlungsströme und zur Ver- 
fahrensvereinfachung wird festgelegt, dass die Abrechnung 
vom Bundesversicherungsamt auf die Deutsche Rentenver- 
sicherung Bund verlagert wird und die Ausgleichszahlun- 
gen über die Deutsche Rentenversicherung Bund abgewi- 
ckelt werden. 

Zu Nummer 2 (§ 2) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der ge- 
setzlichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. Redaktionelle Anpassung an das 
Neunte Buch Sozialgesetzbuch. Die Regelung in Absatz 2 
Satz 2 ist durch Zeitablauf überholt und wird deshalb aufge- 
hoben. Die Regelung in Absatz 2 Satz 3 ist aufgrund der 
Änderung des § 1 Abs. 3 überholt und wird deshalb auf- 
gehoben. 


Zu Artikel 74 (Änderung der RV-Wehr- und 
Zivildienstpauschalbeitrags- 
verordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 2) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 2 (§ 3) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 3 (§ 5) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 4 (§ 6) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 5 (§ 7) 

§ 7 bestimmt als Übergangsregelung die Durchführung der 
Abrechnung für das Jahr 1998. Die Regelung ist durch Zeit- 
ablauf überholt. 

Zu Artikel 75 (Änderung der Verordnung über die 
Erstattung einigungsbedingter 
Leistungen an die Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter und der 
Angestellten) 

Zu Nummer 1 (Bezeichnung der Verordnung) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. 

Zu Nummer 2 (§ 1) 

Redaktionelle Anpassung an das Neunte Buch Sozialgesetz- 
buch. 

Zu Nummer 3 (§ 2) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt und redaktionelle Anpassung an das 
Neunte Buch Sozialgesetzbuch. Die Neufassung des Absat- 
zes 3 ist Folge zum Zweiten Gesetz zur Änderung des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze. 
Seit dem 1 . April 2004 leisten die Rentenversicherungsträ- 
ger keine Zuschüsse zu den Beiträgen zur Pflegeversiche- 
rung mehr. Beitragssatzänderungen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung werden zeitnäher als bisher an die 
Rentner weitergegeben, was auch in der Berechnung des Er- 
stattungsbetrages berücksichtigt werden muss. Der bishe- 
rige Hinweis auf den durchschnittlichen allgemeinen Bei- 



Drucksache 15/3654 


- 104- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


tragssatz für das Beitrittsgebiet ist durch das Gesetz zur 
Rechtsangleichung in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung gegenstandslos geworden. Seit dem 1. Januar 2001 be- 
stehen einheitliche Berechnungsgrundlagen zur Beitrags- 
ermittlung in der gesetzlichen Krankenversicherung im ge- 
samten Bundesgebiet. 

Zu Nummer 4 (§ 3) 

Redaktionelle Klarstellung. 

Zu Nummer 5 (§ 4) 

Folgeänderung, die sich aus der Neuorganisation der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und dem einheitlichen Ver- 
sichertenbegriff ergibt. Die Aufteilung des auf die allge- 
meine Rentenversicherung entfallenden Erstattungsbetrages 
durch die Deutsche Rentenversicherung Bund vereinfacht 
das Zahlungsverfahren. 

Zu Artikel 76 (Änderung der Versicherungs- 
nummem-, Kontoführungs- und 
Versicherungsverlaufsverordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Aufgrund der Neuorganisation der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung wird zukünftig die Versicherungsnummer für Ver- 
sicherte von der Datenstelle der Träger der Rentenversiche- 
rung vergeben und dabei ab 1. Januar 2005 jeder Neu- 
versicherte einem zuständigen Rentenversicherungsträger 
zugeordnet. 

Zu Nummer 2 (§ 2) 

Hinsichtlich der Bezeichnung „Deutsche Rentenversiche- 
rung Bund“ handelt es sich um eine Folgeänderung auf- 
grund der Neuorganisation der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung, wonach die Deutsche Rentenversicherung Bund 
sowohl Aufgaben des Verbandes Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger als auch der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte wahrnimmt. 

Zu Nummer 3 (§ 4) 

Durch die Neuorganisation der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung ergibt sich die Zuständigkeit für die Kontoführung 
bereits aus den Vorschriften zum Dritten Kapitel des Sechs- 
ten Buches Sozialgesetzbuch. Einer detaillierten Regelung, 
wie dies die bisherige Fassung vorsah, bedarf es daher nicht 
mehr. Die Neuregelung hat allein klarstellenden Charakter. 

Zu Nummer 4 (§ 5) 

Anpassung an die Neuorganisation in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung. Auf die Begründung zu Nummer 1 (§ 1) 
wird verwiesen. 

Zu Nummer 5 (§ 6) 

Anpassung an die Neuorganisation in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung, wonach auch Kontoführungswechsel nach 
Maßgabe des § 274c Sechstes Buch Sozialgesetzbuch erfol- 
gen können. 


Zu den Nummern 6 und 7 (Anlage) 

Die Nummerierung gilt nur für neu zu vergebende Versiche- 
rungsnummem, eine Änderung von bestehenden Versiche- 
rungsnummem ist nicht erforderlich. 

Die Zuordnung der Bereichsnummer zu einem Rentenver- 
sicherungsträger im Rahmen der Vergabe erfolgt aus dem 
Gemeindeschlüssel der gemeldeten Anschrift maschinell. 
Wegen künftig zu erwartender Fusionen wird die Bereichs- 
nummer nicht mehr dem Zuständigkeitsbereich eines Ver- 
sicherungsträgers zugeordnet, sondern dem Gebiet, das den 
Zuständigkeitsbereich der Landesversicherungsanstalten 
vor Fusionen umfasst. Durch die zentrale Vergabe ist eine 
Festlegung der Zuständigkeit eines Trägers auch nicht mehr 
erforderlich. 

Zu Artikel 77 (Aufhebung des Gesetzes zur Aus- 
gleichszahlung durch die Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung 
an die Krankenkassen) 

Das Gesetz regelt eine Ausgleichszahlung für das Jahr 
2001. Das Gesetz ist durch Zeitablauf überholt und wird 
deshalb aufgehoben. 

Zu Artikel 78 (Änderung der Verordnung über die 
Pauschalierung und Zahlung des 
Ausgleichsbetrags der Bundesagentur 
für Arbeit an die Träger der gesetz- 
lichen Rentenversicherung für arbeits- 
marktbedingte Renten wegen voller 
Erwerbsminderung) 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

Mit der Änderang wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass die Deutsche Rentenversichemng Bund zukünftig 
Gmndsatz- und Querschnittsaufgaben für alle Träger der 
Rentenversichemng wahmehmen soll. Folglich obliegen ihr 
nunmehr auch die Aufgaben, die bisher dem Verband Deut- 
scher Rentenversicherangsträger zugewiesen waren. 

Zu Nummer 2 (§ 4) 

Folgeändemng zur Neuordnung der Finanzströme in § 219 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch. Die Aufteilung des 
gesamten auf die allgemeine Rentenversichemng entfallen- 
den Erstattungsbetrages durch die Deutsche Rentenversi- 
chemng Bund vereinfacht das Zahlungsverfahren. 

Zu Artikel 79 (Änderung des Behinderten- 
gleichstellungsgesetzes) 

Redaktionelle Folgeändemng zu Ändemngen in der Wahl- 
ordnung für die Sozialversichemng. 

Zu Artikel 80 (Änderung des Gesetzes zur Zusam- 
menführung und Neugliederung der 
Bundeseisenbahnen) 

Zu Nummer 1 (§ 13) 

Folgeändemng aufgmnd der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversichemngsanstalt und Seekasse. 
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Zu Nummer 2 (§ 15) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 81 (Änderung des Gesetzes über die 
Gründung einer Deutsche Bahn 
Aktiengesellschaft) 

Zu Nummer 1 (§ 14) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Nummer 2 (§ 21) 

Folgeänderung aufgrund der Vereinigung von Bundes- 
knappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse. 

Zu Artikel 82 (Gesetz zur Errichtung der Deutschen 
Rentenversicherung Bund und der 
Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See) 

Zu§l 

Die Vorschrift regelt die Errichtung der Deutschen Renten- 
versicherung Bund. Es handelt sich nicht um die Gründung 
einer neuen Körperschaft des öffentlichen Rechts, sondern 
um die Fortführung der bisherigen Bundesversicherungsan- 
stalt für Angestellte unter einem anderen Namen. 

Satz 2 bestimmt Berlin als den Sitz der Deutschen Renten- 
versicherung Bund mit Verwaltungsstellen in Stralsund, 
Gera und Brandenburg/Havel. Die Deutsche Rentenver- 
sicherung Bund soll nach dem Gemeinsamen Konzept die 
Zuweisung von Aufgaben für die FöKo-Stellen überneh- 
men. Die Aufzählung der Standorte ist nicht als abschlie- 
ßend anzusehen, bestehende Verwaltungsstellen bleiben er- 
halten. 

Zu §2 

Absatz 1 bestimmt, dass der Verband Deutscher Rentenver- 
sicherungsträger e. V. in die Deutsche Rentenversicherung 
Bund eingegliedert wird. Der Verband Deutscher Renten- 
versicherungsträger ist damit als Verein des Privatrechts 
nicht mehr existent. 

Absatz 2 Satz 1 regelt, dass das Vermögen sowie Rechte 
und Pflichten des Verbandes Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger e. V. im Wege der gesetzlichen Gesamtrechts- 
nachfolge auf die Deutsche Rentenversicherung Bund über- 
gehen. Die Deutsche Rentenversicherung Bund stellt dazu 
einen Nachtragshaushalt auf. 

Die Bestimmung in Satz 2 stellt deklaratorisch klar, dass der 
Verein Verband Deutscher Rentenversicherungsträger e. V. 
damit aufgelöst ist. 

Zu §3 

Entsprechend der bislang für die Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte gehenden Regelung wird die Satzung 
vom Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Siche- 
rung genehmigt. 


Zu §4 

Satz 1 regelt die Errichtung der Deutschen Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See. Es handelt sich nicht um die 
Gründung einer neuen Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, sondern um die Fortführung der bisherigen Bundes- 
knappschaft unter einem anderen Namen. 

Satz 2 bestimmt Bochum als Hauptsitz. Die gesetzliche 
Festlegung weiterer Standorte ist nicht erforderlich. Die bis- 
herigen Flauptverwaltungen der Bahnversicherungsanstalt 
in Frankfurt am Main und der Seekasse in Flamburg werden 
zu Verwaltungsstellen der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See. 

Zu §5 
Absatz 1 

Seekasse und Bahnversicherungsanstalt sind durch Rechts- 
vorschrift errichtet worden. Ihre Auflösung bzw. ihr Auf- 
gehen in einer anderen Körperschaft bedarf daher ebenfalls 
einer Rechtsvorschrift. 

Absatz 2 

Absatz 2 regelt, dass das Vermögen sowie Rechte und 
Pflichten der Bahnversicherungsanstalt und der Seekasse im 
Wege der gesetzlichen Gesamtrechtsnachfolge auf die Deut- 
sche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See überge- 
hen. Mit der Gesamtrechtsnachfolge gehen auch die Haus- 
haltspläne der Bahnversicherungsanstalt und der Seekasse 
auf die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn- 
See über, so dass diese entsprechend bewirtschaftet werden 
können. 

Zu Artikel 83 (Gesetz zu Übergangsregelungen 
zur Organisationsreform in der 
gesetzlichen Rentenversicherung) 

Die Übergangsregelungen, die insbesondere zur sozialver- 
träglichen Umsetzung der Organisationsreform erforderlich 
sind, werden wegen ihrer inhaltlichen Zusammengehörig- 
keit und wegen der besonderen Bedeutung des Aspektes der 
Sozialverträglichkeit für die Beschäftigten der Rentenver- 
sichemngsträger in Artikel 83 zusammengefasst. 

Zu§l 

Die Absätze 1 und 3 regeln den Übergang des Personals des 
Verbandes Deutscher Rentenversichemngsträger zur Deut- 
schen Rentenversicherung Bund im Rahmen der Organisa- 
tionsreform der gesetzlichen Rentenversichemng. 

Nach Absatz 2 treten die Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger, die durch ihre Beschäftigung beim 
Verband Deutscher Rentenversicherungsträger als Dienst- 
ordnungs-Angestellte Versorgungsanwartschaften erwor- 
ben haben, mit dessen Auflösung zur Deutschen Rentenver- 
sicherung Bund über. 

Die Besitzstandsregelung des Absatzes 4 stellt sicher, dass 
die Maßnahmen der Organisationsreform für die betroffe- 
nen Beschäftigten nicht mit finanziellen oder anderen Nach- 
teilen verbunden sind. 

Absatz 5 trägt dem Übertritt der Versorgungsempfängerin- 
nen und Versorgungsempfänger des Verbandes Deutscher 
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Rentenversicherungsträger zur Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund Rechnung. Der Verband Deutscher Renten- 
versicherungsträger hat als eigenständige Institution in ent- 
sprechender Anwendung der Vorschriften für Beamte eine 
Versorgungsrücklage gebildet. Da mit dem Übergang der 
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger 
des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger die 
Versorgungslast vollständig auf die Deutsche Rentenversi- 
cherung Bund übergeht, ist die Versorgungsrücklage des 
Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger der Ver- 
sorgungsrücklage des Bundes zuzuführen. 

Zu §2 

Die Vorschrift regelt in den Absätzen 1 , 4 und 6 den Über- 
gang des Personals der Bahnversicherungsanstalt zu der 
Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See im 
Rahmen der Organisationsreform der gesetzlichen Renten- 
versicherung. 

Ergänzend zur Regelung des § 143 Abs. 9 des Sechsten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch in der ab 1 . Oktober 2005 geltenden 
Fassung sehen die Absätze 2, 5 und 6 vor, dass das Personal 
der Seekasse zu der Deutschen Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See übertreten kann. Dieser Personalübergang 
soll jedoch erst mit Ablauf des 3 1 . Dezember 2005 wirksam 
werden, damit die Selbstverwaltung der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See zeitlich in der Lage ist, 
die Satzungsregelung nach § 143 Abs. 9 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch zu erlassen. 

Sofern die mit Aufgaben der Seekasse und der Seemanns- 
kasse beschäftigten Dienstordnungs-Angestellten der See- 
Berufsgenossenschaft nach Absatz 2 zur Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See übertreten, treten nach 
Absatz 3 auch die Versorgungsempfängerinnen und Ver- 
sorgungsempfänger zur Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See über, die diese Aufgaben während 
ihrer aktiven Dienstzeit als Dienstordnungs-Angestellte der 
See-Berufsgenossenschaft wahrgenommen haben. In dem 
Fall wird zwischen der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See und der See-Berufsgenossenschaft 
eine Verwaltungsvereinbarung abzuschließen sein, in der 
u. a. der übertretende Personenkreis genauer definiert wird. 

Zu §3 

Die Vorschrift regelt den Übergang der in den Auskunfts- 
und Beratungsstellen der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte Beschäftigten zu den Regionalträgern im Rah- 
men der Organisationsreform der gesetzlichen Renten- 
versicherung. Im Auskunfts- und Beratungsdienst der Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte sind derzeit rund 
1 700 Beschäftigte (in Vollzeit umgerechnet) tätig, die weit 
überwiegend mit Aufgaben der Auskunft und Beratung, 
teilweise aber auch mit anderen Aufgaben befasst sind. Ein 
Teil dieser Aufgaben wird auch künftig von der Deutschen 
Rentenversicherung Bund in ihrer Trägerfunktion wahrge- 
nommen. Für die Entflechtung der Aufgaben sind ein Über- 
gangszeitraum und ein verbindliches Rahmenkonzept erfor- 
derlich. Das Rahmenkonzept ist von der Selbstverwaltung 
der Deutschen Rentenversicherung Bund bis zum 30. Juni 
2006 zur verabschieden und bis zum Ende der 1 . Legislatur- 
periode der Selbstverwaltung der Deutschen Rentenver- 
sicherung Bund umzusetzen. Hierbei handelt es sich um 


eine gemeinsame Angelegenheit der Träger der Rentenver- 
sicherung im Sinne von § 125 Abs. 2 Satz 2 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch. 

Zu §4 

Nach Absatz 1 Satz 1 gelten die jeweiligen Dienstordnun- 
gen des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger 
und der See-Berufsgenossenschaft für die übergetretenen 
Dienstordnungs-Angestellten zunächst weiter, da die Deut- 
sche Rentenversicherung Bund und die Deutsche Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See aufgrund ihrer Dienst- 
hermfähigkeit keine Dienstordnung erlassen haben. Die 
Regelung des Absatzes 1 Satz 2 stellt sicher, dass bei der 
Deutschen Rentenversicherung Bund und bei der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See aufgrund deren 
Diensthermfähigkeit das Dienstordnungsrecht nicht länger 
als notwendig neben dem Beamtenrecht bestehen bleibt. 
Satz 3 gewährleistet, dass die Bediensteten durch die Über- 
nahme ins Beamtenverhältnis keine Nachteile gegenüber 
ihrem bisherigen Status erleiden. Ein Wechsel der Dienst- 
ordnungsangestellten in das Beamtenverhältnis bei dem 
übernehmenden Träger richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften. Dazu bedarf es entsprechender Beschlüsse des 
Bundespersonalausschusses. Dabei wird davon ausgegan- 
gen, dass bei den für die Übernahme in das Beamtenverhält- 
nis notwendigen Entscheidungen - wie in vergleichbaren 
Fällen der Vergangenheit - den Interessen der beteiligten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch verfahrensmäßige 
Erleichterungen (z. B. Listenverfahren vor dem Bundesper- 
sonalausschuss) Rechnung getragen wird. 

Entsprechend der Regelung des § 613a Abs. 1 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs wird in Absatz 2 klargestellt, dass die 
tarifvertraglichen Regelungen der Deutschen Rentenver- 
sicherung Bund, der Deutschen Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See oder eines Regionalträgers der gesetz- 
lichen Rentenversicherung auf die Arbeits- und Ausbil- 
dungsverhältnisse der übergetretenen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer Anwendung findet. Darüber hinaus ist es 
sachgerecht, dass bisherige bei der Bahnversicherungsan- 
stalt und der Seekasse bestehende Regelungen zur betrieb- 
lichen Altersversorgung und tarifrechtliche Besitzstands- 
regelungen weitergelten, wenn sie über die bei der Deut- 
schen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See gelten- 
den Regelungen hinausgehen. 

Die Besitzstandsregelung des Absatzes 3 stellt sicher, dass 
die Maßnahmen der Organisationsreform für die betroffe- 
nen Beschäftigten nicht mit finanziellen oder anderen Nach- 
teilen verbunden sind. Absatz 3 Satz 4 trägt dem Status des 
Amtsinhabers Rechnung und ist durch die herausgehobene 
und strategische Bedeutung der von ihm in der Übergangs- 
phase nach der Organisationsreform wahrzunehmenden 
Aufgaben gerechtfertigt. 

Nach Absatz 4 Satz 1 bleiben die bestehenden Interessen- 
vertretungen einschließlich vorhandener Stufenvertretungen 
und Gesamtpersonalräte bis zur nächsten Wahl im Amt; 
hinsichtlich der in die Deutsche Rentenversicherung Bund 
einzugliedemden Betriebe des Verbandes Deutscher Ren- 
tenversicherungsträger e. V. sowie der in die Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See einzugliedem- 
den Dienststellen der Bahnversicherangsanstalt und der 
Seekasse gilt dies, soweit sie nicht in bestehende Dienststel- 
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len der Deutschen Rentenversicherung Bund oder Deut- 
schen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See einge- 
gliedert werden. In diesem Fall nehmen die bestehenden 
Betriebsräte die Aufgaben eines örtlichen Personalrats mit 
dessen Rechten und Pflichten wahr. Satz 2 bestimmt, dass 
die Mitglieder der Interessenvertretungen der durch Einglie- 
derung in bestehende Dienststellen aufgelösten Einrichtun- 
gen zusammen und gleichberechtigt mit den Mitgliedern der 
jeweiligen Personalvertretung die Beteiligungsrechte und 
sonstigen personalvertretungsrechtlichen Belange der Be- 
schäftigten wahmehmen. Sie erhalten dadurch die Möglich- 
keit, die Belange der Übergetretenen in die Beratungen der 
bestehenden Personalvertretungen angemessen einzubrin- 
gen. Die ehemaligen Betriebsräte des Verbandes Deutscher 
Rentenversicherungsträger e. V. erhalten im Hinblick auf 
den aus Anlass des Umzuges aufgestellten Sozialplan ein 
Restmandat gemäß § 21b Betriebsverfassungsgesetz. Die 
Regelung stellt sicher, dass interessensvertretungsfreie Zeit- 
räume vermieden werden können (Satz 3). 

Für die ehemaligen Personalvertretungen der Bahnversiche- 
rungsanstalt und der Seekasse wird ebenfalls ein entspre- 
chendes Restmandat geregelt (Satz 4). 

Absatz 5 Satz 1 und 2 beinhalten Übergangsregelungen für 
im Zeitpunkt der Eingliederung des VDR eingeleitete Be- 
teiligungsverfahren. Satz 3 bestimmt, dass bestehende Be- 
triebsvereinbarungen als Dienstvereinbarungen fortbeste- 
hen, soweit nicht bereits abweichende Regelungen in der 
aufnehmenden Dienststelle gelten. Satz 4 regelt entspre- 
chend die Fortgeltung der bei der Bahnversicherungsanstalt 
und der Seekasse bestehenden Dienstvereinbarungen. 

Nach Absatz 6 sind für die Jugend- und Auszubildenden- 
vertretungen sowie die Schwerbehindertenvertretungen die 
für die Personalvertretungen geltenden Regelungen des Ab- 
satzes 4 Satz 1 und 2 entsprechend anzuwenden. 

Absatz 7 enthält eine Übergangsbestimmung für die Gleich- 
stellungsbeauftragten, deren Stellvertreterinnen und die 
Vertrauensfrauen in den Dienststellen der Bahnversiche- 
rungsanstalt und der Seekasse, die nicht in eine bestehende 
Dienststelle der Deutschen Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Bahn-See eingegliedert werden. 

Da das Personal und die Aufgaben der Dienststelle im We- 
sentlichen unverändert bleiben, ist in diesen Fällen das Fort- 
bestehen der Ämter der Gleichstellungsbeauftragten, ihrer 
Stellvertreterinnen und der Vertrauensfrauen der Bahnversi- 
cherungsanstalt und der Seekasse sinnvoll. Sie bleiben so- 
mit als Gleichstellungsbeauftragte usw. der Deutschen Ren- 
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See im Amt. 

Im Falle der Auflösung einer Dienststelle und Eingliederung 
des Personals und der Aufgaben in eine weiter bestehende 
Dienststelle ist keine Übergangsregelung zu treffen. Denn zu- 
ständig ist künftig die Gleichstellungsbeauftragte der über- 
nehmenden Dienststelle. Eine andere Regelung - entspre- 
chend der zu den Personalvertretungen getroffenen - wäre 
nicht sinnvoll, da die Verfahrensregeln des Bundesgleichstel- 
lungsgesetzes (BGleiG) auf eine einzelne verantwortliche 
Person zugeschnitten sind und nicht auf ein Kollegialorgan, 
das seine Entscheidungen mit Mehrheitsbeschlüssen trifft. 

Sollte es darüber hinaus noch den Fall geben, dass eine 
Dienststelle bisher nicht dem BGleiG unterfiel und daher 
keine Gleichstellungsbeauftragte usw. hatte, so ist nach § 1 6 


BGleiG zu prüfen, ob eine Gleichstellungsbeauftragte und 
eine Stellvertreterin zu wählen sind oder eine Vertrauens- 
frau zu bestellen ist. 

Um die Handlungsfähigkeit der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund zu gewährleisten, wird in Absatz 8 eine Über- 
gangsregelung getroffen. Den Ländern wird entsprechend 
Artikel 75 Abs. 3 des Grundgesetzes zum Erlass landesge- 
setzlicher Regelungen über das Verfahren der Entsendung 
von Vertreterinnen und Vertretern in die Arbeitsgruppe Per- 
sonalvertretung der Deutschen Rentenversicherung eine an- 
gemessene Frist von zwölf Monaten gesetzt. 

Zu §5 

Die Vorschrift bestimmt, dass bei der erstmaligen Bildung 
der Selbstverwaltungsorgane bei der Deutschen Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See neben den allgemeinen 
Regeln zur Selbstverwaltung des Vierten Abschnitts des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch die Übergangsbestim- 
mungen der §§ 6 bis 10 ergänzend zu beachten sind. 

Die Übergangsbestimmungen sind erforderlich, da die 
Vereinigung Bundesknappschaft, Bahnversicherungsanstalt 
und Seekasse erst nach den Sozialversicherungswahlen 
2005 in Kraft tritt. Die Sozialversicherungswahlen 2005 er- 
folgen noch nach derzeitiger Rechtslage. Von daher ist es 
sachgerecht, die Besonderheiten bei der Zusammensetzung 
der Selbstverwaltungsorgane (Disparität bei der Bundes- 
knappschaft, ein Vertreter der Arbeitgeber bei der Bahn- 
versicherungsanstalt) für eine Übergangsphase bis zu den 
Sozialversicherungswahlen im Jahre 2011 im Wesentlichen 
beizubehalten. 

Zu §6 

Die Vorschrift bestimmt die Modalitäten zur Bildung und 
Zusammensetzung der Vertreterversammlung der Deut- 
schen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See. Im Hin- 
blick auf die Kürze der Zeit zwischen den Sozialversiche- 
rungswahlen 2005 und dem Inkrafttreten der Vereinigung ist 
es sachgerecht, die Zusammensetzung der Vertreterver- 
sammlung gesetzlich vorzugeben. 

Absatz 1 bestimmt, dass der Vertreterversammlung ins- 
gesamt 69 Mitglieder angehören. Das Überschreiten der 
Höchstgrenze von 60 Mitgliedern in der Vertreterversamm- 
lung kann im Hinblick auf die Zielsetzung der Vorschrift 
und die Modalitäten zur Zusammensetzung der Vertreter- 
versammlung für eine Übergangsphase bis 2011 hingenom- 
men werden. Für die Wahlperiode ab 2011 bestimmt die 
Satzung der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See die Zahl der Mitglieder der Vertreterversamm- 
lung, wobei dann die Höchstgrenze wieder zu beachten ist 
(§ 43 Abs. 1 Viertes Buch Sozialgesetzbuch). 

Absatz 2 regelt die Modalitäten zur Zusammensetzung der 
Vertreterversammlung der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See. Die Mitglieder der Vertreterver- 
sammlung werden von den aus den Sozialversicherungs- 
wahlen 2005 resultierenden Vertreterversammlungen der 
Bundesknappschaft, der Bahnversicherungsanstalt und der 
Seekasse durch Wahl bestimmt. Die Vertreterversammlung 
der Bundesknappschaft wählt wegen der in der Übergangs- 
phase weiterhin gültigen Disparität 32 Versichertenvertrete- 
rinnen und Versichertenvertreter und 1 6 Arbeitgebervertre- 
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terinnen und Arbeitgebervertreter, die Vertreterversamm- 
lung der Bahnversicherungsanstalt bestimmt 12 Versicher- 
tenvertreterinnen und Versichertenvertreter und die 
Arbeitgebervertreterin oder den Arbeitgebervertreter, wobei 
diese oder dieser wie bisher über die gleiche Anzahl an 
Stimmen wie die 12 Versichertenvertreterinnen und Versi- 
chertenvertreter verfugt, und die Vertreterversammlung der 
Seekasse wählt je vier Vertreterinnen und Vertreter der Ver- 
sicherten und der Arbeitgeber. 

Die zahlenmäßige Zusammensetzung sowie die Stimmen- 
verteilung in der Vertreterversammlung (Bundesknapp- 
schaft = 48 Mitglieder, 48 Stimmen, Bahnversicherungs- 
anstalt = 13 Mitglieder, 24 Stimmen, Seekasse = 8 Mit- 
glieder, 8 Stimmen) orientiert sich an den Zahlen der Wahl- 
berechtigten (Pflichtversicherte und Rentner). Von den 
gesamten Versicherten- und Rentnerzahlen des Jahres 2003 
der fusionierenden Träger unter zusätzlicher Berücksichti- 
gung der Fallzahlen der ab 1. Januar 2005 gültigen Ein- 
monatsregelung für die Beschäftigungsbereiche Bahn und 
See entfallen auf die Bundesknappschaft 61 %, die Bahn- 
versicherungsanstalt 30 % und die Seekasse 9 %. 

Absatz 3 legt in Anlehnung an das bisherige Recht fest, dass 
zur Gewährleistung der Stimmenparität die oder der von der 
Vertreterversammlung der früheren Bahnversicherungs- 
anstalt bestimmte Arbeitgebervertreterin oder Arbeitgeber- 
vertreter grundsätzlich nur über jeweils soviel Stimmen ver- 
fügt, wie stimmberechtigte Bahnversicherte anwesend sind. 

Im Hinblick auf die Tatsache, dass die Vereinigung von 
Bundesknappschaft, Bahnversicherungsanstalt und See- 
kasse zum 1. Oktober 2005 wirksam wird, und zur Gewähr- 
leistung der Handlungsfähigkeit der Deutschen Rentenver- 
sicherung Knappschaft-Bahn-See legt Absatz 4 fest, dass 
die Wahl der Vertreterversammlung spätestens am 30. Sep- 
tember 2005 zu erfolgen hat. 

Absatz 5 bestimmt ergänzend, dass die Vertreterversamm- 
lung spätestens am 3 1 . Oktober 2005 Zusammentritt. Im Üb- 
rigen wird klargestellt, dass die Vorschriften der Wahlord- 
nung für die Sozialversicherung entsprechend anzuwenden 
sind. 

Zu §7 

Absatz 1 gibt den gesetzlichen Rahmen für die Zusammen- 
setzung des Vorstandes der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See vor. Bei der konkreten Zusammen- 
setzung des Vorstandes hat die Vertreterversammlung die 
Verhältniszahlen der Stimmenverteilung in der Vertreterver- 
sammlung zu berücksichtigen. Im Übrigen gelten für die 
Wahl des Vorstandes die allgemeinen Vorschriften des Vier- 
ten Abschnitts des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. 

Nach Absatz 2 nimmt der am 30. September 2005 amtie- 
rende Vorstand der Bundesknappschaft übergangsweise die 
Aufgaben des Vorstandes der Deutschen Rentenversiche- 
rung Knappschaft-Bahn-See wahr. 

Zu §8 

Absatz 1 bestimmt, dass die Selbstverwaltungsorgane der 
Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See für 
eine Übergangszeit zwei stellvertretende Vorsitzende wäh- 
len. Hierdurch wird ermöglicht, dass alle von der Fusion er- 


fassten Träger im Vorsitz der Selbstverwaltungsorgane an- 
gemessen vertreten sein können. 

Im Hinblick auf die disparitätische Zusammensetzung der 
Selbstverwaltungsorgane verhindert Absatz 2 ein Überstim- 
men der Arbeitgeberseite durch die Arbeitnehmerseite. Die 
Vorschrift entspricht der bisherigen Regelung im § 65 
Abs. 2 Viertes Buch Sozialgesetzbuch. 

Die Selbstverwaltungsorgane der Deutschen Rentenversi- 
cherung Knappschaft-Bahn-See werden infolge der Fusion 
von drei Rentenversicherungsträgem Mitglieder haben, die 
von den Belangen der knappschaftlichen Krankenversiche- 
rang oder der ehemaligen Bahnversichemngsanstalt Abtei- 
lung B nicht tangiert sind. Von daher können nach Absatz 3 
durch Satzungsregelungen sachgerechte Entscheidungs- 
wege geschaffen werden. 

Zu §9 

Absatz 1 stellt klar, dass die Amtsdauer der Mitglieder der 
Selbstverwaltungsorgane der fusionierenden Träger mit 
dem erstmaligen Zusammentritt der Vertreterversammlung 
der Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See 
endet. 

Absatz 2 bestimmt, dass die Versichertenältesten der Bun- 
desknappschaft, die im Rahmen der Sozialwahlen des Jah- 
res 2005 gewählt worden sind, ihr Mandat behalten. Da- 
rüber hinaus wird die Möglichkeit eröffnet, weitere Ver- 
sichertenälteste zu wählen. 

Zu §10 

Die Vorschrift legt fest, dass die am 30. September 2005 
amtierende Geschäftsfühmng der Bundesknappschaft über- 
gangsweise die Aufgaben der Geschäftsfühmng der Deut- 
schen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See wahr- 
nimmt. 

Zu § 11 

Die Vorschrift bestimmt, dass bei der erstmaligen Bildung 
der Selbstverwaltungsorgane bei der Deutschen Rentenver- 
sichemng Bund neben den allgemeinen Regeln zur Selbst- 
verwaltung des Vierten Abschnitts des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch die Übergangsbestimmungen der §§12 
bis 14 ergänzend zu beachten sind. 

Die Übergangsbestimmungen sind erforderlich, da die Vor- 
schriften über die Errichtung der Deutschen Rentenver- 
sichemng Bund erst nach den Sozialversichemngswahlen 
2005 in Kraft treten. 

Zu § 12 

Die Sozialwahlen werden im Jahr 2005 bei der Bundes- 
versichemngsanstalt für Angestellte durchgeführt. Da die 
Bundesversichemngsanstalt für Angestellte zum 1 . Oktober 
2005 in die Deutsche Rentenversichemng Bund übergeht, 
ist eine Übergangsregelung zur Bildung der Vertreterver- 
sammlung erforderlich. Bis zu den nächsten Sozialwahlen 
setzt sich die Vertreterversammlung der Deutschen Renten- 
versichemng Bund aus den Mitgliedern der Vertreterver- 
sammlung der Bundesversichemngsanstalt für Angestellte 
und den gemäß § 44 Abs. 5 des Vierten Buches Sozial- 
gesetzbuch bestimmten Vertretern der Regionalträger und 
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der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 
zusammen. 

Absatz 2 legt fest, dass die Vertreterversammlung spätestens 
am 31. Oktober 2005 erstmals Zusammentritt. Im Übrigen 
wird klargestellt, dass die Vorschriften der Wahlordnung für 
die Sozialversicherung entsprechend anzuwenden sind. 

Absatz 3 stellt klar, dass die Amtsdauer der Mitglieder der 
Vertreterversammlung der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte mit dem erstmaligen Zusammentritt der Vertre- 
terversammlung der Deutschen Rentenversicherung Bund 
endet. 

Zu §13 

Die Vorschrift legt fest, dass der Vorsitzende und der stell- 
vertretende Vorsitzende des Vorstandes der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte und der Vorsitzende und der 
stellvertretende Vorsitzende des Verbandes Deutscher Ren- 
tenversicherungsträger übergangsweise die Aufgaben des 
Vorstandes der Deutschen Rentenversicherung Bund wahr- 
nehmen. Dabei übernehmen jeweils der Vorsitzende und 
stellvertretende Vorsitzende des Vorstandes diese Aufgabe, 
die am 30. September 2005 das jeweilige Amt ausüben. 

Zu §14 

Die Vorschrift legt fest, dass die am 30. September 2005 
amtierende Geschäftsführung der Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte zusammen mit der am 30. September 
2005 amtierenden Geschäftsführerin oder dem am 
30. September 2005 amtierenden Geschäftsführer und der 
am 30. September 2005 amtierenden stellvertretenden Ge- 
schäftsführerin oder dem am 30. September 2005 amtieren- 
den stellvertretenden Geschäftsführer des Verbandes Deut- 
scher Rentenversicherungsträger übergangsweise die Auf- 
gaben der Geschäftsführung der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund wahmehmen. 

Zu §15 

Die Vorschrift legt fest, dass die am 30. September 2005 
amtierende Geschäftsführerin oder der am 30. September 
2005 amtierende Geschäftsführer und die am 30. September 
2005 amtierende stellvertretende Geschäftsführerin oder der 
am 30. September 2005 amtierende stellvertretende Ge- 
schäftsführer des Verbandes Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger übergangsweise die Aufgaben des Erweiterten 
Direktoriums der Deutschen Rentenversicherung Bund 
wahmehmen. 

Zu §16 

Die Vorschrift trifft Regelungen zur Überleitung des Sat- 
zungsrechts der Bahnversicherangsanstalt. Die Bahnver- 
sichemngsanstalt erbringt derzeit auf der Gmndlage sat- 
zungsrechtlicher Vorschriften Leistungen der Zusatzversor- 
gung. Die Vorschrift gewährleistet, dass diese Leistungen 
im gleichen Umfang von der Deutschen Rentenversiche- 
mng Knappschaft-Bahn-See erbracht werden. Regelungen 
zur Funktion der bisherigen Versichertensprecher der Bahn- 
versichemngsanstalt, die auf der Gmndlage satzungsrecht- 
licher Vorschriften die Versicherten im Bereich der betrieb- 
lichen Zusatzversorgung beraten, können durch die Satzung 


der Deutschen Rentenversicherang Knappschaft-Bahn-See 
getroffen werden. 

Zu §17 

Anpassung der Vorlagefrist für die Haushaltspläne 2006 an 
die Tatsache, dass die Ändemngen bei den Trägem erst zum 
1 . Oktober 2005 in Kraft treten und eine Vorlage zum 
1 . September 2005 nicht möglich ist. 

Zu §18 

Die Vorschrift regelt für die Übergangszeit im Jahr 2005 die 
F inanzverfassung. 

Zu §19 

Bereits im Jahr 2005 wird nicht mehr zwischen Angestellten 
und Arbeitern unterschieden. Die zuständigen Träger der 
Rentenversichemng und deren Beitragsanteil sind so früh 
wie möglich bekanntzugeben. 

Zu §20 

Die Vorschrift legt fest, welcher Träger der Rentenversiche- 
rang bis zur Errichtung der Deutschen Rentenversicherang 
Bund und der Deutschen Rentenversicherang Knappschaft- 
Bahn-See deren Aufgaben wahmimmt. Insbesondere stellt 
die Regelung sicher, dass Vorschriften, die aufgrund der Or- 
ganisationsreform zum 1 . Januar 2005 wegen des Verweises 
auf entsprechende Vorschriften des Sechsten Buches Sozial- 
gesetzbuch geändert werden müssen, auch bis zum 30. Sep- 
tember 2005 systematisch korrekt angewandt werden kön- 
nen (z. B. § 23 SGB I, § 177 SGB V). Im Übrigen ist die 
Vorschrift bedeutsam für die Anwendung der durch die 
Artikel 65, 71 und 74 geänderten Verordnungen. 

Zu §21 

Die Vorschrift bestimmt, dass der Verband Deutscher Ren- 
tenversicherangsträger gemeinsam mit den Trägem der 
Rentenversicherang die Versicherten sowie die Rentnerin- 
nen und Rentner über die wesentlichen mit der Organisa- 
tionsreform der gesetzlichen Rentenversicherang verbunde- 
nen Neuregelungen, insbesondere über die neue Versicher- 
tenzuordnung zu informieren hat. 

Zu Artikel 84 (Gesetz zur Abgaben- und Gerichts- 
kostenbefreiung im Rahmen der 
Organisationsreform in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung) 

Zu§l 

Die Vorschrift regelt die Befreiung von Abgaben für 
Rechtshandlungen aus Anlass der Umbenennung der Bun- 
desversicherangsanstalt für Angestellte und der Eingliede- 
rung des Verbandes Deutscher Rentenversicherangsträger in 
die Deutsche Rentenversicherang Bund sowie der Um- 
benennung der Bundesknappschaft und der Eingliederung 
der Bahnversicherangsanstalt und der Seekasse in die 
Sonderanstalt des Bundes. Die Regelung umfasst auch die 
Befreiung von Gerichtskosten und orientiert sich insoweit 
an Artikel 4 § 7 des Gesetzes zur Errichtung der Bundes- 
knappschaft vom 28. Juli 1969 (BGBl. I S. 974). 
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Zu §2 

Die Vorschrift bestimmt, dass die Regelungen zur Abgaben- 
und Gerichtkostenbefreiung auch bei der Vereinigung von 
Regionalträgem entsprechend gelten. 

Zu Artikel 85 (Rückkehr zum einheitlichen 
Verordnungsrang) 

Die Regelung ist notwendig, um eine „Versteinerang“ der 
durch dieses Gesetz geänderten Verordnungen zu vermeiden 
und in Zukunft wieder ihre Ändemng und Aufhebung durch 
eine Rechtsverordnung zu ermöglichen. 

Zu Artikel 86 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 

Die Unterscheidung zwischen Arbeiter- und Angestellten- 
rentenversichemng wird zum 1 . Januar 2005 aufgehoben. 
Demzufolge sind den Einzugsstellen so früh wie möglich 
nach der Verkündung dieses Gesetzes die Angaben für die 
Weiterleitung von Beiträgen bekanntzugeben. Die Errich- 
tung der Deutschen Rentenversichemng Bund und der 
Deutschen Rentenversichemng Knappschaft-Bahn-See er- 
folgt zum 1. Oktober 2005. Die übergangsweise Aufgaben- 
wahmehmung bis zur Errichtung dieser Träger ist in § 274d 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch geregelt. Die neue 
Finanzverfassung tritt zum 1. Januar 2006 in Kraft. Gmnd 
sind die umfangreichen Regelungen über Finanzbeziehun- 
gen der Träger untereinander und mit anderen Zweigen der 
Sozialversichemng. Die Abrechnungsverfahren, Vorschüsse 
etc. sind alle auf das Kalenderjahr bezogen. Die Erstattung 
des Bundes für einigungsbedingte Leistungen an die Träger 
der allgemeinen Rentenversichemng wird rückwirkend zum 
1. Januar 2004 an die durch das Zweite Gesetz zur Ände- 
mng des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und anderer 
Gesetze geänderten Rechtslage angepasst. Die Regelungen 
zur Abgaben- und Gerichtskostenbefreiung gelten nur bis 
zum 31. Dezember 2010. 


C. Finanzielle Answirknngen 

Durch die Maßnahmen dieses Gesetzentwurfs, insbesondere 
durch die Neuordnung und Verschlankung der Verwaltungs- 
stmkturen der gesetzlichen Rentenversichemng und die 
Vereinfachung der Finanzströme, ergibt sich eine dauerhafte 
Entlastung der im Umlageverfahren zu finanzierenden Ver- 
waltungs- und Verfahrenskosten und somit langfristig auch 


der Lohnnebenkosten. Die Zahl der Versichemngsträger 
wird auf Bundesebene auf zwei Träger reduziert. Gmnd- 
satz- und Querschnittsaufgaben der Deutschen Rentenversi- 
chemng werden auf Bundesebene gebündelt. Mit dem 
Benchmarkingprozess wird ein Wettbewerb unter den Ren- 
tenversichemngsträgem um Qualitäts- und Kosten- 
optimiemng initiiert. Die neue Finanzverfassung optimiert 
die Finanzbeziehungen zwischen den Arbeitgebern und den 
Einzugsstellen, den Trägem untereinander und reduziert die 
tatsächlichen Zahlungsströme auf ein Minimum. Der Auf- 
wand für Arbeitgeber wird entbürokratisiert. Die überkom- 
mene Aufteilung nach Arbeitern und Angestellten wird ab- 
gelöst zugunsten eines einheitlichen Versichertenbegriffes. 
Umständliche Abrechnungsverfahren der Träger unterein- 
ander entfallen oder werden auf einen buchhalterischen Vor- 
gang zurückgeführt. 

Der Bund wird langfristig durch die Maßnahmen dieses Ge- 
setzentwurfs infolge der durch Synergieeffekte verbesserten 
Wirtschaftlichkeit und Effektivität bei den Zahlungen an die 
allgemeine und knappschaftliche Rentenversichemng ent- 
lastet. 

Die Entlastungswirkung dieses Gesetzes tritt ab dem In- 
krafttreten stetig ein und hat das Ziel in den ersten fünf Jah- 
ren den Verwaltungs- und Verfahrenskostenanteil um 10 % 
zu senken. Ausgehend von Verwaltungs- und Verfahrens- 
kosten in Höhe von ca. 3,5 Mrd. Euro in der gesetzlichen 
Rentenversichemng, ist nach längstens 5 Jahren von einem 
konstanten jährlichen Einsparvolumen von 350 Mio. Euro 
bezogen auf das Ausgangsjahr 2005 auszugehen. 

D. Preiswirkungsklausel 

Es sind keine Auswirkungen auf Einzelpreise sowie auf das 
gesamtwirtschaftliche Preisniveau zu erwarten. 

E. Sonstige Kosten 

Der entstehende Vollzugsaufwand für die öffentliche Hand 
ist nicht quantifizierbar. 

Durch die mit der Organisationsreform verbundenen Ein- 
spamngen wird das verfügbare Einkommen der Arbeitneh- 
mer in den Jahren, in denen der Beitragssatz gesenkt werden 
kann, erhöht. Die Personalkosten der Unternehmen sinken 
im gleichen Umfang. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 802. Sitzung am 9. Juli 2004 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
zu dem Gesetzentwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

I. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

1. Der Bundesrat begrüßt den vorgelegten Gesetzentwurf. 
Er setzt im Wesentlichen das vom Bundeskanzler und 
den Regierungschefs der Länder am 26. Juni 2003 ver- 
einbarte Gemeinsame Konzept zur Organisationsreform 
der gesetzlichen Rentenversicherung um. Der Bundesrat 
ist der Auffassung, dass damit die Grundlagen für die 
weitere Erhöhung von Wirtschaftlichkeit, Effektivität 
und Bürgemähe der Rentenversichemng gelegt werden. 

2. Dennoch sieht der Bundesrat insbesondere in folgenden 
Bereichen Nachbesserangs- bzw. Prüfungsbedarf durch 
die Bundesregierung: 

a) Mit dem Gemeinsamen Konzept haben sich Bund 
und Länder in enger Abstimmung mit den Sozialpart- 
nern darauf verständigt, dem Wettbewerb um die 
beste Aufgabenerfüllung den Vorzug zu geben 
gegenüber dirigistischen und bürokratischen Vor- 
gaben. Insoweit betrachtet der Bundesrat den nun- 
mehr im Gesetzentwurf vorgesehenen Genehmi- 
gungsvorbehalt hinsichtlich der Haushaltspläne aller 
Rentenversicherungsträger als einen Fremdkörper. 
Für eine solche Regelung gibt es weder eine Veran- 
lassung, noch ist erkennbar, welche positiven Effekte 
dies bringen soll. Im Gegenteil: Die Selbstverwal- 
tung würde noch stärker als bislang schon ein- 
geschränkt werden, häufig wären zusätzliche Verfah- 
rensschritte zur Feststellung des Haushalts erforder- 
lich. Hinzu kommen die mit einer Genehmigung ver- 
bundenen personellen Aufwendungen für die Länder, 
für die eine Erstattung nicht vorgesehen ist. Der Bun- 
desrat fordert daher die Bundesregierung nachdrück- 
lich auf, von einer solchen Regelung Abstand zu neh- 
men. 

b) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu prüfen, 
wie die ursprünglich vorgesehene Umsatzsteuer- 
Befreiung von Gesellschaften und Vereinen, die von 
den Trägem der Rentenversicherung gegründet wer- 
den, in Übereinstimmung mit dem EU-Recht geregelt 
werden kann. Dabei sollte insbesondere berücksich- 
tigt werden, dass die Gesellschaften und Vereine eng 
mit der sozialen Sicherheit verbundene Dienstleistun- 
gen erbringen, die einem Wettbewerb nicht zugäng- 
lich sind. 

c) Die Steuerbefreiung würde die Rentenversicherungs- 
träger in ihren Bestrebungen unterstützen, durch eine 
verstärkte Zusammenarbeit in bestimmten Bereichen 
und die Bündelung von Aufgaben (z. B. im DV-Be- 
reich) ihre Wirtschaftlichkeit und Effektivität zu stei- 
gern und moderne Verwaltungs Strukturen zu schaf- 
fen. Die daraus resultierenden erheblichen Einspa- 


rungen kämen den Versicherten im Umlageverfahren 
direkt zu Gute. 

d) Der Bundesrat hält es für erforderlich, die Regelung 
zur Verteilung der Beitragseinnahmen zwischen Bun- 
desträgem und Regionalträgern so zu fassen, dass sie 
ihr beabsichtigtes Ziel tatsächlich erreicht. 

Die Verteilung soll künftig der Versichertenzustän- 
digkeit nach dem Schlüssel 45:55 entsprechen. Dies 
kommt im Gesetzestext mit der bloßen Fortschrei- 
bung der heutigen Einnahmenanteile nach der künfti- 
gen Verändemng des Anteils der bei den Regionalträ- 
gem Pflichtversicherten nicht zum Ausdrack. Denn 
die heutigen Einnahmenanteile entsprechen infolge 
unterschiedlicher Einkommens stmkturen bei Arbei- 
tern und Angestellten nicht dem Anteil der Pflicht- 
versicherten. Der Bundesrat bittet daher die Bundes- 
regiemng, die Regelung in der Weise zu präzisieren, 
dass die Einnahmenanteile der Regionalträger und 
Bundesträger nach Umsetzung der neuen Versicher- 
tenzuständigkeit 55 % bzw. 45 % betragen. 

e) Der Bundesrat ist der Auffassung, dass die Fachkom- 
petenz sowohl der einzelnen Träger als auch der Ren- 
tenversichemng insgesamt in keiner Weise gefährdet 
werden darf. Die Sichemng der Kompetenz vor Ort 
und der Qualität der Beschlüsse auf Bundesebene ist 
ein Erfordernis der Bürgemähe und ist für einen 
Wettbewerb selbständiger Träger um eine effiziente 
Aufgabenerledigung unerlässlich. Der Bundesrat hält 
es vor diesem Hintergmnd für geboten, dass jeder 
Träger in den Fachausschüssen der Deutschen Ren- 
tenversichemng Bund vertreten ist und sich in den 
Fachfragen einbringen kann. Es ist deshalb eine Re- 
gelung aufzunehmen, dass in den Fachausschüssen 
die Träger der Rentenversichemng durch den Ge- 
schäftsführer oder ein Mitglied der Geschäftsfühmng 
vertreten sind. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 

3. Zu Artikel 1 Nr. 17, Artikel 83 (§ 140 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 2 SGB VI, § 4 
Abs. 8 Gesetz zu Über- 
gangsregelungen zur 
Organisationsreform in 
der gesetzlichen Ren- 
tenversichemng) 

a) In Artikel 1 § 140 Abs. 2 Satz 1 ist Nummer 2 wie 
folgt zu fassen: 

,2. je ein Mitglied, das vom Gesamtpersonalrat 
eines jeden landesunmittelbaren Trägers der 
Rentenversichemng aus seiner Mitte zu bestellen 
ist, soweit keine abweichenden landesrechtli- 
chen Regelungen zur Auswahl und zum Verfah- 
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ren der Entsendung getroffen werden; ist kein 
Gesamtpersonalrat gebildet, so tritt an seine 
Stelle der Personalrat. ‘ 

b) ln Artikel 83 § 4 ist Absatz 8 zu streichen. 

Begründung 

Zu Buchstabe a 

Aus Gründen der Normensparsamkeit sollte auf die in 
dem Gesetzentwurf vorgeschriebenen aufwendigen be- 
sonderen landesrechtlichen Regelungen zur Auswahl 
und Entsendung des jeweiligen Mitglieds aus der Perso- 
nalvertretung eines jeden landesunmittelbaren Trägers 
der Rentenversicherung verzichtet werden. Anstelle der 
Ermächtigung für eine landesrechtliche Vorschrift sollte 
eine unmittelbare Regelung erfolgen. 

Die vorgeschlagene Regelung eröffnet dem jeweiligen 
Personalrat die Möglichkeit, den Vorsitzenden oder ein 
anderes Mitglied zu bestellen. Alternativ wäre auch die 
Bestimmung der jeweiligen Vorsitzenden der Gesamt- 
personalräte oder Personalräte eines jeden landesunmit- 
telbaren Trägers der Rentenversicherung denkbar. 

Für den Fall, dass die vorgeschlagene Regelung nicht al- 
len Länderinteressen gerecht wird, sollen abweichende 
landesrechtliche Regelungen zugelassen werden. Damit 
wird die Notwendigkeit zusätzlicher Landesgesetze zu- 
mindest auf ein Mindestmaß reduziert. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung 

4. Zu Artikel 14 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2 Buchstabe b, 
Nr. 3 Buchstabe a und Nr. 4 Buchstabe b (Anlage 1 
BBesG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren zu prüfen, ob sowohl in den zu ersetzenden als 
auch in den neu auszubringenden Amtsbezeichnungen 
jeweils der Begriff „Besoldungsstufe“ durch den Begriff 
„Besoldungsgruppe“ zu ersetzen ist. 

Begründung 

Gemäß § 20 Abs. 1 Bundesbesoldungsgesetz werden die 
Ämter der Beamten und Soldaten und ihre Besoldungs- 
gruppen in Bundesbesoldungsordnungen (oder in Lan- 
desbesoldungsordnungen) geregelt. Die Verwendung des 
Wortes „Besoldungsstufe“ erscheint im Hinblick darauf 
gesetzesuntypisch und ist zudem vor dem Hintergrund 
des ebenfalls im Bundesbesoldungsgesetz - in Bezug auf 
die Bemessung des Grundgehaltes - definierten Begriffs 
„Stufe“ sachlich nicht zutreffend. 

5. Zu Artikel 14 Nr. 6, 7 und 8 (Anlage I BBesG) 

ln Artikel 1 4 sind die Nummern 6 bis 8 wie folgt zu fassen: 

,6. ln der Besoldungsgruppe B 7 werden die Amts- 
bezeichnung „Direktor bei der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte“ und der Zusatz als 
stellvertretender Geschäftsführer oder Mitglied der 
Geschäftsführung durch die Amtsbezeichnung 
„Direktor bei der Deutschen Rentenversicherung 
Bund“ und den Zusatz als Mitglied des Direkto- 
riums ersetzt. 


7. ln der Besoldungsgruppe B 8 werden die Amts- 
bezeichnung „Präsident der Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte“ und der Zusatz als Ge- 
schäftsführer oder Vorsitzender der Geschäftsfüh- 
rung gestrichen. 

8. ln der Besoldungsgruppe B 9 wird nach der Amts- 
bezeichnung „Ministerialdirektor“ und dem Zusatz 

bei einer obersten Bundesbehörde als Leiter einer 
Abteilung die Amtsbezeichnung „Präsident der 
Deutschen Rentenversicherung Bund“ eingefügt. ‘ 

Begründung 

Artikel 14 Nr. 6 bis 8 des Gesetzentwurfs sehen die 
Hebung des Amtes der Präsidentin oder des Präsidenten 
der zu gründenden Bundesanstalt um zwei Besoldungs- 
gruppen von B 8 nach BIO und die Hebung der Stellver- 
tretung um eine Besoldungsgruppe von B 7 nach B 8 
vor. 

Diese Regelung entspricht nicht den Grundsätzen des 
§18 BBesG. Danach sind Funktionen nach den mit 
ihnen verbundenen Anforderungen sachgerecht zu be- 
werten und nach ihrer Wertigkeit unter Berücksichtigung 
der gemeinsamen Belange aller Dienstherren den Besol- 
dungsgruppen zuzuordnen. Es sind keine sachlichen 
Gründe für eine um ein bzw. zwei Besoldungsgruppen 
höhere Einstufung dieser Ämter ersichtlich. 

Nach dem bisherigen Besoldungs- und Bewertungsge- 
füge sind die höchsten Leitungsämter für Präsidenten 
von Verwaltungsbehörden der Besoldungsgruppe B 9 
zugeordnet, wobei diese Höchsteinstufungen den Leitern 
der obersten Sicherheitsbehörden (Präsidentinnen und 
Präsidenten des Bundeskriminalamtes, des Bundesnach- 
richtendienstes und des Verfassungsschutzes sowie des 
Bundesamtes für Wehrtechnik und Beschaffung) Vor- 
behalten sind, deren Verantwortungsstellung und Hand- 
lungskompetenz sich wesentlich von der anderer Ver- 
waltungsbehörden unterscheiden. Aus diesem Grunde 
sind die Leiter anderer großer und bedeutender Behör- 
den wie dem Bundeskartellamt, dem Statistischen Bun- 
desamt, dem Bundesverwaltungsamt oder dem Deut- 
schen Patent- und Markenamt in Besoldungsgruppe B 8 
eingestuft. 

Einzig das Amt des Präsidenten der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht ist in Besoldungsgruppe 
B 10 eingestuft, allerdings ist die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht weitestgehend selbstän- 
dig, finanziert sich selbst, erhält keine Mittel aus öffent- 
lichen Haushalten und ist insoweit nicht vergleichbar. 

Allein die Erhöhung der Anzahl der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sowie des zu verwaltenden Haushalts- 
volumens können bei weitgehend gleich bleibenden 
Aufgaben eine um zwei Besoldungsgruppen höhere Ein- 
gruppierung nicht rechtfertigen. Mit einer Einstufung 
nach Besoldungsgruppe B 9 würde die zukünftige Präsi- 
dentin oder der zukünftige Präsident mit den Leitern der 
Sicherheitsbehörden gleichgestellt, eine darüber hinaus- 
gehende Einstufung wäre nicht sachgerecht. Wegen des 
besoldungsrechtlich geforderten Abstandsgebotes soll- 
ten die Direktorinnen und Direktoren bei der Deutschen 
Rentenversicherung Bund als Mitglieder des Direkto- 
riums in Besoldungsgruppe B 7 verbleiben. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu Nummer 2 Buchstabe a 

Die Bundesregierung wird die Aufforderung des Bundes- 
rates im weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen. 

Sie weist insoweit jedoch darauf hin, dass der im Gesetz- 
entwurf vorgesehene Genehmigungsvorbehalt aus sozial- 
verfahrensrechtlicher Sicht schon deshalb keinen Fremdkör- 
per bildet, weil ein derartiger Vorbehalt auch nach gelten- 
dem Recht bereits z. B. für die Haushalte der Bundes- 
agentur für Arbeit und der Bundesknappschaft besteht. 

Auch hält die Bundesregierung grundsätzlich eine stärkere 
Einflussmöglichkeit auf die Haushalte der Rentenversiche- 
rungsträger deshalb für gerechtfertigt, weil mehr als 30 Pro- 
zent der Gesamtausgaben der Rentenversicherung haus- 
haltsfmanziert sind. Von daher besteht für sie ein besonde- 
res Interesse daran, dass das mit der Organisationsreform 
verbundene Einsparziel von 350 Mio. Euro jährlich (Sen- 
kung des Anteils der Verwaltungs- und Verfahrenskosten 
um 1 0 Prozent) seinen Widerhall im Gesetz findet. Bund 
und Länder stehen in der gemeinsamen Verantwortung 
gegenüber der Versichertengemeinschaft und dem Steuer- 
zahler. 

Ohne die Einführung eines Genehmigungsvorbehalts für die 
Haushalte der Rentenversicherungsträger hätten Bund und 
Länder keine ausreichenden Möglichkeiten, um auf die Er- 
reichung des Einsparziels Einfluss zu nehmen. Durch die 
Organisationsreform werden neue Strukturen in der Renten- 
versicherung geschaffen und der Selbstverwaltung weiter 
gehende Spielräume eröffnet. Gerade in dieser Phase ist 
sicherzustellen, dass die Lösung der auftretenden Interes- 
senskonflikte unter Beachtung der Einsparziele bei den Ver- 
waltungs- und Verfahrenskosten erfolgt. 

Zu Nummer 2 Buchstabe b und c 

Die Bundesregierung wird im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren prüfen, ob eine Umsatzsteuerbefreiung von Gesell- 
schaften und Vereinen, die von den Rentenversicherungsträ- 
gem gegründet werden, in Übereinstimmung mit den ver- 
bindlichen Vorgaben der 6. EG-Richtlinie geregelt werden 
kann. 

Zu Nummer 2 Buchstabe d 

Die Bundesregiemng wird die Auffordemng des Bundes- 
rates im weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen. 

Bereits durch die jetzige Regelung wird eine der Versicher- 
tenverteilung entsprechende Quote der Beitragseinnahmen 
ermöglicht. In der Begründung zum einschlägigen § 28k 
SGB IV ist die Zielvorgabe sogar ausdrücklich formuliert. 
Da der Entwurf auf einem von allen Rentenversichemngs- 
trägem unter Leitung des Verbandes Deutscher Rentenver- 
sichemngsträger (VDR) gebilligten Vorschlag zur Beitrags- 


weiterleitung basiert, wird der VDR in die Prüfung einge- 
bunden. 

Zu Nummer 2 Buchstabe e 

Die Bundesregiemng wird im weiteren Verfahren prüfen, ob 
eine gesetzliche Regelung zur Besetzung der Fachaus- 
schüsse erforderlich ist oder ob eine entsprechende Sat- 
zungsregelung ausreichend ist. 

Zu Nummer 3 

Die Bundesregiemng kann dem Vorschlag des Bundesrates 
aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht folgen. 

Eine abschließende Regelung zur Entsendung der Personal- 
vertreter der Regionalträger in die Arbeitsgmppe Personal- 
vertretung bei der Deutschen Rentenversichemng Bund 
wäre von der Kompetenzregel des Artikels 75 Abs. 2 
Gmndgesetz (GG) nicht gedeckt. Nach der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts vom 27. Juli 2004 (BvF 2/ 
02) liegt ein Ausnahmefall gemäß Artikel 75 Abs. 2 GG nur 
dann vor, „wenn die Rahmenvorschriften ohne die in Ein- 
zelheiten gehenden oder unmittelbar geltenden Regelungen 
verständigerweise nicht erlassen werden könnten, diese also 
schlechthin unerlässlich sind“. Aus fachlicher Sicht lässt 
sich diese Unerlässlichkeit nicht begründen, auch wenn 
pragmatische Gründe für den Regelungsvorschlag des Bun- 
desrates sprechen. 

Zu Nummer 4 

Die Bundesregiemng wird dem Vorschlag des Bundesrates 
Rechnung tragen und den Begriff „Besoldungsstufe“ durch 
den Begriff „Besoldungsgmppe“ in den neu auszubringen- 
den und den zu ersetzenden Amtsbezeichnungen in der 
Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes ersetzen. 

Zu Nummer 5 

Die Bundesregiemng wird den Vorschlag des Bundesrates 
im weiteren Verfahren prüfen. 

Bei der Einstufung der Geschäftsführerbesoldung bei der 
neu geschaffenen Deutschen Rentenversichemng Bund sind 
neben den mit der Funktion verbundenen Anfordemngen 
auch die Ausgestaltung des Amtes in zeitlicher und versor- 
gungsrechtlicher Hinsicht von Bedeutung. Daneben wird zu 
berücksichtigen sein, dass es sich bei den Rentenversiche- 
mngsträgem um selbständige Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts handelt, die sich in erster Linie über die Bei- 
träge finanzieren. In diesem Zusammenhang wird die Prü- 
fung hinsichtlich des besoldungsrechtlich geforderten Ab- 
standsgebots innerhalb der Deutschen Rentenversichemng 
auch die Struktur der Geschäftsführerbesoldungen bei den 
Regionalträgem mit umfassen müssen. 
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